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EINLEITUNG. 


Am 11. Dezember 1891 vollendet die Hermann- 
städter allgemeine Sparkassa das erste halbe Jahrhundert 
ihres Bestandes. Es ist begreiflich , . dass die näher 
Beteiligten sich des Werkes, an welchem so viele Einzelne, 
ja mehrere Geschlechter gearbeitet haben und das, die 
Ungunst schwieriger Zeiten überwindend, noch immer 
in aufsteigender Entwickelung begriffen ist, nicht bloss 
freuen, sondern auch — mögen sie sonst über Jubiläums- 
feste denken, wie sie wollen — sich verpflichtet fühlen, 
auf den Weg, der bisher zurückgelegt worden, Rückschau 
zu halten. 

Ich hätte es lieber gesehen, wenn ein Anderer, als 
ich, der Aufgabe, den Werdegang der Sparkassa dar- 
zustellen, sich unterzogen haben würde. Indem ich die 
fünfzigjährige Geschichte der Hermannstädter allgemeinen 
Sparkassa niederzuschreiben unternommen habe, bin ich 
mir dessen wohl bewusst, dass ich dem Vorwurfe der 
Befangenheit ausgesetzt bin, da ich seit 1886 als Direktor 
die Anstalt leite und vorher einige Jahre lang als Vereins- 
vorstand auf dieselbe Einfluss genommen habe. Es wäre 
auch vergeblich, die Befangenheit zu leugnen. Wenigstens 
hat die Furcht, befangen zu erscheinen, in der Darstellung 
der Periode, in welcher ich an der Entwickelung der 
Anstalt mitgewirkt, mir Zurückhaltung auferlegt und 
mich bestimmt, das Persönliche möglichst in den Hinter- 
grund zu drängen und die Thatsachen sprechen zu 
lassen. Dadurch ist die Darstellung trockener geworden. 
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Zu dem äusseren Rahmen der Darstellung bemerke 
ich, dass ich den Entwickelungsgang der Sparkassa in 
drei, der Amtsdauer der drei Direktoren des Institutes 
entsprechenden Zeitabschnitten (1841 — 1878, 1879 — 1885, 
1886 — 1891) behandle. 

Der zweite umfangreichere Teil, der »Anhang«, um- 
fasst die Sammlung der Statuten und anderer wichtigerer 
Urkunden der Sparkassa, Verzeichnisse der Mitglieder 
und Funktionäre des Sparkassavereines, eine Uebersicht 
der Widmungen derselben, das Ziffernbild der Jahres- 
rechnungen von 1841 bis 1890 in tabellarischer Form, 
eine graphische Darstellung der Bewegung der Spar- 
einlagen, Pfandbriefe und Hypothekardarlehen u. s. w. 

An der Zusammenstellung des Anhanges haben die 
Herren Sparkassabeamten Martin Lani, Kontrollor, 
und Hans Bcrgleiter, Offizial, wesentlichen Anteil; 
für ihre freundliche Mitarbeit sage ich ihnen herzlichsten 
Dank. 

Hermannstadt, 20. Juli 1891. 

Dr. Carl Wolff. 
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1841 - 1878 . 


Die Gründung der Herinannstädter allgemeinen 
Sparkassa und die vier ersten Jahrzehnte ihrer Geschichte 
sind auf das Innigste mit Friedrich Michael Herbert 
verknüpft. Als ein Zoll des ihm gebührenden Dankes 
mag auch der Versuch angesehen werden, das Leben 
desselben hier in kurzen Umrissen zu zeichnen.*) 

Friedrich Michael Herbert war am 16. Mai 1802 in 
Klausenburg geboren, wo sein Vater, Michael Herbert, 
seit 1798 als evangelischer Pfarrer wirkte. Die Mutter, 
Anna Maria, war eine Tochter des früh verstorbenen 
Rothberger Pfarrers Paul Gottlieb Leonhardt. Der Knabe, 
der im zartesten Alter von Zigeunern aus Klausenburg 
entführt, aber in Monostor wieder aufgefunden wurde, 
wuchs in der strengen Ordnung und in dem wachsenden 
Wohlstand des Elternhauses auf. Der Vater wurde 1804 
als Pfarrer nach Dobring, 1807 als Stadtpfarrer nach 
Mühlbach, wo er 1828 starb, berufen. Der junge Friedrich 
Michael machte den in unserem Mittelstände üblichen 


*) Vergl. Gedenkrede auf Friedrich Michael Herbert. Gehalten in der 

Generalversammlung der Hermannstadter allgemeinen Sparkassa am 2. April 1890 
von Dr. Karl Woltf. Hermannstadl, Druck von Josef Drotlcft, 1890. 


Fri**irifA J/irA atl 
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Bildungsgang mit; er studierte am unitarischen Kollegium 
in Klausenburg, bestand 1821 in Hermannstadt das 
Konsistorialexamen und zog nach M.-Vasarhely. um dort 
an der königlichen Gerichtstafel Jura zu studieren. In 
einein Briefe vom 6. Dezember 1821 schreibt er aus 
M.-Vasarhely an seinen Vater: »Morgens um 9 Uhr geht 
man in die Kanzlei. Hier trägt der Protokollist Jus vor; 
um 10 Uhr kommt der Protonotär Pavai aus seiner 
Stube heraus, giebt zwei Kanzlisten seine Prozesssachen 
und dann geht man auf die Tafel; hier bleibt man bis 
um 1 Uhr. Dann gehe ich zum Essen, vom Essen gehe 
ich meistens in die Bibliothek, wenn ich keine anderen 
Geschäfte habe.« Nachdem er 1823 die Prüfung (Zensur) 
in Vasarhely abgelegt und 1824 beim k. Gubernium in 
Klausenburg als Praktikant den Eid abgelegt hatte, 
schrieb er an seinen Vater (16. Januar 1824): »Drei 

Wege kann ich jetzt betreten . . . Zum Gubernium und 
der Hofkanzlei treibt mich der Ehrgeiz. Ökonomie, 
Häuslichkeit und die Entfernung von allem, was mir 
lieb ist, halten mich zurück . . . Die zweite I -aufbahn 
ist die beim Magistrat ; da müsste ich mich auf Speku- 
lationen, Ökonomie verlegen, bald heiraten und das 
Glück abwarten, das mir endlich eine Senatorstelle ein- 
räumen würde, wo ich weniger bekomme, als ein Diurnist 
beim Gubernium, ausserdem die vielen Neckereien, Rang- 
streitigkeiten, denen auch ich ausgesetzt wäre und die 
einem das Leben so sehr verbittern und besonders mich 
mehr als Unglückslalle angreifen können.« Herbert 
entschied sich für den letzteren Weg; er trat 1824 als 
Praktikant beim Hermannstädter Magistrat und damit 
in die Enge unserer kleinbürgerlichen Verhältnisse ein, 
in welcher sein hinausstrebender beweglicher Sinn und 
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rastloser Thätigkeitsdrang, ohne die Fesseln seiner 
Umgebung zu sprengen, ihn — namentlich im reiferen 
Mannesalter — zu vielfach anregender und schöpferischer 
Arbeit auf volkswirtschaftlichem Gebiete leitete. Am 
24. Dezember 1825 schrieb er an seine Eltern: »Ich 

träumte wachend von meiner bevorstehenden Reise. 
Leicht wie ein Vogel der Luft durchstreifte ich die ver- 
schiedenen Länder Europas. Indem ich die prächtige 
Kaiserstadt Wien, das emsige Frankreich, die roman- 
tischen Thäler der Schweiz durchzogen hatte und überall 
Wonne und Vergnügen im Besitze eines von einem 
Teile der zu gewinnenden 80.000 fl. gefüllten Beutels 
gefunden hatte, war ich eben im Begriffe, in Italien, dem 
Paradiese Europas, einzudringen, als bei der Ähnlichkeit 
der Apenninen mit unseren Gebirgen die Erinnerung an 
die Heimat in mir erwachte und plötzlich verschwand 
alle Täuschung in einer kalten Stube und in nach- 
denkender Stellung fand ich mich wieder.« Im folgenden 
Jahre ging der Traum zum Teil in Erfüllung. Mit seinem 
Jugendfreund Wilhelm Conrad trat er eine grössere Reise 
an, welche ihn über Wien, Graz, Triest, Venedig in die 
Lombardei, von hier über den St. Gotthard in die 
Schweiz führte, wo er den Rigi bestieg und nach Zürich, 
Schaffhausen und Basel wanderte. Über Strassburg, 
Karlsruhe, Stuttgart, Ulm, Augsburg, Salzburg, Linz und 
Wien kehrte er in die Heimat zurück, wo er im Anfänge 
des Jahres 1827 nach fünfmonatlicher Abwesenheit ein- 
traf. Hier vermählte er sich am 24. Mai 1830 mit 
Karolina Amalia, Tochter des Homoroder Pfarrers Johann 
Martin Pildner, die in fast sechzigjähriger Ehe als treue 
Lebensgefährtin ihm bis an sein Ende zur Seite gestanden 
und dem Manne und den Kindern den Quell häuslichen 
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Glückes erschlossen hat. Am 28. August 1830 wurde 
Herbert vom damaligen Kornes Wachsmann zum Univer- 
sitäts ■ Archivregestranten mit dem Jahresgehalt von 
300 rheinischen Gulden und im Jahr 1836 vom Hermann- 
städter Stadt- und Stuhlsmagistrat zum Territorial- und 
Pupillarinspektor ernannt; 1841 wurde er Senator. 

So still und schlummerselig das öffentliche Leben 
in unserem Vaterlande und auch auf dem Sachsenboden 
während der Zwanziger- und Dreissiger-Jahre dieses Jahr- 
hunderts erschien, so lebendig bewegt, vielversprechend 
und geistig wie wirtschaftlich befruchtend war das vierte 
Jahrzehnt. Die wachsende nationale Bedrängis hatte die 
Begeisterung für das Volkstum entflammt, die Kräfte 
des Widerstandes geweckt, aber auch bei den Tiefer- 
blickenden die Erkenntnis unserer geistigen und wirt- 
schaftlichen Zurückgebliebenheit und der Unzulänglichkeit 
unserer Waffen im Kampfe ums Dasein geschärft. Die 
Besten reichten einander die Hand , um Schulter an 
Schulter das schwere Werk zu vollbringen: Bildung und 
Volkswohlstand auf eine höhere Stufe zu heben. Die 
Vereinzelung und Zersplitterung, welche den vergangenen 
Jahrzehnten den Stempel apathischer Ruhe aufgedrückt 
hatte, war wje mit einem Schlage verschwunden ; die 
Vereinigung war das Losungswort geworden, um die 
Versäumnisse der Vergangenheit nachzuholen ; der ge- 
meinsamen. die Einzelkräfte zu gleichem Ziele sammeln- 
den und anfeuernden Arbeit erschien das Höchste und 
Schwerste nicht mehr unerreichbar. Die Vierziger-Jahre 
sind für das sächsische Volk die Epoche der Vereins- 
gründungen. Wie der Verein für siebenbürgische Landes- 
kunde die Besten zu gemeinsamer geistiger Arbeit und 
Forschung verband , so entstand der Hermannstädter 
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Bürger- und Gewerbeverein (1840) zur Hebung unseres 
Gewerbes, bald darauf der Landwirtschaftsverein, um 
Verbesserungen in unseren verrotteten landwirtschaft- 
lichen Zuständen anzubahnen und unseren Bauernstand 
durch die Einwanderung fortgeschrittener deutscher Land- 
wirte aufzufrischen. Kaum hatten die Statuten des Land- 
wirtschaftsvereines, die in § 1 die Ansiedelung deutscher 
Landwirte in Aussicht nahmen, die allerhöchste Bestätigung 
erhalten, so begab sich Stefan Ludwig Roth (1845) nach 
Württemberg, um die Schwaben-Einwanderung in den 
Fluss zu bringen. Um dem siebenbürgischen Handel 
einen bequemeren Weg nach den unteren Donauländern 
zu eröffnen und unserem bereits vom Rückgänge be- 
drohten Gewerbe durch die Erschliessung und Sicherung 
weiterer Absatzgebiete neue Lebenskraft zuzuführen, 
hatte sich die Altschifffahrtsgesellschaft in Hermannstadt 
gebildet ; ebenso waren hier die Zucker- und die Stearin- 
kerzenfabrik gegründet worden. An der Gründung und 
Verwaltung der drei letztgenannten Unternehmungen 
nahm Friedrich Michael Herbert hervorragenden Anteil; 
bei der Stearinkerzenfabrik war er Kassier, bei der 
Zuckerfabrik in späteren Jahren Vorsteher. Sein leicht 
beweglicher, für Neuerungen empfänglicher Sinn, der ihm 
bis in sein spätes Alter treu geblieben und auch durch 
Misserfolge nicht flügellahm geworden und sein aus der 
verkümmernden Enge des Alltagslebens hinausstrebender 
Thätigkeitsdrang führten ihn der Reformbewegung, 
namentlich der wirtschaftlichen, in die Arme. Manche 
Blüte, welche unter dem Frühlingshauch der Vierziger- 
Jahre an dem Baume unseres Volkstums hervorgesprossen, 
ist wieder welk zu Boden gefallen, manche Schöpfung 
zu Grunde gegangen an der Unzulänglichkeit unserer 
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Gründung der 
Hermann rtlldUr allge- 
meimrn Spurktuea. 


Kräfte, an mangelhafter Vorbereitung und an der Ungunst 
äusserer Verhältnisse. Eine Schöpfung hat aber allen 
Stürmen getrotzt und überragt unsere anderen wirtschaft- 
lichen Unternehmungen dieser Zeit weit an Bedeutung: 
die Hermannstädter allgemeine Sparkassa, das Werk 
Friedrich Michael Herberts. 

Neue bewährte Einrichtungen des Westens brauchten 
damals lange Zeit, bis sie in dem an Verkehrsmitteln 
armen Ungarn und Siebenbürgen Wurzel fassten. Auch 
das Sparkassawesen verpflanzte sich nur langsam in den 
östlichen Teilen der Monarchie, ln Wien war schon 1819 
— allerdings auch später, als in anderen Staaten — die 
Erste Österreichische Sparkassa entstanden, eine Frucht 
des nach den grossen napoleonischen Kriegen erwachten 
und auch von der Regierung geförderten Bestrebens, 
Anstalten und Vereine zur Hebung des tief gesunkenen 
Volkswohlstandes zu errichten. Ihr folgten die Sparkassen 
in Laibach 1820, in Innsbruck und Bregenz 1822, in 
Uberhollabrunn 1824, die böhmische und steierische 1825. 
Die älteste Sparkassa im Reich der Stefanskrone ist die 
Kronstädter, gegründet 1835; im Jahr 1840 entstanden 
die Erste vaterländische Sparkassa in Pest und die 
Sparkassa in Arad, ein Jahr darauf die Hermannstädter 
allgemeine Sparkassa. Diese älteren Sparkassen Ungarns 
lehnten sich an das Muster der österreichischen an. Ihr 
Zweck war, wie es in unseren Sparkassastatuten heisst: 
»Jedermann Gelegenheit zur schnellen und sicheren An- 
legung und Verzinsung von Ersparnissen darzubieten, 
dadurch den Geist der Arbeitsamkeit und Sparsamkeit 
zu beleben, die ihrer Geringfügigkeit wegen einzeln für 
den öffentlichen Verkehr unfruchtbaren kleinen Geld- 
summen durch ihren Zusammenfluss in nutzbringenden 
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Umlauf zu setzen und nach Thunlichkeit dem Realkredit 
zu dienen.« Sie waren nicht auf Bereicherung ihrer Gründer 
berechnete Unternehmungen, sondern ihr Gewinn sollte, 
ausser zur Stärkung des Reservefondes, für gemeinnützige 
und wohlthätige Zwecke verwendet werden. Diesen Grund- 
sätzen ist die Hermannstädter allgemeine Sparkassa — 
bei allen spätem Wandlungen in ihrer inneren Organisation 
und der Anpassung an die veränderten Verhältnisse des 
Kreditwesens — bis zum heutigen Tage treu geblieben, 
ebenso wie ihre Schwesteranstalt in Kronstadt. 

Nachdem Se. Majestät mittelst allerhöchster Ent- 
schliessung vom 5. Juni 1841 (Hofzahl 2599. 1841) die 
Errichtung einer allgemeinen Sparkassa in Hermannstadt 
bewilligt und deren Statuten genehmigt hatte, ver- 
sammelten sich die Gründer am 21. November 1841 im 
Lokale des Hermannstädter Bürgervereines und konsti- 
tuierten sich als Sparkassaverein. Friedrich Michael 
Herbert wurde einstimmig zum Direktor gewählt; als 
Vizedirektor wurde Kaufmann Johann Primess, als Kassier 
Fiskal Josef Bergleiter, als Kontrollor Zahlamtskanzlist 
Johann Pfaff und als Aktuar D. A. Zay eingesetzt. Der 
hervorragende Anteil Herberts an der Gründung der 
Sparkassa geht schon aus der Liste der von den Gründern 
gezeichneten Beiträge hervor; unter den 87 Gründern, 
von welchen die meisten einen Betrag von je 10 Gulden 
K.-M. zeichneten und der Sparkassa fünf Jahre lang zu 
belassen sich verpflichteten, erscheint Friedrich Michael 
Herbert mit dem Beitrage von 100 fl., seine Gattin 
Karoline mit 30 fl., seine Mutter Anna Maria und 
seine Söhne Otto und Heinrich mit je 10 fl. K.-M. 
Mit dem geringen Gründungskapital von 1322 fl. K.-M. 
eröffnete die Hermannstädter allgemeine Sparkassa am 
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11. Dezember 1841 ihre Thätigkeit in einem kleinen, 
links von der Thoreinfahrt gelegenen Stübchen des 
Herbert’schen Hauses in der Wintergasse. 

Das Vertrauen der Bevölkerung wandte sich der 
Hermannstädter Sparkassa sofort und in immer wachsen- 
dem Masse zu. Schon der nächsten Generalversammlung 
konnte Friedrich Michael Herbert am 29. Januar 1843 
in seinem Berichte über das erste Geschäftsjahr 1842 
mitteilen: »Unbedeutend war der Anfang, und nur auf 

die Beiträge weniger Mitglieder des Vereines gestützt, 
begann sie (die Sparkassa) ihre Verrichtung, aber durch 
das ihr allgemein, selbst von der hohen Landesstelle 
durch Einlegung mehrerer öffentlicher Gelder geschenkte 
Vertrauen, durch die von allen Seiten zuströmenden 
Einlagen wuchs ihr Fond über alle Erwartung schnell 
an und am Schlüsse des Jahres sind bereits gegen 

90.000 fl. K.-M. und im Laufe dieses Monates nahe an 

100.000 fl. K.-M., welche grösstenteils unbenützt geblieben 
wären, durch Einzahlung in die Sparkassa dem öffent- 
lichen Verkehre zugewendet worden . . . Obgleich es 
nun nicht zu leugnen ist, dass die Sparkassa ihren Haupt- 
zweck, ein Sammelkasten für Handwerker, Dienstboten 
und Kinder zu sein, noch nicht vollständig erreicht habe, 
so können wir doch mit den bisherigen Resultaten zu- 
frieden sein und uns freuen, dass wir der Armut, wenn 
sie auch anfangs zögernd von diesem Institute Gebrauch 
macht und langsam den hohen Wert desselben und 
seinen tiefen Einfluss auf Sitte und Bildung erkennt, 
durch Errichtung desselben die stets frischen Quellen 
des Erdenglückes, Freude zur nützlichen Thätigkeit, Lust 
zur Arbeit, Liebe für redlichen Erwerb und Sinn für 
Häuslichkeit eröffnet haben.« 
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In dem Zeitraum von 1841 bis Ende 1847 war der *>« 

Stand der Spareinlagen: luituitn. 


Ende 

1841 

5.873 

fl. 

02 

kr. 

1» 

1842 

66.866 

ft 

36 

tt 

n 

1843 

236.325 

ff 

49% 

ft 

tt 

1844 

356.701 

ft 

20'/. 

tf 

ft 

1845 

573.082 

ft 

16«/. 

tt 

ff 

1846 

719.458 

ft 

58«/. 

tt 

ff 

1847 

995.786 

ft 

18*/. 

tt 


Die meistens auf Realhypothek angelegten Dar- 
lehenskapitalien betrugen 


Ende 

1841 

— 

fl. 

— 

kr. 

tt 

1842 

64.136 

I» 

20 

11 

tt 

1843 

215.629 

ft 

20 

tt 

tt 

1844 

361.417 

tt 

58 

tt 

tt 

1845 

544.544 

tt 

35 

tt 

II 

1846 

689.514 

tt 

54 

tt 

tt 

1847 

867.824 

tt 

06 

tf 


Der Zinsfuss war niedriger, als heutzutage ; er betrug 
für Spareinlagen vier, für Darlehen fünf Perzent. 

Der Reingewinn betnig 


Ende 

1841 

— 

fl. 

— 

kr 

ft 

1842 

981 

tt 

10*/. 

l> 

ff 

1843 

3818 

tt 

52*/. 

tf 

tt 

1844 

5029 

tt 

12*/. 

tt 

tt 

1845 

6078 

II 

13 

tt 

tt 

1846 

8293 

tt 

19*/. 

tt 

tt 

1847 

8008 

11 

35*/. 

tt 


und wurde teils zu Remunerationen der Beamten, teils 
zu gemeinnützigen und wohlthätigen Zwecken, teils zur 
Bildung und Stärkung des Reservefondes verwendet. 
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Während dn Äfiryff- 
krieyrt 
IS49y. 


Der Reserve 

fond 

erreichte 



Ende 

1841 

— 

fl. 

— kr. 

H 

1842 

735 

»» 

53 „ 

„ 

1843 

2.549 

1J 

56 „ 

» 

1844 

5.186 

1) 

04 „ 

» 

1845 

8.417 

» 

29*/* „ 

» 

1846 

12.883 

V 

26*/, „ 


1847 

16.940 

» 

17*/, „ 


und war in dem von der Sparkassa 1847 um 36.000 (1. 
K.-M. angekauften, ehemals" Graf Leopold Bethlen’schen 
Hause, Grosser Ring Nr. 12, in welchem gegenwärtig 
die Amtslokalitäten der Sparkassa untergebracht sind, 
angelegt. 

Mit dem Anwachsen des für die damaligen Verhält- 
nisse bedeutenden Spareinlagekapitals steigerten sich 
auch die an die Verwaltung herantretenden Anforderungen. 
Namentlich bereitete die Rückzahlung der oft in grossen 
Summen gekündigten Spareinlagen — bei der Anlage 
des grössten Teiles derselben in Hypothekardarlehen — 
zuweilen Schwierigkeiten. Herbert war daher schon im 
Jahre 1845 auf die Bildung eines mobilen Fondes durch 
Ankauf fünfperzentiger Staatsobligationen bedacht und 
stellte in der Generalversammlung vom 27. Februar 1848 
den Antrag: da die Einlagen der Vereinsmitglieder und 
der Reservefond für unvorhergesehene Fälle nicht zu- 
reichen, den Fond durch Kreierung von Aktien von 
50.000 fl. K.-M. zu erhöhen. Der einer Kommission 
zugewiesene Antrag wurde in den bald ausbrechenden 
Wirren des Bürgerkrieges begraben und vergessen. 

Wie Herbert die Sparkassa gegründet und durch 
hingebungsvolle Arbeit und rastlosen Eifer zu bedeutender 
Höhe geführt hatte, so wurde er in den stürmischen 
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Jahren 1848 und 1849 durch seine Unerschrockenheit, 
Umsicht und Ausdauer ihr Retter. Die Angst der durch 
den ausgebrochenen Bürgerkrieg aufgescheuchten Spar- 
einleger pochte stürmisch an die Sparkassa und bedrohte 
das junge Institut und mit ihm das in demselben angelegte 
Vermögen der kopflos gewordenen Kapitalisten mit der 
Vernichtung. Am 14. April 1848 ersucht Herbert in einem 
Briefe den siebenbürgischen Hofagenten Fried, v. Sachsen- 
heim in Wien, auf 20 Stück Bankaktien ein Darlehen 
von der Nationalbank aufzunehmen. »Die Aufkündigungen 
von Kapitalien — schreibt er — häufen sich, so dass 
wir in einem Zeiträume von weniger als einem Monate 
160.000 fl. K.-M. an die Parteien rückgezahlt haben.« 
In diesem Jahre wurde mehr als eine halbe Million Gulden 
Spareinlagen bei der Sparkassa gekündigt. »Gegen 
Ende des Jahres — so lautet die Aufzeichnung in unserem 
Gedenkbuche — befestigte sich das Vertrauen zur Spar- 
kassa wieder einigermassen, da die Leute es einsahen, 
dass das Geld in der Sparkassa sicherer aufgehoben 
war, wie im eigenen Beutel.« Die Not stieg jedoch wieder 
im Jahre 1849. Am 11. März 1849 nahm General Bern 
mit seinen Truppen Hermannstadt ein; kurz vorher 
wurden die Sparkassagelder, Pfänder, Urkunden und 
Bücher zum zweiten Male in die Walachei geführt, wo 
der Bankkassier Gaudi sie übernahm und mit der Kassa 
der Nationalbankfiliale nach Karlstadt brachte. Auch 
die Familie Herberts, Frau und Kinder, waren in die 
Walachei geflüchtet. Herbert blieb in Hermannstadt 
zurück, wurde zuerst durch die eindringenden Szekler, 
dann am ersten Sonntage nach der Einnahme nachts 
arretiert, jedoch am zw'eiten Tage wieder frcigelassen. 
Er wurde von General Bern verhalten, die Geschäfte 
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der Sparkassa weiter zu führen; der Verkehr war jedoch 
sehr gering'. Die Bürgerschaft wählte ihn zum Stuhlrichter 
und Bern bestätigte ihn provisorisch in diesem Amte. 
Am 19. Juli 1849 besetzten die Russen Hermannstadt; 
am 30. Juli holte Herbert seine Familie aus Okna (in 
der Walachei) zurück. Am 5. August bemächtigte sich 
General Bern durch einen Handstreich wieder Hermann- 
stadts, die Russen unter General Hassfort bis Talmesch 
zurückdrängend, wurde jedoch bereits am folgenden Tage 
von dem russischen Hauptkorps unter General Lüders 
wieder aus der Stadt getrieben. Von den materiellen 
Verlusten, welche die Besitzer der Kossuthnoten durch 
die von der k. k. Regierung angeordnete Vernichtung 
dieser Geldzeichen erlitten, blieb die Sparkassa verschont, 
indem Herbert dieselben von Spareinlegern vorsichtiger- 
weise nur unter der Bedingung übernommen hatte, dass 
die Einleger den dabei sich etwa ergebenden Schaden 
zu tragen hätten. Übrigens rettete er auch diesen 
Einlegern — es waren beiläufig 10.000 fl. Kossuthnoten 
in die Sparkassa eingeflossen — etwa ein Drittel ihres 
Geldes durch rechtzeitige Verwendung dieser Noten zum 
Ankauf der verschiedenartigsten Gegenstände. 

ln dieser Sturmzeit war die Sparkassa einzig und 
allein auf die Fürsorge Herberts gestellt. Ihm stand kein 
Ausschuss, keine Generalversammlung zur Seite. Über 
das Geschäftsjahr 1848 konnte die Rechnung nicht gelegt 
werden, da sich die Geschäftsbücher in der Walachei 
befanden. Mehr als zwei Jahre lang fand keine General- 
versammlung statt. Endlich, nach langer Pause, am 
20. August 1850 trat die Generalversammlung wieder 
zusammen; es hatten sich mit Herbert im ganzen 13 Per- 
sonen im städtischen Rathaussaale eingefunden, um den 
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Rechenschaftsbericht über das Geschäftsjahr 1849 ent- 
gegenzunehmen. Es waren Ende 1849 Spareinlagen 
925.366 fl. 38'/» kr., angelegte Darlehenskapitalien 
869.693 fl. 30 kr., Wertpapiere 25.585 fl. Der Rein- 
gewinn betrug 3350 fl. 45*/« kr., der Reservefond 
25.123 fl. 8 kr. 

Um mit ungeteilter Kraft den Geschäften der Spar- 
kassa, deren Verwaltung immer schwierigere Anforde- 
rungen stellte, sich zu widmen, hatte Herbert im April 
1850 den städtischen Dienst verlassen und sein Amt 
als Senator und provisorischer Stadthann niedergelegt. 
Die Kreditverhältnisse hatten sich im Vergleich mit der 
Zeit vor Achtundvierzig wesentlich geändert; die richtige 
Anpassung der Sparkassa an diese Änderungen wurde 
nicht gleich gefunden. Während die Sparkassa in den 
Vierziger-Jahren sich schwunghaft entwickelte — die 
Spareinlagen waren von 5873 fl. 2 kr. Ende 1841, auf 
995.786 fl. 18*/, kr. Ende 1847 gestiegen — blieb sie 
in den Fünfziger-Jahren und in der ersten Hälfte der 
Sechziger nahezu stationär. 

Es betrugen die Spareinlagen Ende 1850 1,035.177 fl. 
567, kr., Ende 1865 1,273.563 fl. 7 1 /» kr. Die angelegten 
Kapitalien Ende 1850 996.748 fl. 19 kr., Ende 1865 
1,239.913 fl. 93 kr. Dagegen hatte der Reservefond 
bedeutend zugenommen; Ende 1850 betrug er 25.400 fl. 
34 kr.. Ende 1865 125.527 fl. 80'/ s kr. 

Die Ursache des Stillstandes lag, wie bereits ange- 
deutet wurde, in der Änderung des Zinsfusses, welcher 
die Sparkassa erst spät Rechnung trug, ln den Vierziger- 
Jahren führte der damals herrschende Geldüberfluss und 
der hohe, den Nennwert übersteigende Kurs der Staats- 
papiere der Sparkassa auch bei dem Spareinlagenzinsfuss 
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von vier Perzent grosse Geldbeträge zu. während die 
fünf- bis sechsperzentige Verzinsung der Staatspapiere in 
den Fünfziger- und Sechziger -Jahren die Früchte der 
fortschreitenden Kapitalsbildung an sich zog und von 
dem Kanal in die Sparkassa ablenkte. Dazu kam noch 
beim Beginn der Sechziger-Jahre, dass auf der Grundlage 
des Schulze - Delitsch’schen Systems Vorschussvereine, 
welche durch eine höhere Verzinsung die Spareinlagen 
an sich zogen, in Hermannstadt, wie in anderen Städten 
und auch in Märkten entstanden. Bei dem Mangel an 
frisch zuströmendem Kapitale wurde die letztwillige Ver- 
fügung des am 13. Februar 1857 verstorbenen Freiherrn 
Karl von Brukenthal, dass der Universalerbe verpflichtet 
sei, 50 Jahre hindurch jährlich 2000 fl. K.-M. in die 
Hermannstädter Sparkassa für immerwährende Zeiten 
einzulegen, als eine rettende That gepriesen, welche die 
Zukunft der Sparkassa sichere. Die in der Zeitperiode 
1850 bis 1865 andauernde Geldklemme bereitete der 
Sparkassa weit grössere Schwierigkeiten, als die politischen 
Erschütterungen dieser Zeit, wie der italienische Krieg 
im Jahre 1859, der nur eine vorübergehende Verlegenheit 
schuf. Nur mit den grössten Anstrengungen und mit 
häufiger Aushilfe Herberts mit seinem Privatvermögen 
konnten die Rückzahlungen der Einlagen von der Spar- 
kassa geleistet werden. In seinem am 9. Februar 1862 
der Generalversammlung erstatteten Rechenschaftsberichte 
über das Geschäftsjahr 1861 wies Herbert darauf hin, 
»dass bei der Thatsache, dass das uns anvertraute 
Einlagskapital, fast ausschliesslich auf doppelt deckende 
Realitäten angelegt, dadurch so fest gebunden ist, dass 
das Institut zur Zeit des Bedarfes nur auf sehr geringe 
Rückzahlungen rechnen kann, eine grössere Aufkündigung 
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aber den Wert der Realitäten bedeutend herabsetzen 
würde, der ungestörte Fortbestand der Sparkassa nur 
durch Bildung eines möglichst grossen beweglichen und 
in kürzeren Zwischenräumen verwendbaren Fondes erzielt 
werden könne. Dieser durch uns verfolgte Zweck hat 
uns auch in diesem Jahre, wo wir in der zweiten Hälfte 
über 100.000 fl. Einlagen mehr zurückgezahlt, als ein- 
genommen haben, vor grossen Verlegenheiten bewahrt 
und unseren Kredit befestigt. Diese Massregel müssen 
wir im wohlverstandenen Interesse der Sparkassa auch 
weiter verfolgen und die pünktliche Rückzahlung an die 
Einleger als erstes unseren Fortbestand bedingendes, die 
Darlehenswerbern gegen Verpfändung von Realitäten zu 
gewährende Geldunterstützung nur als zweites, weit unter- 
geordnetes Ziel betrachten.« Die Folge des fortdauernden 
Geldmangels w r ar die Zurückweisung zahlreicher, auch 
volle Sicherheit bietender Darlehenswerber, welche nun- 
mehr gezwungen waren, bei anderen Geldinstituten ihren 
Bedarf zu einem höheren Zinsfusse zu decken, ln diesem 
Zusammenhänge findet sich folgende Stelle in dem letzt- 
erwähnten Rechenschaftsberichte Herberts: »Wir beab- 
sichtigen und wünschen nicht, den ganzen Geldverkehr 
an uns zu ziehen, was vielleicht durch Erhöhung der 
Zinsen für die Einleger erzielt werden könnte, und werden 
uns freuen, wenn eine Vorschuss- vielleicht sogar eine 
Hypothekenbank in Hermannstadt entstehen und empor- 
blühen sollte.« Trotz dieser Bemerkung scheint Herbert 
mit dem Gedanken der Zinsfuss- Erhöhung sich früher 
beschäftigt zu haben; wenigstens lässt hierauf eine kurze 
Notiz aus seiner Hand aus dem Jahre 1856 schliessen: 
»Die wichtige Frage: ob der bisherige Zinsfuss für Ein- 
lagen von 4 auf 5 und Darlehen von 5 auf 6 zu erhöhen 
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sei, ist eine Hauptursache der Verzögerung« (nämlich bei 
der Ausarbeitung neuer Statuten, auf welche die Regierung 
drang). 

Die Revision der Statuten war von der sieben- 
bürgischen Statthalterei bereits am 17. Januar 1856 an- 
geordnet worden, um dieselben mit dem von Sr. Majestät 
mit allerhöchster Entschliessung vom 2. September 1844 
festgesetzten Regulativ flir die Bildung, Einrichtung und 
Überwachung sämtlicher Sparkassen der Monarchie in 
Einklang zu bringen. Die neuen Statuten kamen jedoch 
erst im Jahre 1864 zu stände, nachdem der von einer 
Kommission unter Vorsitz des Kornes - Stellvertreters 
Konrad Schmidt am 4. Januar 1862 festgestellte Entwurf 
von der Generalversammlung am 15. März 1863 beraten 
worden war und die allerhöchste Bestätigung am 14. Sep- 
tember 1864, Zahl 3871, erhalten hatte. Sie regelten, 
ohne an den grundlegenden Bestimmungen der Sparkassa 
etwas zu ändern, die Rechte der Mitglieder des Spar- 
kassavereines, den Wirkungskreis der Generalversammlung, 
des Ausschusses und der Direktion ; die Festsetzung des 
Zinsfusses hatten sie der Generalversammlung übertragen. 

Indessen dauerte die Geldklemme fort. Um die 
Rückzahlungen an die Einleger zu ermöglichen, sah sich 
die Sparkassa im Jahre 1862 gezwungen, ihre Darichens- 
schuldner zu einer jährlichen Abzahlung von fünf Perzent 
des Kapitales zu verhalten — eine Massregel, die bei 
der Gebundenheit der Hypothekardarlehen schwer durch- 
führbar und nur von einem halben Erfolge begleitet war. 
Erst am 6. Juni 1866, als der Ausbruch des Doppel- 
krieges unserer Monarchie mit Italien und Preussen die 
Gefahr massenhafter Aufkündigungen und Rückzahlungen 
von Spareinlagen nahe rückte, beschloss die General- 
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Versammlung, vom 1. Juli 1866 angefangen den Zinsfuss 
für alle Einlagen von vier auf fünf und für alle Darlehen 
von fünf auf sechs Perzent zu erhöhen. 


ln dem Zeitraum von 1866 bis 1878 erfreute sich 


die Sparkassa wieder eines anhaltenden, wenngleich 
langsamen Wachstums. Es betrugen 


die Spareinlagen 


die angelegten 
Darlehenskapitalien 


Ende 

1866 

1,275.945 

fl. 

63'/, 

kr. 

1,225.711 

fl. 

76 

kr. 

11 

1867 

1,408.067 

>» 

89 

11 

1,354.446 

11 

34 

ii 

II 

1868 

1,568.922 

11 

26 

11 

1,510.212 

11 

90 

ii 

11 

1869 

1,885.959 

11 

65 

11 

1,573.910 

11 

65 

ii 

11 

1870 

2,187.934 

11 

30 

11 

1,747.363 

11 

13 

ii 

11 

1871 

2,444.883 

11 

36 

11 

2,003.736 

11 

80 

ii 

11 

1872 

2,598.878 

11 

33 

11 

2,124.533 

11 

63 

ii 

11 

1873 

2,538.643 

11 

37*/, 

11 

2,089.572 

11 

34 

ii 

11 

1874 

2,445.253 

11 

27 

11 

2,044.954 

11 

20 

ti 

11 

1875 

2,449.200 

11 

47'/, 

11 

2,013.589 

11 

07 

it 

11 

1876 

2,599.789 

11 

82 

11 

2,384.287 

11 

58 

ii 

11 

1877 

2,657.462 

11 

16 

11 

2,405.614 

11 

38 

ii 

11 

1878 

2,706.248 

11 

— 

11 

2,464.887 

11 

26 

ii 


rht SparküMM i<oq 
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Der Reingewinn bewegte sich in diesen Jahren im 
Durchschnitte zwischen 6000 bis 8000 fl. ; dessen ver- 
hältnismässig geringe Höhe erklärte Herbert in seinem 
Rechenschaftsbericht über das Jahr 1870 durch die 
Verluste im Hypothekardarlehensgeschäft bei der zwangs- 
weisen Eintreibung von Zinsen, durch die Anlage von 
200.000 fl. in 4‘/ s perzentigen Hypothekaranweisungen 
zur Beschaffung eines mobilen Fondes und durch den 
grossen unverzinslichen Kassavorrat. Der Reservefond 
war von 134.618 fl. 82 Vt hr. Ende 1866 auf 211.268 fl. 
45 kr. Ende 1878 gestiegen. Im Jahre 1870 ging auch 
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die Pfandleihanstalt von der sächsischen Nationsuniver- 
sität in den gemeinschaftlichen Besitz der Sparkassa und 
des Hermannstädter Vorschussvereines über. 

Das Wachstum der Sparkassa konnte auch durch 
so mächtige Erschütterungen des Geldmarktes, wie der 
Wiener Börsenkrach des Jahres 1873, welcher gleich 
einem Orkane Banken und andere Unternehmungen weg- 
fegte und zahllose Existenzen vernichtete, wohl momentan 
gestört, aber nicht dauernd aufgehalten werden. Unmittel- 
bar hatte durch die grosse Wiener Katastrophe — wie 
Herbert in seinem Geschäftsberichte über das Jahr 1873 
hervorhob — «unser, auf fester Basis gegründetes, jedem 
Schwindel fremdes Institut keinen Schaden gelitten.» 
Unter dem erschütternden Eindrücke der verheerenden 
Wirkungen der Wiener Katastrophe ermahnte Herbert 
aber mit Recht die Generalversammlung zur grösstmög- 
lichen Schonung und Stärkung des Sparkassa-Reserve- 
fondes, «da — wie es in seinem erwähnten Berichte 
heisst — während der letzten Jahre in Hermannstadt, 
sowie in den benachbarten Städten und Märkten viele 
Geldinstitute entstanden sind, welche, da sie höhere 
Zinsen zahlen als die Sparkassa, jedenfalls viele Gelder, 
die früher uns zugewendet wurden, an sich ziehen, da 
ferner die Sparkassa nebstdem das im Falle ungünstiger 
Verhältnisse sogar gefährliche Experiment gemacht und 
bisher auch glücklich durchgeführt hat: bewegliche Gelder 
zum grössten Teil nur gegen Schuldurkunden anzulegen, 
welche auf unbewegliche Realitäten versichert, daher im 
grossen und ganzen weder sehr leicht, noch schnell 
flüssig zu machen sind.» 

Auch in der Periode 1866 bis 1878 machte die 
Unzulänglichkeit der Betriebsmittel der Sparkassa sich 
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häufig genug fühlbar; im Jahre 1874 wurden 100 Dar- 
lehen im Gesamtbeträge von bloss 55.335 fl., im Jahre 

1875 nur 58 Darlehen bewilligt; viele Darlehensgesuche 
mussten wegen Geldmangels zurückgewiesen werden. 
«Diese Thatsache — sagt Herbert in seinem am 6. Februar 

1876 der Generalversammlung vorgetragenen Geschäfts- 
bericht — und der Wunsch, unseren Geschäftsverkehr 
zu vergrössern, sowie durch vermehrte Geldmittel die 
Möglichkeit herbeizuführen, dass den häufigen Bewerbun- 
gen um Darlehen aus der Sparkassa möglichst entsprochen 
werde, hat in uns den Gedanken geweckt, beim hohen 
Ministerium um die Bewilligung einzuschreiten, dass unsere 
Anstalt, nach dem Vorbild der meisten grösseren Spar- 
kassen, verzinsliche und verlosbare Pfandbriefe ausgeben 
dürfe. Die erforderliche Garantie würde unser gut dotierter 
Reservefond bieten.» Der Scharfblick Herberts hatte 
den richtigen Weg erkannt, aber dem alternden Manne 
war die Spannkraft geschwunden, um die bedeutenden 
Hindernisse zu überwinden, welche sich der Verwirk- 
lichung des Gedankens in den W'eg stellten. Seine An- 
regung, Pfandbriefe herauszugeben, wurde in einer Kom- 
mission begraben. 

Auch die Staatsverwaltung stellte immer schwierigere 
Anforderungen. In den Siebenziger-Jahren fand die An- 
legung der neuen Grundbücher statt, in welche die 
Pfandrechte der Sparkassa zur Sicherstellung ihrer vielen 
tausend Schuldforderungen übertragen werden mussten. 
Im Jahre 1875 forderte der Staat eine dreiperzentige 
Steuer nach den Zinsen der Spareinlagen, welche bei 
der Sparkassa die Erhöhung des Darlehenszinsfusses von 
6 auf 6'Vioo Perzent zur Folge hatte. Auch die Be- 
stimmung des im Jahre 1876 geschaffenen ungarischen 
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Handelsgesetzes, dass die Wertpapiere nur zum (eventuell 
auch unter dem) Kurse vom 31. Dezember des Rechnungs- 
jahres in die Bilanz der Geldinstitute eingestellt werden 
dürfen, bereitete der Leitung der Sparkassa schwere 
Sorgen; um die durch die Kursschwankungen der Wert- 
papiere eintretenden unberechenbaren Störungen von der 
Bilanz fern zu halten, fand man damals keinen anderen 
Ausweg, als die Wertpapiere — ausser den Salinen- 
scheinen — von der Hauptkassa an den Reservefond 
abzutreten, wodurch der Letztere für 270.000 fl. Schuldner 
der Hauptkassa wurde und an diese 6 l’erzent Zinsen 
/•mtt Hnißion der zahlen musste. Ferner war eine abermalige Änderung 
sutuM 1 7«. Sparkassastatuten, die Anpassung derselben an die 

Bestimmungen des neuen Handelsgesetzes notwendig 
geworden. Dieser Aufgabe war die im Jahre 1876 be- 
schlossene Änderung der Statuten, im ganzen ein ver- 
fehltes Machwerk, nicht gerecht geworden. 

KGcktnU Herbert». Es ist ein ehrendes Zeugnis für die Unbefangenheit 

Herberts, dass er selbst die Notwendigkeit erkannte und 
darauf drang, die immer schwerer wuchtende Bürde der 
Leitung der Sparkassa-Geschäfte jüngeren Schultern an- 
zuvertrauen. ln seinem letzten, in der Generalversammlung 
vom 2. März 1879 vorgetragenen Rechenschaftsberichte 
über das Geschäftsjahr 1878 nahm er von seiner Stellung 
Abschied mit folgenden Worten: «Am 11. Dezember 

1878 sind 37 Jahre verflossen, seitdem ich durch Ihr 
Vertrauen mit der Leitung der damals neu errichteten 
Hermannstädter Sparkassa beehrt wurde, und es ist das 
mit wenigen kleinen Einlagen der Mitglieder begründete 
und später durch die Stiftung des für unsere Stadt 
hochverdienten Baron Karl Brukenthal mit 105.000 fl. 
auf eine feste Basis gestellte wohlthätige Institut im 
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Laufe dieser vielen Jahre, in welchen ich ununterbrochen 
demselben Vorstand, trotz wiederholten Stürmen aus 
einer zarten Pflanze zu einem mächtigen, weithin Segen 
und Gedeihen spendenden Baume emporgewachsen, und 
ich darf mir schmeicheln, dass ich zur Erhaltung und 
Kräftigung desselben nach meiner besten Einsicht nicht 
ohne Erfqlg beigetragen habe. Den Kredit der Spar- 
kassa habe ich stets ängstlich behütet; jede Zahlung ist 
pünktlich geleistet worden, und von 1000 und 1000 
Einlegern, welche dem Institute ihre Gelder anvertraut 
haben, kann keiner behaupten, dass er im Falle des 
Bedarfes seine Einlage nicht pünktlich rückerhalten habe; 
endlich ist durch Bildung eines bedeutenden Reserve- 
fondes die Sparkassa stets auf eine festere Basis gestellt 
worden. Aber auch an mir sind die Jahre nicht spurlos 
vorübergegangen, und Sie werden es natürlich finden, 
dass ich in meinem hohen Alter, da ich in kurzem ins 
78. Lebensjahr eintrete, den Wunsch habe, von der 
Verwaltung eines so grossen Geldinstitutes und den 
damit verbundenen Sorgen und Verantwortlichkeiten 
enthoben zu werden und dieselbe noch bei meinem 
Leben jüngeren kräftigeren Händen zu übergeben. Von 
diesem Wunsche geleitet, habe ich beim löbl. Verwal- 
tungsrat mein Gesuch um Enthebung von der Leitung 
der Sparkassa eingereicht und mich zugleich erboten, 
meinen Nachfolger in die Geschäfte einzuführen und 
demselben mit Rat und That beizustehen.» 

Die Generalversammlung beschloss hierauf die Pen- »■„ 
sionierung Herberts; eine aus fast allen Mitgliedern der 
Generalversammlung bestehende Deputation sprach ihm 
zugleich den Dank für seine hervorragenden Leistungen 
und grossen Verdienste um die Sparkassa aus. Am 


de» Direktor » 
T. Minder. 
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10. Mai 1879 übergab Herbert die Geschäfte der Spar- 
kassa mit einem Spareinlagefond von 2'7 Millionen und 
einem Reservefond von 21L000 fl. seinem Nachfolger 
Samuel Traugott Binder, der 1856 als Aktuar, später 
als Kassier in den Dienst der Sparkassa getreten und 
von der Generalversammlung am 30. März 1879 zum 
Direktor gewählt worden war. 

H<rh , tu irtvr Herbert konnte sich mit dem erhebenden Bewusst- 

sein in den wohlverdienten Ruhestand zurückziehen, dass 
er nicht umsonst gelebt. Sein Leben war wohl voll 
Mühe und Arbeit gewesen, aber es hatte köstlichen 
Inhalt. Ausser der grossen volkswirtschaftlichen Funk- 
tion, Sparsamkeit und Arbeitsamkeit anzuregen und dem 
Kredit billiges Kapital zur Verfügung zu stellen, hatte 
die Sparkassa unter seiner Leitung durch Zuwendung 
von rund 91.000 fl. aus ihren Jahreserträgen gemein- 
nützige und wohlthätige Zwecke gefördert, Schulanstalten, 
Kranken- und Waisenhäuser unterstützt, Anlagen zur 
Erweiterung und Verschönerung der Stadt Hermannstadt 
geschaffen. Er selbst hatte eine offene Hand, wie die 
zahlreichen Geschenke und Widmungen aus seinem 
Privatvermögen, die er fast Jahr für Jahr während seines 
langen Lebens machte, es bezeugen. Die Achtung und 
Verehrung seiner Mitbürger umgab ihn und berief ihn 
zu wichtigen Vertrauensposten; so wurde er 1856 zum 
Hermannstädter Bezirkskirchenkurator, 1865 zum Landes- 
kirchenmeister gewählt. Auch die Regierung hat die 
Vertrauensstellung, die er inmitten der Bürgerschaft 
genoss, wiederholt gewürdigt; so wurde er 1852 in die 
Kommission zur Verwaltung des sächsischen National- 
vermögens, in der er allein mit Brukenthal den Mut 
und das Rückgrat besass, gegen die beabsichtigte Kon- 
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fiskation dieses Vermögens die Stimme zu erheben, und 
1865 von Seiner Majestät als Regalist in den sieben- 
bürgischen Landtag berufen. Erfolg und Ehre hatten 
die Bescheidenheit und bürgerliche Schlichtheit seines 
Wesens nicht beeinträchtigt. 

Damit er sich an den Früchten seines thatenreichen 
Lebens noch lange erfreue, hatte ihn der Himmel mit 
seltener Rüstigkeit des Körpers und Geistes begnadet. 
Wenn er, der Achtzigjährige, hochaufgerichtet in Wald 
und Flur noch Fusstouren unternahm, um die ihn mancher 
Jüngere beneidete, wenn er zu Hause mit kräftigem Arme 
Holz spaltete und sägte, wenn er mit musterhaftem Pflicht- 
eifer die Generalversammlungen, die Sitzungen unseres 
Direktionsrates, der Stadtkommunität und anderer Ver- 
tretungskörper besuchte, wenn sein mildes Auge bei 
Schilderungen aus der Fülle seines Lebens und der 
Vergangenheit aufleuchtete und doch wieder dem Werde- 
gänge der Gegenwart verständnisvoll zu folgen vermochte, 
dann musste das Greisenalter uns Jüngeren nicht wie 
eine Last erscheinen, vor dem wir im Stillen Grauen 
empfinden, sondern wie die freundliche Abendsonne, die, 
bevor sie zur Rüste geht, noch goldene Lichtstrahlen 
spendet und den Beschauer mit andächtiger Bewunderung 
erfüllt. 

Am 9. Oktober 1889 machte der Tod dem arbeits- 
reichen Leben des Achtundachtzigjährigen ein Ende. 
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Die Geschäftsführung der Sparkassa trug unter Herbert 
den patriarchalischen Charakter der vormärzlichen Zeit 
an sich. Unser Archiv hat aus der mehr als 37jährigen 
Amtsführung Herberts — abgesehen von den mit den 
Schuldurkunden der Hypothekardarlehensschuldner und 
mit den Abrechnungen der Spareinleger gefüllten Schränken 
— ein Bündel Akten in sich aufgenommen, welches die 
Hand eines Mannes bequem umspannen kann , kaum 
mehr, als heute im Laufe einer Woche in der Registratur 
hinterlegt wird. Bezüglich der «Form der Sparkassa- 
Geschäftsführung» hiess es bezeichnend in den Sparkassa- 
Statuten vom Jahre 1864: «Die Geschäfte der Sparkassa 
können nur in dem vom Sparkassaverein zur Unter- 
bringung derselben bestimmten Lokale und während der 
vom Vereinsausschuss festgesetzten Amtsstunden abge- 
macht werden. Die diesbezüglichen Verhandlungen 
werden mündlich gepflogen» — eine Bestimmung, 
welche noch im Jahre 1876 bei der Revision der Statuten 
beibehalten wurde und so lange gelten konnte, als der 
Geschäftsverkehr der Sparkassa auf das Weichbild von 
Hermannstadt und der nächsten Umgebung sich be- 
schränkte. Herbert war, von einem vortrefflichen Ge- 
dächtnisse unterstützt, während seiner Amtsführung selbst 
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das lebendige Archiv. Er fühlte sich mit der von ihm 
gegründeten Sparkassa persönlich so verwachsen, dass 
es zuweilen schwer hielt, ihn davon zu überzeugen, dass 
Massregeln, wie z. B. die Einführung der doppelten 
Kassensperre, durchaus nicht einem Misstrauen gegen 
seine allverehrte Persönlichkeit entsprängen, sondern 
durch die allgemein üblichen Forderungen der Einrichtung 
des Kassendienstes geboten seien. 

Der Versuch, die Einrichtungen der Sparkassa mit 
der Neuzeit in Einklang zu bringen und organisch zu ge- 
stalten, war schon in den revidierten Statuten des Jahres 
1864, welche, wie bereits erwähnt, nach mehrjährigen 
Geburtswehen in das Leben traten, unternommen worden. 
Diesen Statuten zufolge waren zur Verwaltung der Spar- 
kassa berufen : 

1. Die Generalversammlung sämtlicher Vereins- 
mitglieder das ist derjenigen, welche, nach erfolgter Auf- 
nahme in den Verband des Vereines durch die General- 
versammlung, eine Einlage von wenigstens 50 Gulden 
ö. VV. in die Sparkassa mit der Verpflichtung machten, 
dieselbe vor Ablauf von fünf Jahren nicht zurückzufordern ; 

2. Der von der Generalversammlung gewählte Ver- 
einsausschuss, bestehend aus dem Vereinsvorsteher, 
dem Instituts-Direktor und zehn anderen Vereinsmit- 
gliedern ; 

3. Die Direktion, bestehend aus dem Direktor, 
Kassier und Rechnungs-Revisor, welche von der General- 
versammlung auf Lebensdauer gewählt wurden. 

Zu diesen Beamten kamen in den siebziger Jahren 
noch hinzu : ein Rechtskonsulent und ein Kassa-Kontrollor. 

Der Wirkungskreis dieser Organe war in den Statuten 
umschrieben. 
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Der Generalversammlung waren Vorbehalten : 
Die Wahl des Vereinsausschusses, die Ernennung der 
Institutsbeamten und Festsetzung ihrer Bezüge, die Ver- 
fügung über den Reingewinn, die Abänderung der Statuten, 
die Bestimmung des Zinsfusses für Spareinlagen und 
Darlehen. 

Dem Vereinsausschusse kam die Leitung der 
Vereinsgeschäfte und Überwachung der Sparkassa -Ver- 
waltung zu, insbesondere die Bewilligung von Darlehen von 
mehr als 500 fl., die Prüfung der Rechnungsabschlüsse der 
Direktion und Skontrierung der Kassen, die Disziplinar- 
Untersuchung gegen die Beamten und die Suspendierung 
derselben von Amt und Gehalt bis zur Entscheidung der 
Generalversammlung. 

Die Direktion hatte die Verwaltung der Spar- 
einlagen und Darlehen und die damit verbundenen Kassen- 
und Buchhaltungsgeschäfte zu besorgen. Eine Instruktion, 
welche jedoch erst nach Jahren zu Stande kam, sollte 
die dienstlichen Obliegenheiten der einzelnen Beamten 
regeln. Die Statuten sprachen zugleich die Pensionsbe- 
rechtigung der Beamten und ihrer Hinterbliebenen aus; 
für die Befriedigung der Pensionsansprüche hatte der 
Reservefond aufzukommen. 

Die Geschäfte der Sparkassa beschränkten sich auf 
die Annahme von Spareinlagen und auf deren Anlage 
in Hypothekardarlehen und «Darlehen an landwirtschaft- 
liche auf dem Grundsätze der Solidarhaftung beruhende 
Vorschussvereine», sowie in «verzinslichen, vom Staate, 
der Nationalbank oder dem siebenbürgischen Grundent- 
lastungsfonde zahlbaren Kreditpapieren», in letzter Reihe, 
«wenn weder auf diesem Wege noch durch Gewährung 
von Darlehen auf Realitäten der disponible Sparkassa- 
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fond erschöpft werden sollte», in Darlehen auf Gold, 

Silber, Pretiosen und Staats- und siebenbürgische Grund- 
entlastungspapiere bis zu zwei Dritteln des Wertes. 

Das im Jahre 1875 geschaffene ungarische Handels- um# 

gesetz (G.-A. 1875 : XXXVII) machte eine abermalige ÄUalrt IW» Jahre 
Revision der Statuten der Sparkassa notwendig. Leider 
war dieselbe in vielen Beziehungen mangelhaft. Vor 
allem wurde die Aufgabe nicht gelöst, die Sparkassa 
einer der vom Handelsgesetze anerkannten Gesellschafts- 
formen anzupassen. Es konnte sich nur um die Wahl 
zwischen Aktiengesellschaft oder Genossenschaft handeln; 
die Form eines zur Betreibung von Handelsgeschäften 
legitimierten Vereines ist dem Handelsgesetze unbekannt. 

Dennoch erhielt der Sparkassaverein bei dieser Revision 
nicht die gesetzlichen Merkmale der Aktiengesellschaft 
oder Genossenschaft; er blieb ein Zwitterding von beiden. 

Zu den Organen der Sparkassa-Verwaltung kam, im Sinne 
des Handelsgesetzes, ein neues hinzu: ein zur Über- 
wachung der Verwaltung berufenes, aus drei Mitgliedern 
bestehendes Aufsichtskomitee, welches sich von dem Gang 
der Geschäfte Kenntnis zu verschaffen, die Bücher und Do- 
kumente einzusehen, die Kassabestände zu untersuchen, die 
Jahresrechnung, die Bilanz und die Vorschläge für die Rein- 
gewinnverteilung zu prüfen und darüber alljährlich an die 
Generalversammlung Bericht zu erstatten hatte. Bei den 
zahlreichen, aber unwesentlichen Änderungen der 1864er 
Statuten liess die Revision im Jahre 1876 die beschränken- 
den Bestimmungen des alten Statuts, welche die Sparkassa 
in der freiem Entfaltung und in der Aufnahme der Kon- 
kurrenz mit jüngeren, sie bald überflügelnden Instituten 
hinderten, unberührt. So blieb die Gebundenheit des 
Zinsfusses für Spareinlagen und Darlehen an die Beschlüsse 
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der Generalversammlung aufrecht; ebenso gingen die 
revidierten Statuten der Reform des Hypothekardarlehens- 
geschäftes ängstlich aus dem Wege. 

Die Folge war eine Stagnation in den Geschäften 
der Sparkassa, die auch dem Fernerstehenden immer 
weniger verborgen bleiben konnte. 

Es war daher kein Wunder, dass der Drang nach 
Reformen in den letzten Amtsjahren Herberts, sowie unter 
seinem Nachfolger Direktor Samuel Traugott Binder im 
Schosse des Direktionsrates, des Aufsichts-Komitees und 
der Generalversammlung immer mächtiger sich regte und 
in den Generalversammlungen einen oft stürmischen, dem 
Ansehen der Sparkassa nicht immer forderlichen Ausdruck 
fand. Eine sachlich nicht entsprechende Vorlage des 
Direktionsrates über die Änderung der Statuten, sowie 
ein Entwurf über die Gründung eines Pensionsfondes für die 
Sparkassabeamten wurde von der Generalversammlung 
am 30. Oktober 1881 abgelehnt. 

Bevor wir uns zu der schrittweise unternommenen 
Reformthätigkeit wenden, wollen wir die ziffermässigen 
Resultate der Geschäftsgebahrung in den lahren 1879 
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bis 1882 Revue passieren lassen. Es betrugen 




die Spareinlagen 


die angelegten 
Darlchenskapitalien 


Ende 

1879 

2,927.787 fl. 14 

kr. 

2.552.468 fl. 81 

kr. 

TT 

1880 

3,243.831 „ 27 

TT 

2,892.784 „ 82 

TT 

>3 

1881 

3,573.140 „ 69 

TT 

3,079.900 „ 95 

TT 

TT 

1882 

3,679.894 „ 22 

TT 

3,241.497 „ 15 
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der Reingewinn 


der Reservefond 


Ende 

1879 

17.383 fl. 26 

kr. 

267.016 fl. 51 

kr. 

TT 

1880 

15.977 „ 36 

TT 

327.935 39 

TT 

TT 

1881 

18.216 „ 46 
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378.308 „ 65 

TT 
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1882 

15.392 „ 60 

TT 

395.699 „ 40 
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Die Spareinlagen weisen in diesem Zeiträume eine 
stetige Zunahme auf, obwohl beschränkende Massregeln 
in der Annahme von Spareinlagen, wie die Zurückweisung 
von Kapitalien, welche den Betrag von 1000 fl. über- 
stiegen, getroffen wurden, um die Sparkassa gegen Geld- 
überflutung zu schützen. Denn für die sichere und zins- 
bringende Anlage der der Sparkassa sich zuwendenden 
Kapitalien fehlte der Spielraum. Die Sparkassa hatte 
sich in der Anlagethätigkeit vorzugsweise auf Hermann- 
stadt und die nächste Umgebung beschränkt. Die Auf- 
nahmsfähigkeit des Hermannstädter Kreises war nun 
hinsichtlich der Hypothekardarlehen nahezu erschöpft; 
namentlich in diesem Zeiträume wurden, um doch einen 
Abfluss der sich häufenden hohen Kassenbestände zu 
schaffen, kleine Bauerndarlehen in grosser Anzahl be- 
willigt, welche, wenn auch durch entsprechende Hypo- 
theken sichergestellt, die Verwaltung un verhältnismässig 
erschwerten und verteuerten. Die Nachfrage nach Hypo- 
thekardarlehen in dem räumlich beschränkten Anlage- 
gebiete der Sparkassa wurde durch eine Massregel, zu 
welcher sich die Verwaltung der Sparkassa im Anfänge 
des Jahres 1883 veranlasst sah, noch mehr beeinträchtigt. 
Die Gesetzgebung hatte durch den Vll. Gesetzartikel 
vom Jahre 1883 die dreiperzentige Steuer, welche der 
Staat bisher nach den Zinsen der Spareinlagen von den 
Sparkassen direkt erhob, auf 10 Perzent erhöht. Die 
Sparkassa musste infolge dessen bei dem fiinfperzentigen 
Zinsfuss, zu welchem sie die Spareinlagen verzinste, 
5 Perzent Zinsen an die Spareinleger und '/» Perzent 
Steuer an den Staat, zusammen 5 1 /« Perzent zahlen. 
Um den hiedurch entstandenen Ausfall in den Einnahmen 
zu decken, beschloss der Direktionsrat am 14. März 1883 
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mit Zustimmung der Generalversammlung, vom 1. April 
1883 angefangen den Zinsfuss für die Hypothekardarlehen 
von 6 - 18 Perzent auf 6’6 Perzent zu erhöhen, und dehnte 
diese drückende Massregel auch auf die alten Hypothekar- 
schuldner der Sparkassa aus. bei welchen die Steigerung 
ihrer Zinsverpflichtung natürlich böses Blut machte. 

Das Beamtenpersonal der Sparkassa bestand damals 
aus dem Direktor Samuel Traugott Binder (ge- 
wählt am 30. März 1879), Kassier Wilhelm Stenzei 
(gewählt am 23. April 1879), Kontrollor Robert Gutt 
(gewählt am 23. April 1879), Offizial Martin Lani (ge- 
wählt am 21. März 1880), Rechtskonsulent Gustav 
Göllner (gewählt am 28. Juni 1808) und Revisor oder 
Buchhalter Gustav Bergleiter (gewählt am 25. Ok- 
tober 1882). 

Am 6. April 1883 'starb der langjährige Vereins- 
vorstand Michael Heinrich, welcher schon an der 
Gründung des Sparkassavereins teilgenommen hatte, nach 
dem Rücktritte des Vorstandes, Sachsenkomes Konrad 
Schmidt, von der Generalversammlung am 24. Februar 
1867 zum Vereinsvorstande gewählt worden war und 
seither bis zu seinem Tode ununterbrochen die Vorstand- 
stelle bekleidete. 

Die Generalversammlung wählte am 20. Mai 1883 
in die durch den Tod Heinrichs erledigte Vorstandstelle 
den damaligen Hermannstädter Reichstagsabgeordneten 
und Redakteur Dr. Karl Wolff. Nunmehr kam die lange 
ersehnte Reformthätigkeit in den Fluss. Der neue Vor- 
stand knüpfte an den im Oktober 1881 gescheiterten 
Versuch des Direktionsrates, die Statuten zu ändern, an 
und arbeitete einen neuen Statuten-Entwurf und Motiven- 
bericht aus, welche der Direktionsrat am 22. Juni 1883 
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zu den semigen machte und der Generalversammlung zur 
Annahme empfahl. 

Da diese Vorlage die Grundlage auch für die spätere, 
in den folgenden Jahren planmässig und schrittweise fort- 
gesetzte Reformarbeit bildete, sei das Wesentlichste aus 
dem Motivenbericht hier hervorgehoben : 

Der Dircktionsrat liess sich bei der Revision der Statuten 
von dem Gesichtspunkte leiten, der löblichen Generalversammlung 
nur die von einem dringenden, unaufschiebbaren Hedürfnissc 
geforderten Änderungen zur Annahme zu empfehlen. Wenn auch 
der Direktionsrat sich dessen wohl bewusst ist, der löblichen 
Generalversammlung in seinen Anträgen nur ein Stückwerk zu 
bieten, so glaubte er doch dem Interesse der „Sparkassa“ dadurch 
am besten zu entsprechen , dass er von einer weitschichtigen 
Umarbeitung der Statuten Umgang nahm, um die Befriedigung 
dringender Bedürfnisse durch die Ausdehnung der Revisionsarbeit 
auch auf minder wichtigere Bestimmungen nicht zu gefährden, 
beziehungsweise zu verschleppen. 

Von dem Salze ausgehend, dass jedes Rechtsverhältnis 
ein durch eine Rechtsregel geordnetes Lebens Verhältnis sei und 
der Schaffung der Rechtsregel eine Klarstellung des Lebcnsverhült- 
nisses vorangehen müsse, suchte der Dircktionsrat sich zunächst 
Rechenschaft abzulegen Uber die Lebens Verhältnisse der „Spar- 
kassa“. Zu diesem Zwecke erschien es unvermeidlich, nicht nur 
die bei der „Sparkassa“ gemachten Erfahrungen allein zu Rate zu 
ziehen, sondern auch Umschau über die Bedürfnisse des Hermann- 
städter Geldmarktes, des eigentlichen Arbeitsfeldes der „Sparkassa“, 
zu halten. Da diese Bedürfnisse nicht bei der „Sparkassa“ allein, 
sondern auch bei den anderen hiesigen Geldinstituten ihre Befrie- 
digung suchen, ist es unumgänglich notwendig, den vergleichenden 
Blick auch auf andere Geldinstitute und namentlich auf diejenigen 
Lebens- und üeschüftsl>eziehungen derselben zu richten, welche 
Berührungspunkte mit dem geschäftlichen Leben der Sparkassa 
dar bieten. 
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Die „Hormannstiidtor allgemeine Sparkassa“, das älteste Geld- 
institut in Hermannstadt , hat seit ihrem Gründungsjahr 1841 
Jahrzehnte lang den hiesigen l’latz allein beherrscht. Die Erfüllung 
zweier gemeinnütziger Aufgaben war während dieser Zeit letliglich 
an sie gewiesen. 

§ 1 ihrer Statuten Itcstimmt: 

„Die Hermannstädter allgemeine Sparkassa hat den Zweck, 
der Kapitalsansammlung zu dienen und überhaupt jedermann 
Gelegenheit zur schnellen und sicheren Anlegung und Verzinsung 
von Ersparnissen darzubieten, dadurch den Geist der Arbeitsamkeit 
und Sparsamkeit zu beleben, noch so geringfügige, einzeln für 
den Öffentlichen Verkehr unfruchtbare kleine Geldsummen durch 
ihren Zusammenfluss in nutzbringenden Umlauf zu setzen und nach 
Thunlichkeit dem Kealkrcdit förderlich zu sein.“ 

§37 der Statuten bestimmt, dass vom Reingewinn 10 — SO"/« 
dem Reservefond zugeführt, „der Rest aber nach dem Beschlüsse 
der Generalversammlung zu wohlthätigen und gemein- 
nützigen Zwecken fürHermannstadt verwendet“ werden. 

Die gründenden Mitglieder haben keinen Anteil an dem 
Reingewinn, daher nicht den geringsten privaten Vorteil. Die 
Sparkassa dient somit ganz und gar allgemeinen gemeinnützigen 
Interessen. 

Heute ist die Sparkassa nicht mehr das einzige Geldinstitut 
in Hermannstadt. 

Neben ihr bestehen, ausser dein Filiale der österreichisch- 
ungarischen Bank, der „Hermannstädter Vorschussverein“ 
seit 1864, die „Bodenkreditanstalt in Hermannstadt“ seit 
1870, die Spar- und Kreditanstalt „Albina“ seit 1872, alle durch 
die dem wachsenden Kapitalsbildungsprozesse und dem gesteigerten 
Verkehrsleben entspringenden Bedürfnisse, welche in der Jahr- 
zehnte lang allein vorhandenen „Sparkassa“ ihre Befriedigung 
nicht mehr finden konnten, ins Leben gerufen. 

Der „Vorschussverein“, die „Bodenkreditanstalt“ und die 
„Albina“ dienen, gleich der „Sparkassa“, der Kapitalsansammlung, 
bieten jedermann Gelegenheit zur Anlegung und Verzinsung von 
Ersparnissen, „beleben dadurch den Geist der Arbeitsamkeit und 
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Sparsamkeit“, setzen „einzeln für den öffentlichen Verkehr unfrucht- 
bare kleine Geldsummen durch ihren Zusammenfluss in nutz- 
bringenden Umlauf“ und sind auch „dem Realkredit förderlich.“ 
Alle nehmen und verzinsen Spareinlagen, die bei jedem 
der drei Geldinstitute: Vorschussverein, Bodenkreditanstalt und 
Alhina von Jahr zu Jahr ununterbrochen zunehmen. Im letzten 
Geschäftsjahre betrug der 


Stand der Spareinlagen bei: 


Vorschussverein . . . 

995.215 

fl. 

38 

kr. 

Hodenkreditanstalt . . 

574.751 

tt 

49 

ft 

Albina 

1,176.660 

tt 

65 

tt 

Sparkassa 

3,679.894 

rt 

22'/, 

tt 

Die Gesamtsumme 

der Spareinlagen betrug Ende 

1882 

in 


allen vier Geldinstituten 6,426.521 fl. 74'/, kr., davon entfallen 
auf die Sparkassa etwas weniger als drei Fünftel. 


Vorschussverein, Bodenkreditanstalt und Albina dienen auch, 
wie die Sparkassa, dem Realkredit; bei allen nehmen von Jahr 
zu Jahr die Hypothekardarlehen zu. Im Jahr 1882 betrug der 


Stand der 

Fl ypot hekardarlehen bei 




Vorschussverein . . 

155.247 

fl. 

12 

kr. 

Bodenkreditanstalt . 

1,578.851 

ft 

85 

„ 

Albina 

753 832 

n 

13 

rt 

Sparkassa .... 

3,241.497 

rt 

15'/, 

rt 


Die Gesamtsumme der Hypothekardarlehen betrug Ende 
1882 in allen vier Geldinstituten 5,729.428 fl. 25'/, kr.; davon 
entfallen auf die Sparkassa etwas weniger als drei Fünftel. 

Wenngleich der grössere Teil der Spareinlagen und Hypo- 
thekardarlehen sich noch immer bei der Sparkassa befindet, so 
ist doch, wenn die Sparkassa nicht mehr wäre, kein Zweifel, dass 
die übrigen Geldinstitute die Spareinlagen und Hypothekardarlehen 
der Sparkassa an sich ziehen und den gegenwärtigen Anteil der 
Sparkassa an der Kapitalbildung und Forderung des Realkredites 
übernehmen könnten. 

Die Kapitalsansammlung und Forderung des Realkredites 
könnte also heute nicht mehr, wie zur Zeit des Alleinbestandes 
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der Sparkassa, ihren Anspruch auf Existenzberechtigung vollständig 
legitimieren. 

Dagegen findet die Sparkassa, vom Standpunkt des Öffent- 
lichen Interesses, in der Verwendung ihres Reingewinnes für 
gemeinnützige und humanitäre Zwecke noch heute ihre Existenz- 
berechtigung in einer Weise, wie kein anderes hiesiges Geldinstitut. 
Es soll kein Vorwurf für diese Geldinstitute mit der Konstatierung 
der Thatsache ausgesprochen werden, dass diese Geldinstitute 
ihren Reingewinn nur zu einem kleinen Teil Öffentlichen Zwecken, 
dagegen vorwiegend oder doch in beträchtlicherem Masse als 
Dividende oder Tantieme ihren Aktionären oder Mitgliedern, 
beziehungsweise Funktionären zuwenden. Denn das Risiko, welches 
die Mitglieder oder Aktionäre durch die Haftung mit ihrem ganzen 
Vermögen oder doch einem Teile desselben bringen, verdient 
den Untemehmergewinn in der Dividende, ebenso wie die aus- 
gezeichnete Mühewaltung der Funktionäre die Tantieme. 

Es soll nur betont werden, dass wichtige allgemeine Interessen 
mit der Hermannstädter allgemeinen Sparkassa, die ihren Rein- 
gewinn zum Wohle des Ganzen verwendet, verknüpft sind. Diese 
allgemeinen Interessen würden eine schwere Schädigung erleiden, 
wenn die Sparkassa nicht bestünde, ja zum Teil gar nicht gepflegt 
werden können, da die anderweitigen Quellen, aus denen sie sonst 
befriedigt w erden oder ihrer Natur nach befriedigt werden sollten, 
unter dem gesteigerten Drucke der öffentlichen Lasten immer 
mehr versiegen. Die Sparkassa hat bereits bisher namhaftes für 
die Förderung der öffentlichen Bildungsinteressen geleistet ; an dem 
Bestand der hiesigen Oberrealschulc, der höheren ev. Mädchen- 
schule, an der Ablösung des Schulgeldes für die Bürgerschule, an 
der Verschönerung llermannstadts, an der Errichtung öffentlicher 
Anstalten (Brunnen, Senkgruben u. s. w.) und an der Förderung 
gemeinnütziger Vereine hat sie einen hervorragenden Anteil. Ferner 
war sic bisher durch ihren niedrigen Zinsfuss ein Regulator des 
Zinsfusses auch für andere Geldinstitute. Wie viel nützliches könnte 
sie, wenn ihr Reingewinn reichere Mittel darböte, noch leisten? 
Beispielsweise möge hier nur das weite und fruchtbare Gebiet der 
wirtschaftlichen Verwaltung, zu dessen Befruchtung die Quellen 
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leider so spärlich fliessen, berührt werden. Welchen Segen könnte 
die Sparkassa ül>er diese Stadt und die ihren wirtschaftlichen 
Organismus ergänzende Umgegend verbreiten, wenn sie durch eine 
Erhöhung ihres Reingewinnes im stände wäre, durch die für die 
innere Reformierung und Hebung unserer Gewerbe notwendige 
Errichtung von gewerblichen Lehrwerkstätten und I'achgewerbe- 
schulen (Webereischule, Holzschnitzereischule, Lehrwerkstätte für 
Kunsttischlerei u. s. w.) die zum Teil wankenden Grundlagen 
unseres gewerbetreibenden Bürgerstandes neu zu festigen und durch 
Einbürgerung und Veredlung der Hausindustrie auf dem Lande, 
Anstellung eines landwirtschaftlichen Wanderlehrers, Errichtung 
einer landwirtschaftlichen Winterschule u. dgl. m. in Hermannstadt 
die Kaufkraft der Landbevölkerung zu stärken? Die Sparkassa 
hat bereits durch ihre bisherige gemeinnützige Thätigkeit das 
Vertrauen des Publikums, dem sie ihr aus den Spareinlagen 
zusammengesetztes Betriebskapital zu verdanken hat, sich vollauf 
verdient. Durch eine Erweiterung ihrer gemeinnützigen Thätigkeit 
würde sich die Überzeugung des Publikums nur noch mehr 
befestigen und in weitere Kreise dringen , dass die Sache der 
Sparkassa eigentlich die Sache jedes Einzelnen in Hermannstadt 
und der Umgebung sei, so dass selbst für den zahlungsunwilligsten 
Schuldner der Sparkassa ein versöhnendes Moment in dem Gedanken 
liegen müsste, dass der Nutzen, welchen die Sparkassa aus der 
Vermittlung zwischen ihm und dem Spareinleger, aus der Differenz 
zwischen dem Zinsfuss des Darlehens und dem der Spareinlage 
zieht, nicht zur Bereicherung eines Einzelnen, sondern zur Be- 
reicherung des Ganzen dient und daher unmittelbar auch wieder 
ihm zu Gute kommt. Je mehr die Sparkassa in die Lage kommt, 
den Kreis ihrer gemeinnützigen Thätigkeit auszudehnen, um so 
populärer würde sie werden, um so lebendiger würde das Gefühl 
der Gegenseitigkeit zwischen ihr und den Einzelnen werden und 
um so fester die Überzeugung von der Identität der beiderseitigen 
Interessen wurzeln, vermöge deren jeder Einzelne weiss oder wissen 
muss, dass die Leistung, die er an die Sparkassa macht, in den 
Leistungen der Sparkassa für öffentliche Zwecke (Bildungsanstalten 
oder wirtschaftliche Verbesserungen) wieder zu ihm zurückkehrt 
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und zu einem Element für seine eigene Kapilalbiidung wird. Durch 
die Befestigung und Verbreitung des Vertrauens zu der Sparkassa 
würde wieder diese letztere in die Lage gesetzt sein, mit Hilfe 
der ihr in reichlicherem Masse sich zuwendenden Spareinlagen ihr 
Betriebskapital zu erweitern und durch eine solide, nutzbringende 
Verwertung desselben ihren Reingewinn zu vermehren und für 
das öffentliche Wohl noch leistungsfähiger zu werden. In dem 
Umstande, dass die Organisation der Sparkassa nicht auf Aktionären 
beruht, die, durch ihr privates Interesse angespomt, auf eine 
Erhöhung des Reingewinnes bim! rängen, kann gewiss nicht ein 
Verzicht auf die edle Ambition gefunden w erden, auf solider Basis 
den Reingewinn zu steigern, vielmehr ist gerade in der gemein- 
nützigen Aufgabe der Sparkassa ein kräftigerer Ansporn gegeben, 
den Geschüftskreis und dadurch die Leistungsfähigkeit der Spar- 
kassa zu vermehren. Die öffentlichen Interessen, die ihre Befrie- 
digung von der Sparkassa erwarten, sind ernstere und strengere 
Gewissensmahner, sich an dem bisher Erreichten nicht genügen 
zu lassen, als etwa die an sich gewiss nicht unberechtigten Privat- 
interessen von Aktionären. 

Wir gönnen den übrigen Geldinstituten gewiss ihre zum 
Teil höheren Reingewinne, aber im Interesse der gemeinnützigen 
Zwecke, deren Erfüllung an die Sparkassa gewiesen ist, ist es 
jedenfalls nicht zu wünschen, dass der Reingewinn der Sparkassa 
relativ hinter den von den anderen Instituten erzielten Rein- 
gewinnen zurückblcibe. Es wäre dies, vom Standpunkt des öffent- 
lichen Wohles betrachtet, ein Überhandnehmen der von den 
anderen Geldinstituten gewiss berechtigtcrmassen zum grösseren 
oder geringeren Teil gepflegten Privatinteressen Einzelner über 
die allgemeinen Interessen, in deren ausschliesslichem Dienste die 
Sparkassa steht. 

Die Haupteinnahmen der Sparkassa sind, abgesehen von den 
dem Reservefond gehörigen Realitäten und Werteffekten, Zinsen 
von Salinenschemcn und Hypothekarforderungen. 

Das Hauptgeschäft der Sparkassa bilden die Hypothekar- 
darlehen. 
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Indem wir festhalten, dass die Sparkassa im Vergleiche zu 
den übrigen Geldinstituten noch immer die meisten Hypothekar- 
darlehen besitzt, wollen wir doch die Bewegung im Hypothekar- 
kreditgeschäft in den letzten fünf Jahren bei den drei Geldinstituten 
(Bodenkreditanstalt, Albina, Sparkassa) vergleichen. 

Hypothekardarlehen (in Tausenden) wurden erteilt bei: 



Bodenkreditanstalt 

Albina 

Sparkassa 

1878 . 

. . . 103.000 fl. 

59.000 fl. 

178.000 fl. 

1879 . 

. . . 41.000 „ 

72.000 „ 

197.000 „ 

1880 . 

. . . 541.000 „ 

206.000 „ 

491.000 „ 

1881 . 

. . . 469.000 „ 

249.000 „ 

320.000 „ 

1882 . 

. . . 565.000 „ 

353.000 „ 

300.CO0 „ 


ln den Jahren 1878 und 1879 nahm die Sparkassa hin- 
sichtlich der Hfihe der dozierten Hypothekardarlehen die erste, 
im Jahre 1882 die dritte Stelle ein. 

Da das Hypothekardarlehensgeschäft das Hauptgeschäft der 
Sparkassa ist, so ist bei der Revision der Statuten auf eine genaue 
statutarische Regelung des Hypothekardarlehensgeschäftes das 
Hauptaugenmerk zu richten. 

I. 

Zu den §§ 34 und 35. 

Die gegenwärtigen Statuten (§§ 34 und 35) regeln in dürftiger 
und ungenügender Weise das Hypothekardarlehensgeschäft. Sie 
bestimmen im wesentlichen: 

dass die Hypothekardarlehen gegen pupillarmässige l’fand- 
bestellung auf Häuser und andere Realitäten bis zum Belaufe des 
durch gerichtliche Schätzung erhobenen und noch unbelasteten 
Wertes der Hypothek gewährt werden; 

dass die verpfändeten Gebäude gegen Brandschaden ver- 
sichert sein müssen; 

dass jedem Teile eine halbjährige Kapitalskündigung Vor- 
behalten ist, die Verzinsung im vorhinein stattfindet und die 
Sparkassa von Schuldnern, die mit der Zinsenzahlung länger als 
sechs Wochen säumig sind, das Kapital ohne weitere Aufkündigung 
einfordem kann; 
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dass der Zinsfuss für Darlehen stets um 1 Perzent hoher 
sein muss, als der Zinsfuss der Spareinlagen; 

dass von säumigen Schuldnern, die mit der Zinsenzahlung 
über ein Jahr im Rückstände sind, 1 Perzent des Schuldkapitals 
als Verzugszinsen einzuheben ist; 

dass bei ganzer oder teilweiser Kapitalsrückzahlung kein 
Rückersatz der bereits eingezahlten Zinsen stattfindet. 

Es empfiehlt sich , an Stelle der 34 und 35 folgende, 
durch die Erfahrung erprobte und bei allen soliden Hypothekar- 
kreditinstituten eingeführte Bestimmungen aufzunehmen: 

§ 34. 

1. Die Sparkassa gewährt Hypothekardarlehen und über- 
nimmt im Cessionswege Hypothekarforderungen bis zur Hohe 
jenes Betrages, welcher in der ersten Hälfte des unbelasteten, 
durch Schätzung oder unabhängig von derselben auf anderem 
Wege ausgemittelten Wertes der Hypothek gedeckt erscheint. 

2. Sie leiht vornehmlich auf Häuser, welche aus der Ver- 
mietung, und auf Grundstücke, welche aus der Landwirtschaft 
einen sichern nachhaltigen Ertrag gewähren. 

Realitäten, die zu industriellen Zwecken verwendet werden, 
wie Mühlgebäude, l'abriksgebäude, sind für sich allein zur Beleihung 
nicht geeignet und können nur zur Verstärkung einer sonst geeigneten 
Hypothek dienen. 

Auf Steinbrüche, Schauspielhäuser, dann Realitäten, welche 
kein Gegenstand der Exekution sind , werden keine Darlehen 
bewilligt. 

Auf Weingärten und andere Realitäten, deren Ertrag auf 
Anpflanzungen beruht, dürfen Hypothekardarlehen nur bis zu 
einem Drittel ihres Wertes gegeben werden. 

Bei Belehnung von Waldungen wird lediglich der Bodenwert 
zu Grunde gelegt. Ziergärten können nur bis zum Drittel ihres 
Bodenwertes belehnt werden. 

3. Die Gebäude müssen bei einer in Österreich -Ungarn 
akkreditierten Feuerassekuranz -Gesellschaft versichert sein. Als 
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Verstärkung einer sonst geeigneten Hypothek können auch unver- 
sicherte Wohn- oder Wirtschaftsgebäude angenommen werden. 

4. Als Massstab des Schätzungswertes kann bei Grundstücken 
der zwanzigfache (bei Weingärten und anderen Anpflanzungen 
der fünfzehnfache) Betrag des Katastralreinertrages der Hypothek; 
bei Gebäuden, welche der Hauszinssteuer unterliegen, jener Betrag, 
welcher sich ergiebt, wenn von dem nachgewiesenen oder voraus- 
sichtlichen Durchschnittserträgnisse ein Drittel abgezogen und der 
Rest zu fünf Perzent kapitalisiert wird, angenommen werden. Der 
Wert derjenigen Gebäude, welche nicht der Hauszinssteuer unter- 
liegen, wird durch Schätzung bestimmt. 

5. Bei Darlehen an Pflegebefohlene hat der Vormund, 
beziehungsweise Kurator, die Nachweisung der obervormundschaft- 
lichen Genehmigung beizubringen. 

6. Bei Darlehen an (politische oder kirchliche) Gemeinden 
muss die Genehmigung der Aufnahme von Seite der Aufsichts- 
behörde, insofeme sie nach den bestehenden Vorschriften er- 
forderlich ist, nachgewiesen werden. 

7. Die zur Sicherstellung eines Darlehens angebotene H y pothek 
kann nur als ein Ganzes angenommen werden. Bei gemeinsamem 
Eigentum findet die Gewährung eines Darlehens nur dann statt, 
wenn das zu verpfändende Besitztum als Ganzes zur Hypothek 
bestellt und die Zustimmung aller Teileigentümer nachgewiesen wird. 

8. Die Gesuche der Darlehenswcrber müssen folgende An- 
gaben enthalten: 

a) Name, Stand und Wohnort der Partei; 

b) Betrag des angesprochenen Darlehens; 

c) Bezeichnung der Hypothek; 

d) Rangordnung, in welcher das Darlehen sichergestellt werden 
soll ; 

e) Wert der Hypothek. 

Als Behelfe des Gesuches dienen: der Grundbuchsauszug; 
die Steuerbüchel oder Zertifikate der Steuerämter, aus welchen 
zu ersehen ist , welcher Betrag an Grund- oder Hausklasscn- 
oder -Zinssteuer, ohne Zuschläge, auf die Hypothek entfällt; bei 
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Häusern ein Zeugnis über den guten Bauzustand und bei Zins- 
häusern noch die Nachweisung des Zinserträgnisses wenn möglich 
für mehrere Jahre; bei allen Realitäten die amtlichen Bestätigungen 
über die Abstattung der int vorangegangenen Jahre schuldigen 
Stcuerrate, sowie die Quittungen über die Zahlung der letztfalligen 
Zinsen von den dem Sparkassadarlehen etwa vorangehenden 
Satzposten. 

9. Zu den auszustellenden Schuldurkunden werden die 
Forntularien von der Anstalt abgegeben. 

Die Schuldurkunde muss sämtliche Verbindlichkeiten des 
Schuldners, darunter auch die Verpflichtung, alljährlich die auf 
der hypothecierten Realität haftenden Steuern , die Zinsen von 
den der Forderung der Sparkassa etwa vorangehenden Satzposten, 
sowie die Assekuranzprüntie oder Umlage für die gegen Feuer- 
schaden versicherten Realitäten zu entrichten, enthalten und mit 
allen für die Intabulationsfähigkeit vorgeschriebenen Erfordernissen 
versehen sein. 

10. In der Schuldurkunde ist jedem Teile eine halbjährige 
Kapitalskündigung vorzubehalten, dann die Verzinsung in halb- 
jährigen Antizipativraten und das Recht der Sparkassa zu l>cdingen, 
das Kapital ohne weitere Aufkündigung einzufordem, wenn der 
Schuldner den im Schuldschein ausgedrückten Verpflichtungen nicht 
nachkommt oder wenn eine die Sicherheit der Forderung gefähr- 
dende Änderung in der Wertbeschaffenheit der Hypothek eintritt. 

1 1 . Der Direktionsrat hat die formalen Erfordernisse der 
Schuldurkunde und die für die Ausfertigung etwa erforderlichen 
Taxen festzusetzen, sowie die Massregeln zur Überprüfung der 
Hypothek und Überwachung der vom Schuldner eingegangenen 
Verpflichtungen zu ergreifen. 

12. Die von der Sparkassa gegebenen Hypothekardarlehen 
sind stets höher zu verzinsen, als die bei ihr gemachten Sparein- 
lagen. Der Zinsfuss der Hypothekardarlehen wird von der General- 
versammlung bestimmt. 

13. Von säumigen Schuldnern, die über ein Jahr mit der 
Zinsenzahlung im Rückstände sind, ist ein Perzent vom Schuld- 
kapital als Verzugszinsen zu erheben. 
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14. Bei ganzer oder teilweiser Kapitalsrückzahlung findet 
kein Riickersatz der bereits eingezahlten Zinsen statt. 

Wird vom Schuldner ohne die vorausgegangene sechsmonat- 
liche Kündigung das Kapital ganz oder teilweise zurückgezahlt, 
so müssen dennoch die Zinsen bis zum vertragsmassigen Kündi- 
gungstermin entrichtet werden, insoferne diese nicht schon durch 
die zuletzt vorhinein geleistete Zahlung der laufenden Zinsen 
beglichen sind. 

15. Auf Verlangen der Darlehenswerber können auch 
Annuitätsdarlehen im Betrage von mindestens 1000 fl. gewährt 
werden, nach einem von der Generalversammlung zu genehmi- 
genden Tilgungsplane. 


Unter den hier empfohlenen Bestimmungen bedürfen wohl 
nur l*unkt 12 und l’unkt 15 einer eingehendem Begründung. 

ad Pkt. 12. Der erste Absatz des § 35 der gegenwärtig in 
Kraft bestehenden Statuten bestimmt, dass die von der Sparkassa 
gewährten Darlehen stets um ein Perzent höher zu verzinsen seien, 
als die Spareinlagen. Diese Bestimmung hat sich nach dem 1ns- 
lebentreten des Gesetzes über die zehnperzentige Sparkassenzinsen- 
steuer (G.-A. VU von 1883) als undurchführbar erwiesen und 
musste auch durch den Beschluss der Generalversammlung vom 
1. April 1883, welcher die Höhe des Zinsfusses der Darlehen auf 
66 Perzent festsetzte, während die Spareinlagen mit 5 Perzent 
verzinst werden, durchbrochen werden. 

Eine Fixierung des Verhältnisses zwischen den Zinsfüssen 
der Darlehen und Spareinlagen ist, im Hinblick auf das erwähnte 
Steuergesetz und die eventuellen, im Voraus unbestimmbaren 
Änderungen seitens der Gesetzgebung, unmöglich geworden. 

Es empfiehlt sich daher, den allgemeinen Grundsatz auszu- 
sprechen, dass die Hypothekardarlehen höher, als die Spareinlagen, 
zu verzinsen seien. Eine richtige Fixierung des Zinsfusses für 
Hypothekardarlehen ist, nachdem die Geldverhältnisse durch neue 
Steuerverfügungen eine Störung erlitten haben, mit grossen Schwierig- 
keiten verbunden, die im Nachstehenden angedeutet werden sollen. 
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Das Gesetz über die Sparbassenzinsensteuer hat alle Geld- 
institute, die mit Spareinlagen arbeiten, in eine ernste Lage versetzt; 
die Wirkungen dieses Gesetzes lassen sich mit Sicherheit jetzt 
noch nicht beurteilen. Aber ein einziger Fehlgriff eines Geldin- 
stitutes kann demselben ernste Verlegenheiten bereiten und für 
andere Konkurrenzinstitute eine Konjunktur schaffen, die zum 
Schaden des fehlgreifenden Institutes ausgebeutet wird. 

Die Sparkassenzinsensteuer kann Ubergewälzt werden : 

a) auf den Reingewinn des Geldinstitutes; oder 

b) auf die Spareinleger; oder 

c) auf die Darlehensschuldnvr; oder 

d) kombiniert auf Reingewinn, Spareinleger und Darlehens- 
schuldner oder nur auf Reingewinn und Spareinleger oder 
Reingewinn und Darlehensschuldner oder endlich auf Spar- 
einleger und Darlehensschuldner. 

ad a). Im Falle der gänzlichen Überwälzung der zehn- 
perzentigen Zinsensteuer auf den Reingewinn tritt bei einem ver- 
hältnismässig kleinen Reingew inn die Gefahr ein, dass der Reingewinn 
ganz oder zum überwiegenden Teile von der Steuer aufgezehrt 
wird und dass infolge dessen unter dem Eindrücke der Über- 
zeugung, dass das Geldinstitut eigentlich nur als Steuerbehörde 
arbeitet und den Ertrag seiner Vermittlung zwischen Einleger und 
Darlehensschuldner an die Sleuerkasse abliefert, das Interesse an 
der Erhaltung des Institutes erlischt. 

ad b). Eine Überw älzung der Zinsensleuer auf die Sparein- 
legcr tritt in einer entsprechenden Herabsetzung des Zinsfusses 
der Spareinlagen zu Tage. Diese könnte zur Folge haben, dass 
die Einleger massenhaft ihre Einlagen aufkündigen, zurückfordetn 
und in einem andern Geldinstitute, das ihnen eine günstigere 
Verzinsung gewährt, plazieren. 

Eine Geldanstalt, wie unsere Sparkassa, die, abgesehen von 
ihren kaum in Betracht kommenden Gründereinlagen, ihr Betriebs- 
kapital ausschliesslich den Spareinlagen entnimmt, würde dadurch 
ernster Gefahr preisgegeben werden. 

Man berücksichtige noch, dass das Hauptgeschäft der Spar- 
kassa, ja nahezu ihr einziges Geschäft gegenwärtig das Hypothekar- 
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darlehcnsgeschäft ist, dass die Hypothekardarlehen ihrer Natur 
nach nur langsam eingetrieben »erden können, dass ferner, nach 
dem letzten Jahresausweise der Sparkassa, den Spareinlagen samt 
den bis 31. Dezember 1882 kapitalisierten Zinsen im Betrage von 
3,679.894 A. 22% kr. angelegte Kapitalien auf Realhypothek im 

Betrage von 3,241.497 fl. 15% kr. 

und Zinsenrückstände mit 78.681 „03 „ 

zusammen . 3,320.178 fl. 18'/, kr. 

gegenüberstehen. 

Die Sparkassa würde mit ihren (nach dem Stande vom 
31. Dezember 1882) in der Hauptkasse befindlichen 
Hypothekaranweisungen (Salinenscheinen) 290.000 fl. — kr. 

1500 Stück Napoleondor ä 9 fl. 49 kr. — 14.235 „ — „ 

Kassarest 63.305 „ 34 „ 

zusammen . 367.540 fl. 34 kr. 

dazu gerechnet noch 

ihre Hypothekarforderungen und Zinsen- 

rückst.'inde mit 3,320.178 fl. 18% kr. 

zusammen . 3,687.718 fl. 52% kr. 
allein — ohne Zuhilfenahme ihres bedeutenden Reservefondes — 
im Stande sein, die Forderungen der Spareinleger per 3,679.894 fl. 
22% kr. vollständig zu befriedigen. 

Dazu kommt noch der vorzugsweise in Realitäten und Wert- 
papieren bestehende Reservefond der Sparkassa im Betrage von 
395.699 fl. 40 kr. — ein Reservefond, der bedeutend grösser ist, 
als der eines andern hiesigen Geldinstitutes (Reservefond des Vor- 
schussvereines 37.537 fl. 90 kr., der Bodenkreditanstalt 66.848 fl. 
86 kr., der Albina 33.323 fl. 50 kr.), ja grösser, als die Reserve- 
fonde aller drei hier genannten Geldinstitute zusammengenommen. 

Diese anderen Geldinstitute beschaffen sich allerdings ihr 
Betriebskapital nicht, wie die Sparkassa, ausschliesslich durch 
Spareinlagen, sondern auch durch andere Hilfsmittel (wie Aktien, 
Pfandbriefe), und legen ihr Geld auch in anderen leichter und 
schneller, als Hypothekardarlehen, realisierbaren Geschälten 
(Wechseleskompte, Lombard) an. 

6 * 
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Eine vollständige Überwalzung der Zinsensteuer auf die Spar- 
einlagen konnte sich für die Sparkassa um so weniger empfehlen, 
als sic noch immer die meisten Spareinlagen in Hermannstadt, 
mehr, als alle anderen Geldinstitute zusammengenommen, besitzt. 

Auch noch ein anderer Umstand sprach gegen eine solche 
Überwälzung. Im Jahr 1882 wurden nämlich 61.994 fl. 66 kr. 
weniger, als im Jahr 1881, in die Sparkassa eingelegt und ferner 
um 75.589 fl. 27'/j kr. mehr behoben, als eingelegt (dagegen im 
Yorschussverein um 86.672 fl. 43 kr. mehr eingelegt, als be- 
hoben, ebenso in der Hodenkreditanstalt um 41.326 fl. 52'/j kr. 
und in der Albina um 165.906 fl. 44 kr. mehr eingelegt, als 
behoben). 

ad c). Wird die neue Sparkassenzinsensteuer ganz auf die 
Darlehensschuldncr übcrgewälzt, so kann die Folge davon die 
massenhafte Kündigung der Hypothekarforderungen seitens der 
Darlehcnsschuldner sein, falls sie ihre Schulden bei einem anderen 
Institut zu günstigeren Bedingungen, namentlich bei einem billigeren 
Zinsfuss konvertieren können. Tritt dieser Fall der Aufkündigung 
grösserer Darlehcnskapilalien ein, so häuft sich bei dem Geld- 
institute, dem sie aufgekündigt und zurückgezahlt werden, der 
disponible Barfond, der entweder gar nicht oder nicht der Ver- 
zinsung der Spareinlagen und der darnach bemessenen zchn- 
perzentigeu Zinsensteuer entsprechend (etwa in Wertpapieren) 
angelegt worden kann. Aber inzw ischen müssen die Spareinlagen 
fort verzinst und davon die zehn Perzent Zinsensteuer gezahlt 
werden. Nun trägt aber der infolge der fortschreitenden Darlehens- 
kUndigungcn und Zurückzahlungen immer mehr sich ansammelnde 
disponible Fond gar keine oder geringere Zinsen, als die Zinsen 
der Spareinlagen und die davon zu entrichtende Zinsensteuer 
zusammen erfordern. Die unvermeidliche Folge ist dann die Nöti- 
gung des Geldinstitutes, den Zinsfuss für die Spareinlagen herab- 
zuselzen. Fis können dann die unter b) bezeichnetcn Folgen der 
Reduktion des Spareinlagenzinsfusses: Andrang der ihre Einlagen 
zurücknehmenden Einleger und in weiterer F'olge die Aufkündi- 
gung der nicht gekündigten Hypothekarforderungen, nunmehr 
seitens des Geldinstitutes eintreten. 
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Jedenfalls wird die vollständige Überwälzung der Steuer auf 
die Darlehensschuldner, also die Erhöhung des Zinsfusses für die 
Darlehen, die Nachfrage nach Darlehen herabmindcm. 

ad d). Bei einer Kombination der Überwälzung der Steuer 
auf Reingewinn, Spareinlagen und Darlehen oder auf zwei von 
diesen dreien können die unter a) bis c) dargestellten Wirkungen 
nur in verhältnismässig verringertem Masse eintreten. Bei einer 
richtigen Kombination können sie sogar ganz vermieden werden. 
Das Geldinstitut, welches die richtige Kombination trifft, schafft 
für sich eine günstige Konjunktur, die es gegen andere minder 
glückliche Institute ausbeuten kann. 

ad Pkt. 15. Die fakultative Einführung von Annuitäts- 
darlehen, die hier empfohlen wird, bezweckt nicht, die nach 
dem bisherigen System verliehenen, voll rückzahlbaren Hypothekar- 
darlehen zu verdrängen oder zu beschränken ; die letzteren mögen 
nach wie vor fortbestehen und auch weiterhin vergeben werden. 
Durch die fakultative Zulässigkeit von Annuitätsdarlehen soll die 
Sparkassa bloss in die Lage' versetzt werden, Annuitätenliebhaber, 
die sich als Darlehenswerber an die Sparkassa wenden, nicht 
ab weisen zu müssen. Durch die Heranziehung von Annuitäten- 
liebhabem soll die Nachfrage nach Hypothekardarlehen, wenn 
möglich, erweitert, zum mindesten das Sinken dieser Nachfrage 
bei der Sparkassa, das infolge der Erhöhung des Zinsfusses ein- 
treten kann, verhindert werden. Ausserdem bieten die Annuitäts- 
darleheu den Vorteil, dass der Wert der Hypothek und damit 
die Sicherheit für die Sparkassa mit jeder Abzahlung einer Annuität 
steigt. Ferner wird der in der Form von Annuitätsdarlehen ver- 
wertete Realkredit mobiler — ein Vorteil, der gerade in schwierigen 
Zeiten von Bedeutung ist. 

Auch um bis zu dem Zeitpunkte, in welchem die durch 
die Sparkassazinsensteuer gestörten Geldverhältnisse wieder eine 
stabilere Gestalt annehmen, eine etwa erforderliche Korrektur 
offen zu halten, erscheint die fakultative Einführung von Annuitäts- 
darlehen als rätlich. 

Da aber die vorbereitenden Schritte zur fakultativen Ein- 
führung von Annuilätsdarlehen längere Zeit beanspruchen, kann 
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die Aktivierung der Annuitätsdarlehen nicht sofort ins Werk ge- 
setzt werden. Sie wird daher von der Feststellung eines Tilgungs- 
planes abhängig gemacht, welcher seinerzeit der Generalversamm- 
lung zur Genehmigung zu unterbreiten ist. 

II. 

Zu § 36. 

Die Regelung des Hypothekardarlchensgeschäftes konnte, 
schon nach dem Stande der gegenwärtig bestehenden Statuten, 
nicht den ausschliesslichen Gegenstand der Erwägungen bilden, 
die den Dircktionsrat beschäftigten. Denn das Hypothekardarlehens- 
geschäft ist wohl das Hauptgeschäft, aber nicht das statutengemäss 
einzig zulässige Geschäft der Sparkassa. 

Nach § 36 ist der Ankauf verzinslicher Kreditpapiere statt- 
haft; nach § 10 Pkt. 5 bestimmt die Generalversammlung die 
„Normalziffer, bis zu welcher im äussersten Falle der Ankauf 
von Kredit- und Wertpapieren gestattet wird“. 

Aus der Bestimmung des § 36 : „wenn weder durch Ge- 
währung von Darlehen auf Realitäten noch auf dem Wege des 
Ankaufes verzinslicher Kreditpapiere der disponible Spar- 
kassafond erschöpft werden sollte“, geht hervor, dass von der 
Anschaffung von Krcditpapiereu nicht für den Reservefond, sondern 
auf Rechnung der Hauptkasse, des eigentlichen Betriebskapitales, 
also von dem Ankauf von Wertpapieren zum Zwecke des vor- 
teilhafteren Wiederverkaufes, mit einem Wort von einem Speku- 
lationsgeschäfte die Rede ist. 

Heute kann bei den hohen Börsennotierungen der Ankauf 
von Wertpapieren zum Zwecke des vorteilhafteren Wiederver- 
kaufes, wenigstens in grösserer Menge, kaum in Erwägung gezogen 
werden. 

Ferner bestimmt der vierte Absatz des § 34: „Ebenso ge- 
währt sie (die Sparkassa) Darlehen an landwirtschaftliche, auf dem 
Grundsatz der Solidarhaftung aller seiner Mitglieder beruhende 
Vorschussvereine“ . 

Die Textierung ist zunächst sprachlich höchst mangelhaft. 
Was sind landwirtschaftliche Vorschussvereine? Giebt es etwa 
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Vorschussvereine, die Land« irtschaft treiben? Es sind wohl 
ländliche Vorschuss vereine gemeint, die auf dem Grundsätze 
der Solidarhaftung ihrer (nicht seiner) Mitglieder beruhen. 

Diese Bestimmung, bei der auch nicht klar ist, warum die 
Sparkassa den Kredit den oft viel sicherer, als die ländlichen, 
fundierten und solider geleiteten städtischen Vorschussvereinen 
und Sparkassen verweigern soll, ist bisher ein toter Buchstabe 
und auf dem Papiere geblieben. 

Es gilt daher, der statutarischen Bestimmung die Möglichkeit 
der Durchführung zu sichern und die bisherigen Hindernisse der 
Ausführung zu beseitigen. 

Das Haupthindernis lag bisher darin, dass der Zinsfuss für 
die Darlehen, ohne Unterscheidung derselben, gleich nt ässig 
normiert und für Darlehen an Vorschussvereine und Vorschüsse 
auf Effekten ebenso hoch und dauernd, wie für Hypothekardar- 
lehen. bestimmt wurde. 

Bei der Beleihung von Vorschussvereinen wird gewiss niemand, 
an den Realkredit, sondern jeder nur an die hier einzig mögliche 
Form des Kredites: den Wechselkredit denken. Der Zinsfuss 
für den Wechseleskompt kann nun nicht derselbe sein, wie der 
Zinsfuss bei dem Realkredil. Der Zinsfuss des kurzfristigen Wechsel- 
darlehens wechselt, der Zinsfuss für das langfristige Hypothekar- 
darlehen ist stabil. 

Die an Vorschussvereine und Sparkassen gewährten kurz- 
fristigen Darlehen bieten den Vorteil, dass die Sparkassa Kassa- 
bestände, die sie in Realhypotheken nicht unterbringen kann, 
nutzbar verwertet und überdies durch die Möglichkeit, die Wechsel 
der belasteten Vorschussvereine bei der Bank zu reeskomptieren, 
ein Geldbeschaffungsmittel für den Fall des Bedarfes erhält. 


Ein weiteres Mittel der fruchtbarem Verwertung disponibler 
Kassabestände ist die Ausnützung des Lom bard k redi tes: die 
Gewährung von Vorschüssen auf Wertpapiere. 

Der § 36 der bestehenden Statuten hat wohl diese Art von 
Geschäften aufgenommen, indem er dem Direktionsrate freistellt, 


48 


1879—1885. 


Lombardgeschäfte zu machen. Aber diese Bestimmung ist bisher 
ebenfalls tot auf dem Papiere geblieben — aus demselben Grunde, 
wie die Uber die Belehnung von Vorschussvereinen, weil der 
Zinsfuss für das kurzfristige Lombardgcsch.'tft ein anderer sein 
muss, als der Zinsfuss für Hypothekardarlehen. Die Möglichkeit 
der Durchführung der Statuten auch in dieser Beziehung zu 
schaßen, ist durch das Interesse der Sparkassa an der Erhaltung 
ihres guten Rufes geboten. 

Leitender Grundsatz muss dabei sein, den Lombardkredit 
unter Bedingungen zu gewähren, die für den Schuldner im Ver- 
gleiche zu den hiesigen mit dem Lombardgeschäfte sich befassenden 
Geldinstituten, namentlich dem Bankfiliale, nicht ungünstigere sind. 
Das bedeutende Lombardgeschäft, welches vom Bankfiliale in 
Hermannsladt gemacht wird, geht aus folgenden Zißcrn hervor: 

Ende Dezember 1881 betrug der Stand der Darlehen gegen 
Handpfaud bei dem Bankfiliale in Hermannstadt . 237.000 fl. 

im Laufe des Jahres 1882 wurden Darlehen gewährt 1,812.400 „ 
und znrückgezahlt 1,719.800 „ 

es blieben daher Ende Dezember 1882 . 329.600 fl. 

somit gegen 1881 mehr . 92.600 „ 

Mit Berücksichtigung des Umstandes, dass die Sparkassa 
nach ihren Statuten zur Belehnung von solchen lokalen Papieren, 
wie die Pfandbriefe der Hermannstädter Bodenkreditanstalt und 
der Albina, welche von der Bank nicht lombardiert werden, 
berechtigt ist, lässt sich hoßen, dass ein beträchtlicher Teil des 
Lombardgeschäftes, das jetzt andere Platzinstitute machen, sich 
der Sparkassa zuwenden werde. 

Es wird daher folgende neue Textierung vorgeschlagen: 

§ 35. 

Wenn durch Gewährung von Hypothekardarlehen (§ 34) 
der disponible Fond nicht erschöpft werden sollte, so kann der 
Direktionsrat : 

a) kurzfristige Darlehen an kreditfähige Vorschussvereine oder 
Sparkassen gegen Zahlungsbürgschaft geben. 
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b) Darlehen auch auf Goldmünzen bis zum Nennwerte, auf 
Silbermüuzen bis zu */s ihres Nennwertes, dann auf Staats-, 
sowie andere an der Wiener oder Budapester Börse notierte 
Wertpapiere bis zu zwei Dritteilen ihres Börsenkurses, jedoch 
höchstens auf die Dauer eines halben Jahres, gewähren. 

Der Zinsfuss in den unter a) und b) bezeichneten Fällen 
wird vom Di rek t ion s ra t e festgesetzt. 

§ 36. 

Ausserdem können disponible Fonds zum Ankäufe verzins- 
licher, an der W'iener oder Budapester Börse notierter Wertpapiere 
verwendet werden (§ 10, Punkt 5). 


Durch die Ermöglichung dieser beiden, bereits in der Intention 
der bestehenden Statuten gelegenen Arten von Geschäften w Urde 
sich der .Sparkassa ein namhafter Vorteil bieten, beziehungsweise 
ein Nachteil, der sie jetzt trifft und ohne Verletzung der gegen- 
wärtig in Kraft bestehenden Statuten nicht zu vermeiden war, 
von ihr abgewendet werden. 

Sowohl in den Wechseln der Vorschussvereine und Spar- 
kassen, als auch in den auf kurze Frist belehnten Wertpapieren 
würde die Sparkassa einen mobilen Fond sich schaffen, der, 
ausser seinem mobilen Charakter, noch den Vorzug hätte, frucht- 
bringender zu sein, als die Anhäufung von totem Bargeld in Noten 
und Goldmünzen und von 3 V 5 perzenligen Partial-Hypothekar- 
anweisungen (Salinenscheinen). 

Der disponible Mobilfond der Sparkassa betrug, nach dem 
Staude vom 31. Dezentber 1882, rund 367.000 fl., darunter 
77.000 fl. in Gold und Papiergeld und 290.000 fl. in Salinen- 
scheinen. Das Bargeld in Gold und Papier liegt zinslos, die Salinen- 
scheine tragen 3*/j Perzent. Der Stand der Salinenschcine hat bei 
der Sparkassa zuweilen auch die Höhe von 360.000, ja 380.000 fl. 
erreicht. 

Werden die Salinenscheine durch Wechsel und Lombard- 
papiere ersetzt und der gewöhnliche Zinsfuss für Wechseleskonipte 
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und Lombardgeschäft mit 5 und 3'/i Perzent angenommen, so 
sinkt der mit einem mobilen Fond gewöhnlich verbundene Nach- 
teil einer geringeren Verzinsung auf ein Minimum herab, ja kann 
ganz vermieden werden. 

Die Salinenscheine haben gegenüber dem Wechsoleskompte 
und Lombardgeschäft nicht nur den Nachteil der geringeren Ver- 
zinsung, sondern nicht einmal den Vorteil der grösseren Beweg- 
lichkeit voraus, da sie eine sechsmonatliche Lmlaufszeit oder 
Fälligkeitsdauer haben. 

Durch die Fesseln der bisherigen statutarischen Bestimmungen, 
namentlich durch die gleiche Behandlung des Lombard- und 
Wechselzinsfusses mit dem Hypothekarzinsfusse, beengt, war die 
Verwaltung der Sparkassa bisher nicht in der Lage, ihren mobilen 
Fond in anderen Werten als in Salinenscheinen anzulegen. 

Der 3 bis 400.000 fl. betragende mobile Fond der Sparkassa 
war — wobei wir von ihrem bedeutenden Reservefond und den 
darin befindlichen Wertpapieren im Betrage von 563.493 fl. 10 kr. 
(nach dem Kursstand vom 31. Dezember 1882), die im Bedarfs- 
fälle ein leicht realisierbares Gcldbeschaffungsmittcl darbieten, ganz 
absehen — bedeutend grösser, als der eines andern hiesigen 
Geldinstitutes. 

Die Generalversammlung nahm nach eingehender 
Beratung am 1. und 3. Juli 1883 die Vorlage und die 
darin beantragten Statutenändei ungen an. 

Die Durchführung dieser Statutenänderungen gab 
dem Direktionsrate reichliche Arbeit; der erhöhte Eifer 
und die edle Hingabe an das Reformwerk der Sparkassa 
wuchs aber an den bald wahrnehmbaren Erfolgen. Die 
Instruktionen für die sofort aktivierten Geschäftszweige 
der Lombarddarlehen und Wechselkredite an 
Geldinstitute (Sparkassen, Vorschussvereine u. s. w.), 
welche durch Zirkuläre zur Inanspruchnahme eingeladen 
wurden, wurden am 25. Juli 1883 festgesetzt; der Zinsfuss 
für beide Geschäftszweige wurde mit 5 Perzent bestimmt. 
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Die Schuldschein-Formulare Tür Hypothekardar- 
lehen wurden im Sinne der neuen Statuten entworfen 
(12. September 1883], wirksame Massregeln zur Ein- 
bringung der in den letzten Jahren angewachsenen Zinsen- 
rückstände ergriffen (15. August 1883), eine Geschäfts- 
ordnung für den Direktionsrat ausgearbeitet (8. August 
1883). Die in dieser Geschäftsordnung vorgesehene Stelle »»»«■«»? 

RntUl)Uei\ie'*yiltrrt . 

des zur Besorgung der zahlreichen Sparkassarealitäten 
berufenen Realitätenverwalters wurde mit H. W. 

Grohmann besetzt. Eine Instruktion für die mit der Ein- 
klagung der Sparkassaforderungen betrauten Rechts- 
anwälte wurde festgestellt (22. September 1884), nach- 
dem Rudolf Wellmann, Finanzrat i. I’., an Stelle des am 
22. April 1884 verstorbenen Gustav Göllner zum Rechts- 
konsulenten der Sparkassa berufen worden war. 

Durch die Aktivierung der Lombarddarlehen (Vor- 
schüsse auf Wertpapiere) und der an Geldinstitute ge- 
währten Wechselkredite war dem weitern Anwachsen 
der Kassabestände und der anderen disponibeln Fonde 
der Sparkassa in wirksamer Weise Einhalt gethan worden. 

Eis waren angelegt 

am 31. Dezember Ende Juni 
1883 1884 

im Lombardgeschäft .... 37.390 fl. 77.080 fl. 

„ Wechselgeschäft .... 34.900 „ 78.500 „ 

Eine vollständige Verwendung des Geldüberflusses in 
diesen beiden Geschäftszweigen (Wechsel und Lombard) 
war nicht zu erwarten. Deshalb wurde der Erweiterung 
des Hauptgeschäftszweiges der Sparkassa: des Hypo- 
thekardarlehensgeschäftes durch die Einführung 

, , - innwlfliraifitririni. 

von Annuitätendarlehen eine unausgesetzte Sorge 
zugewendet. 
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Nachdem die hiezu erforderlichen Vorbereitungen 
getroffen worden, nahm die Generalversammlung, die 
von den Herren Karl Albrich, Leiter der Realschule, 
und Professor Martin Schuster mit dankenswerter Zuvor- 
kommenheit ausgearbeiteten Tilgungspläne, deren Ge- 
nehmigung — nach § 34. Punkt 15 der neuen Statuten 
— die Generalversammlung sich Vorbehalten hatte, am 
1. August 1884 an. 

Die Tilgungspläne für die kündbaren Annuitäten- 
darlehen beruhten auf einem Zinsfusse von 6 Perzent 
und auf einer Tilgungsdauer von 15, 18, 23 und 32 Jahren. 
Die halbjährige Annuität für ein Darlehenskapital von 
1000 fl. betrug 


bei 

läjähriger 

Tilgungsdauer 50 

fl. 

09 

kr. 

yy 

18 „ 

yy 

45 

yy 

05 

yy 

yy 

23 „ 

yy 

39 

yy 

81 

yy 

yy 

32 „ 

yy 

34 

yy 

98 

yy 


Die Annuitätsdarlehen mit 15- und 18jähriger Til- 
gungsdauer wurden zunächst von 1000 fl. aufwärts, mit 
23jähriger Tilgungsdauer von 5000 fl. aufwärts und mit 
32jähriger Tilgungsdauer von 10.000 fl. verliehen (später 
wurde den Darlehenswerbern auch für ein Kapital von 
mindestens 1000 fl. die längere Amortisationsdauer von 
23 und 32 Jahren zugestanden). Den Schuldnern wurde 
die gänzliche oder teilweise Rückzahlung des Kapitals 
auch vor Ablauf der Amortisationsperiode nach voraus- 
gegangener halbjähriger Kündigung gestattet; bei gänz- 
licher Rückzahlung war der nach der letzten Annuität 
verbleibende Kapitalsrest zu erlegen, eine ausserordent- 
liche teilweise Kapitalszahlung dagegen auf die in den 
nächsten Annuitäten enthaltenen Kapitalsquoten zu ver- 
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rechnen, wodurch bloss die Amortisationsperiode abge- 
kürzt, der Betrag der Annuität für die noch nicht abge- 
laufene Tilgungsdauer jedoch nicht verändert wurde. Um 
den Unterschied zwischen dem Zinsfusse der Annuitäten- 
darlehen (6 Perzent) und dem Zinsfusse für gewöhnliche 
Hypothekardarlehen (6‘6 Perzent) einigermassen auszu- 
gleichen, wurde beschlossen, bei Ausfolgung eines Annui- 
tätendarlehens ein Perzent des Kapitalsbetrages ein- für 
allemal einzuheben. 

Die Annuitätsdarlehen wurden zu Anfang des Jahres 
1885 aktiviert. 

In den letzten Septembertagen des Jahres 1884 
wurden die Amtslokalitäten der Sparkassa aus dem 
Herbcrt’schen Hause in der Wintergasse, in welchem 
sie fast 43 Jahre lang untergebracht gewesen, in das 
geräumige Sparkassahaus Grosser Ring Nr. 12 verlegt. 
Der neue Geist emsigen Schaffens, der in die Verwaltung 
eingekehrt war. erforderte auch grössere und hellere 
Räume zu seiner Bethätigung. 

Mit der Einführung von Annuitätendarlehen ging 
die Bestellung von Darlehensvermittlern, beziehungsweise 
die Einrichtung von Einreichungsstellen für Hypothekar- 
darlehensgesuche in mehreren siebenbürgischen Städten 
und Märkten (Sächsisch - Regen , Marosch - Vascharhely, 
Mediasch, Schässburg, Bistritz, Klausenburg, Fogarasch, 
Reps, Karlsburg und anderen Orten) Hand in Hand. Da- 
mit trat die Sparkassa aus dem Rahmen eines lokalen 
Hermannstädter Institutes heraus. Der Erfolg zeigte sich 
bald in dem Aufschwünge, welchen das in den letzten 
Jahren stagnierende Hypothekardarlehensgeschäft der 
Sparkassa zu nehmen begann. Der am 23. November 
1885 tagenden Generalversammlung konnte berichtet 
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werden, dass allein in den zehn ersten Monaten (Januar 
bis Oktober) des Jahres 1885 mehr als der doppelte 
Betrag der im Jahre 1884 dozierten Darlehenssumme 
im Hypothekargeschäft angelegt worden war. Es wurden 
Hypothekardarlehen ausgefolgt : 



im Jahr 1H84 

im Jahr 1H85 

Januar 

7.560 

fl. 

13.110 

fl. 

Februar 

. 15.540 

Jf 

18.820 

yy 

März 

. 15.570 

M 

30.250 

yy 

April 

. 22.650 


23.090 

yy 

Mai 

. 16.110 

»» 

45.158 

yy 

Juni 

. 13.220 

» 

31.764 

yy 

Juli 

9.850 

yy 

47.450 

yy 

August 

. 19.750 

yy 

32.950 

yy 

September 

9.920 

yy 

41.150 

yy 

Oktober 

. 12.326 

yy 

79.460 

yy 

Von Januar bis Oktober 

. 142.496 

fl. 

363.202 

fl. 


«So ist denn — heisst es in dem an die General- 
versammlung erstatteten Berichte — die in früheren 
Jahren eingetretene Stauung vollständig gewichen ; das 
Geld ist knapp und der Geldbedarf recht fühlbar ge- 
worden.» 

Unter dem Drucke der Geldknappheit hatte der 
Direktionsrat sich bereits bestimmt gefunden, den Zins- 
fuss für die Lombarddarlehen und den YVechseleskompte 
vom 1. November 1885 angefangen von 5 auf 5 ’/« Perzent 
zu erhöhen, um auf die Anlage in diesen subsidiären 
Geschäftszweigen der Sparkassa retardierend einzuwirken, 
da im Laufe dieses Jahres bis Ende September 191.490 fl. 
im Lombarddarlehensgeschäft und 342.100 fl. im Wechsel- 
eskompte eloziert worden waren. 
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Zu dieser Geldknappheit hatte allerdings auch noch 
eine andere, von der Generalversammlung am 23. De- 
zember 1884 beschlossene Massregel: die Herabsetzung 
desZinsfusses für Spareinlagen beigetragen. Un- 
beschadet der fiinfperzentigen Verzinsung des alten Spar- 
einlagenstockes hatte die Generalversammlung die weitere 
Annahme neuer Spareinlagen mit funfperzentiger Ver- 
zinsung sistiert und den Zinsfuss dir neue Sparein- 
lagen vom 1. Januar 1885 angefangen mit 4 Perzent 
festgestellt. Hiedurch wurde der Zufluss neuer Spar- 
einlagen selbstverständlich gehemmt. Vom Januar bis 
Ende Oktober 1885 waren an neuen Spareinlagen bloss 
240.669 fl. 25 '/, kr., um 251.881 fl. 67 kr. weniger 
als in der gleichen Periode des Vorjahres, der Spar- 
kassa zugeflossen. 

Die im Dezember 1884 beschlossene Sistierung der 
Annahme funfperzentiger Spareinlagen und Zulassung 
neuer Spareinlagen mit bloss vierperzentiger Verzinsung 
hatte vornehmlich den Zweck verfolgt, die Möglichkeit 
zur Abstossung einer drückenden Schuld des Reserve- 
fonds an die Hauptkasse zu schaffen. 

Der Reservefond war nämlich seit der Schaffung des 
ungarischen Handelsgesetzes vom Jahre 1876 in ein sehr 
lästiges Schuldverhältnis zur Hauptkasse getreten. Um 
die Bilanz der Hauptkasse von den Kursschwankungen 
der Wertpapiere, welche nach der Vorschrift des Handels- 
gesetzes höchstens zum Börsenkurse vom 31. Dezember 
des Rechnungsjahres in die Bilanz eingestellt werden 
dürfen, freizuhalten, hatte man damals kein anderes Aus* 
kunftsmittel gefunden, als den ganzen Besitz der Haupt- 
kasse an Wertpapieren — mit Ausnahme der Salinen- 
scheine (Partialhypothekaranweisungen) — dem Reserve- 
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fond zu übergeben. Der Reservefond wurde für die ihm 
zugewiesenen Wertpapiere Schuldner der Hauptkasse. 
Ebenso wurden spätere Anschaffungen von Wertpapieren, 
zu welchen der jahrelang andauernde Geldüberfluss der 
Hauptkasse fortwährend drängte, auf Rechnung und zu 
Lasten des Reservefonds gemacht. Dazu kamen noch 
grössere Hauherstellungen und Ankäufe von Realitäten, 
welche die Schuld des Reservefonds an die Hauptkasse 
vermehrten. Diese Schuld war Ende 1883 bis auf 
419.000 fl. angewachsen und wurde von dem Reserve- 
fond wie eine gewöhnliche Hypothekardarlehensschuld, 
also zu 0 - 6 Perzent, verzinst, obwohl die Wertpapiere, 
aus deren Übernahme diese Schuld grösstenteils her- 
vorgegangen war, dem Reservefond ein Erträgnis von 
höchstens 5 Perzent abwarfen. Hiedurch waren das 
Wachstum und die Ertragsfähigkeit des Reservefonds 
gelähmt. Um die drückende Schuldlast dem Reservefond 
abzunehmen, musste die Rückzahlung dieser Schuld an 
die Hauptkasse, ohne Schädigung der Letzteren, vorbe- 
reitet werden. Dazu war, bei dem unverhältnismässig 
grossen Besitz an Wertpapieren, die Veräusserung eines 
Teiles derselben erforderlich, welche jedoch nur bei einem 
günstigen Kursstände der zu veräussernden Wertpapiere 
und bei eintretendem Geldbedarf der Hauptkasse Tätlich 
erschien. Die Bedingungen hiefür waren nun im Spät- 
herbste des Jahres 1885 vorhanden. Einerseits war durch 
die vermehrte Anlage im Hypothekar-, Wechsel- und 
Lombarddarlehensgeschäfte für den Geldabfluss gesorgt, 
andererseits durch die Sistierung der Annahme neuer 
fünfperzentiger Spareinlagen einem übermässigen Geld- 
zuflusse vorgebeugt worden. Der Reservefond konnte 
grössere Posten von Wertpapieren abstossen, und die 
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Hauptkasse fand für den eingehenden Erlös nutzbringende 
Verwendung. Auf diese Weise hatte der Reservefond 
bis Ende Oktober 1885 seine Schuld an die Hauptkasse 
bis auf 312.000 fl. abgetragen. Die Generalversammlung 
vom 23. November 1885 beschloss nun über Antrag 
des Direktionsrats, die Restschuld des Reservefonds an 
die Hauptkasse durch Übergabe von Wertpapieren an 
Zahlungsstatt und zwar zum Kurse vom 31. Dezember 

1885 zu tilgen. Um die Bilanz, namentlich den Rein- 
gewinn der Hauptkasse gegen die Störungen durch Kurs- 
schwankungen zu schützen , wurde ferner beschlossen, 
dass die an jedem Jahresschlüsse sich ergebenden Kurs- 
differenzen, sowie Gewinne und Verluste überhaupt bei 
den in der Hauptkasse befindlichen Wertpapieren den 
Reservefond zu treffen haben. So war der Reservefond 
von der an seinem Marke zehrenden Schuld befreit, 
welche einen grossen Teil seines eigenen Erträgnisses 
verschlang und ihn mehr oder weniger zum Stillstände 
verurteilte. 

Mit der Durchführung dieser Kreditoperation hatte 
die im Jahre 1884 beschlossene Sistierung der Annahme 
fünfperzentiger Spareinlagen ihren Zweck erfüllt und war, 
abgesehen hievon, auch deshalb nicht mehr notwendig, 
weil die Sparkassa infolge der Erweiterung ihres Anlage- 
geschäftes für zuströmende neue Kapitalien wieder auf- 
nahmsfähig geworden war. Die Generalversammlung be- 
schloss daher am 23. November 1885, vom 1. Januar 

1886 angefangen Spareinlagen wieder mit fünfper- 
zentiger Verzinsung jedoch nur bei einer Einlagsdauer 
von mindestens sechs Monaten anzunehmen, dagegen 
für Spareinlagen mit kürzerer Einlagsdauer den Zinsfuss 
von 4 Perzent beizubehalten. 
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Diese Generalversammlung nahm auch den Abschluss 
einer andern mühevollen Reformarbeit zur befriedigenden 
Kenntnis. Die Buchführung und Rechnunglegung 
der Sparkassa war primitiv eingerichtet und entsprach 
den Anforderungen der modernen Zeit durchaus nicht 
mehr. Namentlich war die Aufstellung eines Verlust- und 
Gewinnkontos bei der veralteten Buchungsweise kaum 
möglich. W iederholt, zuletzt am 27. April 1884, hatte 
die Generalversammlung dem Direktionsrat den Auftrag 
erteilt , für eine Verbesserung der Buchführung und 
Rechnunglegung Sorge zu tragen. Die Vollziehung dieses 
Auftrages, der eine bis in das kleinste Detail gehende 
Prüfung der gesamten Geschäftsgebahrung und eine sorg- 
fältige Envägung der zur Verbesserung dienlichen Mass- 
regeln notwendig machte, konnte — wie wir dem an 
die Generalversammlung erstatteten Berichte entnehmen 
— erst im Mai 1885 in Angriff genommen werden. Zur 
Lösung dieser mühevollen Aufgabe wurde aus der Mitte 
des Direktionsrates eine engere Kommission entsendet, 
welche unter der Leitung des Vereinsvorstandes vom 
29. Mai bis 2. September 1885 in wöchentlich ein bis 
zwei Sitzungen mit sämtlichen lnstitutsbeamten Beratungen 
pflog. Der leitende Gesichtspunkt war: eine Umwälzung 
in der Verwaltung zu vermeiden und nur die zu einer 
leichtern Kontrolle und Übersicht der Geschäftsgebahrung 
unumgänglich notwendigen Einrichtungen zu treffen. Die 
Kommission hielt es daher für geboten, zunächst die in 
Übung stehende Buchführung und Geschäftsgebahrung 
in allen ihren 'feilen festzustellen und die Agenden der 
einzelnen Beamten klarzulegen , um dann auf der ge- 
wonnenen Grundlage an die erforderlichen Verbesse- 
rungen und die zweckmässige Aufteilung der den Beamten 
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zugewachsenen Arbeiten zu schreiten. Zu diesem Zwecke 
wurden die Bestimmungen der bisher in Geltung ge- 
standenen Dienstinstruktion in Fragepunkte aufgelöst und 
die letzteren den Beamten zur schriftlichen Beantwortung 
übergeben. An der Hand des auf solche Weise ge- 
sammelten umfangreichen Materiales wurde jeder einzelne 
Geschäftszweig eingehend geprüft, die Gebahrung mit 
den bezüglichen Einrichtungen anderer Sparkassen ver- 
glichen, und nach sorgfältiger Erwägung der Umstände 
die als zweckmässig erkannte Massregel festgestellt. 

Nach angestrengter viermonatlicher Arbeit gelang es, 
das fertige üperat dem Direktionsrate vorzulegen, der 
dasselbe in seiner Sitzung vom 18. September 1885 ge- 
nehmigte. Neu eingeführt wurden unter anderem Konto- 
bücher für das Lombard-, Wechsel-, Kontokorrent- 
Geschäft, für die Werteffekten der Hauptkassa, ein konto- 
mässig dem Kassakonto gegenüber zu stellendes Haupt- 
journal und Hauptbuch, mehrere Hilfsbücher (Indices, 
Verzeichnis der im Notkauf erworbenen Realitäten 
u. a. m.), in der J ah res re c h n u ng ein Nachweis über 
die Fondsgebahrung (Bewegung in den einzelnen Ge- 
schäftszweigen) und ein Gewinn- und Verlustkonto. Ausser 
den neu eingeführten Büchern und Behelfen wurden auch 
einige Verbesserungen an den beibehaltenen Büchern 
und Journalen vorgenommen. 

Im Zusammenhänge mit der Reform der Buchführung .v,«, 
und Rechnunglegung wurde die bisher für die Beamten 
bestandene Dienstes-lnstru kt ion, welche in vielen 
Punkten veraltet war, revidiert und umgearbeitet. Die 
Agenden wurden unter den Beamten neu aufgeteilt und 
die Gehalte des Kassiers, Kontrollors, Offizials, Revisors 
und Rechtskonsulenten, welchen neue Aufgaben zuge- 

8 * 
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wachsen waren, um je 200 fl. erhöht. Bereits früher — 
in der Generalversammlung vom 20. Mai 1883 — war 
dem Direktor, Kassier, Kontrollor und Offizial die Be- 
rechtigung zum Bezüge von fünf in die Pension ein- 
rechenbaren Diensteszulagen von je 100 fl. nach Ablauf 
von je fünf Dienstjahren zuerkannt worden. 

Gleichzeitig trat auch ein Wechsel in der Leitung 
der Sparkassa ein. Direktor Samuel Traugott Binder, 
welcher damals das 62. Lebensjahr überschritten hatte, 
war mit Berufung auf seinen geschwächten Gesundheits- 
zustand um seine Pensionierung eingeschritten. Die 
Generalversammlung bewilligte dieselbe am 23. November 
1885, indem sie dem scheidenden Direktor zugleich den 
Dank für seine treue und gewissenhafte Dienstleistung 
aussprach. Samuel Traugott Binder hatte am 1. April 
1856 «als kontrollierender Aktuar» den Dienst bei der 
Sparkassa angetreten; von der Generalversammlung am 
7. Mai 1865 zum Kassier ernannt, bekleidete er diese 
Stelle bis zu seiner in der Generalversammlung vom 
3U. März 1879 erfolgten .Erwählung zum Institutsdirektor. 
Gewissenhaftigkeit, Treue und ausdauernder Fleiss zeich- 
neten seine Amtsführung aus ; Binder verleugnete bis zu 
seinem Rücktritte keine dieser Tugenden, obwohl er der 
unter seinem Direktorat begonnenen Reformthätigkeit 
nur widerstrebend gefolgt war. 

Die Generalversammlung wählte am 20. Dezember 
1885 den bisherigen Vereinsvorstand Dr. Karl Wolff 
zum Direktor. Derselbe übernahm am 1, Jänner 1886 
die Geschäfte der Direktion. 

Wir schliessen diesen Abschnitt mit einer Übersicht 
über die Geschäftsgebahrung in den Jahren 1883 bis 1885. 
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Es betrugen 

die Spareinlagen die Hypothekardarlehen 


Ende 

1883 

3,822.815 

fl. 

43 

kr. 

3,288.673 

fl. 

88 

kr. 

» 

1884 

3,371.498 

11 

83 

ff 

3,293.529 

ft 

57 

y> 

ft 

1885 

3.922.627 

n 

98 

ff 

3,086.769 

ft 

96 

„ *) 



die Lombarddarlehen 

die eskomptierten Wechsel 

Ende 

1883 

37.390 

fl. 

— 

kr. 

34.900 

fl. 

— 

kr. 

ft 

1884 

201.700 

M 

— 


35.500 

ft 

— 

M 

}> 

1885 

189.010 

») 

— 

ft 

167.000 

ft 

— 

ft 



der Reingewinn 


der Reservefond 


Ende 

1883 

24.047 

fl. 

55 

kr. 

413.531 

fl. 

41 

kr. 

n 

1884 

19.373 

J» 

30 

ft 

431.211 

ft 

41 

ft 

ff 

1885 

21.871 

» 

56 

t> 

444.073 

ft 

02 

ft 


*) Der Rückgang im Stande der Hypothekardarlehen gegenüber den Vor- 
jahren ist nur scheinbar und durch die Rückzahlung der als Hypothekardarlehen 
behandelten Schuld des Reservefonds an die Hauptkassa zu erklären. That- 
skchlich hatte sich der Stand der Ende 1885 aushaftenden Hypothekardarlehen, 
im Vergleiche zum Vorjahre, um mehr als 200.000 fl. erhöht. 
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Die seit 1883 begonnene Reformarbeit wurde unter 
der neuen Direktion in zielbewusster Weise fortgesetzt. 
Die Generalversammlung beschloss am 10. und 13. Mai 
1886 weitere Änderungen der Statuten, die sich 
unter vier Gruppen einteilen lassen : 

1. Die Geschäfte der Sparkassa waren über den 
bescheidenen Rahmen hinausgewachsen, der den Ver- 
fassern der alten Statuten vorschwebte. Bei dem kleinern 
Geschäftsumfange der frühem Zeit war es der General- 
versammlung möglich, die ziemlich einfachen Verhältnisse 
zu übersehen und Verfügungen administrativer Natur zu 
treffen : wie die Höhe des Zinsfusses für Spareinlagen 
und Hypothekardarlehen oder die Maximalziffer für den 
Ankauf von Wertpapieren zu bestimmen. Bei der grossem 
Ausdehnung, welche die Geschäfte der Sparkassa ge- 
wonnen, erwies sich die Zuweisung dieser Verfügungen 
in den Wirkungskreis der naturgemäss nur selten, ge- 
wöhnlich einmal im Jahre, tagenden Generalversammlung 
als eine hemmende Fessel. Daher wurde die Bestimmung 
des Zinsfusses für Spareinlagen und Hypothekardarlehen, 
die Verfügung über den Ankauf von Wertpapieren 
u. dgl. m. aus dem Rechtskreise der Generalversammlung 
ausgeschieden und dem Direktionsrate übertragen. 
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2. Die zweite Gruppe der Änderungen bezweckte 
die Erweiterung des Anlagegeschäftes, insbesondere des 
Wechseleskomptes, welcher bisher nur im Ver- 
kehre mit G eld in s t i t u t e n gestattet war. Es war kein 
Grund vorhanden , andere auf dem Wege der Asso- 
ciation entstandene, im Handelsfirmenprotokoll registrierte 
Vereinigungen (Genossenschaften, Aktiengesellschaften), 
welche nicht Kreditgeschäfte treiben, sondern eine andere 
Funktion im wirtschaftlichen Leben erfüllen, in Bezug 
auf ihre Kreditwürdigkeit den Geldinstituten nicht gleich- 
zustellen. Solche Genossenschaften (Konsumvereine, Roh- 
stoff-, l’roduktiv-Genossenschaften u. s. w.) und Aktien- 
gesellschaften haben für die Produktion oft sogar eine 
grössere Bedeutung, als die Kreditinstitute. Wie die 
Vorlage betonte, liegt es gewiss in der gemeinnützigen 
Richtung der Sparkassa, die Bildung solcher für das 
wirtschaftliche Leben wichtiger, ja für einzelne Gebiete 
desselben die einzige Möglichkeit der Erhaltung und 
Rettung bietender Vereinigungen in Stadt und Land, 
gewerblicher und landwirtschaftlicher Genossenschaften, 
durch Kreditgewährung zu fördern, anstatt durch Kredit- 
verweigerung zu erschweren. Daher gestatteten die 
neuen Statuten die Kreditgewährung (\\ echseleskompte), 
ausser an Geldinstitute, auch «an andere ins Handels- 
register eingetragene Vereinigungen (Genossenschaften, 
Aktiengesellschaften).» Ferner wurde der Wechseles- 
kompte durch die Einführung sogenannter fixer Kredite 
ausgedehnt, welche Einzelfirmen und Geschäftsleuten — 
gegen Sicherstellung durch Real-Hypothek oder hinter- 
legte Wertpapiere — eingeräumt werden können. Auch 
die Erteilung von Vorschüssen an Personen mit fixen 
exequierbaren Bezügen (Gehalt, Pension, Rente) unter 
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gleichzeitiger Verpfändung dieser Bezüge, Übergabe einer 
Todesfalls-Versicherungspolizze und Stellung von Bürgen 
wurde für zulässig erklärt. 

3. Eine Reihe von Abänderungen bezog sich auf 
die Spareinlagen. So wurde der geringste Betrag, 
welcher als Spareinlage anzunehmen war, mit 50 kr. 
festgesetzt, die ganzjährige Kapitalisierung der Spar- 
einlagezinsen an Stelle der halbjährigen gesetzt, die Ver- 
jährung der Spareinlagen geregelt, u. s. w. 

4. Die Bestimmungen über die Anstellung der 
Sparkassabeamten, insbesondere die Vorschriften 
über die Pensionierung, die Witwen- und Waisenver- 
sorgung wurden unter Anlehnung an das im Jahr 1885 
geschaffene Gesetz über die Pensionierung der Staats- 
beamten (G.-A. XI : 1885) ergänzt. 

Die Durchführung der Statutenänderungen, insbe- 
sondere die Einbürgerung der fixen Kredite und die 
Einbeziehung der neuentstandenen Raiffeisen’schen Ge- 
nossenschaften in das engbegrenzte Wechseleskompte- 
geschäft der Sparkassa, gab reichliche Arbeit. Ausser- 
dem wurde die Feuerversicherungspflicht der Hypothekar- 
schuldner durch Übereinkommen mit Assekuranzanstalten 
und die Übernahme von Depositen (Wertpapiere, Ur- 
kunden u. s. w.) in Verwahrung geregelt. Zur Be- 
wältigung der vermehrten Agenden wurden die Beamten 
Gustav Henrich und Karl Czekelius angestellt 
(19. Mai 1886). 

Wichtig war auch die Einführung von Ratendar- 
lehen und die Revision der älteren Hypothekardarlehen. 
Die Erfahrung hatte ergeben, dass namentlich die kleineren 
Hypothekardarlehen (100 bis 500 fl.), welche bei der 
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ländlichen Bevölkerung der Umgegend von Hermann- 
stadt aushafteten, den Charakter der Unbeweglichkeit 
angenommen hatten. Es bestanden noch aus den 
Vierziger-Jahren Darlehen im vollen Betrage aufrecht, 
ohne dass vom Kapitale etwas abgezahlt worden war. 
Diese Schuldner waren sich also der Pflicht der Rück- 
zahlung des Kapitales nicht bewusst gewesen ; der Vater 
vererbte die Schuld auf den Sohn, der Sohn auf den 
Enkel, und keiner von ihnen hatte an die Rückerstattung 
des geliehenen Geldes ernstlich gedacht. Die Schuld 
auf einmal zurückzuzahlen, war diesen Schuldnern in den 
meisten Fällen nicht möglich ; sie allmählich in freiwillig 
festgesetzten Raten abzustatten, dazu fehlte wieder die 
moralische Stärke. Auf diese Weise bemächtigte sich 
des Schuldners ein Fatalismus, der seiner eigenen wirt- 
schaftlichen Lage ebenso verderblich, wie der Sicherheit 
der F'orderung des Gläubigers nachteilig werden musste. 
Einerseits um dem kleinern Grundbesitzer die Rücker- 
stattung des Schuldkapitals zu ermöglichen, andererseits 
um der Verwaltung der Sparkassa die kostspielige und 
mühevolle Arbeit der Revision der älteren Hypotheken 
wenigstens für die Zukunft zu ersparen , wurden am 
Schlüsse des Jahres 1886 die Ratendarlehen einge- 
führt. Dieselben werden, meistens in kleineren Beträgen 
von 100 bis 500 fl., unter der Bedingung gewährt, dass 
der Schuldner das Kapital in zwanzig gleichen Jahres- 
raten zurückerstatte und inzwischen den jeweiligen Schuld- 
kapitalsrest verzinse. 

Hand in Hand mit der Einführung der Ratendarlchen 
ging die Revision der älteren Hypotheken, welche 
den Zweck verfolgte, die namentlich aus der Periode 
von der Gründung des Institutes bis zum Jahre 1870 
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stammenden Hypothekardarlehen in einer den heutigen 
Anforderungen entsprechenden Weise zu verbriefen — 
da in den älteren Schuldscheinen die Bestellung einer 
Kaution für die Prozesskosten u. dgl. m. fehlte und 
infolge dieser mangelhaften Schuldverbriefung in der 
Regel Verluste für die Sparkassa bei der gerichtlichen 
Eintreibung sich ergaben — , die Hypothek dort, wo sie 
durch den Zahn der Zeit gelitten oder durch Erbteilung, 
Tausch oder Kauf zersplittert und in die Hände mehrerer 
Besitzer übergegangen war. zu ergänzen und endlich die 
aus älterer Zeit stammenden Hypothekardarlehen mit 
Zustimmung der Schuldner in Ratendarlehen oder Annui- 
tätendarlehen umzuwandeln. Die Revision von 2800 älteren 
Hypothekarforderungen wurde von Herrn Heinrich 
Mangesius (gegenwärtig Rechtskonsulent der Spar- 
kassa) nach angestrengter Arbeit (von Dezember 188G 
bis Anfang 1888) mit Hilfe der anderen Sparkassabeamten 
durchgeführt und erwies sich auch für die Schuldner als 
ein Segen, da diese in einer ihre Kräfte schonenden 
Weise zu einer allmählichen Schuldentlastung verhalten 
wurden. 

Die seit Anfang 1886 erledigte Stelle des Vereins- 
vorstandes wurde am 18. April 1887 besetzt; die 
Generalversammlung wählte Herrn Karl Albrich, Leiter 
der Realschule in Hermannstadt, zum Vorstande des 
Sparkassavereins. Unter seinem Vorsitze beschlossen der 
Direktionsrat und die Generalversammlung die radikalste 
Umgestaltung, welche in der Organisation der Sparkassa 
seit ihrem Bestände sich vollzogen hat. An die sorg- 
fältig vorbereiteten Reformen konnte nunmehr das letzte 
Glied gereiht werden: die Ausgabe von Pfand- 

briefen. 
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Der Direktor hatte bereits in seinem Geschäfts- 

brit/m und Statuten- 

berichte über das Jahr 1886 hervorgehoben: «Die Spar- 

, . 1997 . 

einlagen, welche unser ausschliessliches Betriebskapital 
bilden, können auf die Dauer die Mittel zur Befriedigung 
der herantretenden berücksichtigungswürdigen Ansprüche 
nicht liefern.» Am 7. September 1887 empfahl er dem 
Direktionsrat die Ausgabe von Pfandbriefen und unter- 
breitete ihm zugleich einen umfangreichen Entwurf hier- 
über, sowie über die durch die Emission von Pfand- 
briefen bedingte Änderung der Statuten, welcher von dem 
Direktionsrat nach eingehender Beratung in mehreren 
Sitzungen (3., 5., 17., 19. und 31. Oktober 1887) und 
von der Generalversammlung am 14. November 1887 
angenommen wurde. Aus dem Motivenberichte 
heben wir folgendes hervor: 

Die erfreuliche Entwicklung des Geschäftsverkehrs der 
Hermannstädter Allgemeinen Sparkassa erfordert unabweistich die 
Vermehrung der Betriebsmittel. Das Anlagegeschäft hat, nachdem 
es Jahre lang ins Stocken geraten war, namentlich durch die im 
Anfänge des Jahres 1883 begonnene Einführung der Annuitäten- 
darlehen eine solche Ausdehnung gewonnen, dass — trotz des 
gleichzeitigen Anwachsens unsers Betriebskapitals durch zufliessende 
neue Spareinlagen — die Nachfrage von Hypothekardarlehens- 
werbern nicht mehr befriedigt werden könnte. 

Das Anwachsen des Hypothekardarlehensgeschüftes ergiebt 
sich aus folgender Gegenüberstellung. 

Wahrend — laut den betreffenden Jahresrechnungsabschlüssen 
— der Stand der in Hypothekardarlehen angelegten 
Kapitalien 

im Jahre 1883 um .... 47.176 fl. 73 kr. 

„ „ 1884 4.835 „ 69 „ 

stieg, erhöhte sich derselbe, nach Einführung der Annuitätsdar- 
lehen, im Jahre 1885, in welches die hier ausser Betracht gelassene 
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Rückzahlung der bis dahin unter den Hypothekardarlehen auf- 
geführten Schuld des Reservcfondes |>cr 409.(00 fl. an die Haupt- 
kassc fällt, um 202.240 fl. 38'/j kr, im Jahre 1886 um 455.978 fl. 
23'/j kr. (Vom 1. Jänner bis 31. Oktober I. J. hat sich der Stand 
der dozierten Hypothekardarlehen um «eitere 344.659 fl. 17 kr. 
erhöht). 

Die Vermehrung unsere, gegenwärtig ausschliesslich aus 
Spareinlagen bestehenden Betriebskapitals hat mit der Ver- 
grüsscrung unsere Anlagegeschäftes nicht gleichen Schritt zu halten 
vermocht. 

So stieg der Sparein läge st and 

im Jahre 1883 um . . . 142.921 fl. 21 kr. 

„ „ 1884 „ . . . 148.683 „40 

„ „ 1886 „ . . . 304.978 „ 38'/, „ 

dagegen hatte er sich im Jahre 1885 (im Vergleiche zum Vorjahre 
1884) um 48.870 fl. 85’/, kr. infolge der durch die Anhäufung 
von Barbeständen gebotenen zeitweiligen Herabsetzung des Zins- 
fusses vermindert. 

(Vom 1. Jänner bis 31. Oktober I. J. sind 109.184 fl. 16‘/i kr. 
neue Spareinlagen zugewachsen.) 

Vom Jahre 1883 bis 1886 inklusive war somit gewachsen 
die Anlage in Hypothekardarlehen um. 710.251 fl. 04 kr., 
dagegen der S pareinlagcstand bloss um . 547.712 „ 11 „ 
so dass der Zufluss an neuem Betriebskapital um 162.538 fl. 93 kr. 
hinter dem Erfordernisse im Hypothekargeschäfte zurückblieb. 

Noch ungünstiger gestaltet sich das Verhältnis zwischen 
Betriebskapital und Anlagegeschäft, wenn wir die Jahre 1883 
und 1884, in welchen das Hypolhekargeschäft einem Stillstände 
verfallen war, ausser Betracht lassen und bloss die Jahre 1885 
und 1886 in Betracht ziehen. 

ln diesen beiden letztgenannten Jahren betrug die Vermehrung 
der Hypothekardarlehen . . 658.218 fl. 62 kr. 
der Spareinlagen .... 256.107 „ 50 „ 
somit blieb der Zuwachs an Spareinlagen um 402.111 fl. 12 kr. 
hinter der Anlage im Hypothekargeschäft zurück. 
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Nehmen wir auch die ersten zehn Monate (Januar bis Oktober 
inklusive) des Jahres 1887 hinzu, so sind um 235.475 fl. weniger 
Spareinlagen zugeflossen, als die Hypothekardarlehen sich in diesem 
Jahre vermehrt haben, und wird somit die Differenz zu Ungunsten 
der Spareinlagen um 235.475 fl. grosser und beziffert sich dem- 
nach das Zurückbleiben der Spareinlagen hinter der Vermehrung 
des Hypothekardarlehensstandes auf 637.586 ff. 1 1 '/, kr. (vom 
1. Januar 1885 bis 31. Oktober 1887). 

Der Mehrl>edarf im Hypothekargeschäfte konnte nur dadurch 
befriedigt werden, dass die teils in hohen totliegendcn Kassavor- 
räten, teils in den wenig rentabeln Hypothekaranweisungen (Salinen- 
scheinen) aufgespeicherten Bestände früherer Jahre zum grossen 
Teil aufgebraucht wurden, wie dies aus der nachstehenden Zu- 
sammenstellung hervorgeht. 


Der Stand der in unserm Besitze befindlichen Hypothekar- 
anweisungen betrug am 31. Dezember 


1883 

1884 

1885 

1886 


320.000 fl. — kr. 

270.000 „ - „ 

70.000 „ — „ 

65.000 „ — „ 


Der Kassavorrat war am 


31. Dezember 


1883 . 

. . 64.558 

fl. 

05 

kr. 

1884 . 

. . 77.780 

n 

52V, 

n 

1885 . 

. . 15.697 

n 

98*/, 

n 

1886 . 

. . 15.359 

n 

08*/, 

n 


Im Jahr 1886 kam noch die Einschränkung des Lombard- 
geschäftes um 54.740 fl. (es waren Ende 1886 Lombarddarlehen 
134.270 fl. gegen 189.010 fl. Ende 1885) und des Wechselge- 
schäftes um 71.006 fl. (Ende 1886 waren im Wechselporlefeuille 
95.994 fl. gegen 167.000 fl. Ende 1885) hinzu, und konnten die 
aus diesen Geschäftszweigen verfügbar gewordenen Summen im 
Hypothekargeschäfte plaziert werden; ebenso wurde im Jahr 1886 
durch eine strengere Eintreibung der aushaftenden Hypothekar- 
darlehenszinsen der Zinsenrückstand, der Ende 1885 noch 95.645 fl. 
82 kr. betragen hatte, auf 79.066 fl. 25 kr. herabgemindert, was 
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gleichfalls der vermehrten Anlage im Hypothekargeschäfte zu 
statten kam. 

Aus den obigen Nachweisen ergiebt sich mit mathematischer 
Gewissheit, dass der Zeitpunkt eintreten musste, in welchem die 
solide Nachfrage nach Hypothekardarlehen seitens der Sparkassa 
nicht mehr befriedigt werden kann, da die unser Betriebskapital 
liefernden Spareinlagen nicht in demselben Masse zunehmen, wie 
das Anlagegeschäft. Dieser Zeitpunkt ist eingetreten. So 
sehr auch die Spareinlagen im Vergleiche zu früheren Jahren 
gewachsen sind, so sind wir nunmehr gezwungen, entweder die 
erfreuliche Entwicklung unseres Geschäftsverkehrs gewaltsam zu 
unterbrechen oder — ausser den Spareinlagen — eine neue 
Betriebs(|uclle zu eröffnen. 

In dem erstem Falle würde der Wiedererstarkungsprozess 
der Sparkassa rückgängig gemacht und unser Institut wieder in 
den Zustand der Stagnation und der Schwankungen zurückversetzt 
werden, dem cs entrissen worden ist. Denn die Abweisung von 
soliden Darlehensgesuchen hat zur Folge, dass nicht bloss die- 
jenigen Darlehenswerber, welchen das Schicksal der Abweisung 
zu teil geworden, sondern auch weitere Kreise ausser ihnen sich 
von unserem Institute abwenden würden. Voraussichtlich würden 
dann nach geraumer Zeit bei dem konstanten Zuflüsse von Spar- 
einlagen sich wieder die toten Barbestände häufen und die Ver- 
legenheiten für die Anlage entstehen; man würde, um nun dem, 
den reduzierten Umfang der Anlagethätigkeit übersteigenden An- 
drange der Spareinlagen zu steuern, sich in der Annahme von 
Spareinlagen schwierig zeigen, Spareinleger zurückweisen und diese, 
sowie auch andere Kreise der Sparkassa abwendig machen und 
anderen Konkurrenzinstituten, wie dies früher geschehen, zuführen. 
Wer den Bestand und die gedeihliche Fortentwicklung der Spar- 
kassa am Herzen trägt, kann diesen Zustand der Stagnation und 
der Schwankungen nicht wünschen. 

Wir müssen daher die andere Alternative wählen : nämlich 
unser Betriebskapital durch Erschliessung neuer Quellen zu ver- 
mehren versuchen. Wir greifen auf eine Anregung des frühem 
Institutsdirektors Herrn Fr. M. Herberth, welche von der Getteral- 
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Versammlung des Hermannstädter Sparkassavereins einhellig ge- 
billigt worden ist, zurück. 

ln der am 6. Februar 1876 abgehaltenen Generalversammlung 
des Sparkassavereins führte der Institutsdirektor Herr Friedrich 
M. Herberth in seinem Rechenschaftsberichte Uber das Geschäfts- 
jahr 1875 u. a. aus : 

„ . . . . desto weniger konnten wir unserer zweiten Aufgabe, den 
„geldbedürftigen Bürgern unserer Stadt und den Kleingrundbesitzern 
„so wie bisher mit billigen Darlehen zu helfen, Rechnung tragen, 
„indem wir, um unsere Zahlungsfähigkeit nicht zu schwächen, 
„nur 58 Darlehensgesuchen entsprechen konnten, indem uns 
„durch die überall und insbesondere auch in Hermannstadt ent- 
standenen neuen Geldinstitute, welche höhere Zinsen, wie wir 
„gewähren, bedeutende bis jetzt uns anvertraute Summen entzogen 
„wurden. 

„Diese Thatsache, der Wunsch, unsere Geschäftsverkehr zu 
„vergrössem und durch vermehrte Geldmittel die Möglichkeit 
„herbeizuführen, den häufigen Ansprüchen um Darlehen aus der 
„Sparkassa einigermassen entsprechen zu können, und dem Wucher 
„und schwer erfüllbaren Darlehensbedingungen an die Schuldner 
„zu steuern, hat in uns den Gedanken erregt, um die Bewilligung, 
„verzinsliche und verlosbare Pfandbriefe ausgeben zu dürfen, beim 
„h. Ministerium einzuschrciten ; den erforderlichen Garantiefond 
„würde unser gut dotierter Reservefond geben. — Bevor jedoch 
„über diesen Vorschlag durch uns beraten werden kann, dürfte 
„es nötig sein, durch aus Ihrer Mitte zu ernennende Herren den 
„Vorschlag beraten zu lassen und erst nach Vorlage eines kom- 
„missionellen Gutachtens darüber einen Beschluss zu fassen.“ 

ln dem Protokolle der Generalversammlung des Sparkassa- 
vereins vom 6. Februar 1876 heisst es wörtlich : 

„Der Antrag des Ausschusses: die löbl. Generalversammlung 
„wolle eine Dreier-Kommission ernennen mit der Aufgabe, die 
„bezüglich der Ausgabe von Pfandbriefen erschienenen Gesetze 
„und Verordnungen eingehend zu studieren und sodann einer 
„ad hoc einzuberufenden Generalversammlung diesbezüglich moli- 
„vierte Anträge zu stellen — wird einhellig angenommen.“ 
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Diese vor mehr als 1 1 Jahren gegebene Anregung ist leider 
nicht weiter verfolgt worden ; es trat vielmehr jener oben erwähnte 
und mehrere Jahre hindurch andauernde Zustand der Stagnation 
und der Schwankungen ein. 

Die Ausgabe von Pfandbriefen ist nun heute nicht 
weniger, wie vor 1 1 Jahren, eine dringende Notwendigkeit. 

Die Schwierigkeiten liegen für uns in der Erfüllung der ge- 
setzlichen Bestimmungen, die genau eingehalten werden müssen. 

Der XXXVI. Gesetzartikel vom Jahre 1876, welcher die 
Ausgabe von Pfandbriefen regelt, schreibt im § 1 vor: 

„Zur Ausgabe von Pfandbriefen sind berechtigt : 

1. Die Aktiengesellschaften, wenn das Hypothekar- 
geschäft ausschliesslich den in ihren Statuten festgesetzten Geschäfts- 
kreis bildet oder wenn sich ihr Geschüftskreis nach ihren Statuten 
auch auf das Hypothekargeschäft erstreckt; 

2. Genossenschaften der Eigentümer unbeweglicher 
Güter, welche sich zur Befriedigung ihres eigenen Kreditbedürfnisses 
gebildet haben.“ 

Nun ist der Hermannstädter allgemeine Sparkassavcrein wohl 
ursprünglich im Jahre 1876, als die Statuten infolge des 1875 
geschaffenen Handelsgesetzes abgeändert wurden, von dem königl. 
Gerichtshöfe in Hermannstadt in das Firmenregister als Aktien- 
gesellschaft eingetragen worden, doch hat im Jahre 1877 eine 
Note des Handclsministers Z. 1293 vom 12. Februar 1877 die 
Eintragung bemängelt, da weder die Höhe des Stammkapitals 
und die Anzahl der Aktien, noch der Umstand erwähnt sei, ob 
die Aktien auf Namen oder auf den Vorzeiger ausgestellt seien. 
Die vollständige Anpassung der Sparkassastatuten an eine der 
vom Handelsgesetze anerkannten Gesellschaftsformen ist bisher 
nicht erfolgt, kann aber im Interesse unseres Institutes nicht mehr 
hinausgeschoben werden. 

Das Handelsgesetz (XXXVU. Gesetzartikel vom Jahre 1857) 
definiert im § 147 die Aktiengesellschaft folgendermassen : 

„Als Aktiengesellschaft ist jene Gesellschaft anzusehen, welche 
mit einem im Voraus festgesetzten aus einer bestimmten Anzahl 
gleichwertiger Aktien (ganze Aktien oder Aktienteile) bestehenden 
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Stammkapital errichtet wird und bei welcher die Eigentümer der 
Aktien nur bis zum Betrage ihrer Aktien haften.“ 

Der Hermannstädter Allgemeine Sparkassaverein hat nun 
wohl mit der Aktiengesellschaft das Merkmal gemein, dass nach 
§ 3 der Vereinsslatuten „jedes Vereinsmitglied bis zum Betrage 
seiner vollen beim Gründungsfonde gemachten Einlage“ (50 fl.) 
— aber nicht über diese hinaus — für die Verbindlichkeiten des 
Vereins haftet, gerade wie der Aktionär. Ebenso ist das Stamm- 
kapital des Hermannstädter Sparkassavereins in eine Anzahl 
gleichwertiger Anteile, niimiich in Gründungsanteile a 50 fl. 
zerlegt, wie bei einer Aktiengesellschaft. Auch darin kann eine 
Ähnlichkeit des Sparkassavereins mit einer Aktiengesellschaft 
gefunden werden, dass die Anzahl der Vereinsmitglieder und 
damit zugleich der gleichen Gründungsanteile per 50 fl. wenigstens 
im Maximum fixiert ist — sie darf nach § 4 der Vereinstatuten 
100 nicht überschreiten und betrügt gewöhnlich auch so viel. 
Aber eine Aktiengesellschaft ist der Sparkassavereiu deshalb nicht, 
weil das Stammkapital nicht im Voraus festgesetzt ist. Der Spar- 
kassaverein würde die Merkmale einer Aktiengesellschaft besitzen, 
wenn es in den Statuten etwa hiesse, dass das Stammkapital des 
Sparkassavereins aus 5000 fl. bestehe, welche in 100 Anteile ä 
50 fl. zerlegt sind. 

Der Hermannstädter Sparkassavereiu muss aber eine Aktien- 
gesellschaft oder eine nach dem l’fandbriefgesetz qualifizierte 
Genossenschaft sein, wenn er zur Ausgabe von Pfandbriefen 
berechtigt sein soll. 

Es ist nun die Frage: welche Form — ob die der Aktien- 
gesellschaft oder der nach dem l’fandbriefgesetz qualifizierten 
Genossenschaft — gewählt werden soll und unter welchen Modali- 
täten der bisherige Kern und der gemeinnützige Charakter des 
Sparkassavereins am besten gewahrt werden kann ? 

Bei der Umwandlung in eine solche Genossenschaft, die — 
nach dem Pfandbriefgeselz — aus den zur Befriedigung ihres 
eigenen Kreditbedürfnisses zusammentretenden Eigentümern unbe- 
weglicher Güter — also aus den llypothekarschuldneru — bestehen 
muss, kann der Kern und Charakter der Sparkassa unmöglich 
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gewahrt werden. So erschwerende Hindernisse auch den Hypo- 
thekarschuldnern für den Zutritt zu den Generalversammlungen des 
Sparkassa Vereins in den Weg gelegt «erden möchten, so könnten 
sie doch unmöglich aus den Generalversammlungen ausgeschlossen 
werden. 

Dagegen ist die Anpassung des Sparkassavereins an die 
Gesellschaftsform der Aktiengesellschaft bei vollständiger Wahrung 
des Kerns und der gemeinnützigen Bestimmung der Sparkassa 
möglich. Es müsste zu diesem Zwecke zunächst ausgesprochen 
werden, dass das Stammkapital des Sparkassavereins aus 5t 00 fl. 
besteht, welche in hundert gleiche Anteile ;'t 50 fl. zerlegt sind. 
Die Gründungsanteile der gegenwärtigen Vereinsmitglieder müssten 
als Aktien bezeichnet werden. Um den Sparkassaverein auch in 
Zukunft nur auf solche Elemente zu basieren, welche für die 
gemeinnützige Bestimmung der Sparkassa eingenommen sind und 
auf die .Selbstbereicherung durch Dividendengew inn nicht ausgehen, 
müsste die Übertragbarkeit der Aktien beschränkt werden, was 
— unter Beobachtung der Bestimmungen des Handelsgesetzes — 
dadurch möglich ist, dass die Aktien auf Namen (und zwar auf 
die Namen der gegenwärtigen Vereinsmitglieder) lauten und nur 
mit Zustimmung der Generalversammlung, welche — wie dies 
auch nach den gegenwärtigen Vereinsstatuten der Kall ist — in 
geheimer Abstimmung hierüber entscheidet, auf einen andern 
Besitzer übertragen werden können. 

Die Beurkundung über die Einzahlung der Aktie geschieht 
durch Eintragung in das Aktienbuch der Gesellschaft. 

Die Bestimmung, dass die Mitglieder des Sparkassavereins 
auf keine höhere Verzinsung ihres Gründungsanteils Anspruch 
haben, als die Spareinleger, müsste beibehalten werden, indem 
ausgesprochen würde, dass die Vcreinsmitglieder (Aktionäre) aus 
dem Reingewinn des Geschäftsjahres — mit Ausschliessung jeder 
Superdividende — nur eine Verzinsung ihrer Aktie gemessen, die 
dem höchsten Spareinlagezinsfuss der Sparkassa entspricht. 

Bei dieser Gelegenheit empfiehlt es sich auch, die Bestimmung 
des § 37 der gegenwärtigen Vereiusstatuten, dass der Reingewinn, 
nach Abzug der dem Reservefond zuzuführenden Quote von 10 
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bis 50 Perzent, zu wohlthätigcn und gemeinnützigen Zwecken für 
llcrmannstadt verwendet wird, präziser zu lassen und unter einen 
ausreichendem Schutz zu stellen, als es gegenwärtig der l'all ist, 
ebenso die Bestimmung (§ 44 der Vereinsstatuten), dass im Kalle 
der Auflösung des Sparkassavereins das Vermögen desselben zu 
wohlthätigcn und gemeinnützigen Zwecken für Hermannstadt 
verwendet werden soll. Heute kann eine einfache Majorität der 
Generalversammlung diese Bestimmungen abändem. Hier kann 
nun eine grössere Sicherung der gemeinnützigen Bestimmung der 
Sparkassa, als es bisher der Kall war, geschaffen werden, indem 
ausgesprochen wird, dass § 37 (Verwendung des Reingewinns zu 
gemeinnützigen Zwecken) nur mit Zustimmung von s /t sämtlicher 
Mitglieder (Aktionäre) des Sparkassavereins abgeändert werden 
kann, während das im Kalle der Auflösung nach der Liquidierung 
verbleibende Sparkassavcrmöget) überhaupt nicht der Bestimmung, 
der cs die Gründer des Sparkassavereins gewidmet, entzogen 
werden darf. 

Unter solchen Modalitäten wird durch die Aufnahme der 
gesetzlichen Merkmale der Aktiengesellschaft in die Statuten des 
Sparkassavereins Kern und Wesen der Sparkassa nicht berührt, 
ja durch die Aufnahme der letzterwähnten Bestimmungen noch 
mehr als bisher geschützt und der Sparkassa überdies das ihr nach 
der Entwicklung ihres Geschäftsverkehrs unentbehrlich gewordene 
Recht zur Ausgabe von Pfandbriefen erworben werden. 

Noch eine Bedingung, an welche das Pfandbriefgesetz die 
Ausgabe von Pfandbriefen knüpft, muss hier erwähnt werden. 

Der XXXVI. Gesetzartikel von 1876 schreibt im § 4 vor, 
dass vor der Emission der Pfandbriefe ein zu deren liesonderer 
Sicherstellung bestimmter Fond von mindestens 200.000 II. ge- 
gründet und dessen Höhe in den Statuten angeführt werden muss; 
dieser Sicherstellungsfond ist ferner in an der Börse notierten be- 
stimmt verzinslichen Wertpapieren, oder in Lombarddarlehen, oder 
im Eskomptc von Wertpapieren, Koupons oder dreimonatlichen 
Wechseln oder in den vom Pfandbrief-Institut für seine Pfandbrief- 
forderungen erworbenen Hypotheken anzulegen. 
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Wir können uns nun den I’fandbriefsicherstellungsfond im 
Betrage von 200.000 fl. beschaffen, indem wir aus dem Reserve- 
fond Wertpapiere im Betrage von 200.000 fl. als I’fandbriefsicher- 
stellungsfond widmen. 

Und zwar empfiehlt es sich, um die Lombardierbarkeit 
unserer Pfandbriefe bei der österreichisch-ungarischen Bank und 
deren Filialen mit grösserer Aussicht auf Erfolg anzustreben, 
unseren Pfand-Garantie-Fond nur aus solchen Wertpapieren zu 
bilden, welche von der österreichisch-ungarischen Bank lombardiert 
werden. 

Die Zinsen der dem Pfandbriefgarantiefond gewidmeten Wert- 
papiere fliessen, insofeme die Generalversammlung sie nicht zur 
Erhöhung und Ergänzung des Pfandbrief-Garantiefonds bestimmt, 
dem Keservclond zu. Kursverluste und Gewinne, welche durch 
Verlosung, Verkauf oder Umtausch der Wertpapiere des I’fand- 
briefgarantiefondes entstehen, treffen den Reservefond, der stets 
für die Ergänzung des Pfand brief-Garantiefondes bis zum Minimal- 
betrag von 200.000 fl. aufzukomnien hat. 

Die auf das Pfandbriefgeschäft bezüglichen Bestimmungen 
sind dem Gesetze G.-A. 1876 : XXXVI. angepasst und zum Teil 
auch den Statuten mustergiltiger Pfandbriefanstalten entnommen 
und bedürfen wohl keiner näheren Erläuterung. 

Der k. Gerichtshof beschloss am 24. November 1887 
die Registrierung der neuen Statuten. So war aus dem 
alten Sparkassaverein fast über Nacht eine Aktien- 
gesellschaft geworden, welche — wenn sie auch allen 
gesetzlichen Erfordernissen entspricht — im Reiche der 
heiligen Stefanskrone ihres Gleichen sucht. Denn es be- 
steht hier keine zweite Aktiengesellschaft, wie die Hermann- 
städter allgemeine Sparkassa, welche ihren Reingewinn 
nur zur Stärkung ihrer Reserven, sowie zu gemeinnützigen 
und wohlthätigen Zwecken verwendet und ihre Aktionäre 
von einer, eine fünfperzentige Verzinsung des geringen 
Aktienkapitals übersteigenden Dividende ausschliesst ! 
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Mit rastlosem Eifer wurden die Vorbereitungen zur 
Ausgabe der ersten Pfandbriefe getroffen. Aus dem 
Reservefond wurden Wertpapiere im Nominalwerte von 
200.037 fl. 50 kr. zur Bildung des Pfandbriefgarantie- 
fonds ausgeschieden (16. November 1887), und Amts- 
instruktionen «über die Manipulation mit den Pfandbrief- 
darlehen und Pfandbriefen der Hermannstädter allge- 
meinen Sparkassa» (25. November 1887), dann bezüglich 
der «Manipulation mit Spareinlagen» (30. November 1887) 
und «mit gewöhnlichen Annuitätsdarlehen» (3. Dezember 
1887) festgestellt. Die beiden letzteren Instruktionen 
waren notwendig geworden durch die am 30. November 
1887 beschlossene und seit 1. Januar 1888 auch räumlich 
durchgeführte Trennung der Liquidatur in zwei Ab- 
teilungen, von welchen die eine die gewöhnlichen Hypo- 
thekar- und Ratendarlehcn, Lombarddarlehen, Wechsel, 
fixe Kredite, Personalkredite, Depositen, Feuerasseku- 
ranzen, die andern die Spareinlagen, Pfandbriefe, Wert- 
papiere, gewöhnliche Annuitäten- und Pfandbriefdarlehen 
zu besorgen hatte und zugleich als Nebenkassastelle für 
Einzahlung und Rückzahlung der Spareinlagen fungierte. 

Um einen genügenden Vorrat von Pfandbriefdar- 
lehen zur hypothekarischen Bedeckung der auszugeben- 
den Pfandbriefe zu schaffen, wurde das Hypothekardar- 
lehensgeschäft der Sparkassa auch auf das südliche 
Ungarn, namentlich die Komitate Krasso-Szöreny, Temes 
und Torontal, wo Vertrauensmänner mit der Einreichung 
von Darlehensgesuchen betraut wurden, ausgedehnt; zu 
dem gleichen Zwecke wurde eine Anzahl von gewöhnlichen 
Annuitätendarlehen mit Einwilligung der Schuldner in 
Pfandbriefdarlehen umgewandelt und diese Umwandlung 
grundbücherlich angemerkt. 


Sr,„ 
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Krttr h'nut0Üm Jrr Der üirektionsrat hatte am 30. November 1887 auf 

Grund einer eingehenden Studie des Direktors die erste 
Emission und zwar die Ausgabe fünfpcrzentiger, in 
längstens 31% Jahren einzulösender Prämienpfand- 
briefe, welche — um das neue VVertpapier der Spar- 
kassa auf dem Kapitalsmarkte einzubürgern — mit einer 
zehnprozentigen Verlosungsprämie ausgestattet wurden, 
beschlossen. (Kouponfälligkeiten : 1. April und 1. Oktober.) 
Nachdem die börsenmässige Kotierung dieser Pfandbriefe 
in Budapest und Wien erwirkt und die mit dem Ver- 
trieb, der Einlösung der Koupons und Pfandbriefe be- 
trauten Kommissionsstellen errichtet worden , konnten 
am 1. März 1888 die ersten Pfandbriefe zum Börsen- 
kurse von 100 50 verkauft werden. 

Der Erfolg übertraf alle Erwartungen, ln der kurzen 
Spanne von 14 Tagen (1. bis 14. März 1888) wurden 
202.300 fl. Pfandbriefe abgesetzt und ausserdem noch 
Anmeldungen zum Ankäufe von 182.700 11. vorgemerkt, 
da mit dem Verkaufe wiederholt innegehalten werden 
musste, bis die erforderliche Bedeckung durch Pfandbrief- 
darlehen vorhanden war. Die Pfandbriefe hatten sich 
nicht nur im Inlandc rasch eingebürgert, sondern auch 
auf dem auswärtigen Geldmärkte, namentlich in Wien, 
eine geachtete Stellung errungen. Die Sicherheit und 
Marktgängigkeit der Sparkassapfandbriefe wurden auch 
von der sehr rigorosen österreichisch-ungarischen Bank 
anerkannt, indem der Generalrat derselben in seiner 
Sitzung vom 27. September 1888 die Belehnbarkeit der 
Pfandbriefe bei allen Haupt- und Zweiganstalten der 
Bank aussprach — eine Anerkennung, welche den Pfand- 
briefen anderer Institute in so kurzer Zeit nicht zu teil 
geworden ist. Am 31. Dezember 1888 waren Pfand- 
briefe im Nennwerte von 914.200 fl. im Umlaufe. 
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Die günstigen Absatzverhältnisse bestimmten den 
Direktionsrat noch vor dem Schlüsse des Jahres 1888, 
eine zweite Emission von ebenfalls fünfperzentigen 
Pfandbriefen unter etwas vorteilhafteren Bedingungen 
für die Sparkassa zu veranstalten. Anstatt einer zehn- 
perzentigen Verlosungsprämie und einer 3 1 '/'(jährigen 
Verlosungsdauer, wie sie bei der ersten Emission ein- 
geführt sind, wurde für die zweite Emission eine Ver- 
losungsprämie von sechs Perzent und eine Verlosungs- 
dauer von 40 Jahren festgesetzt (KouponfUlligkeiten: 
1. Februar und 1. August). Um den Pfandbriefbesitzer 
vor Nachteilen, welche aus seiner eigenen Fahrlässigkeit 
entstehen können, möglichst zu schützen, führte die Her- 
mannstädter allgemeine Sparkassa bei der Einlösung 
verfallener Koupons von verlosten Pfandbriefen, 
zweiter (und ebenso der dritten) Emission ein Verfahren 
ein, welches von dem sonst allgemein üblichen abweicht. 
Es ist nämlich allgemein üblich, dass die Koupons ver- 
loster Wertpapiere auch nach dem Fälligkeitstermine 
der letztem eingelöst und nur seinerzeit bei der Präsen- 
tierung des verlosten Wertpapiers von dem auszuzahlen- 
den Kapitale abgezogen werden. Dadurch kommt der 
Kapitalist, der eine Ziehung übersieht, zu Schaden; ja, 
es kann der ganze Kapitalswert des zur Zahlung präsen- 
tierten verlosten Wertpapiers durch den Koupon-Abzug 
aufgezehrt werden. Durch dieses Verfahren sind schon 
viele Kapitalisten, namentlich Minderjährige, deren Vor- 
münder die erforderliche Sorgfalt bei der Durchsicht der 
Ziehungslisten ausser Acht gelassen, schwer geschädigt 
worden. Bei der Einlösung verloster Sparkassapfand- 
briefe sind nun ebenfalls die nicht abgelaufenen Koupons 
einzuliefern, widrigenfalls der Betrag derselben bei der 
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Zahlung in Abzug gebracht wird. Jedoch legt die Her- 
mannstädter allgemeine Sparkassa den Nennwert des 
binnen sechs Monaten nach dem Einlösungstermin zur 
Zahlung nicht präsentierten Pfandbriefes unter der Nummer 
desselben als Spareinlage zinsbringend an und zahlt bei 
verspäteter Einlösung die mittlerweile aufgelaufenen Spar- 
einlagezinsen aus, wodurch der Abzug der nicht einge- 
lieferten Koupons grösstenteils ausgeglichen wird. 

Der w;eitere Verkauf von Pfandbriefen erster Emission 
wurde, nachdem noch 37.400 fl. verkauft worden, Ende 
Januar 1889 gänzlich eingestellt und die zweite Emission 
zum Kurse von 101 bis 10‘2'50 in den Verkehr gebracht 

— mit nicht geringerem Erfolge. Am 31. Dezember 

1889 waren Pfandbriefe erster Emission : 951.600 fl. und 
zweiter Emission: 991.400 fl., zusammen: 1.943.000 fl. 
im Umlaufe. 

Die Ausstattung der Pfandbriefe mit Prämien er- 
schien, nachdem die Einbürgerung eines von der Spar- 
kassa kreierten Wertpapiers in so kurzer Zeit gelungen 
war, nicht mehr notwendig. Daher wurde die weitere 
Ausgabe von Prämien Pfandbriefen zu Beginn des Jahres 

1890 eingestellt und eine dritte Emission von fiinf- 

perzentigen, in 40 Jahren verlosbaren Pfandbriefen ohne 
Prämie veranstaltet (Kouponfälligkeiten : 1. Mai und 

1. November). Der Absatz der dritten Emission nahm 

— allerdings unter dem Einflüsse der bei dem sinkenden 
Zinsfusse fortschreitenden Konvertierung anderer An- 
lagepapiere — noch grössere Dimensionen an, als die 
beiden ersten Emissionen. Bis zum Schlüsse des Jahres 
1890 wurden von der dritten Emission 1,558.800 fl. zum 
Kurse von 100 75 bis 101’50 und von der zweiten 
Emission 73.000 11. verkauft. 
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Der Umlauf der Pfandbriefe der Sparkassa 
betrug am 31. Dezember 1890: 

I. Emission 951.600 fl. 

II. Emission 1,064.400 „ 

111. Emission 1,558.800 „ 

zusammen . 3,574.800 fl. 

welche — abgesehen von dem Pfandbriefgarantiefond 
per 205.205 fl. 35 kr. — durch Pfandbriefdarlehen im 
Betrage von 3,839.327 fl, 11 kr. hypothekarisch sicher- 
gestellt waren ; diese Pfandbriefdarlehen sind wieder durch 
die hiefür verpfändeten Realitäten (Häuser, Grundstücke : 
Äcker, Wiesen etc.) im Werte von 10,002.313 fl. mehr- 
fach gedeckt. 

Zur Sicherstellung der Verlosungsprämien der 
Prämienpfandbriefe erster und zweiter Emission wurden 
aus dem beim Verkaufe der Pfandbriefe erzielten Kurs- 
gewinn, sowie aus einem Teile der eingeflossenen Pfand- 
briefdarlehenszinsen eigene Reserven gebildet, welche 
Ende 1890 den Stand von 32.174 fl. 92 kr. erreichten. 

Die Pfandbriefe der Hermannstädter allgemeinen 
Sparkassa wurden von Sr. k. u. k. apostolischen Majestät 
mit allerhöchster Entschliessung vom 22. Juli 1890 als 
geeignet für Militärheiratskautionen im k. u. k. Heere, 
ferner durch Beschluss des k. ung. Ministerrates vom 
11. April 1890 und durch die Erlässe des k. ung. Handels- 
ministeriums Z. 27.506. V1./1890 vom 11. Mai 1890, 
des k. ung. Finanzministeriums Z. 115.470/1890 vom 
7. November 1890, des k. ung. Innenninisteriums 
Z. 82.775/1890 vom 19. November 1890 des k. ung. 
Honvedministeriums Z. 23.668/1890 vom 22. Mai 1890 
als geeignet zu Kautionen und Vadien in allen Zweigen 
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der Staatsverwaltung und zu Militärheiratskautionen in 
der k. ung. Landwehr und Gendarmerie, sowie durch 
Erlass des k. und k. gemeinsamen Kriegsministeriums 
Nr. 3896 praes. vom 16. August 1890 als verwendbar 
zu Kautionen und Vadien bei Lieferungen für das Militär- 
ärar und in Vertragsverhältnissen mit demselben erklärt. 

Seit der Einführung der Pfandbriefe nahm die Spar- 
kassa eine sprunghafte Entwicklung. Ihr Betriebskapital 
(Spareinlagen und Pfandbriefe) stieg im Laufe des Jahres 
1888 von 4 '/, auf 5 '/* Millionen, im Jahre 1889 auf 
6’8 Millionen, im Jahre 1890 auf 7 - 8 Millionen Gulden. 
Die Aufnahme dieses seit 1888 jährlich um eine Million 
Gulden und mehr neuzuwachsenden Betriebskapitales 
und die Anlage desselben in Hypothekardarlehen, 
deren Stand Ende 1890 auf 6,795.620 fl. 1 3 '/* kr. 
gestiegen, in Wertpapieren (729.995 fl. 45 kr. Ende 
1890), in Wechseln (136.174 fl.) und fixen Krediten 
(182.349 fl. 97 kr. Ende 1890) erforderte eine unaus- 
gesetzt anstrengende Thätigkeit. Der Geschäftsbericht 
des Direktors über das Jahr 1889 hebt hervor: «Der 

Parteienverkehr in den Geschäftsräumen der Anstalt über- 
traf an Frequenz die vorangegangenen Jahre und war 
namentlich von August bis Dezember so anhaltend be- 
wegt, dass die Beamten nur mit dem grössten Aufgebot 
der Kräfte den Anforderungen des auch physisch er- 
schöpfenden Dienstes gerecht zu werden vermochten. 
Nicht minder bedeutend war der Postverkehr. Ausser 
den gewöhnlichen Briefen liefen nur an rekommandierten 
und Geldbriefen 1831 und Postanweisungen 1269 Stück 
ein; das Exhibitenprotokoll weist 1151 Nummern auf. 
Aufgegeben wurden von der Anstalt: gewöhnliche und 
rekommandierte Briefe 7541, Geldbriefe und Anweisungen 
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768, andere Wertsendungen 521 Stück, ferner mittelst 
Zustellbuch wurden expediert 1415 Stück.» Im Jahr 1890 
wurden 7967 einfache Briefe und Kreuzbandsendungen, 

179 rekommandierte Briefe, 3978 Wertsendungen (Geld- 
briefe, Postanweisungen und andere Wertsendungen) ex- 
pediert; die Hypothekardarlehensbücher der Anstalt 
wiesen Ende 1890 aus: an gewöhnlichen Hypothekar- 
darlehen 5972, an Ratendarlehen 2453, an Annuitäten- 
und Pfandbriefdarlehen 1344, zusammen 9769 Folien 
oder Posten. Der Kassaumsatz war von 8,908.384 fl. 

63 kr. (Ende 1887) auf 15,727.672 fl. 36 kr. (Ende 1890) 
gewachsen; dazu kamen die in der Primanota durchge- 
führten Buchungen von 6,848.515 fl. 80 '/* kr. im Jahr 1890 
(darunter im Giroverkehr der österreichisch-ungarischen 
Bank allein 2,048.592 fl. 09 kr.) u. s. w. 

Zur Bewältigung der vermehrten Geschäfte mussten ■ v "*' 
Hilfsbeamte (Hans Bergleiter und Julius Möferdt) 
verwendet werden; ausserdem war eine neue Geschäfts- 
einteilung, insbesondere die Reorganisation der Buch- 
haltung notwendig geworden. Eine Kommission des 
Direktionsrates, welche gelegentlich einer am 18. und 
19. Oktober 1888 vollzogenen Skontrierung der Spar- 
kassa von der grossen Geschäftsvermehrung sich über- 
zeugte, betonte die Notwendigkeit, im Interesse des 
Dienstes der provisorischen Verwendung zeitweilig aufge- 
nommener Hilfsbeamten durch ordnungsgemässe Systemi- 
sierung definitiver Stellen ein Ende zu machen. Auf 
Grund einer von der Generalversammlung genehmigten 
Vorlage des Direktionsrates vom 7. März 1889 wurde der 
Beamtenkörper der Sparkassa folgendermassen 
festgestellt (die eingeklammerten Namen bezeichnen die 
gegenwärtigen Träger der Stellen): 

11 • 
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Direktor (Dr. Karl WolfTj, 

Zwei Rechtskonsulenten (Rudolf Wellmann und 
Heinrich Mangesius), 

Kassier (Wilhelm Stenzei), 

Zwei Kontrollore (Robert Gutt und Martin Lani), 
Drei Offiziale (Karl Czekelius, Hans Bergleiter und 
Julius Möferdt), 

Oberbuchhalter (Gustav Bergleiter), 

Buchhalter (Gustav Henrich), 

Realitätenverwalter (H. W. Grohmann), 

Kanzlist (Friedrich Leonhardt), 

Zwei Amtsdiener (Johann Binder und Karl Zay). 
Später erwies sich noch die Aufnahme zweier Aus- 
hilfsbeamten (Moritz Gross und Otto Stühler) als not- 
wendig. 

Mit der Organisation des Beamtenkörpers ging eine 
neue Regelung der Gehaltsbezüge und Löhne Hand 
in Hand. Auch das Statut über die Quinquennal- 
zu lagen wurde abgeändert. Die Quinquennalzulage, 
welche bisher für jeden Beamten «ohne Unterschied seiner 
Dienstrangstellung» 100 fl. betragen hatte, wurde mit 
10 Perzent des jeweiligen Beamtengehaltes bemessen, 
dagegen als ein Teil des Aktivitätsgehaltes aufge- 
fasst und demnach bei der Pensionierung nicht berück- 
sichtigt. Bloss den unter der Herrschaft des alten 
Quinquennalstatuts angestellten Beamten wurde die Wahl 
freigestellt, sich entweder für die Beibehaltung der alten, 
in die Pension einrechenbaren Quinquennalzulage von 
1 00 fl. oder für die neue, nach der Gehaltsziffer abgestufte, 
jedoch in die Pension nicht einrechenbare Quinquennalzu- 
lage zu entscheiden. Der Anspruch auf Quinquennalzu- 
lagen wurde dem Direktor, den beiden Rechtskonsulenten, 
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dem Kassier, den beiden Kontrolloren, den drei Offizialen, 
darunter dem Assekuranzbeamten, dem Oberbuchhalter 
und Buchhalter zuerkannt. Dieselben Beamten, sowie 
die Amtsdiener sind pensionsberechtigt. 

Gleichzeitig wurde ein Pensionsfond für die 
Sparkassabeamten, Dienerund deren Hinter- 
bliebene aus jährlichen Beiträgen der pensionsbe- 
rechtigten Sparkassabeamten und Diener, der Hauptkassa 
und des Reservefonds gebildet (vergl. Anhang). 

Die Vorlage des Direktionsrates, welche diese 
Organisationen begründete, hob hervor, «dass die jetzige 
Sparkassa in Bezug auf die Vielseitigkeit und Kompliziert- 
heit der betriebenen Geschäftszweige eben etwas ganz 
anderes geworden ist, als die frühere Sparkassa war, 
dass es manche Versäumnisse einzuholen galt, um hinter 
der allseits emporwachsenden Konkurrenz nicht zurück- 
zubleiben, und dass alle Kräfte eingesetzt werden müssen, 
um das Errungene festzuhalten und einer weitern günstigen 
Entwicklung zuzufuhren», und setzte hinzu: «Wenn so- 

nach im Laufe eines Jahrzehntes das Beamtenpersonal 
verdreifacht werden musste, so lag der zwingende Grund 
hiefür eben in der rapiden, innerlichen und äusserlichen 
Entwickelung und Festigung der Sparkassa.» 

Das Sinken des Zinsfusses, welches unter 
anderem in dem namentlich seit Ende 1886 fortschreiten- 
den Steigen des Kurses der Anlagepapiere oder in der 
Konvertierung derselben in minder verzinsliche Werte 
sich äusserte, zwang die Sparkassa in den Jahren 1889 
und 1890 zu einschneidenden Massregeln. Hauptsächlich 
durch die Konvertierung der ungarischen und sieben- 
bürgischen Grundentlastungsobligationen (von 5- in 4per- 
zentige), sowie der öperzentigen Prioritätsobligationen 
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der Ersten Siebenbürgen Eisenbahn und anderer in den 
Besitz des Staates übergegangenen Bahnen waren nam- 
hafte Kapitalien frei geworden, von denen ein grosser 
Teil den Sparkassen zuströmte, welche eine höhere Ver- 
zinsung gewährten. Um sich gegen eine allzugrosse 
Überflutung zu schützen, sah sich der Direktionsrat, 
dem Beispiele anderer, in gleicher Lage befindlicher Spar- 
kassen folgend, genötigt, vom 1 . Juli 1 889 a n gefangen 
die weitere Annahme Sperzentiger Sparein- 
lagen einzustellen und eine neue Kategorie 
4 Vs perzentiger, vom Tage der Einlage bis zum Tage 
der Behebung verzinslicher Spareinlagen einzu- 
führen, die kontomässig (nicht inehr postenweise, wie 
die alten 5perzentigen Spareinlagen) gebucht wurden. 
Diese Massregel verfolgte nicht den Zweck, den Zufluss 
wirklicher Spareinlagen abzuwehren, sondern beabsichtigte 
nur, grössere Kapitalien, welche nicht mehr unter den 
Begriff der Spareinlage fallen, fernezuhalten und den 
Zinsfuss mindestens für neue Spareinlagen in ein annähernd 
richtiges Verhältnis zu dem durch die Konvertierung her- 
abgeminderten Durchschnittszinsfusse der meisten Staats- 
papiere zu setzen. Die neuen 4'/tperzentigen Sparein- 
lagen erreichten am 31. Dezember 1889 den Stand von 
232.742 fl. 57 kr.; dieser ansehnliche Zufluss in der 
kurzen Zeit von sechs Monaten bewies, dass der mit 
4 Vf Perzent festgesetzte Zinsfuss für neue Spareinlagen 
nicht zu niedrig gegriffen war. Der alte fünfperzentige 
Spareinlagenstock war, trotz der Unterbindung neuer Zu- 
flüsse, infolge der Kapitalisierung der Zinsen Ende 1889 
auf 4,489.008 fl. 60 kr. (um 44.000 fl. 07 kr. mehr als 
im Vorjahre) angew'achsen. Sämtliche Spareinlagen (5-, 
4 1 /, und 4perzentige) beliefen sich Ende 1889 auf 
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4,853.634 fl. 68 kr. (um 271.210 fl. 60 1 /» kr. mehr als 
im Vorjahre); die Verzinsung derselben belastete die 
Sparkassa Ende 1889 mit 228.824 fl. 88 kr., wozu noch 
die an den Staat entrichtete zehnperzentige Sparein- 
lagenzinsensteuer von 22.893 fl. 39 l /i kt- hinzu- 
kam. Die frisch zuströmenden Spareinlagen, sowie ein 
grosser Teil der aus Darlehensrückzahlungen rückfliessen- 
den Gelder musste in minder verzinslichen Wertpapieren 
angelegt u'erden ; infolgedessen war der Effektenbesitz 
der Hauptkasse Ende 1889 auf 943.575 fl. 90 kr. (um 
429.301 fl. 25 kr. mehr als Ende des Vorjahres) ange- 
wachsen. 

Die Fortdauer dieser Verhältnisse zwang endlich auch 
dem alten fünfperzentigen Spareinlagenstocke, der, so 
lange es möglich war, den Einwirkungen der Depression 
des Zinsfusses entzogen blieb, den Tribut auf. Vom 
1. Juli 1890 angefangen wurde der Zinsfuss der alten 
fünfperzentigen Spareinlagen auf 4 l /> Perzent 
herabgesetzt. Dabei bot die Sparkassa den in Sparein- 
lagen angelegten gemeinnützigen Fonden, um sie vor 
einer Schmälerung ihrer bisherigen Einnahmen nach 
Möglichkeit zu bewahren, die Konvertierung der Spar- 
einlagen in öperzentige Pfandbriefe zu dem Ausnahms- 
kurse von 100 - 50 an. Von der Konvertierung der Spar- 
einlagen in Pfandbriefe machten die Fonde, sowie auch 
zahlreiche private Spareinleger ausgiebigen Gebrauch ; 
es wurden 592.800 fl. in Pfandbriefe konvertiert, woraus 
sich auch der Rückgang der Spareinlagen im Jahre 1890 
um 617.409 fl. 44 1 /» kr. (gegenüber dem Vorjahre 1889) 
erklärt. 

Die Herabsetzung des Spareinlagenzinsfusses bot 
auch die Möglichkeit, die Härte wieder gutzumachen, 
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mit welcher die Hypothekardarlehensschuldner behandelt 
worden waren, als ihnen im Anfang des Jahres 1883 die 
Last der durch Gesetzartikel 1883 : VII eingeführten 
zehnperzentigen Spareinlagenzinsensteuer in Form einer 
Erhöhung ihrer Zinsenrate (von 6‘Vioo auf 6*6 Perzent) 
aufgebürdet wurde. Der Direktionsrat setzte, ebenfalls 
vom 1. Juli 1890 angefangen, den Zinsfuss der ge- 
wöhnlichen Hypothekar- und der Ratendar- 
lehen ohne Ausnahme (auch der vor diesem Zeitpunkte 
aufgenommenen) von 6'6 auf 6'2 Perzent herab. 

Eine neue Kategorie von Annuitätsdarlehen 
zum Zinsfusse von ö’A Perzent und mit der Amortisations- 
dauer von 10, 25 und 40 Jahren war bereits zu Beginn des 
Jahres 1890 aktiviert worden. Die halbjährige Annuität 
dieser 5*/, perzentigen Darlehen beträgt nach einem Dar- 
lehenskapital von 1000 fl. bei lOjähriger Amortisations- 
dauer 65 fl. 05 kr., bei 25jähriger 37 fl. 47 kr., bei 
40jähriger 31 fl. 84 kr. Diese 5 */< perzentigen Annuitäts- 
darlehen können für Darlehensbeträge von 3000 fl. und 
darüber in Anspruch genommen werden, während die 
6perzentigen Annuitätsdarlehen mit 15-, 18-, 23- und 
32jähriger Amortisationsdauer auch in geringeren Be- 
trägen gewährt werden. Ende 1890 betrugen die 5 V« per- 
zentigen Pfandbriefdarlehen 718.232 fl. 70 kr., die 6per- 
zentigen Pfandbriefdarlehen 3,121.094 fl. 41 kr. und die 
ebenfalls 6perzentigen gewöhnlichen (nicht zur Sicher- 
stellung der Pfandbriefe dienenden) Annuitätendarlehen 
665.122 fl. 22 kr. 

Das Wachstum der Sparkassa in dieser Periode 
geht aus folgender, den Rechnungsabschlüssen der Jahre 
1886 bis 1890 entnommenen Übersicht hervor: 
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1880—1891. 


Vrrhffltnii ttrr 
8parkn*t\i tu dnt 
Hut fri*m VA<r« 

Otniifourbaßrn , 


Aufwärts strebend ist die Sparkassa in das Jahr 
1891. das fünfzigste ihres Bestandes, getreten. Der 
gewöhnlich in der ersten Hälfte des Jahres auf die Geld- 
knappheit der Herbstkampagne folgende Geldüberfluss 
stellte sich bereits im Jänner 1891 ein und nötigte zu 
einer Vermehrung des Effektenbesitzes der Hauptkasse, 
welche allein im ersten Quartal 202.727 fl. betrug (Stand 
der Wertpapiere 932.722 fl. 45 kr. am 31. März 1891). 

Um einen Abflusskanal auch durch das Lombard- 
darlehensgeschäft zu schaffen, wurde der Zinsfuss für die 
Belehnung von Effekten am 16. April 1891 von 5V, auf 
5 Perzent herabgesetzt. 

Der Absatz der Pfandbriefe geht in gewohnter Weise 
vor sich. Bereits im April 1891 hatte der Umlauf der- 
selben die vierte Million überschritten; in Voraussicht 
dessen hatte die Generalversammlung am 25. März 1891 
einen weitern Betrag von 50.000 fl. aus dem Reserve- 
fond zur Vermehrung des Pfandbriefgarantiefondes ge- 
widmet. Im Zusammenhänge hiemit beschloss der 
Direktionsrat am 22. April 1891, bis auf Weiteres die 
Kapitalsprovision, welche bei der Auszahlung von Pfand- 
brief- und gewöhnlichen Annuitätsdarlehen eingehoben 
wird, direkt dem Reservefond einzuverleiben, damit dieser 
mit dem rapiden Wachstum des Geschäftes nach Mög- 
lichkeit gleichen Schritt halte. 

Wir können nicht schliessen, ohne einen Blick auf 
das Verhältnis der Sparkassa zu den im Lande ent- 
standenen R aif feis e n’s c h e n Genossenschaften 
zu werfen. Entstehung und Bestand dieser gemeinnützigen 
Genossenschaften: Spar- und Vorschuss vereine, Keller- 
vereine, Vereine zur Anschaffung landwirtschaftlicher 
Maschinen und Geräte, welche dem Wucher auf dem 
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Lande in wirksamer Weise gesteuert, schon manche 
wankende Bauernwirtschaft wieder auf feste Füsse gestellt, 
die Selbst- und Nächstenhilfe auf wirtschaftlichem Gebiete 
organisiert, die Sparthätigkeit angeregt, das Selbstver- 
trauen und den Unternehmungsgeist in der Landbe- 
völkerung geweckt und verheissungsvolle Fortschritte 
in der Bauernwirtschaft angebahnt haben, wären ohne 
die thatkräftige Förderung der Sparkassa nicht möglich 
gewesen. Jeder dieser Vereine hat gleich bei seinem 
Entstehen durch den Kredit, welchen die Hermannstädter 
allgemeine Sparkassa ihm gewährte, die Mittel zu seinem 
Geschäftsbetriebe erhalten und die Schwierigkeiten des 
Anfanges, das Misstrauen oder die Gleichgiltigkeit der 
Landbevölkerung, in deren Mitte er zu wirken berufen 
ist, zu überwinden und das Vertrauen der ländlichen 
Sparer zu gewinnen vermocht. Erst nachdem die junge 
Pflanze unter dem mächtigen Schutze der Sparkassa 
Wurzel gefasst, waren die meisten dieser Genossen- 
schaften im stände, zum Teile wenigstens der finanziellen 
Hilfe der Sparkassa zu entraten und einen Ersatz fiir 
dieselbe in den Spareinlagen der Landbewohner zu finden. 
Keiner dieser Vereine vermag aber auch nach seiner 
finanziellen Konsolidierung der ihm von der Sparkassa 
in anderer Beziehung gebotenen Hilfe zu entbehren : der 
Revision seiner Geschäftsführung, welche die Sparkassa 
auf ihre eigenen Kosten besorgt, indem ein von ihr 
entsendetes fachmännisches Organ an Ort und Stelle 
die Kassiere und Vorsteher der ländlichen Vereine im 
Rechnungs- und Kassenwesen unterweist, bei der Zu- 
sammenstellung der Jahresrechnungen und Bilanzen unter- 
stützt und die Ordnung in der Gebahrung durch Prüfung 
der Bücher und Dokumente aufrechthält. Diese Revisions- 

12 * 


Digitized by Google 



Antif'luny eine» 
Jijfpnthrk*- u- und 
<rrHolini«i'k^«- 

rtrisur*. 


90 18W»— 1S91. 

arbeit wurde in den ersten Jahren (1885 bis 1890) durch 
die Herren Sparkassabeamten Wilhelm Stenzei, Robert 
Gutt, Gustav Bergleiter, Martin Lani und Gustav Henrich 
und durch Herrn Samuel Fritsch. Kassier des Hermann- 
städter Vorschussvereines, versehen. Bei der Ausbreitung 
der ländlichen Genossenschaften konnte jedoch die 
Revision in der bisherigen Weise, ohne Schädigung des 
Dienstes in der Sparkassa, nicht mehr besorgt werden, 
da eine einzige Revisionsreise nach einem entfernter 
gelegenen Sitze einer Genossenschaft und von dort zurück 
zwei bis drei Tage in Anspruch nahm. Die Schwierigkeit 
bei entfernter gelegenen Genossenschaften war auch die 
Ursache davon, dass der mit der Leitung und Ausbreitung 
der ländlichen Genossenschaften betraute Anwalt die 
Entstehung von Genossenschaften in grösserer Entfernung 
von Hermannstadt nicht begünstigte oder dass einige 
trotzdem entstandene Genossenschaften, wie der Spar- 
und Vorschussverein in Deutsch-Zepling (bei Sächsisch- 
Regen) und in Keisd (bei Schässburg) ohne Revisor 
blieben. 

Die Generalversammlung der Hermannstädter all- 
gemeinen Sparkassa hat dieses Hindernis durch den 
am 25. März 1891 gefassten Beschluss beseitigt, im 
Rahmen des Beamtenstatus der Sparkassa die Stelle 
eines ständigen Genossenschaftsrevisors zu 
systemisieren, welchem zugleich die Revision der aus- 
wärtigen Hypotheken der Sparkassa und die Kontrolle 
der mit der Einreichung von Hypothekardarlehensge- 
suchen betrauten auswärtigen Vertreter übertragen wurde. 
Nach der Schaffung der Amtsstelle eines ständigen Hypo- 
theken- und Genossenschaftsrevisors, mit welcher 
Herr Julius Teutsch betraut wurde, werden die gemein- 
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nützigen Raiffeisen’schen Genossenschaften mit Hilfe der 
Sparkassa auch in entferntere Gegenden sich verpflanzen 
lassen. Im Jahre 1891 waren 17 Spar- und Vorschuss- 
vereine (in Hammersdorf, Rothberg, Girelsau, Michelsberg, 
Grosscheuern, Kleinscheuern, Neppendorf, Reussmarkt, 
Urwegen, Arbegen, Frauendorf, Waldhütten, Zendersch, 
Mergeln, Deutsch-Kreuz, Bekokten, Arkeden), vier Keller- 
vereine (in Arbegen, Grossprobstdorf, Eibesdorf und 
Wurmloch) und drei Vereine zur Anschaffung landwirt- 
schaftlicher Maschinen und Geräte (in Rothberg, Gross- 
scheuern, Girelsau) zu einem von dem gegenwärtigen 
Direktor der Sparkassa als Anwalt geleiteten Verbände 
vereinigt, *) 

Die Fürsorge Air diese Genossenschaften auferlegt 
der Sparkassa wohl namhafte Opfer, aber sie bringt sie 
gerne im Interesse der allgemeinen Wohlfahrt. 

Überhaupt wird nur eine gemeinnützige Anstalt, 
wie die Hermannstädter allgemeine Sparkassa, welche 
nicht auf die Bereicherung der Aktionäre ausgeht, ihren 
Reingewinn vielmehr ausschliesslich zur Stärkung ihrer 
Reserven und zu humanitären Zwecken verwendet, zu 
derartigen Opfern bereit sein. 

Die bewusste Pflege idealer Interessen durch ein 
Geldinstitut steht einzig da. Während ihres fünfzigjährigen 
Bestandes hat die Hermannstädter allgemeine Sparkassa 
durch bedeutende, von Jahr zu Jahr gewährte Spenden 
für Bildungs- und Wohlthätigkeitszwecke die geistige 
Kultur gefördert, ohne ihre werkthätige Hilfe wäre ins- 
besondere manche Schule in Hermannstadt gefährdet; 

*) Über die ThAtigkeit dieser Genossenschaften vergleiche die Jahres- 
berichte des Verbandsanwaltes Dr. Karl WolfT vom Jahre 1887, 1888 und 1890, 
Hermnnnstadt. Buchdruckerei Josef Drotleff. 
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sie hat auch ihre wirtschaftliche Aufgabe in idealem 
Sinne erfasst und durchgefiihrt, die Produktion unter- 
stützt, die Kapitalsbildung durch Anregung der Spar- 
thätigkeit vielfach ermöglicht und erleichtert, auch aus- 
wärtigem Kapital durch ihre Pfandbriefe den Weg in 
dieses Land geöffnet, die Ausbeutung der Hilfsbedürftigen 
nach Thunlichkeit gehindert und durch die Konkurrenz 
auch andere Institute dies- und jenseits des Königssteiges 
zur Herabsetzung des Darlehenszinsfusses gezwungen. 
In diesem Geiste, den sie bei allen Wandlungen in ihrer 
Organisation treu bewahrt hat, ist sie erstarkt und aus 
einem bescheidenen Pflänzchen zu einem weithin schatten- 
den, fruchtspendenden Baume emporgewachsen. 

Das zweite Halbjahrhundert, in welches sie nunmehr 
eintritt, wird in seinem dunkeln Schosse manche Neuerung 
bergen und auch an Einrichtungen, die dem gegenwärtigen 
Geschlechte als festgefügt und wohlbewährt erscheinen, 
rütteln. Nichts wäre thörichter, als an überlebte Formen 
sich hartnäckig zu klammern und die Anpassung an die 
wechselnden Anforderungen der raschlebigen Zeit zu ver- 
säumen. Aber den idealen Geist mögen die Leiter dieses 
Institutes auch in der Zukunft als ein unveräusserliches 
Gut der Sparkassa behüten und dessen eingedenk bleiben, 
dass die Macht des Kapitals nur bei Verwendung zum 
gemeinsamen Nutzen und Besten versöhnend wirkt. Möge 
die Sparkassa im Interesse des Gemeinwohles noch mehr 
erstarken und wachsen! 
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Ober die am 21-ten November 1841 in dem Locale des hiesigen 
Bürgervereins stattgehabte erste Verhandlung des zur Be- 
gründung einer allgemeinen Hermannstädter Sparkasse zu- 
sammen getrettenen Vereines. 


Nachdem Allhst Seine Majestät mittelst Allerhöchsten Ent- 
schliessung vom 5. Juni 1841 Hofzahl 2599 841 die Errichtung 
einer allgemeinen Sparcassa in Hermannstadt zu bewilligen und 
die dies falls verfassten und zur Allerhöchsten Genehmigung unter- 
legten Statuten allergnädigst zu bestättigen geruhet haben, diese 
Allhste Bestätigung in Folge hoher Gubernial Verordnung vom 
15. Juli 1. J. Gub.-Z. 4311/841 von dem Löblichen Hermannstädter 
Magistrat am 2. August 1841 M.-Z. 1631 841 der zur Errichtung 
einer Sparcassa in Hermannstadt zusammen getrettenen Gesell- 
schalt mitgetheilt worden und von derselben zum Beitritte zu 
diesem besonders für die ärmere Volksklasse so wohlthätigen 
Unternehmen vermög dem 7. §. der Statuten mittelst allgemeiner 
Bekanntmachung Jedermann aufgefordert worden ist, versammeln 
sich die zur Begründung der allgemeinen Hermannstädter Spar- 
cassa in dem Locale des Hermannstädter Bürger Vereins zu- 
sammen getrettenen hier namentlich angeführten Mitglieder bei- 
steuernd mit folgenden Beiträgen: 


Artner Daniel 

CM 

auf 5 Jahre ohne Zinsen 

fl. 

10 

Arz August 

» 5 , , i 

10 

Arz J. Friedr 

> ^ » » » 

10 

Artzt Friedr., Operateur . 

, 5 . 

20 

Bayer Georg 

i 5 * > > 

10 

Bayer Joseph 

» 5 , » > 

10 

Benigni Joseph . . . . 

i ^ * » » 

10 
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CM. H. kr. 


Bergleiter Joseph . . . auf 5 Jahre ohne Zinsen 

20 — 

Binder Traugott . . . 

5 

* 

9 

9 

10 — 

Bruckats J. Mart., Professor 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Capesius Eduard August. 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Czekelius Daniel sen. . . 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Czekelius Joseph . . . 

5 

9 

9 

* 

10 — 

Dietrich Gustav .... 

5 

9 

9 


10 — 

Ehrenfeld Jos. v. ... 

5 

> 


» 

10 — 

Finke Carl 

5 

9 

9 

> 

10 — 

Filtsch Samuel .... 

5 




10 — 

Genersich Carl .... 

5 

9 



10 — 

Gerger Friedr. .... 

5 

9 

mit 

» 

30 — 

Goekel Samuel .... 

5 

9 

ohne 


10 — 

Gotschling Michael . . . 

5 

9 

> 

9 

10 — 

Grau Johan 

5 

> 

9 

9 

10 — 

Gürtler Johan 

5 

9 

> 

> 

10 — 

Gundhard Carl .... 

5 

9 

mit 

» 

10 — 

Gutenau v., Feld Kr. Comissair 

5 

» 

ohne 

> 

50 — 

Heinrich Michael . . . 

5 

> 

mit 

9 

10 — 

Henrich Georg .... 

5 

9 

ohne 

9 

10 — 

Herbert Carolina . . . 

5 

9 

> 

9 

10 — 

Herbert Heinrich . . . 

5 

9 

mit 

9 

30 — 

Herbert A. Maria, Mühlb. 






Stadtpfarrers Wittwe 

5 

9 

ohne 

9 

10 — 

Herbert Mich. Friedr. 

5 

9 

9 

9 

100 — 

Herbert Mich. Joh. . . . 

& 

9 

9 

9 

10 — 

Herbert Otto 

5 

9 

mit 

9 

40 — 

Hertel Friedrich .... 

5 

9 

ohne 

9 

10 — 

Hertel Joh. Georg . . . 

5 

9 

> 

9 

20 — 

Hertel Joh. Georg . . . 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Huttern Mich, v., Senator 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Jahn Carl 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Intze Jos., OL. Comiss. Kanzlist 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Jikeli Doctor 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Kessler Joh. Georg . . . 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Kiltsch J. Mich 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Kisslingstein Carl v. . . 

5 

9 

9 

9 

10 — 

Klein Wilhelm .... 

5 

9 

» 

> 

10 — 

Kockel Simon .... 

& 

9 

mit 

9 

10 — 
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Landman Joh 

auf 

5 

Jahre ohne Zinsen 10 — 

Mangesius Joseph . . . 

> 

5 

9 

mit 

50 — 

Mathias Joseph .... 

» 

S 

9 

ohne 

10 — 

Maynth Anna .... 

9 

5 

9 

9 

10 — 

Maxay Sigm. Jos. . . . 

> 

S 

> 

9 

10 — 

Meister Joseph .... 

9 

5 

9 

9 

10 — 

Moess Michael .... 

> 

5 

9 

mit 

10 — 

Müller Carl Vall .... 

9 

5 

9 

ohne 

10 — 

Müller Gottlieb .... 

9 

5 

9 

> 

100 — 

Neugeboren Joh. Ludwig 

9 

5 

9 

» 

10 — 

Orosz Joseph 

> 

5 

9 

9 

10 — 

Pfaff Johan 

» 

6 

9 

9 

10 — 

Platz Johan 

» 

5 

9 

9 

10 — 

Primess Johan .... 

» 

6 

9 

9 

20 — 

Rendl Emerich v. . . . 

> 

5 

9 

9 

10 — 

Rogovsky Emst Carl . . 

> 

5 

9 

9 

10 — 

Schaefert Mich. Fried. . . 

9 

& 

9 

mit 

20 — 

Schelker Friedr 

9 

5 

9 

ohne 

10 — 

Schmidt Conrad, Advoc. . 

> 

6 

9 

• 

10 — 

Schneider Carl Joh., Can- 






didat der Theologie 

» 

5 

» 

9 

10 — 

Schmidt Joseph .... 

> 

5 

> 

9 

10 — 

Schneider Joseph, Professor 

9 

6 

* 

9 

10 — 

Schneider Friedr. Joh. 

9 

5 

9 

9 

10 — 

Schnell Andreas .... 

9 

6 

9 

9 

10 — 

Schüller Joh. Carl, Professor 

> 

5 

9 

mit 

10 — 

Schuster Joseph .... 

9 

5 

9 

> 

10 — 

Schuster Samuel .... 

* 

6 

9 

> 

10 — 

Schüller Samuel .... 

» 

& 

9 

ohne 

10 — 

Schwabe Friedr 

9 

5 

9 

mit 

30 — 

Sigerus Carl 

9 

5 

9 

ohne 

40 — 

Singer Andreas .... 

9 

5 

9 

mit 

20 — 

Simonis Friedr. Carl . . 

9 

5 

9 

ohne 

10 — 

Süssman Johan .... 

9 

& 

9 

9 

10 — 

Sontag Michael .... 

9 

5 

9 

» 

10 — 

Sotterius Samuel, Senator 

9 

5 

9 

> 

10 — 

Thallmayer Joh 

9 

5 

9 

9 

10 — 

Vest Johan 

9 

5 

9 

9 

10 — 

Waechter Joseph . . . 

9 

5 

9 

» 

20 — 
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Wolf Friedr, Mag.-Archiv. 

CM. fl. kr. 

auf 5 Jahre mit Zinsen 12 — 

Zacharias Friedr 

, 5 

, ohne , 

10 — 

Zay D. A., Gerichts Secret. 

. 6 

• • » 

10 — 

Zöhrer Franz 

, 5 

* » » 

10 — 



Zusammen 

1322 — 


um sich als Sparcassa Verein der allgemeinen Hermannstädter 
Sparcassa zu constituiren, und vermög den §§. 36 und 37 der Allhst 
bestättigten Statuten durch freie Wahl sich die Beamten der Spar- 
cassa zu wählen. 

Diesem zu Folge werden 

1. Zum Vereins Director durch allgemeine Acclamation gewählt 
Michael Friedrich Herbert 

2. Zum Vice Director ebenfalls durch allgemeine Acclamation 
der Kaufmann Johann Primess. 

3. Zum Sparcassa Cassicr durch Stimmen Mehrheit der Hermann- 
städter Fiscal Joseph Bergleiter. 

4. Zum Sparcassa Gegensandler durch Stimmen Mehrheit der 
k. Zollamts Kanzlist Johann Pfaff. 

5. Zum Notair oder Actuar durch Stimmen Mehrheit der Gerichts- 
Secretair D. A. Zay. 

Da ferner die General Versammlung des Sparcassa Vereines 
sich nicht zu jeder Zeit versammeln kann, so werden zur Ver- 
handlung der etwa sich ergebenden nothwendigen Geschäfte durch 
Acclamation folgende Ausschuss Mitglieder gewählt: 

Joseph Benigni v. Mildenberg Friedrich Arzt 

Johan Carl Schüller Ferdinand v. Gutenau und 

Johan Thallmayer Daniel Czekelius. 

Zugleich wird auch beschlossen in Folge der vom Löbl. 
Magistrate erhaltenen Aufforderung 12 Exemplare der gedruckten 
Statuten dem Löblichen Magistrate zur Einsendung an die hohe 
Landesstelle zu unterlegen, und das eben in das Leben getrettene 
Institut dem Schutze des L. Magistrates zu empfehlen. Womit 
denn die Sitzung geschlossen wird. 
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Statuten aus dem Jahre 1841. 

(Giltig von 1841 bis 1864). 


Nr. 1631. 1841. 

An die xnr Errichtung einer Sparkasse in Hermannstadt zusam 
mengetretene Gesellschaft! 

Laut der in der Anlage mitfolgenden Abschrift, der hohen Gubenüal- 
Verordnung vom 15. Juli d. J. Z. 7311. 1841, ist die Errichtung einer Sparkasse 
für Hermannstadt mittelst Allhster Hofentschliessung vom 5. Juni d. J. Z. 2599. 1841 
genehmigt worden. 

Welches der Löbl. Gesellschaft unter Rückstellung der unterlegten Statuten mit 
dem Bemerken hiemit bekannt gegeben wird, einige Exemplare dieser Statuten, 
nach deren erfolgten Abdrucke dem Magistrate zur Einsendung an die hohe 
Landes-Stelle wie auch zur Aufbewahrung im Magistrats-Archive zu unterlegen. 
Hermannstadt am 2. August 1841. 

Magistrat der k. freien Stadt und des Stuhls Hermannstadt. 

J. v. Wayda mp. Wüh. Conrad mp. 

Bürgermeister. Ob. Not. 

Copia. 

Decreti Gubemialis ddto 15. Julü 1841. Nro. 7311. 1841. ad Magistratum Cibi- 
niensem exarati. 

Suam Majestatem Sacratissimaro medio alrissimae resolut ionis regiae ddto 
5. Junii 1841 elargitae, horsum medio benigni Decreti regii sub 24. Junii a. c. 
Nroq. Aul. 2599. 1841 emanati intimatae, dementer indulgere dignatam esse: 
ut societas parsimonialis juxta statuta Eidem altefatae proposita Cibinii erigatur. 
Quod ipsum D. Vestris erga repraesentationem suam in substrato de 30. Martii 
a. pr. isthuc factam pro sui directione et observantia penes acclusorum remis- 
sionem eo addito rescribitur, ut altissime adprobatorum horum Statutorum aliquod 
exemplaria typis impressa partim Soae Majestati Ssmae substernenda, partim vero 
pro Archivo R. Gubernii retinenda horsum exhibeant. In reliquo etc. etc. 

A. C. Rhedei mp. C. Lad. Lixär mp. Samuel Ocsai mp. 

Cancell. Seer. 
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XU Anhang. 

Einleitung. 

Zwecke der Hermannstädter allgemeinen Sparcasse. 

Die in Hermannstadt zu errichtende Sparcasse hat zum Zwecke : 

Erstens: Jedermann das geeigneteste Mittel an die Hand 
zu geben, vom mühsamen Erwerb oder Erspamiss in gesunden 
Tagen, oder von erhaltenen Geschenken, dann und wann etwas 
zurückzulegen, solches auf die sicherste Art durch Interessen zu 
vermehren, um es entweder im Alter, oder zur einstigen Aussteuer, 
oder zur Handwerks-Einrichtung, oder zur Aushilfe in Krankheit 
und dgl. m. verwenden zu können. 

Zweitens: Junge Leute vor unnöthigen Ausgaben ihrer 
Baarschaft zu verwahren, und bei Zeiten an eine vernünftige Spar- 
samkeit zu gewöhnen. 

Drittens: Die vielen unbenützt liegenden kleinen Geld- 
summen dem öffentlichen Verkehre zuzuwenden. Endlich 

Viertens: Einen Fond zu wohlthätigen Zwecken zu gründen. 

Statuten. 

§. 1. Der Fond der Sparcasse bildet sich: 

a) Durch Kapitals-Einlagen. 

b) Durch testirte oder geschenkte Geldbeträge. 

§. 2. Die Interessen jener Einlagen, welche mit wenigstens fünf- 
jähriger Belassung bei der Anstalt (was gleichfalls in den Büchern 
bei der Einlagssumme selbst anzumerken ist) gemacht werden, sind 
halbjährig zum Capital zu schlagen, und gleichfalls nur nach Ablauf 
der fünf Widmungs-Jahre sammt dem ursprünglichen Einlags-Capital, 
auf Verlangen zu bezahlen. 

§. 3. Wer eine Einlage macht, erhält als Bestätigung dessen 
ein Einlags-Büchlein, für welches er 4 kr. C. Mze bei Empfang des- 
selben an die Instituts-Casse bezahlt. 

Dieses Einlagsbüchlein besteht aus 4 rubricirten Blättern. 
Auf jeder linken Seite nennt die erste Rubrik den Tag der Ein- 
lagen, die zweite die laufende Nummer derselben, die dritte Rubrik 
nennt die Einlage in Ziffern, die vierte drückt sie mit Buchstaben 
aus, wobei die Geldes -Währung ausgedrückt sein muss, und die 
fünfte enthält die bestätigende Unterschrift des Cassiers und des 
Controllors. — Auf der Seite rechts enthalt die erste Rubrik den Tag 
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der Rückzahlungen, die zweite die Nummer der riickgezahltcn Re- 
träge, die dritte die rückbezahlten Betrüge in Ziffern, die vierte die- 
selben in Buchstaben, die fünfte die eigenhändige Namenszeichnung 
des Empfängers, oder falls er schriftunkundig wäre, die Namens- 
zeichnung durch fremde Hand, jedoch mit beigedrucktem Finger- 
zeichen. 

Auf der ersten Seite des Einlags-Büchleins erscheint blos der 
Instituts-Stempel und der Name des Einlegers, oder falls er diesen 
verschweigen will, ein von ihm nach Belieben zu wählender Pseudo- 
Name, (den er jedoch, wenn er schriftkundig ist, mit eigener Hand 
beisetzt) nebst den einzelnen Nummern der im Büchlein enthal- 
tenen Einlagen. 

Bei jenen Einlagen, «'eiche bei Gründung des Instituts, oder 
auch in der Folge auf die Dauer von 5 Jahren gemacht werden, 
wird solches gehörig auch in den Einlags-Buchlein angemerkt, 
und vom Einleger unterschrieben. 

§. 4. Ein und dasselbe Einlags-Büchlein kann auch zu wieder- 
holten Einlagen, jedoch nur unter einem Namen und zwar so lange 
dienen, als es Raum zu den nöthigen Vormerkungen hat. Ist es 
aber voll geschrieben, so muss zu den fernem Einschreibungen 
ein neues Büchlein mit 4 kr. C. Mze von der Casse gelöset werden. 

Bei gänzlicher Rückzahlung der zu fordern habenden Beträge 
sind die Parteien verpflichtet, die Büchlein der Casse zurückzu- 
stellen. Wird jedoch nur ein Theil des Guthabens von einer Partei 
verlangt, so behalt selbige das Büchlein, obwohl eine, oder nach 
Umständen mehrere Einlagen derselben als getilgt angesehn, und 
ebenso manipulirt werden; — weil nämlich die Partei den nicht 
benöthigten Rest ihres herausgenommenen Guthabens, als eine 
neue Einlage, unter neuer Nummer und unter neuem Datum, zu 
der nämlichen Zeit wieder einlegen kann, als sie den ganzen Be- 
trag der frühem Einlagspost empfing. 

§. 5. Verloren gegangene, bei der Sparcasse jedoch zeitig 
genug, bevor ein unredlicher Finder, oder ein Dieb Gebrauch da- 
von macht, angemeldete Einlagsbüchlein, müssen durch die be- 
treffende Gerichtsstelle auf Kosten der Eigenthümer amortisirt 
werden. Ist dieses geschehen und bei der Casse erwiesen, so 
dürfen Duplikate ausgestellt werden, gegen Erlag der üblichen 
4 kr. Auf dem Büchlein steht alsdann das Wort Duplikat und 
in dem Hauptbuche der Anstalt steht gleichfalls bei jeder Ein- 
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lagspost eines solchen Büchleins, gleich neben der Einlags-Nummer 
ein unterstrichenes D., zum Zeichen, dass eine solche Post nur 
bei Vorzeigung des Duplikat-Büchleins, nie aber gegen Einrei- 
chung des amortisirten ersten Einlags - Büchleins rückgezahlt 
werden kann. 

§. 6. Auf Verlangen der Parteien kann denselben von be- 
reits verflossenen Semestern, in jedem Halbjahr einmal, der Capitals- 
Anwachs von jeder ihrer Einlagsposten, die noch unerhoben sind, 
im Einlagsbüchlein, übereinstimmend mit dem Hauptbuche, ange- 
merkt %verden, damit sie über den Stand ihres Guthabens in der 
richtigen Kenntniss seien. 

§. 7. Die Einlagen jener wohlthätigcn Gründer des Instituts, 
welche dem Rechte, solche zurückzufordem, auf fünf volle Jahre 
entsagen, müssen wenigstens 10 fl. G Mze betragen; die gewöhn- 
lichen Einlagen sonstiger Interessen können wie klein immer sein, 
wobei jedoch festgesetzt wird, dass solchen Einlegern nur von 
dem Tage angefangen, an welchem sie ihre Einlage bis auf 1 fl. 
15 kr. C. Mze werden erhöhet haben, die vestgesetzten Interessen 
berechnet werden sollen. Die Grösse der Einlagen über 1 fl. 15 kr. 
ist so lange unbeschränkt, bis es der Instituts -Verein etwa für 
nöthig findet, diesfalls etwas anderes zu statuircn und irgend ein 
Maximum zu bestimmen. 

§. 8. Die Casse führt alle ihre Rechnungen, und leistet alle 
ihre Zahlungen nur in Conventions-Münze, zu drei Silberzwanzigern 
den Gulden gerechnet. 

§. 9. Die Sparcasse berechnet den Einlegern, als Interesse 
halbjährig zwei, oder ganzjährig vier von Hundert des Einlags- 
Capitals, also monatlich einen Viertel-Kreutzer von 1 fl. 15 kr. 
Capital. Interessen unter J kr. werden nicht berechnet, und dieses 
ist eben auch der Grund, warum in §. 7. als kleinste Interessen 
abwerfende Capitals-Einlage 1 fl. 15 kr. vestgesetzt wurde. 

Den Zinsenfuss pr. 2 Procent halbjährig, kann der Verein 
in der Folge erhöhen oder verringern, je nachdem obwaltende Zeit- 
Umstände eine derlei Massregel erheischen dürften. Doch muss 
bei einer zu erfolgenden Zinsfuss -Verminderung jenen Einlegern, 
welche sich zu geringem Zinsen freiwillig nicht verstehen wollen, 
ihr Guthaben vorerst gänzlich ausgefolgt werden, bevor ein ge- 
ringerer Zinsenfuss Anwendung erhält. 
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Was die Casse durch Anlegung der ihr anvertrauten Capi- 
talien an Zinsen mehr erhält, als die den Einlegern zu Gute 
kommenden ausmachen, erhält seine Bestimmung durch §. 30. 

% 

§. 10. Was bis zum 20. eines Monats eingelegt wird, ver- 
zinset die Casse den Einlegern nur mit Anfang des nächstfol- 
genden Monats, jede Einlage aber, die erst nach dem 20. eines 
Monats geschieht, wird nicht vom 1 . des nächstkünftigen, sondern 
nur vom 1. des darauf folgenden Monates vom Institute verin- 
teressiret. 

Bei den Capitals-Rückzahlungen werden die Interessen nur 
bis Ende des letztverflossenen Monates den Empfängern berechnet. 

Den Interessenten oder Einlegern werden ferner nur in so- 
weit die Zinsen von ihren Capitals-Beträgen als Capitals-Anwachs 
zu Gute geschrieben, oder auf Verlangen nebst dem Capital be- 
zahlt, in wie weit sich die Capitals-Betrage selbst durch 1 fl. 15 kr. 
auflösen, was sich dagegen mit 1 fl. 15 kr. nicht auf lösen lässt, 
und im Ganzen dem Institut doch Zinsen trägt kommt diesem 
zu Gute, und wird dem übrigen Gewinn admassirt — Hätte 
also Jemand 2 fl. 29 kr. eingelegt, so ist in dieser Einlage 1 fl. 
15 kr. plus 1 fl. 14 kr. enthalten, folglich erhält der Einleger 
von 1 fl. 15 kr. monatlich J kr., als Capitals-Ertrag ; von 1 fl. 14 kr., 
dagegen wird ihm so lange kein Zins berechnet bis selbe nicht 
durch die von Halbjahr zu Halbjahr zu geschehende Hinzuschlagung 
der Zinsen zu den Capitalien gleichfalls auf 1 fl. 15 kr. steigen u. s. f. 

§. 11. Die Sparcasse zahlt von den eingelegten Summen 
auch theilweise Beträge — es mögen solche Interessen oder Capi- 
talstheile sein — ohne dass hierdurch dem Einleger die Interessen 
auf ein Monat verloren gehen sollen hinaus. — Um jedoch die 
Manipulation nicht zu erschweren; so ist Jedermann, der seine 
Zinsen zu erheben wünscht gehalten, mit den Zinsen auch das 
Capital zugleich herauszunehmen, kann jedoch solches, wenn er 
cs ferner in der Sparcasse belassen will, neuerdings einlegen, wo 
die Einlage sodann eine neue Nummer bekömmt. Ebenso ver- 
hält es sich, wenn Jemand nur einen Theil seiner Einlage benöthigt, 
den andern aber in der Sparcasse angelegt belassen will. Auch 
dann wird die ganze Einlage sammt fälligen Zinsen herausbezahlt, 
und der Einleger hat was er nicht bedarf, unter neuer Nummer 
wieder einzulegen. — Zugleich wird aber bestimmt, dass von einem 
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Geldbetrag, von welchem die Interessen, oder unter was immer 
für einem Titel ein Theil zurück gefordert worden, die hierfür ent- 
fallenden Interessen bis zum Schlüsse des nachstabgewichenen 
Monates laufen, und von dem, nach Auszahlung der herausver- 
langten theilweise noch übrig bleibenden, als neue Einlage zu be- 
handelnden Betrag die künftigen Interessen vom 1. desjenigen Mo- 
nates, in welchem diese theilweise Auszahlung geschehen, angefangen, 
dem Einleger zu gut gerechnet werden sollen. Zum Beispiel: 

Wenn N. N., welcher unter der Nr. 60 am 14. Februar 1835 
fl. 100 eingelegt hatte, am 17. März 1836 von dieser Einlage fl. 4 
herausnehmen will; so werden unter Nr. 60, 1835 die Interessen 
auf die Zeit vom 1. März 1835 bis letzten Februar 1836 pr. fl. 4 
zu der Einlage zugezählet, die fl. 4 dem Einleger hinausbezahlt 
unter Nr. 60 aber die ganze Einlage gelöscht, und jene in der 
Casse bleibenden fl. 100 am 17. März 1836 unter einer neuen 
Nummer nach ihrer Reihenfolge im Einlagenbuch wieder einge- 
schrieben, wobei, durch Mitansetzung der vorigen Nummer 60, 1835 
am Rande des Buches, die Bemerkung gemacht wird, dass von 
dieser Einlage pr. fl. 100 die Interessen nicht erst vom 1. des künftigen, 
sondern vom 1. des laufenden Monates zu berechnen kommen. 

§. 12. Mehrere einzelne nach und nach gemachte Einlagen 
eines Interessenten bleiben, mit Ausnahme der kleinern nach §. 7. 
zu behandelnden Einlagen unter 1 fl. 15 kr. C. Mze immer vereinzelt 
stehen, und es werden auch die Zinsen ihnen vereinzelt von Halb- 
jahr zu Halbjahr zugerechnct. Solche einzelne Einlagen können 
nur auf die Art in eine Summa gebracht werden, dass der Ein- 
leger sich dieselben alle förmlich nach den Bestimmungen der 
Statuten zurückzahlen lässt, und alsdann solche in einem Betrage 
neuerdings einlegt. 

§. 13. Die fälligen Zinsen werden übrigens im Anfang jeden 
Halbjahres, das ist mit 1. Januar und 1 . Juli, jeder einzelnen noch 
unerhobenen Einlage, mit Ausnahme der, der Anstalt unverzinslich 
gewidmeten Posten, welche stets unverändert bleiben, zugeschlagen, 
und jedes auf diese Art vergrösserte Capital neben den vorigen 
Capitals-Betrag in der betreffenden Rubrik des Hauptbuchs ge- 
hörig vorgemerkt, und nunmehr diese vergrösserten Capitalien, in 
wie weit sie nach §. 10. dazu geeignet sind, vom letzten December 
und rücksichtlich vom letzten Juni jeden Jahres an, statutenmässig 
verzinset. 
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§. 14. Capitals - Rückzahlungen, wenn solche im Laufe der 
Monate Januar und Juli, wo ohnehin die bis dahin fälligen Zinsen 
bereits zum Capitale geschlagen worden sind, vorfallen, wird im 
Hauptbuche von dem betreffenden rückzuzahlenden Capital bis an 
die in eben diesem Buche am Ende jeden Blattes rechts befindliche 
Rückzahlungs-Rubrik eine Linie gezogen, und in die Rückzahlungs- 
Rubrik das rückgezahlte Capital, daneben aber in die dazu be- 
stimmte Rubrik der Tag der Rückzahlung eingeschrieben. — Erfolgt 
die Rückzahlung in den übrigen Monaten, ausser dem Januar und 
Juli, so geschieht vollkommen dasselbe, nur dass unter der zu 
ziehenden Linie angedeutet wird, bis wann die noch nicht zum 
Capital geschlagenen Zinsen fällig waren ; diese Zinsen aber selbst 
werden in der Rückzahlungs-Rubrik vest unter dem rückgezahlten 
Capital gleichfalls angesetzet. 

tj. 15. Die Casse zahlt ohne Rücksicht auf die Person des 
Einlegers an jeden Vorzeiger des betreffenden in §. 3. beschriebenen 
Einlag-Büchleins die verlangten im Büchlein und im Hauptbuche 
guthabenden Capitalsposten, sammt statutenmassig gebührenden 
Zinsen aus, indem sie jeden Vorzeiger eines solchen Einlag-Büchleins 
so lange für den rechtmässigen Eigenthümer desselben ansieht, als 
das Gegentheil nicht rechtskräftig erwiesen, oder ihr nicht im 
Voraus der Verlust eines solchen Büchleins förmlich angezeigt 
wurde; für das einmal Hinausgezahlte ist die Casse keinem Dritten 
ferner verantwortlich ; wesshalb jeder Besitzer eines Einlag-Büchleins 
dasselbe sorgsam zu verwahren angewiesen wird. 

Uebrigens hat jeder Empfänger einer Rückzahlung diese 
durch seine Unterfertigung laut §. 3. vorerst zu bestätigen. — 
Nun sind die Cassebeamten verpflichtet, den Schrift-Charakter des 
Empfängers mit jener des Einlegers zu vergleichen. — Sind diese 
beiden Schrift-Charaktere verschieden, so ist mit der Auszahlung 
in so lange inne zu halten, bis der Vorzeiger eine genügende, und 
nicht zu bezweifelnde Auskunft darüber gibt, warum der eigentliche 
Einleger das Geld nicht selbst erhebt. — Die angegebene unbe- 
zweifelbare Ursache muss sodann im Einlags-Büchlein kurz ange- 
merkt werden, und zwar durch den Empfänger des Geldes selbst, 
wenn er schriftkundig ist. In verdächtigen Fällen ist sogar Büchlein 
und Geld gegen einen von der Casse zu gebenden Assecuranz- 
Zettel so lange zurückzuhalten, bis entweder der wirkliche Einleger 
selbst den obwaltenden Zweifel hebt, oder der verdächtige Vorzeiger 
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des Einlags-Büchleins sich gehörig zu legitimiren vermag. — Diese 
Vorsichts-Massregcln sollen zu einiger Sicherstellung der Eigen- 
thümer von Einlags-Büchlein gegen Entwendung derselben dienen. 

§. 16. Jedem Interessenten, der nicht über eine oder die 
andere Einlagspost die besondere Verpflichtung freiwillig einge- 
gangen ist, solche vor Ablauf einer bestimmten Zeitfrist nicht 
zurückzufordem, steht es frei, zu jeder Zeit, jedoch nur an den 
vom Instituts -Vereine zu bestimmenden wöchentlichen Amtirungs- 
Tagen, sein Capital, und in diesem Falle auch die ihm gebührenden 
Zinsen, unter Beobachtung folgender Bestimmungen zu erheben : 

a) Capitals- Betrage, bis einschlüssig 10 fl. C. Mze werden augen- 
blicklich von der Casse an den verlangenden Interessenten, 
sammt den darauf fallenden Zinsen bezahlt wofern mit ein 
und demselben Einlags - Büchlein im I^aufe des nämlichen 
Monats nicht bereits eine andere Capitalspost empfangen 
wurde, im letzteren Falle tritt die Regel b) ein. 

b) Betrage über 10 fl. bis einschlüssig 50 fl. C. Mze werden nur 
nach vorhergegangener sechswöchentlicher Aufkündigung be- 
zahlt; — welche Anheimsagung die Casse sich in einem 
eigenen dazu bestimmten Buche vormerkt, und auch dem 
Interessenten darüber ein Zettelchen, worauf der Tag der zu 
erfolgen habenden Auszahlung und die aufgekündigte Summe 
enthalten ist, einhändigt. Die Zinsen werden wie gewöhnlich, 
nur bis zum Schlüsse des der Auszahlung vorhergehenden 
Monats berechnet und bezahlt. Erfolgt z. B. die Zurückzahlung 
am 25. Mai, so erhalt der Interessent für das zurückzuzahlende 
Capital die rückständigen Zinsen nur bis zum letzten April. 

c) CapitaLsposten über 50 fl. C. Mze müssen drei Monate vorher 
anheim gesagt werden, übrigens wie sub b. 

Anmerkung 1. Wenn Jemand sein Capital so dringend 
bedarf, dass es ihm schwer wird, den Ablauf des Aufkündigungs- 
Termins abzuwarten, so kann die Casse, wenn sie hinlängliche 
Baarschaft vorräthig hat, den herausverlangten Betrag auch so- 
gleich zurückbezahlen, nur muss in einem solchen Fall von diesem 
Geld ein Prozent auf die Zeit, um welche solches vor Ablauf des Auf- 
kündigungs-Termins ausgefolgt wird, der Sparcasse gezahlt werden. 

Es kündigt z. B. Jemand ein bei der Anstalt eingelegtes 
Capital von 100 fl. am 1. Scpt. auf, er hätte folglich erst nach 
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3 Monaten, also am 1. Dec. dies Geld zu erhalten. Weil er solches 
aber früher benöthigt, bittet er am 1. Oktober schon bezahlt zu 
werden. Hat die Anstalt baaren Vorrath, so willfahrt sie seiner 
Bitte, zahlt die 100 fl. am 1. Oktober und empfangt dagegen für 
die noch rückständige zweimonatliche Aufkündigungszeit 1 Prozent, 
d. i. für 100 fl. auf zwei Monate 10 Kreuzer. 

Anmerkung 2. Besässe Jemand ein Einlags-Capital itber 
10 fl oder über 50 fl. und wünschte davon nur einen Thcil heraus 
zu haben, den Rest aber als neue Einlage in der Sparcasse zu 
belassen, so bestimmt es die Grösse des benöthigten Theiles, ob 
solche einer Anheimsagung bedarf oder nicht, — keineswegs aber 
die ganze Capitalspost ; obwohl solche nicht anders manipulirt 
wird, als wenn sie dem Interessenten ganz ausgefolgt w orden wäre. 
Hätte nämlich Jemand eine Einlage von 60 fl. C. Mze und wünschte 
hievon 10 fl. herauszunehmen, 50 fl. aber in der Casse zu belassen, 
so kann er die 10 fl. augenblicklich haben. In diesem Falle wird 
die Einlage pr. 60 fl. C. Mze nebst gebührenden Zinsen in dem 
Hauptbuche getilget, dem Interessenten 10 fl. übergeben, 50 fl. 
aber nebst den fällig gewesenen Zinsen in eine Summe als neue 
Einlage unter neuer Nummer und Datum im Hauptbuche einge- 
tragen und auch in dem Büchlein des Einlegers übereinstimmend 
mit dem Hauptbuche eingeschrieben. 

§. 17. Entschliesst sich ein Interessent nach geschehener 
Anheimsagung des Capitals mittlerweile die aufgekündigte Summe 
dennoch ferner dem Institute zu belassen, so muss er solches so 
bald als möglich melden und das erhaltene Zettelchen der Casse 
zurückstellen, wo sodann die aufgekündet gewesene Capitalspost, 
sammt den bis zum letzten des dem Widerruf der Anheimsagung 
unmittelbar vorhergehenden Monats fälligen Zinsen, im Haupt- 
buchc als riickgczahlt und gelöscht und in Summe als neue Ein- 
lage, unter neuer Nummer und neuem Datum, eingetragen wird. 
Erhebt Jemand sein anheimgesagtes Capital nicht und widerruft 
auch die Aufkündigung nicht, so wird es im Hauptbuch nach 
Ablauf des Termins gelöscht und in der Casse für den betreffen- 
den Eigenthümer unter eigenem Couvert zwar aufbewahrt, trägt 
aber demselben ferner keine Zinsen mehr. 

§, 18. Wird das ganze Guthaben einem Interessenten zurück 
bezahlt, so muss er das Einlagsbüchlein an die Sparcasse zurück 
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stellen, und Falls er schriftkundig ist, dass es durch ihn, nach 
erfolgter vollkommener Befriedigung geschehen sei, mit Bciruckung 
des Tages, Monats und Jahres, eigenhändig in dem zurückzu- 
stellenden Büchlein anmerken. 

Wenn aber ein Interessent nicht alle Einlagsposten erhebt, 
oder wenn er zwar nur eine einzige Einlagspost besitzt, oder da- 
von nur einen Theil benöthigt, und den andern Theil neuerdings 
einlegt, sogleich auch das betreffende Einlagsbuch an die Casse 
nicht abliefcrt, so werden die fraglichen Veränderungen im Ein- 
lagsbüchlein gehörig bemerkt und sowohl von den Cassebeamten, 
als auch vom Interessenten unterzeichnet, oder wenn dieser nicht 
schriftkundig ist, wenigstens mit dem beigedruckten Fingerzeichen 
bestätigt. 

§. 19. Die Sparcasse verwendet alle ihre disponiblen Gelder 
zu Vorschüssen blos auf solche Realitäten, die in vollkommen 
geregelte Grundbücher eingetragen sind, und auf vollkommen 
sichere Hypothek. Die Darlehn auf Pfänder dürften blos auf Silber 
und Gold und bei Pretiosen auf das Dritthei! des gerichtlich ge- 
schätzten Werthes beschrankt werden; doch nie ohne dreifache 
von Sachverständigen Unterzeichnete schriftliche Schätzung, nur 
bei anerkannter leichter Verkäuflichkeit des Pfandes, und nie ohne 
specielle schriftliche Bewilligung des Vereins -Vorstehers und eines 
oder zweier Vereins-Mitglieder. Welche Bewilligung auch bei Dar- 
leihen auf Realitäten nöthig ist. 

§. 20. Darüber, dass eine Hypothek oder Faustpfand die 
§. 19. vorgeschriebenen Eigenschaften besitze, und über die Summe, 
welche darauf vorzustrecken ist, entscheiden die Vorsteher mit 
dem Curator, oder in Ermangelung des Letztem, zwei Vereins- 
Mitglieder. Die Entscheidung muss einstimmig sein. Entsteht eine 
Meinungs -Verschiedenheit, so entscheidet der ganze Verein; denn 
welche für das Darlehn gestimmt, müssen auch für dessen Sicher- 
heit haften. 

§. 21. Für ihre Darlehen nimmt die Sparcasse nur 5 Procent 
jährliche Zinsen, doch müssen diese jederzeit auf ein halbes Jahr 
vorausbezahlt werden, auf eine kürzere oder längere Zeit werden 
an Privatpersonen nur in dem Fall Darlehen gemacht, wenn die 
Capitalien sonst unbenutzt liegen bleiben würden. Wünscht der 
Schuldner die ihm dargeliehene Post weiter zu behalten, so muss 
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er mit Einwilligung des Vereins-Vorstehers und wenigstens eines 
Vereins -Mitgliedes seine Schuld vor Ablauf eines jeden halben 
Jahres bei der Casse dadurch prolongiren, dass er die erhaltene 
schriftliche Bewilligung einreicht, und die halbjährigen Zinsen 
wieder vorhinein erlegt 

§. 22. Prolongirt ein Schuldner das Darlehn nicht, und tilgt 
es auch bis zum Zahlungstermin nicht, so haben die Casse-Beamten 
solches dem Vereins-Vorsteher sogleich nach Verfluss des Zahlungs- 
termins ohne fernere Nachsicht anzuzcigen, und dieser unverzüglich 
das Nöthige einzuleiten, auf dass ein solcher moroser Schuldner 
gerichtlich zur Bezahlung seiner Schuld und der etwa darauf ent- 
fallenden unbezahlten Interessen verhalten werde. 

§. 23. Jeder Schuldner erhält einen, von den Casse-Beamten 
zu unterzeichnenden rubricirten Auszugsbogen, den er bei gänzlicher 
Tilgung der Schuld zurückzustellen hat. Auf diesem Bogen muss, 
vollkommen übereinstimmend mit dem Capitalien- Ausleihungs- 
Buche, auf der linken Seite stets Vorkommen, was der Schuldner 
sowohl an Capital oder an Interessen abgetragen hat, damit auch 
jeder Schuldner fortwährend über den Stand seines von der Spar- 
casse erhaltenen Darlehens in der gehörigen Evidenz sei. 

§. 24. Die bei der Casse für die erhaltenen Darlehen ein- 
zulegenden Schuldscheine sind auf die gesetzlich übliche Weise 
rechtskräftig auszufertigen, vom Schuldner sowohl, als von den 
Casse-Beamten und falls es für nöthig erachtet würde, auch von 
auswärtigen Zeugen zu unterfertigen und zu bestätigen. 

Die bei Ausstellung von Schuldscheinen, bei deren Eintragung 
in das öffentliche Grundbuch u. s. w. etwa vorfallenden Unkosten 
hat jederzeit der Darlehens-Empfanger aus eignen Mitteln zu be- 
streiten. 

§. 25. Das Haupt-Einlagen-Buch, so wie das Cassen-Buch 
wird doppelt geführt, so zwar, dass eines der Cassier, das andere 
der Controllor zu besorgen hat. Von diesen Büchern kann der 
Löbliche Magistrat zu jeder Zeit ausser den Amtirungsstunden 
Einsicht nehmen. 

Zur möglichsten Verwahrung vor Rechnungsverstössen muss 
ein jeder der beiden Casse-Beamten alle was immer für Namen 
habenden vorkommenden, wenn auch noch so geringfügigen Rech- 
nungen, für sich extra vornehmen, und wenn die Rechnungs- 
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Resultate beide vollkommen ubereinstimmen, kann eine F.in- oder 
Auszahlung vorgenommen oder eine Eintragung in die lnstituts- 
Biicher bewerkstelligt werden. 

§. 26. Die liaarschaft, Faustpfänder, Privat-Schuldverschrei- 
bungen und andere wichtige Documentc des Instituts, werden 
unter dreifacher Sperre, nämlich des Instituts-Vorstehers, des Cassirs 
und des Controllers, in der Haupt-Casse der Anstalt verwahrt. 

tj. 27. In einer zweiten oder Handcasse, wozu einen Schlüssel 
der Cassir, den andern der Controlior hat, wird nur so viel Baar- 
schaft belassen, als nach Maasgabe des Geschäftsganges zu den 
Ausgaben eines Tages erforderlich scheint. 

§. 28. Daher haben die Casse - Beamten am Abend eines 
jeden Amtirungs-Tages abzuschliessen und soviel, als der dabei 
gegenwärtige Vereins -Vorsteher oder dessen bestelltes Vereins- 
Mitglied für nöthig erachtet, von der eingekommenen Baarschaft 
in die Haupt-Casse abzuliefern. 

§. 29. Von dem Ueberschuss, der sich bei der Schlussrech- 
nung jeden Semesters nach Abzug des im zunächst verflossenen 
Halbjahr ausgewiesenen Reservfondes, und nach Deckung sammt- 
licher Passiven des Instituts, als reiner Gewinn desselben ergibt, 
werden allemal 50 Procent dem Reservfond einverleibt, welcher 
dazu dient, die Instituts-Capitalien, oder die Einlagen der Interes- 
senten auch für unvorherzusehende Unglücksfalle möglichst sicher 
zu stellen ; die andern 50 Procent sind dazu bestimmt, um davon 
die zu bew'illigenden Remunerationen für die dienstthuenden In- 
stituts-Beamten bestreiten zu können; was jedoch bei vergrössertem 
Verkehr und Umfang des Geschäftes und hiedurch entstehendem 
grossem Gewinn und Ueberschuss, nach Bewilligung der verhält- 
nissmässigen Remuneration, etwa noch erübrigen sollte, wird nach 
Stimmen - Mehrheit des Vereins zu irgend einem wohlthätigen 
Zwecke verwendet. 

§. 30. Von Menschenfreunden dem Institute zu seinem schnel- 
leren Emporblühen geschenkte oder testirte Summen werden ganz 
dem Reservfond einverleibt (in wie weit nämlich der Geber nicht 
darüber eigens seinen Willen bestimmt ausspricht, in welchem 
Falle jedoch derselbe pünktlich zu vollziehen ist) und bei ihrer 
Aufnahme in diesen Fond in dem in §. 31. erwähnten Rcservfonds- 
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Prospect, sammt dem Namen des edlen Gebers oder Testators 
aufgefuhrt. 

§. 31. Für den Reservefond wird ein eigener Prospekt des 
Sparcassa-Reservfondes geführt, welcher aus einem Buche in Folio 
von etwa 12 Bogen bestehen kann, und welcher das periodische 
Wachsthum, wie die Starke dieses Fondes, zeigt, indem darin, mit 
Angabe der Zeit, nicht nur alle seine Empfange, sondern auch 
die ihn etwa treffenden Ausgaben ersichtlich gemacht, und von 
Halbjahr zu Halbjahr mit einander verglichen «erden. 

§. 32. Die Regie-Kosten, die Schreib-Requisiten und sonstigen 
unumgänglichen Bedürfnisse des Instituts werden aus der Insti- 
tuts-Casse mit möglichster Sparsamkeit bestritten, und unter den 
betreffenden Ausgaben -Titel und Datum im Cassebuch einge- 
tragen. Jede dergleichen auch noch so geringfügige Ausgabspost 
muss aber vorläufig die Passirung des Vereins-Vorstehers, oder 
dessen Stellvertreters, erhalten. Zu dem Ende haben die Casse- 
Beamten von Fall zu Fall einen schriftlichen Vorschlag zu ver- 
fassen, beide zu unterzeichnen und dem Vorsteher einzureichen, 
bei welchem es sodann steht, die in Antrag gebrachte Ausgabe 
zu passiren, oder zu beschränken oder ganz zu versagen. Eines 
wie das andere ist auf dem den Casse-Beamten zurückzugebenden 
Vorschlag zu bemerken, und mit der Namensfertigung zu bestä- 
tigen, Für die richtig erfolgte Ausbezahlung einer jeden Ausgabs- 
post haben sich die Casse-Beamten vom Empfänger quittiren zu 
lassen, die Quittung aber höchstens binnen 24 Stunden dem Vor- 
steher oder dessen Bestellten zur Beifügung des Vidi und des 
Namens vorzulegen. — Ohne eine solche Vidiinirung ist jede 
Quittung, welche die Casse-Beamten bei der Rechnung produciren, 
ungültig. 

§. 33. Bei etwaiger Auflösung des Instituts wird die Rechnung 
vorerst allseitig ausgeglichen, alle gerechten Forderungen, in Ge- 
mässheit der Statuten, den Besitzern der Einlagsbüchlein, gegen 
deren Zurückstellung, bezahlt, der vorhandene Reservefond, und 
der sonst noch sich zeigende Ueberschuss endlich wird nach §. 29. 
zu wohlthätigen Zwecken verwendet 

§. 34. Jeder hochherzige Menschenfreund, welcher nach Inhalt 
der Einleitung an der Beförderung des allgemeinen Besten durch 
die Sparcasse, mittels thätiger Mitwirkung an der Verwaltung und 
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Besorgung derselben, Antheil nehmen will, legt darüber einen 
schriftlichen Revers ein, dass er durch Fleiss und Genauigkeit das 
Wohl des Institutes möglichst fördern und die Vorschriften der 
Statuten pünktlich und gewissenhaft beobachten wolle, und dass 
er sich verpflichte, jeden Schaden zu ersetzen, der nach Erkenntniss 
des Vereins blos durch sein Verschulden dem Institut erwachsen 
sollte, und widmet zugleich der Sparcasse einen beliebigen Geld- 
betrag als Einlage, welcher innerhalb fünf Jahren nicht zurück- 
zahlbar ist, nach §. 2. und 7. 

Auf diese Weise bildet und erhalt sich der Verein, welchem 
es ausschliessend zusteht, die Hermannstadter Sparcasse zu ver- 
walten. 

§. 35. Da die Glieder dieses Vereins fremde Gelder ver- 
walten, so können dieselben von der Verbindlichkeit, den Eigen- 
thümern der Gelder Rechnung zu legen, nicht enthoben werden. 
Dabei kann ihnen zwar keine andere amtliche Obliegenheit, als 
jene, welche durch gegenseitigen Vertrag vestgesetzt worden, auf- 
erlegt werden, jedoch liegt ihnen, gleichwie jedem Privaten, eben- 
falls ob, w'as das Eigenthumsrecht mit sich bringt, nämlich die 
Verpflichtung eines jeden, dem Eigenthümer über sein Geld Rech- 
nung zu legen. Uebrigens halten sie sich das Recht vor, Niemanden 
zum künftigen Vereinsgliede aufzunehmen, der bei diesfalls zu ver- 
anstaltender Wahl durch Ballotage die Stimmenmehrheit zu seiner 
Aufnahme nicht erhalt. 

§. 36. Folgenden Vereinsgliedem kommen besondere Voll- 
machten und Obliegenheiten zu: 1-tens, dem Instituts-Vorsteher 
oder seinem Stellvertreter; 2-tens, dem Cassir; 3-tens, dem Casse- 
Controllor, und 4-tens, dem Actuar, welcher bei den Sitzungen 
des Vereins über die Berathschlagungen und Abschlüsse desselben 
das Protokoll zu fuhren hat. Sollte dann in der Folge das In- 
stitut einen grossen Umfang in seinen Geschäften erreichen; so 
wird der Verein auch einem aufzustellenden Curator, so wie einem 
Instituts-Commissare den betreffenden Geschäftskreis anweisen. 

i?. 37. Die Vereins-Mitglieder wählen den Instituts -Vorsteher 
aus ihrer Mitte jährlich neu. Bei dieser Wahl, so wie bei Abfas- 
sung eines Beschlusses müssen wenigstens zwölf Vereinsmitglieder 
mitgestimmt haben, sonst ist die Wahl ungültig. Der Tag und 
Ort der Versammlung aber muss jedesmal früher kund gemacht 
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werden, damit jedes Mitglied davon zur Kenntniss gelange, und 
sein Ausbleiben sich daher nur selbst zuzuschreiben habe. 

§. 38. Der Instituts -Vorsteher bestimmt die Tage, an welchen 
der Verein zusammen zu treten hat, um über Angelegenheiten 
der Sparcasse zu berathschlagen, so oft es ihm nöthig scheint. 

Bei gleichgetheilten Stimmen gibt der Vorsteher, der auch 
bei Berathschlagungen den Vorsitz führt, den Ausschlag. 

Er leitet im Namen des Vereins alle Geschäfte, im Verhin- 
derungsfälle sein Stellvertreter. 

Er verwahrt das Instituts-Siegel und einen Hauptcasse-Schlüssel 
und hat nach Vorschrift der Statuten den wichtigsten Einfluss auf 
die Gebahrung und sichere Anlegung der Institutsgelder. 

Er schlägt zu den Stellen des Cassirs und des Casse-Con- 
trollors geeignete Männer vor. Da er den Vorsitz im Vereine führt, 
so hat er die Berathungen desselben zu leiten, und nach Stimmen- 
mehrheit die Beschlüsse zu fassen. Im Verhinderungsfälle präsidirt 
der durch Stimmenmehrheit erwählte Stellvertreter. 

Dem Instituts -Vorsteher steht es frei sein Amt vor Vcrfluss 
des Jahres niederzulcgen. In diesem Falle hat er alsdann die Ver- 
einsglieder unverzüglich zur neuen Wahl zusammen zu rufen. Bis 
zur förmlichen Uebergabe des betreffenden Casse-Schlüssels und 
des Siegels durch den Verein an den neuen Vorsteher bleibt er 
dem Institut für alle Nachtheile der Casse, in wie weit die Schuld 
ihm davon beizumessen wäre, verantwortlich. 

Die Pflicht des Instituts-Vorstehers ist es ferner, so lange 
nicht laut §. 3G. ein eigener Curator aufgestellt sein wird, wenigstens 
einmal alle Monate eine Rechnungs- und Casse-Revision vorzu- 
nehmen, und überhaupt das Amt eines Curators zu versehen; 
im Falle entdeckter Unordnungen denselben zu begegnen und ab- 
zuhelfen, nöthigenfalis solche auch dem zusammen zu berufenden 
Vereine zur schleunigsten Abhülfe anzuzeigen. Uebrigens haftet 
er als Curator dem Vereine für die Beobachtung der Statuten. 
Bei stabilirter Aufstellung eines eigenen Curators hat dieser seine 
Anzeigen dem Vorsteher zu machen, auch steht ihm das Recht 
zu, in dringenden Fällen den Verein selbst zusammen zu berufen. 

§. 39. An den wöchentlichen Amtirungstagen, d. i. an jenen 
Tagen, welche vom Vereine dazu bestimmt werden, Einlagen in 
der Sparcasse zu empfangen, oder deren Zurückzahlungen zu leisten, 
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Gelder fruchtbringend anzulegen und dgl. hat der Cassir und der 
Controllor, je bei grösserem Umfange des Geschäftes auch ein 
Vereins-Mitglied als Commissar stets im Amtslocale gegenwärtig 
zu sein. Erstere zwei haben die laut §. 3. gemachten Einlagen 
und Zurückzahlungen in den Einlagsbüchlein der Parteien durch 
Namens-Fertigung zu bestätigen, Letzterer hat fiir Ordnung bei 
der Casse-Manipulation und bei der Buchführung zu sorgen, und 
an der vom Vereine für einen Commissar zu entwerfenden In- 
struction genau zu halten, am Abend aber, nach dem Casseschluss, 
haben alle drei die in das Cassebuch aufgenommenen Einnahms- 
und Ausgabsposten zu unterzeichnen. 

Das Geschäft des Commissärs trifft, sobald dessen Anstellung 
vom Verein fiir nöthig erachtet wird, die Vereinsglieder, mit Aus- 
nahme des Vorstehers und des Curators, der Reihe nach. Im 
Verhinderungsfall ist Jedermann, den die Reihe trifft, verpflichtet, 
bei Zeiten fiir einen Stellvertreter zu sorgen. 

Ob der künftige Commissar seine Obliegenheiten unentgeltlich 
übernehmen soll, oder ob der reine Cassegewinn es ohne zu fühl- 
bare Hintansetzung der Wohlthatigkeits-Absicht erlaubt, für den 
jeweiligen Commissar ein angemessenes Taggeld zu bewilligen, 
darüber entscheidet der Verein. 

§. 40. Zur Besetzung der Cassirs- und Controllors - Stelle 
werden sich für den Anfang, so lange die Geschäfte unbedeutend 
sind, Vereins-Mitglieder ohne Remuneration finden. Gewinnt diese 
Anstalt an Ausdehnung, so wählt der Verein, welchen der Vor- 
steher auf die Geeignetesten aufmerksam zu machen hat, aus den 
Concurrenten durch die Stimmenmehrheit diejenigen, die er in 
jeder Beziehung für die Verlässigsten halt. Beide Stellen können 
nur durch Vereins-Glieder besetzt werden. Jeder derselben legt eine 
vom Vereine vestzusetzende Dienstes-Caution sammt Revers ein. 

Für ihre Bemühungen, Zeit-Aufwand und Verantwortlichkeit 
bewilligt der Verein, nach Ablauf eines jeden Semesters, wenn 
zuvor die Rechnungen, Bücher etc. revidirt und richtig befunden 
worden sind, einem jeden eine angemessene Remuneration nach 
Verhältnis des ausgedehntem oder eingeschränktem Geschäfts- 
standes. Welche Remuneration sich bei einstiger Consolidirung 
des Instituts in eine fixe Besoldung zu verwandeln hat. Dafür sind 
sie der Casse für jeden durch ihr Versehen oder instructions- 
widriges Handeln erfolgenden Nachtheil Ersatz schuldig. 
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§.41. In den Einlags-Büchlein der Casse-Beamten, wofeme 
einer oder der andere derselben, oder ihre 1 lausgenossen und Fa- 
milienglieder, Einlagen in die Sparcasse machen, muss die Be- 
stätigung der Einlagen und andere Vormerkungen durch den bei 
dem betreffendem Büchlein nicht interessirten Casse-Beamten, und 
ausserdem noch durch den Instituts -Vorsteher, oder bei Aufstellung 
eines Vereins-Commissars, durch diesen geschehen. 

§. 42. Das Geschäft des Cassirs und des Controllors besteht 
im Allgemeinen in der ordentlichen Manipulation der Gelder, in 
der Buch- und Rechnungfiihrung und überhaupt in der Verfertigung 
aller schriftlichen Instrumente, welche mit dem Cassewesen in Be- 
rührung stehen. Insbesondere müssen sie mit Anfang Januars ihre 
Rechnungs-Ausweise über das verflossene Jahr, nach Vorschrift 
der Statuten, und der künftigen Anordnungen des Vereins, mit 
allem Fleisse und gebührenden Aufmerksamkeit zu Stande bringen, 
und dieselbe höchstens bis 15. Januar jeden Jahres dem Instituts- 
Vorsteher überreichen, der solche sodann dem Verein zur Prüfung 
und weitern Veranlassung vorlegt. Dasselbe gilt auch von der 
Halbjahr-Rechnung zu Anfang Julis. Ferner müssen mit Schluss 
jeden Semesters, nämlich gleich nach dem letzten December und 
letzten Juni, die sämmtlichen, noch als nicht zurückgezahlt im Haupt- 
buche stehenden Einlagsposten, mit Hinzuschlagung der statuten- 
mässigen darauf entfallenden Zinsen, als vergrössertes Capital in 
die Rubrik des neu angetretenen Semesters überschrieben werden. 

Die vorkommenden Geschäfte bei der Casse-Manipulation hat 
übrigens der Vereins-Vorsteher, nach Billigkeit und Berücksichti- 
gung des Vortheils der Anstalt, unter die beiden Casse-Beamten 
zu repartiren, und jedem seinen Geschäftskreis zu bestimmen. 

§. 43. Dieser Anordnung haben sich die Casse-Beamten 
willig und gewissenhaft zu fügen, und können höchstens, im Falle 
sich einer vor dem andern zu sehr bebürdet fühlte, deshalb eine 
bescheidene Vorstellung schriftlich an den Verein richten, und um 
Abhilfe bitten, welcher die obwaltenden Umstände erwägen, und 
das zweckmässigste beschliessen wird. 

§. 44. Werden die Casse-Beamten an der Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten verhindert, so müssen sie solches bei Zeiten dem 
Vorsteher anzeigen, welcher dann die nöthigen Vorkehrungen treffen 
wird, damit der Gang des Geschäfts kein Hinderniss erleide. 
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§. 45. Ihre etwaige Resignation können die Casse-Beamten 
auch vor Verfluss des Jahres dem Vorsteher einreichen, sind aber 
verpflichtet, vor ihrem Austritte demselben gehörige Rechnung ab- 
zulegcn und alles ihren Nachfolgern in der grössten Ordnung zu 
übergeben. Die ins Verdienen gebrachte theil weise Remuneration, 
resp. Besoldung, erhalten sie aber nur nach dem Semestral-Rechnungs- 
Abschluss; ebenso ihr eingelegtes Cautions-Instrument. 

§. 46. Sollte sich ein Casse-Beamter ein ahndungswürdiges 
Vergehen zu schulden kommen lassen, oder überhaupt in der Folge 
zu dem ihm an vertrauten Dienst für untauglich befunden werden; 
so steht es dem Verein zu, einen solchen Casse - Manipulanten 
augenblicklich zu beseitigen, nach Umstanden vor der betreffenden 
Gerichtsbehörde zu belangen, beim Scmestral-Abschlusse aber dar- 
über zu entscheiden, ob ihm für die im Dienste zugebrachte Zeit 
des abgewichenen Halbjahres eine Remuneration oder Besoldung 
gebühre oder nicht. 

§. 47. Bei Berathschlagungen hat jedes Vereins-Mitglied nur 
eine Stimme, die es nur persönlich abgeben darf. Jedes Vereins- 
glied kann nach Belieben austreten, und somit seinen Revers zu- 
rückfordern, doch darf die auf bestimmte Zeit («j. 34.) gemachte 
Einlage vor Ablauf der bestimmten Zeitfrist nicht zurückgefordert 
werden. 

§. 48. Der Verein in concreto hat im Allgemeinen die Voll- 
macht, nach seinem Gutbefinden die Bestimmungen der Statuten 
zum Besten der Anstalt nach vorläufig erhaltener höherer Geneh- 
migung zu verändern, oder Zusätze und Erläuterungen zu machen, 
welchen Beschlüssen aber wenigstens die Hälfte sammtlicher Ver- 
einsglieder beigestimmt haben muss. 

Insbesondere aber versammelt sich der Verein unausbleiblich 
zu Anfang jeden neuen Semesters. Bei diesen Versammlungen 
prüft derselbe 

1. Die halbjährigen Rechnungs- Abschlüsse. 

2. Berathschlagt er über die besste Gebahrungsweise der 
Sparcassegelder und setzt Bestimmungen vest über die verschiedenen 
Arten der Gelder -Verwendung und des Verkehrs, welche der Vor- 
steher und der Curator genau zu befolgen haben, und wobei vor 
Allem die Sicherheit der Capitale, sonach aber auch die für einen 
Theil der Summe nothwendige Beweglichkeit zu berücksichtigen ist 
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3. Bestimmt derselbe die Remuneration für die Cassc-Beamtcn. 

4. Trifft derselbe die nöthigen Massregeln, womit der reine 
Gewinn des Instituts seiner statutenmassigen Bestimmung zuge- 
führt werde, und schreitet endlich 

5. Jährlich einmal zur Wahl des neuen Vorstehers, in der 
Folge auch zu der eines neuen Curators, und übergibt Ersterem, 
wenn die Wahl ein anderes Individuum betrifft, den einen Ilaupt- 
casse-Schlüssel und das Institutssiegel. Den jährlich zu Anfänge 
Januar abzuhaltenden Vereins-Versammlungen wird der Herr Bür- 
germeister oder ein durch ihn zu bestimmendes Mitglied des Löb- 
lichen Magistrats als Magistratual-Commissär beiw’ohnen, und über 
das Resultat der Anstalt und der gehaltenen Versammlungen dem 
Hochlöblichen kön. Gubernium berichten ; gleichwie auch der Verein 
alljährlich über das Resultat dieser Anstalt und seiner halbjährigen 
Versammlungen dem Hochlöblichen kön. Gubernium im Wege des 
Löbl. Magistrats Bericht zu erstatten verbunden ist. 

§. 49. Der neuerwählte Instituts-Vorsteher veranlasst mit 
Schluss eines jeden Sonnenjahres ungesäumt die Publikation der 
Cassa-Gebahrung vom verflossenen ganzen Jahr durch gedruckte 
Circutarien im Wege des Löbl, Magistrats, welcher darauf sorgen 
wird, dass der vestgesetzte Rechnungs-Abschluss jährlich zur all- 
gemeinen Kenntniss gelangen möge. In dieser öffentlichen Nach- 
weisung wird bekannt gemacht: 

1. Wieviel der Activstand der Sparcasse sowohl mit letzten 
Juni, als auch mit letztem December betragen hat: 

a) an bei Privaten angelegten Capitalien; 

b) an sonstigen angelegten Capitalien; 

c) an vorräthigen Utensilien, Schreibmaterialien, nicht ausgege- 
benen Einlagsbüchlein u. s. w. ; 

d) an Reservefond; 

e) an etwa rückständigen Zinsen von Activ-Capitalien ; 

f) an baarem Casse-Rest. 

2. Wieviel der Passivstand der Sparcasse mit letztem Juni 
und wieviel derselbe mit letztem December betragen hat: 

a) an Einlagen, sammt deren Zinsen • Anwachs in Summa von 
Jahr zu Jahr; 

b) an sonstigen zeitweiligen Aushülfs- Anleihen ; 

c) an bis zum letzten December für die aufgenommenen Passiv- 
Capitalien fälligen noch unbezahlten Zinsen; 
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d) an vorhinein erhobenen, erst nach dem letzten December fällig 
werdenden Zinsen von den Activ-Capitalien des Instituts. 

3. Wieviel demnach, nach Vergleichung der Summe der Pas- 
siven mit jener der Activen, sich in beiden Halbjahren einzeln 
als reiner Gewinn ergibt ; und wieviel davon jedesmal dem Reserve- 
fond zugewachsen ist. 

4. Wieviel im ersten Semester, wieviel im zweiten Semester 
die Regie-Kosten betragen haben; endlich 

5. Wieviel insonderheit in beiden Semestern einzeln den Casse- 
Beamten an Remunerationen, oder an Gehalt etc. bewilligt wurde. 

§. 50. Alle schriftlichen Erlasse und Urkunden, welche im 
Namen des Institutes verfasst werden, erhalten nebst den nöthigen 
Unterschriften die Firma: .Hermannstädter allgemeine Sparcasse. ' 
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Statuten aus dem Jahre 1864. 

(Gütig von 1864 bis 1876). 


Z. 27112/1864. 

Im Namen Sr. k. k. Apost. Majestät etc. etc. 

Dem Lübl. Stadt- and Stnhlsmagistrat, hier. 

Die mit Bericht vom 24. Mär* 1. J., Z. 2529/1864, anher vorgelegten und 
ergänzten Statuten der hierortigen Sparkasse haben nach gepflogener Einvernahme 
mit den hohen Centralstellen zu Folge hohen Hofdekrets vom 14. September 1861, 
Z. $871, die Allerhöchste Genehmigung erhalten, und werden dem Magistrate unter 
Beilagen-Rückschluss zur weiters entsprechenden Verständigung der Sparkasse mit 
dem BeifUgen zugestellt, dass von diesen baldigst in Druck zu legenden Statuten zehn 
(10) Exemplare behufs Betheilung der h. Centralstellen und ein (1) Exemplar für 
das k. k. Landes-Gubernium seiner Zeit anher vorzulegen sind. 

Hermannstadt, am 28. September 1864. 

Aus dem Rathe des k. Guberniums. 

Popp m. p. Hajos m. p. 

I. Grundlage der Sparkasse. 

§. 1. Die Bestimmung der Sparkasse besteht darin, Jedermann 
Gelegenheit zur schnellen und sichern Anlegung und Verzinsung 
von Ersparnissen darzubieten, dadurch den Geist der Arbeitsamkeit 
und Sparsamkeit zu beleben, die ihrer Geringfügigkeit wegen einzeln 
für den öffentlichen Verkehr unfruchtbaren kleinen Geldsummen 
durch ihren Zusammenfluss in nutzbringenden Umlauf zu setzen, 
und nach Thunlichkeit dem Realcredit zu dienen. 

§. 2. Die Hermannstädter Sparkasse ist Eigenthum des zu ihrer 
Gründung, Erhaltung und Verwaltung in Hermannstadt bestehenden 
Vereines. 

II. Organisation des Vereines. 

§. 3. Mitglied des Vereines wird, wer 
1. nach vorausgegangener Bewerbung um die Aufnahme in den 
Verein bei dessen Vorsteher, von der Generalversammlung des 
Vereines als Mitglied in denselben aufgenommen wird, und 
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2. nach erfolgter Aufnahme eine Einlage von wenigstens fünfzig 
Gulden österr. Währ, in die Vereins - Sparkasse mit der Ver- 
pflichtung macht, dieselbe unbeschadet seines Anspruches auf 
statutenmässige Verzinsung, vor Ablauf von fünf Jahren nicht 
zurückzufordem. 

Durch diese Bestimmung werden die Rechte und Pflichten 
der bereits in den Verein aufgenommenen Mitglieder nicht berührt, 
g. 4. Jedes Vereinsmitglied hat das Recht 

1. für seine Person an den Generalversammlungen des Vereines 
und an der Ausübung der, der Generalversammlung vorbehal- 
tenen Rechte mit Stimmrecht Theil zu nehmen; 

2. in den Ausschuss gewählt zu werden; 

3. jederzeit in sämmtliche den Verein und die Sparkasse betreffende 
Bücher und sonstige Acten Einsicht zu nehmen. 

§. 5. Dagegen hat jedes Mitglied die Verpflichtung den Vereins- 
statuten genau nachzukommen, nach Kräften das Wohl des Vereins 
zu fordern und Nachtheil von ihm abzuwenden. 

§. 6. Die Mitgliedschaft erlischt: 

1. durch die Auflösung des Vereines; 

2. durch die bei dem Vereinsvorsteher abgegebene Erklärung aus 
dem Vereine auszutreten; 

3. durch die gänzliche oder theilweise Erhebung der zur Erlangung 
der Mitgliedschaft gemachten Sparkasse-Einlage nach Ablauf 
von fünf Jahren; 

4. durch rechtskräftige, gerichtliche Aburtheilung wegen eines 
Verbrechens oder einer andern, aus Gewinnsucht begangenen 
strafbaren Handlung; 

5. durch den Tod. 

§. 7. Zur Beschlussfassung über die Angelegenheiten des Spar- 
kassevereines und der Sparkasse selbst und Verwaltung der Letzteren 
sind berufen: 

1. die Generalversammlung sämmtlicher Vereinsmitglieder; 

2. der Vereinsausschuss; 

3. die Sparkasse-Direction. 

1. Generalversammlung. 

§. 8. Die Generalversammlung besteht aus den zu ihrer Ab- 
haltung erschienenen Vereinsmitgliedem und ist nur bei Anwesenheit 
von mindestens einem Dritttheil derselben beschlussfähig. 
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§. 9. Die Generalversammlung ist jährlich wenigstens einmal auf 
einen drei oder mehrere Tage früher durch die Vereinsdiener jedem 
Mitgliede bekannt zu gebenden Tag im Laufe des Monates Januar 
oder Februar durch den Vercinsvorsteher einzuberufen; es steht 
jedoch dem letzteren sowohl, als auch dem Ausschüsse frei, bei 
besonderen Anlässen auch ausserordentliche Generalversammlungen 
in derselben Weise einzuberufen 

§. 1 0. Der Generalversammlung steht es zu, den V ereinsausschuss 
zu wählen, die Institutsbeamten zu ernennen und deren Bezüge zu 
bestimmen, über die gegen die Institutsbeamten eingeleitete Dis- 
ciplinar-Untersuchung endgültig zu entscheiden, die Höhe der dem 
Reservefonde zuzuwendenden Zuflüsse aus dem Vereins vermögen 
zu bestimmen, über das Reineinkommen zu verfügen, die Statuten 
abzuändem, und überhaupt Alles vorzukehren, was ihr in diesen 
Statuten ausdrücklich Vorbehalten ist. 

Die Wahlen und Ernennungen erfolgen mittelst geheimer 
Abstimmung. 

Zur Giltigkeit eines Beschlusses oder einer Wahl ist die 
absolute Stimmenmehrheit erforderlich. Bei gleicher Anzahl der 
Stimmen entscheidet die Stimme des Vorsitzers. 

2. Ausschuss. 

§.11. Den Ausschuss bilden: 

1. der Vereins Vorsteher, 

2. der Instituts-Director, 

3. zehn andere, als Mitglieder dem Vereine angehörige Männer. 

§. 12. Der Vereinsvorsteher sowohl als auch die übrigen Aus- 
schussmitglieder, mit Ausnahme des Instituts-Directors, werden von 
der Generalversammlung des Vereines auf die Dauer von drei Jahren 
gewählt, nach deren Ablauf der Vereinsvorsteher und die durch das 
Loos zu bestimmende Hälfte der zehn andern zeitlich gewählten 
Mitglieder ausscheiden, jedoch wieder wählbar sind. 

Die durch das Loos nicht getroffenen fünf zeitlich gewählten 
Mitglieder haben sodann nach Ablauf der nächstfolgenden drei 
Jahre auszutreten und können gleichfalls wieder gewählt werden. 

Als Ersatzmänner der Ausschussmitglieder sind jene fünf 
Personen anzusehen und zu behandeln, auf welche bei der Wahl 
der Ausschussmitglieder die nächst meisten Stimmen nach den 
wirklich gewähten Ausschussmitgliedern gefallen sind. 

S 
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§. 13 Dem Ausschüsse kommt die Leitung der Vereinsge- 
schäfte, die Ueberwachung der Sparkasscverwaltung und die Ob- 
sorge für die Fortdauer und den Credit der Anstalt zu. Namentlich 
hat derselbe 

a) über die bei der Instituts-Direction zu stellenden und von der- 
selben zu begutachtenden Bewerbungen um Darlehen von 
mehr als 500 fl. österr. Währ., dann über Beschwerden von 
Darlehenswerbern gegen die Instituts-Direction wegen Ver- 
weigerung von Darlehen geringeren Betrages, wegen statuten- 
widriger Gebahrung bezüglich der Einlagen, wegen unge- 
ziemenden persönlichen Benehmens der Institutsbeamten u. dgl. 
endgültig zu entscheiden, insoweit nicht das gerichtliche Ver- 
fahren Platz zu greifen hat; 

b) die Prüfung der wöchentlichen und monatlichen Rechnungs- 
abschlüsse der Direction, so wie die Scontrirung der zum In- 
stitut gehörigen Kassen vorzunehmen; 

c) gegen die vom Vereine angestellten Beamten bei vorkommen- 
den Verletzungen ihrer Dienstespflichten gegen den Verein, 
deren sofortige Suspendirung von Amt und Gehalt bis zur 
Entscheidung der Generalversammlung zu verfugen und, in- 
sofeme nicht die Einflussnahme der öffentlichen Behörden 
Platz zu greifen hat, die Disciplinar-Untersuchung gegen die 
Beschuldigten mit aller Beschleunigung einzuleiten, durchzu- 
fiihren, und sodann der Generalversammlung zur endgültigen 
Entscheidung vorzulegen. 

§. 14. Der Ausschuss hat sich jeden Monat wenigstens einmal 
zu versammeln, kann aber vom Vereinsvorsteher entweder aus 
eigenem Antriebe, oder auf Verlangen von wenigstens drei andern 
Ausschussmitgliedern auch ausserordentlicher Weise zusammen- 
berufen werden. Zu seiner Beschlussfähigkeit ist erforderlich, dass 
ausser dem Vereinsvorstande oder dessen Stellvertreter wenigstens 
die Hälfte der übrigen Mitglieder anwesend sein. 

Die Beschlüsse desselben werden mit absoluter Stimmenmehr- 
heit gefasst. Hiebei wird die Stimme des Vorsitzenden mitgezahlt. 

Bei gleich getheilten Stimmen entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden. 

§. 15. Dem Vereinsvorsteher lieg ob, den Sparkasseverein in 
allen Angelegenheiten mit Ausnahme der bürgerlichen Rechtsge- 
schäfte nach aussen zu vertreten, die Oberleitung der Vereinsge- 
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schäfte zu führen und zu diesem Zwecke den Ausschussmitgliedern 
nach Umstanden Geschaftsstucke zur Bearbeitung zuzutheilen und 
sie zu Kommissaren bei Rechnungs-Revisionen und Kasse-Scon- 
trirungen zu bestellen, den Vorsitz in den Versammlungen des 
ganzen Vereines und des Ausschusses zu führen. 

§. 16. ln Abwesenheit des Vereinsvorstehers oder bei sonstiger 
unausweichlicher Abhaltung desselben von der Verwaltung seines 
Amtes, vertritt das älteste Ausschussmitglied dessen Stelle. 

§. 17. Der Ausschuss bestellt durch Wahl aus seiner Mitte den 
Schriftführer und dessen Stellvertreter. Es ist Sache des Schrift- 
führers, die Sitzungs-Protocolle der Ausschuss- und Generalver- 
sammlungen zu führen, und jene schriftlichen Ausfertigungen zu 
verfassen, welche vom Vereinsvorsteher oder dessen Stellvertreter 
nicht ausdrücklich einem andern Ausschussmitgliede zugewiesen 
werden. Er bezieht für seine Mühewaltung ein von der General- 
versammlung zu bestimmendes Honorar. 

§. 18. Jedes Mitglied des Ausschusses haftet für den dem Vereine 
oder Sparkasse- Insitute aus seiner böswilligen oder fahrlässigen 
Handlungsweise in Verwaltung seines Amtes entstehenden Schaden. 

§. 19. Die Dienstleistungen des Vereinsvorstehers und der zehn 
zeitlich gewählten Ausschussmitglieder mit Ausnahme des Schrift- 
führers sind unentgeltlich. 

3. Direction. 

§. 20. Die Direction besteht aus dem 

1. Director, 

2. Kassier, 

3. Rechnungs-Revisor. 

Es bleibt der Generalversammlung Vorbehalten, spater bei 
erweitertem Geschaftsumfange die Zahl der Beamtenstcllen zu 
vermehren. 

§.21. Die Mitglieder der Direction werden von der Generalver- 
sammlung nach Anhörung des Ausschusses auf Lebensdauer 
ernannt. 

§. 22. Jedes Mitglied der Direction hat während der Dauer seiner 
wirklichen Dienstleistung Anspruch auf die für die ihm verliehene 
Stelle von dem Sparkasseverein systemisirten Bezüge. Dagegen 
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liegt ihm aber auch die Verpflichtung zur Leistung einer seinem 
Jahresgehalt gleichkommendcn Kaution gleich beim Antritt seines 
Amtes ob. 

§. 23. Die Mitglieder der Direction dürfen der Sparkasse gegen- 
über nicht in das Verhaltniss des Schuldners zum Gläubiger treten. 

§. 24. Der Director vertritt das Sparkasse-Institut nach Aussen 
in allen bürgerlichen Rechtsgeschäften, z. B. bei Abschluss von 
Darlehens- und Kaufverträgen u. dgl. 

§. 25. Die dienstlichen Obliegenheiten der einzelnen Directions- 
mitglieder und deren Geschäftsordnung werden durch eine besondere, 
vom Sparkasse -Vereinsausschusse verfasste Instruction geregelt und 
festgestellt. Diese Instruction ist bei sonstiger Disciplinarbehandlung 
genau zu beobachten. 

§. 26. Durch Alter oder Krankheit dienstunfähig gewordene Be- 
amte der Direction haben nach fünfjähriger Dienstzeit Anspruch 
auf einen Ruhegehalt aus dem Instituts -Vermögen. Die Pensionen 
sind so zu bemessen, dass ihnen nach dreissigjähriger Dienstzeit 
der volle Gehalt belassen wird; bei kürzerer Dienstdauer aber die 
Ziffer des ihnen zur Zeit ihrer Fensionirung zukommenden Ge- 
haltes durch die Zahl 30 getheilt, der hiernach sich ergebende 
Quotient mit der Anzahl der Dienstjahre multiplicirt und das 
Product (Facit) ihnen sodann als Pension verabreicht würde. 

§. 27. Ebenso steht den Witwen, und in Ermanglung solcher, 
den minderjährigen ehelichen Kindern solcher nach mindestens 
zehnjähriger Amtsdauer im Dienste der Sparkasse verstorbenen Be- 
amten der Anspruch auf eine Pension zu. — Der Betrag derselben 
ist von der zunächst auf den Todestag folgenden Generalversamm- 
lung des Vereines mit Rücksicht auf die Dienstzeit und die Ver- 
dienste des Verstorbenen und auf die Hulfsbedürftigkeit seiner 
Hinterbliebenen festzusetzen, und darf nicht unter dem Betrage 
von 200 und nicht über den Betrag von 400 fl. österr. Währ, aus- 
gemessen werden. 

III. Gebahrung der Sparkasse. 

k. Von den Einlagen in die Spartatee. 

§. 28. Es ist Jedermann gestattet, Einlagen in die Ilermann- 
stadter Sparkasse in beliebigem Betrage unter Angabe eines be- 
stimmten Namens, auf welchen das Einlagbuch zu lauten hat, zu 
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machen. Jedoch wird der Direction das Recht Vorbehalten, die 
Annahme einer Einlage ausnahmsweise zu verweigern. Ueber eine 
dagegen ergriffene Beschwerde entscheidet der Ausschuss endgültig. 

In ein und dasselbe Einlagebuch können auch mehrere Ein- 
lagen eingetragen und darin bestätigt werden. 

Die von der Sparkasse ausgestellten Einlagsbücher haben 
die fortlaufende Zahl des Hauptbuches, den vom Einleger ange- 
gebenen Namen, das Datum jeder einzelnen Einlage oder Rück- 
zahlung, die Nummer unter welcher jede einzelne Einlage bei der 
Sparkasse verbucht ist, und den Betrag jeder Einlage oder Rück- 
zahlung nebst der ihm beigefügten Unterschrift des Directors und 
Kassiers zu enthalten. 

Denselben ist ein Auszug aus diesen Statuten und eine Zinsen- 
tabelle beigeheftet. 

§. 29. Die Sparkasse berechnet alle bei ihr gemachten Einlagen 
und von ihr entrichteten Zahlungen nach österreichischer Wahrung. 

§. 30. Die Höhe des Zinsfusses für die Einlagen setzt die Ge- 
neralversammlung nach Erwägung der obwaltenden Gcldverhält- 
nisse w enigstens auf die Dauer eines Jahres fest, jedoch darf derselbe 
5% nicht übersteigen. Bei 4 0 /otiger Verzinsung werden Einlagen 
von wenigstens Einem Gulden österr. Währ, mit jährlichen 4 vom 
Hundert; bei 5' „tiger Verzinsung Einlagen von wenigstens Einem 
Gulden 20 kr. österr. Währ, mit 5 vom Hundert verzinset. 

§. 31. Alle bis zum 25. Tage eines Monates gemachten Ein- 
lagen werden nur vom ersten des nächstfolgenden, alle nach dem 
25. Tage eingelegten Betrage aber nur vom ersten Tage des zweit- 
folgenden Monates verzinset 

Die auf einen behobenen Einlagebetrag entfallenden Zinsen 
werden nur bis zum Ende des der Behebung unmittelbar vorher- 
gehenden Monates berechnet und bezahlt 

Mit Ende Juni und Ende Dezember jeden Jahres werden die 
fälligen und von den betreffenden Einlegern nicht behobenen 
Zinsen von der Sparkasse-Direction zum Kapitale geschlagen und 
fortan verzinset, ohne dass diessfalls eine neuerliche Eintragung 
in den Einlagsbücheln erforderlich ist. 

§. 32. Rückzahlungen von Einlagen erfolgen nur gegen Vor- 
weisung des über diese Einlagen von der Direction ausgestellten 
Buches. Der Vorzeiger eines solchen Buches ist zum Empfange der 
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Zahlungen durch dessen Besitz legitimirt, insofeme nicht eine etwa 
eingeleitete Amortisirung des betreffenden Sparkassebucheis, oder 
ein gerichtliches Verbot diese Zahlung hemmt, oder der in die 
Bücher als Eigenthümer der Einlage Eingetragene nicht darin unter 
Beifügung seiner Unterschrift den Vorbehalt ausgedriickt hat, dass 
die Einlage nur an ihn persönlich oder an seinen Cessionar oder 
schriftlich Bevollmächtigten geleistet werden soll. 

Dieser Vorbehalt ist in dem betreffenden Einlagebuch er- 
sichtlich zu machen. 

§. 33. Der Präsentant eines Einlagebüchels, welches den im 
vorigen §. erwähnten Vorbehalt enthält, hat sich über seine Persön- 
lichkeit auszuweisen. 

Die Cession der mit diesem Vorbehalt gemachten Einlagen, 
so wie auch die Vollmacht zur Erhebung derselben, hat in dem 
betreffenden Einlagsbuch selbst mittelst der eigenhändigen, von 
zwei mitunterfertigten Zeugen bcstättigten Unterschrift des ur- 
sprünglichen Einlegers und seines Rechtsnachfolgers oder Macht- 
habers zu geschehen. 

(5 34. Bezüglich der Amortisation eines in Verlust gerathenen 
Sparkassebüchels gelten die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen. 
Die Amortisationsfrist wird auf sechs Monate festgesetzt. 

Nach erfolgter Amortisirung ist der Einleger berechtigt, von 
der Direction die Ausstellung eines Dupplicates des Einlagsbuches 
zu verlangen. 

§. 35. Rückzahlungen von Einlagen können bis zum Betrage 
von zehn Gulden österr. Wahr, sogleich gefordert werden. F ür höhere 
Betrage ist jedoch, falls der Kassestand die sogleiche Bezahlung 
nach dem Ermessen der Direction nicht gestattet, eine vorausge- 
gangene Kündigung erforderlich, und zwar muss dieselbe bis zum 
Betrage von 50 fl. drei, bis zum Betrage von 100 fl. 14 Tage, bis 
zu 500 fl einen Monat, und bei noch höheren Beträgen drei Mo- 
nate früher erfolgt sein. 

Ein und derselbe Einleger kann aber in drei aufeinander fol- 
genden Monaten nicht mehr als zusammen 2000 fl. österr. Wahr, 
von der Sparkasse fordern, es steht ihm vielmehr nur das Recht 
zu, nach Empfang dieser Summe den etwaigen Rest seiner Ein- 
lagen ganz oder theilweise nach obigen Bestimmungen weiters zu 
kündigen ; gestattet es jedoch der Kasscstand, so werden auch grös- 
sere Einlagen mit einmonatlichem Zinsenabzug gleich berichtiget. 
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§. 3G. Das Recht zur Rückforderung der Sparkasse-Einlagen 
und zur Behebung der Zinsen erlischt durch Verjährung binnen 
40 Jahren. 

Die Verjährung wird durch jede neue Einlage oder Behebung 
desselben Einlegers unterbrochen. 

§. 37. Der Sparkasse-Direction steht das Recht zu, nach hiezu 
vom Ausschüsse eingeholter Ermächtigung, jede Einlage auch gegen 
den Willen des Einlegers nach vorläufiger dreimonatlicher Auf- 
kündigung an die Person des Einlegers, oder falls dessen Aufent- 
halt nicht bekannt wäre, durch dreimalige Einschaltung in dem für die 
Hermannstädter Behörden bestehenden Amtsblatte zurückzuzahlen, 
und im Kalle der Nichtbehebung deren Verzinsung einzustellen. 

G. Von der Verwendung der in die Sparkasse zuflieasenden Einkünfte. 

§. 38. Die Sparkasse verwendet alle bei ihr eingehenden und 
verfügbaren Gelder auf eine die möglichst grösste Sicherheit bietende 
Weise. Sie gewährt insbesondere verzinsliche Darlehen gegen pu- 
pillarmässige Pfandbestellung auf Häuser und andere liegende Rea- 
litäten bis zum Belaufe der Hälfte des durch gerichtliche Schätzung 
erhobenen und noch unbelasteten Werthes der Hypothek. 

Die der Sparkasse verpfändeten Gebäude müssen in einer 
österreichischen Feuerversicherungs-Anstalt versichert sein. 

Ebenso gewährt sie Darlehen an landwirtschaftliche auf den 
Grundsatz der Solidarhaftung aller seiner Mitglieder beruhende 
V orschuss -Vereine. 

In den der Sparkasse von den Darlehensnehmern auszustel- 
lenden und bezüglich der Unterschrift des Ausstellers und der zwei 
Zeugen gerichtlich oder notariell zu legalisirenden Schuldscheinen 
ist jedem Theile eine halbjährige Kapitalskündigung vorzubehalten, 
dann die Verzinsung im Vorhinein und das Recht der Sparkasse 
zu bedingen, das Kapital ohne weitere Aufkündigung einzufordern, 
w enn der Schuldner nicht längstens binnen (i Wochen nach Eintritt 
des Zinsenzahlungstermines die Interessen entrichtet. 

§. 39. Die von der Sparkasse gegebenen Darlehen sind, wenn 
der Zinsfuss der Einlagen auf 4° „ festgesetzt wird, mit 5*,, und 
wenn der Zinsfuss auf 5° „ erhöhet wird, mit 6° „ zu verzinsen. 

Bleibt der Schuldner mit der Zinsenzahlung über ein Jahr 
im Rückstände, so werden demselben 1% als Verzugszinsen an- 
gerechnet. 
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Bei ganz- oder theilweisen Kapitalsrückzahlungen findet kein 
Riickersatz der bereits eingezahlten Zinsen statt 

§. 40. Dem Ausschüsse steht das Recht zu, die Direction auch 
zum Ankäufe von verzinslichen, vom Staate, der Nationalbank, oder 
dem siebenb. Grundcntlastungsfonde zahlbaren Creditpapieren bis 
zu einer von ihm zu bestimmenden Betragshohe zu ermächtigen, 
um die Beweglichkeit des Sparkassefondcs zu fordern. 

Wenn weder auf diesem Wege noch durch Gewährung von 
Darlehen auf Realitäten der disponible Sparkassefond erschöpft 
werden sollte, so steht es der Direction frei, auch auf Gold, Silber 
und Pretiosen bis zu zwei Dritteln ihres durch das schriftliche 
Zeugniss zweier Sachverständigen sicher gestellten Werthes, dann auf 
Staats- und siebenb. Grundentlastungspapiere bis zu zwei Dritteln 
ihres am Tage des Imlages in Hermannstadt bekannten Wiener 
Börsencourses Darlehen, jedoch höchstens auf die Dauer eines 
halben Jahres zu gewähren. 

§.41. Von dem bei dem Rechnungsabschlüsse sich zeigenden 
Ueberschusse, welcher sich aus der nutzbringenden Verwendung der 
Einlagen und des Reservefondes nach Gutschreibung der den Ein- 
legern gebührenden Zinsen und Zinseszinsen, dann nach Abschlag 
der Verwaltungskosten und sonstigen Auslagen ergibt, werden 
60° „ dem Reservefonde zugeführt, die übrigen 50 •/« aber nach 
dem Beschlüsse der Generalversammlung zu wohlthätigen und ge- 
meinnützigen Zwecken verwendet. 

Etwa eingehende Geschenke werden ganz dem Reservefonde 
zugewiesen. 

Der Generalversammlung steht das Recht zu, künftighin mit 
Rücksicht auf die obwaltenden Verhältnisse die aus dem Reinein- 
kommen der Sparkasse dem Reservefonde zugewiesene Quote an- 
gemessen herabzusetzen. 

§. 42. Die zum Reservefonde gehörigen Kapitalien sind nach 
den in den §§. 38, 39, 40 und 41 enthaltenen Bestimmungen oder 
als Sparkasse-Einlagen nutzbringend zu machen. 

Der Generalversammlung steht jedoch das Recht zu, einen 
Theil desselben auch zum vortheilhaften Ankäufe von Realitäten 
zu verwenden. Das Reinerträgniss des Reservefondes wächst dem- 
selben zu, inwieweit die Generalversammlung nicht anderweitig 
darüber verfügt 
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C. Van der Form der SparkasteGetchäftjführung. 

§. 43. Die Sparkasse-Direction und die dazu gehörigen Beamten 
haben die Geschälte der Sparkasse nach Weisung dieser Statuten 
und der ihnen von dem Sparkassevereins-Ausschuss an die Hand 
gegebenen detaillirten Amtsinstruction zu verrichten. 

Dem Director steht die Leitung der Geschäftsführung zu. 

§. 44. Die Geschäfte der Sparkasse können nur in dem vom 
Sparkasse-Verein zur Unterbringung derselben bestimmten Locale 
und während der vom Vereinsausschuss festgesetzten Amtsstunden 
abgemacht werden. 

Die diessbezüglichen Verhandlungen werden mündlich ge- 
pflogen. 

Am ersten und letzten Tage des Monates findet wegen des 
Rechnungsabschlusses keine Rückzahlung statt. 

§. 45. Das Sparkasse-Verwaltungsjahr fallt mit dem Sonnen- 
jahr zusammen. 

Die Direction ist verpflichtet, am Schlüsse jeden Verwaltungs- 
jahres über die Gebahrung der Sparkasse in dessen Laufe dem 
Vereine Rechnung zu legen und bezüglich der Verwendung des 
Reinerträgnisses Anträge zu stellen. Diese Rechnung und die dazu 
gehörigen Anträge müssen bis längstens Ende Januar des nächst- 
folgenden Jahres dem Vereinsausschusse vorgelegt werden, welcher 
dieselben zu prüfen und der nächsten Generalversammlung sein 
Gutachten darüber abzugeben hat 

Ausserdem ist die Direction verpflichtet nicht nur die durch 
die Instruction vorgeschriebenen Rechnungsabschlüsse innerhalb des 
Jahres zu machen und dem Ausschüsse vorzulegen, sondern demselben 
auch auf sein jedesmaliges Verlangen die erforderlichen Aufschlüsse 
über den Stand der Sparkasse in erschöpfender Weise zu geben. 

§. 46. Urkunden, welche im Namen der Sparkasse ausgestellt 
werden und privatrechtlichen Inhaltes sind, sind vom Director und 
Kassier zu unterfertigen und mit dem Institutssiegel zu versehen. 

§. 47. Beschwerden gegen die Gebahrung der Sparkasse und das 
persönliche Benehmen der dabei angestellten Beamten sind, wofern 
sie nicht zur Kompetenz der Civil- oder Strafgerichte gehören, 
bei dem Vereins- Ausschüsse anzubringen, welcher darüber in allen, 
nicht der Entscheidung der Generalversammlung ausdrücklich vor- 
behaltenen Fällen, endgültig entscheidet. 
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IV. Aenderung der Statuten und Auflösung des 
Sparkassevereines. 

§. 48. Die Generalversammlung des Sparkassevereines ist be- 
rechtigt, diese Statuten mit Vorbehalt der gesetzlich erforderlichen 
höheren Genehmigung abzuändem. 

Die getroffenen Abänderungen sind nach erfolgter Genehmigung 
in der für gerichtliche Kundmachungen vorgeschriebenen Weise zu 
veröffentlichen. 

§. 49. Sollte sich der Sparkasseverein auflüsen, so verfugt die 
letzte Generalversammlung mit absoluter Stimmenmehrheit darüber, 
was nach erfolgter Befriedigung der Sparkassegläubiger mit dem 
noch erübrigenden Vereins- und Sparkassevermögen zu geschehen 
hat. — Dasselbe darf jedoch nur zu wohlthatigen oder gemein- 
nützigen Zwecken für Hermannstadt verwendet werden. 


Z 387 J ,'1864. 

Vorstehende Statuten werden vollinhaltlich genehmigt. — 

Wien, am 26. August 1864. 

Von der kgl. siebenbürgischen Hofltanslei. 

E. Freiherr von Friedenfela m. p. 


(L. S.) 
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Statuten aus dem Jahre 1876. 

(Gütig von 1876 bis 1883). 


I. Allgemeine Bestimmungen. 

S 1. Die Hermannstädter allgemeine Sparkassa hat den Zweck, 
der Capitalsansammlung zu dienen und überhaupt Jedermann Ge- 
legenheit zur schnellen und sichern Anlegung und Verzinsung von 
Ersparnissen darzubieten, dadurch den Geist der Arbeitsamkeit 
und Sparsamkeit zu beleben, noch so geringfügige, einzeln für den 
öffentlichen Verkehr unfruchtbare kleine Geldsummen durch ihren 
Zusammenfluss in nutzbringenden Umlauf zu setzen, und nach Thun- 
lichkeit dem Realcredit förderlich zu sein. 

§. 2. Der auf unbestimmte Zeit begründete Verein, dessen 
Eigenthum die Sparkassa ist, hat seinen Sitz in Hermannstadt und 
bedient sich in seinen Zeichnungen der Firma: , Hermannstädter 
allgemeine Sparkassa* und es treten bei der Benutzung der Firma 
stets die Unterschriften von zwei mit der Firmafuhrung betrauten 
Directionsrathsmitgliedern oder deren Prokuristen hinzu. 

§. 3. Alle zu Folge der bestehenden gesetzlichen Anordnungen 
dem Vereine obliegenden Verlautbarungen haben durch die beiden 

I. ocalblätter: .Siebenb -Deutsches Tageblatt* und ,Siebenb.-Bote* 
zu erfolgen, 

II. Von den Mitgliedern und Organen des Vereines. 

§. 4. Mitglieder des Vereines sind: 
a) alle nach den älteren Vereinsstatuten ordentlich aufgenom- 
menen Mitglieder, in so ferne sie den nachfolgenden Bestim- 
mungen der gegenwärtigen Statuten entsprechen, insbesondere 
sind jene altern Gründungsantheile, welche nicht die Höhe von 
fünfzig Gulden erreichen, auf diese Summe zu ergänzen; 
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b) diejenigen, welche nach bei dem Directionsrathe eingebrachter 
Bewerbung von der General-Versammlung mittelst geheimer 
Abstimmung aufgenommen werden, wenn sie binnen 3 Monaten 
nach davon erfolgter schriftlicher Verständigung durch eine 
Einlage von 50 fl. ö. W. dem Gründungsfonde beitreten. 

Doch kann jedes Mitglied des Vereines nur zu einem solchen 
Gründungsantheile zugelassen werden. 

§. 5. Ein jedes Mitglied des Vereines hat die Befugniss: 

a) für seine Person an den General-Versammlungen und an allen 
den letzteren vorbehaltenen Berathungen und Entscheidungen 
stimmberechtigt theilzunehmen; 

b) die statutenmässige Verzinsung seiner Einlage zu geniessen; 

c) es kann in den Directionsrath oder in das Aufsichtscomitee 
berufen werden; 

d) es darf jederzeit in sammtliche Bücher und sonstige Acten des 
Vereines Einsicht nehmen und beim Aufsichtscomitee seine 
Erinnerungen einbringen. 

Dahingegen haftet jedes Vereinsmitglied bis zum Betrage 
seiner vollen beim Gründungsfonde gemachten Einlage neben dem 
bereits vorhandenen Reservefonde der Sparkassa für die sammt- 
lichen Verbindlichkeiten des Vereines. 

In allen Fallen hat indess in erster Reihe der Reservefond 
herangezogen zu werden. 

§. 6. Die Mitgliedschaft erlischt: 

a) durch Auflösung des Vereins; 

b) durch bei dem Direktionsrathe schriftlich angcmeldeten Aus- 
tritt, welcher aber nur mit dem Schlüsse des Geschäftsjahres 
nach vorausgegangener mindestens vierwöchentlichen Kün- 
digung und nur in solcher Art statt hat, dass die Haftungs- 
pflicht erst mit Ablauf eines Jahres nach von der General- 
versammlung richtig gestellter Bilanz erlischt; 

c) durch den Tod; 

d) durch rechtskräftige gerichtliche Aburtheilung wegen eines 
Verbrechens oder einer andern aus Gewinnsucht begangenen 
strafbaren Handlung; 

e) durch Verhängung des Concurses; 

f) durch Ausschlicssung wegen eines auf die Schädigung des 
Vereins-Interesses gerichteten oder dem Institute feindseligen 
Benehmens. 
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§. 7. Die Angelegenheiten des Vereins und des ihm ange- 
hörigen Sparkassainstitutes werden besorgt: 

1. durch die Generalversammlung als Gesammtheit aller Vereins- 
mitglieder ; 

2. durch den Directionsrath und die bezahlten Beamten, und 

3. durch das Aufsichtscomitee. 

1. Die G c neral versam mlun g. 

§. 8. Die Generalversammlung besteht aus den zu ihrer Ab- 
haltung persönlich erschienenen Vereinsmitgliedem und ist die 
ordentliche Generalversammlung alljährlich wenigstens einmal auf 
einen mindestens 8 Tage früher mittelst der Instituts-Dienerschaft 
jedem Mitgliede und durch die im § 3 bezeichneten Blatter auch 
allgemein bekannt zu machenden Tag längstens bis Ende März 
in Hermannstadt von dem Directionsrath unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung einzuberufen. 

Es steht jedoch sowohl dem Direktionsrathe als auch dem Auf- 
sichtscomitee frei, bei besonderem Anlasse auch eine ausserordent- 
liche Generalversammlung in ebenderselben Weise einzuberufen. 

Selbst den Vereinsmitgliedern steht es zu, die Einberufung 
der Generalversammlung jederzeit zu verlangen, wenn wenigstens 
zehn derselben durch ihre Unterschrift und mit Angabe des Zweckes 
dieses Verlangen stellen 

Gültige Beschlüsse können aber immer nur über die in der 
Tagesordnung zu voraus bekannt gegebenen Gegenstände gefasst 
werden, ausgenommen über solche Anträge, welche wegen Neu- 
einberufung der Versammlung gestellt werden. 

§. 9. Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit von min- 
destens einem Drittheile der sammtlichen Vercinsmitglieder be- 
schlussfähig. 

Bei Abgang dieser Zahl hat eine neue Generalversammlung 
einberufen zu werden, hinsichtlich deren indess eine auch nur 
3 Tage früher erfolgende öffentliche Kundmachung genügt. 

Die zum zwcitenmalc einberufene Versammlung ist für die auf 
der ursprünglichen Tagesordnung enthaltenen Gegenstände ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

§. 10. Der Generalversammlung sind zur Beschlussfassung aus- 
schliesslich Vorbehalten : 
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1. Die Wahl und Enthebung des Directionsrathes, des Auf- 
sichtscomitees, wie auch die Bestellung des Instituts-Directors. 

2. Die Ueberprüfung und Genehmigung der Jahresrechnung 
und Bilanz. 

3. Die Verhandlung über den Jahresbericht des Aufsichts- 
comitees und die Ertheilung des Absolutoriums. 

4. Die Bestimmung der Höhe der aus dem reinen Einkommen 
an den Reservefond abzugebenden Zuflüsse, welche jedoch nicht 
unter 10*/« und nicht über 50° „ betragen sollen, so wie die end- 
giltige Verfügung über den noch erübrigenden Rest des jährlichen 
Reineinkommens zu wohlthätigen und gemeinnützigen Zwecken 
für Hermannstadt. 

5. Die Bestimmung der Höhe des Zinsfusses und der Normal- 
zifier, bis zu welcher im aussersten Falle der Ankauf von Credit- 
und Werthpapieren gestattet wird. 

6. Die Systemisirung der Stellen und Feststellung der Ge- 
halte von Institutsbeamten, der Remunerationen und der Prascnz- 
marken. 

7. Die Schlussfassung über die geltend zu machende Ver- 
antwortlichkeit von Directionsrath und Aufsichtscomitee und über 
alle zu solchem Endzwecke einzuleitende Schritte. 

8. Die Entscheidung über Beschwerden gegen die Ge- 
bahrung in der Sparkasse und gegen das persönliche Benehmen 
der dabei angestellten Beamten, wie auch die Suspendirung und 
Entlassung selbst der lebenslang angestellten Beamten wegen 
grober Verletzung ihrer Dinstespflichten. 

9. Die Aufnahme neuer Vereinsmitglieder und die Aus- 
schliessung von durch ihr Betragen enviesenermassen unwürdigen 
Vereinsmitgliedern. 

10. Die erforderlichen Abänderungen der Vereinsstatuten. 

11. Die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereines. 

§. 11. Zur Gültigkeit eines Beschlusses oder einer Wahl ist 
absolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit hat der Vorsitzende eine entscheidende 
Stimme. 

Alle Wahlen erfolgen durch geheime Abstimmung. Im Falle 
bei einer Wahl die absolute Stimmenmehrheit nicht erreicht wird, 
hat zwischen den beiden Mitgliedern, welche die meisten Stimmen 
erhielten, eine engere Wahl stattzufinden. 
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2. Der Directionsrath. 

§. 12. Der Directionsrath besteht aus dem Vereinsvorstande 
und zehn Directionsrathen einschliesslich des Institutsdirectors, 
welche mit Ausnahme des letztem lebenslänglich Bestellten, von 
der Generalversammlung auf 3 Jahre gewählt werden. 

Von den Direktionsrathsmitgliedem hat eines stets ein rechts- 
kundiges zu sein. 

§. 13. Der Directionsrath vertritt den Verein und dessen 
Institut sowohl vor Gericht, wie allen dritten Personen gegenüber 
und besorgt die Geschäfte des Institutes. 

Er führt überhaupt die ganze Verwaltung des Vereines, 
entscheidet über Darlehensgesuche, entwirft die erforderlichen 
Dienstinstructionen und Vollzugsvorschriften ; er stellt an und ent- 
lasst das von der Generalversammlung bewilligte Hilfspersonal. 

Die Firmirung erfolgt durch ein Directionsrathsmitglied und 
einen von dem Directionsrathe mit der Firmirung betrauten Be- 
amten des Institutes. 

Im Falle seiner Verhinderung wird' der Vereinsvorstand in 
der Leitung der Directionsgeschafte durch das von ihm hiezu 
bestellte Mitglied des Directionsrathes vertreten. 

§. 14. Der Directionsrath hat sich in Allem an die Statuten 
des Vereines und an die Beschlüsse der Generalversammlung 
zu halten. 

Die dienstlichen Obliegenheiten der Cassabeamten und die 
Geschäftsordnung in der Sparcassa werden durch besondere, von 
dem Directionsrathe zu entwerfende Instructionen geregelt und 
festgestellt. 

Diese Dienstesvorschriften sind bei sonstiger Disciplinarbe- 
handlung genau einzuhalten. Die Directionsrathe sind für ihre 
Geschäftsführung verantwortlich und hat eine Entlassung des 
Einzelnen nur unter den Vorausetzungcn des §. 191 des ung. 
lland.-Gb. statt. 

§. 15. Der Vereinsvorstand fuhrt den Vorsitz in den Sitzungen 
der Hauptversammlung und des Directionsrathes und sorgt für die 
Ausfertigung der Beschlüsse. 

Zur Besorgung der Schreibgeschafte und zur Protokollführung 
ist ebenfalls aus der eigenen Mitte des Directionsrathes ein Schrift- 
führer zu bestellen. 
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§. 16. Der Directionsrath hat sich jeden Monat einmal zu 
versammeln, kann aber vom Vorsitzenden entweder aus eigenem 
Antriebe oder auf Verlangen von wenigstens drei seiner anderen 
Mitglieder ausserordentlicherweise zusammenberufen werden. Zu 
seiner Beschlussfähigkeit ist erforderlich, dass ausser dem Vor- 
sitzenden oder dessen Stellvertreter wenigstens fünf Mitglieder 
anwesend seien. 

Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmehrheit ge- 
fasst und die Stimme des V orsitzenden ist hiebei stets mitzuzählen. 

Die Sitzungsprotokolle sind von allen anw esenden Mitgliedern 
zu unterfertigen. 

§. 1 7. Die Mitglieder des Directionsrathes beziehen keine feste 
Besoldung, sondern erhalten für ihre Mühewaltung Präsenzmarken. 

§. 18. Die Bezüge der Institutsbeamten, dann des Hilfsj>ersonals 
werden von der Generalversammlung im Vorhinein festgesetzt. 

Den Cassabeamten obliegt gleich bei Antritt ihres Amtes die 
Verpflichtung zur Leistung einer ihrem Jahresgehalte gleichkom- 
menden Caution. 

Dem Institutsdirector und den Beamten ist nicht gestattet 
der Sparkassa gegenüber in das Verhältnis des Schuldners zum 
Gläubiger zu treten. 

§. 19. Durch Alter oder Krankheit dienstunfähig gewordene 
Institutsbeamte haben nach 5-jähriger Dienstzeit Anspruch auf 
einen Ruhegehalt aus dem Institutsvermögen. Die Pensionen sind 
so zu bemessen, dass ihnen nach dreissigjahriger Dienstzeit der 
volle Gehalt belassen wird; bei kürzerer Dienstdauer aber die Ziffer 
des ihnen zur Zeit ihrer Pensionirung zukommenden Gehaltes durch 
die Zahl 30 getheilt, der hiernach sich ergebende Quotient mit 
der Anzahl der Dienstjahre multiplicirt und das Product (Facit) 
ihnen sodann als Pension verabreicht würde. 

§. 20. Ebenso steht den Witwen, und in Ermangelung solcher, 
den minderjährigen ehelichen Kindern solcher nach mindestens 
zehnjähriger Amtsdauer im Dienste der Sparkasse verstorbenen 
Beamten der Anspruch auf eine Pension zu. — Der Betrag der- 
selben ist von der zunächst auf den Todestag folgenden General- 
versammlung mit Rücksicht auf die Dienstzeit und die Verdienste 
des Verstorbenen und auf die Hilfsbedürftigkeit seiner Hinter- 
bliebenen fcstzusetzen, und darf nicht unter dem Betrage von 
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200 und nicht über den Betrag von 400 fl. österr. Währung fiir 
eine Witwe oder deren Waisen bemessen werden. 

3. Das Aufsichtscomitee. 

§. 21. Zur Ausübung des Controllirungsrechtes wird von der 
Generalversammlung ein aus drei Mitgliedern bestehendes Aufsichts- 
comitee bestellt, welches zunächst auf die Dauer eines Jahres, weiter- 
hin aber auf die Dauer von drei Jahren gewählt wird. 

Unbeschadet etwaiger Schadenersatzansprüche können die 
Mitglieder des Aufsichtscomitee's von der Generalversammlung 
jedoch zu jeder Zeit ihres Amtes enthoben werden. 

§. 22. Das Aufsichtscomitee überwacht die ganze Geschäfts- 
führung des Institutes; es ist zu solchem Behufe berechtigt, sich 
von dem Gang der Geschäfte Kenntniss zu verschaffen und die 
Bücher und Papiere des Vereins jederzeit einzusehen, wie auch den 
Cassabestand zu untersuchen. 

Es hat die Jahresrechnung, die Bilanz und die Vorschläge 
für die Reingewinnvertheilung zu prüfen und darüber alljährlich 
an die Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

In Ermangelung des erwähnten Berichtes kann die General- 
versammlung über die Verwendung des Reingewinnes überhaupt 
rechtsgültig nicht beschliessen. 

§. 23. Sobald das Aufsichtscomitee in seiner Amtswirksam- 
keit gesetz- oder statutenwidrige Handlungen oder die Interessen 
des Institutes schädigende Unterlassungen und Missbräuche wahr- 
nimmt, ist es verbunden, die Generalversammlung sogleich ein- 
zuberufen. 

Die Mitglieder des Aufsichtscomitee’s sind der Generalver- 
sammlung solidarisch zur Schadloshaltung verpflichtet, wenn sie 
die Erfüllung ihrer im §. 22 ausgesprochenen Pflichten versäumen. 

§. 24. Die Mitglieder des Aufsichtscomitee's beziehen keine 
feste Besoldung, sondern erhalten für ihre Mühewaltung eine ent- 
sprechende Remuneration. 

III. Von der Gebahrung der Sparkassa. 

k. Von den Einlagen in die Sparkasse. 

§. 25. Es ist Jedermann gestattet, Einlagen in die Sparkassa 
in beliebigem Betrage unter Angabe eines bestimmten Namens, 
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auf welchen das Einlagbuch zu lauten hat. zu machen. Jedoch 
wird dem Directionsrathe das Hecht Vorbehalten, die Annahme 
einer Einlage ausnahmsweise zu verweigern. 

ln ein und dasselbe Einlagebuch können auch mehrere Ein- 
lagen eingetragen und darin bestätigt werden. 

Die von der Sparkassa ausgestellten Einlagsbücher haben 
die fortlaufende Zahl des Hauptbuches, den vom Einleger ange- 
gebenen Namen, das Datum jeder einzelnen Einlage oder Rück- 
zahlung, die Nummer unter welcher jede einzelne Einlage bei der 
Sparkassa verbucht ist, und den Betrag jeder Einlage oder Rück- 
zahlung nebst der ihm beigefugten Unterschrift eines Mitgliedes 
des Directionsrathes und eines Institutskassa-Beamtcn zu enthalten. 

Denselben ist ein Auszug aus diesen Statuten und eine Zinsen- 
tabelle beigeheftet 

§. 26. Die Sparkassa berechnet alle bei ihr gemachten Einlagen 
und von ihr entrichteten Zahlungen nach österreichischer Wahrung. 

§. 27. Die Höhe des Zinsfusses für die Einlagen setzt die Ge- 
neralversammlung nach Erwägung der obwaltenden Geldverhalt- 
nisse wenigstens auf die Dauer eines Jahres fest. 

Bei Einlagen unter Einem Gulden findet eine Verzinsung 
nicht statt. 

§. 28. Alle gemachten Einlagen werden vom ersten des 
nächstfolgenden Monates verzinset und die auf einen behobenen 
Einlagebetrag entfallenden Zinsen werden nur bis zum Ende des 
der Behebung unmittelbar vorhergehenden Monates berechnet und 
bezahlt; beides, so lange die Generalversammlung nicht anderes 
bestimmt. 

Mit Ende Juni und Ende Dezember jeden Jahres werden die 
fälligen und von den betreffenden Einlegern nicht behobenen 
Zinsen von der Sparkassa zum Kapitale geschlagen und fortan ver- 
zinset, ohne dass diessfalls eine neuerliche Eintragung in den Ein- 
lagsbücheln erforderlich ist. 

§. 29. Rückzahlungen von Einlagen erfolgen nur gegen Vor- 
weisung des über diese Einlagen von der Sparkassa ausgestellten 
Buches. 

Der Vorzeiger eines solchen Buches ist zum Empfange der 
Zahlungen durch dessen Besitz legitimirt, insofeme nicht eine etwa 
eingeleitete Amortisirung des betreffenden Sparkassabüchels, oder 
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ein gerichtliches Verbot diese Zahlung hemmt, oder der in die 
Bücher als Eigenthümer der Einlage Eingetragene nicht darin unter 
Beifügung seiner Unterschrift den Vorbehalt ausgedriiekt hat, dass 
die Einlage nur an ihn persönlich oder an seinen Cessionär oder 
schriftlich Bevollmächtigten geleistet w erden soll. Dieser Vorbehalt 
ist in dem betreffenden Einlagebuch ersichtlich zu machen. 

§. 30. Der Präsentant eines Einlagebüchels, welches den im 
vorigen §. erwähnten Vorbehalt enthalt, hat sich über seine Persön- 
lichkeit auszuweisen. 

Die Cession der mit diesem Vorbehalt gemachten Einlagen, 
so wie auch die Vollmacht zur Erhebung derselben, hat in dem 
betreffenden Einlagsbuch selbst mittelst der eigenhändigen, von 
zwei mitunterfertigten Zeugen bestattigten Unterschrift des ur- 
sprünglichen Einlegers und seines Rechtsnachfolgers oder Macht- 
habers zu geschehen. 

§.31. Bezüglich der Amortisation eines in Verlust gerathenen 
Sparkassabüchels gelten die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen. 

Nach erfolgter Amortisirung ist der Einleger berechtigt, von 
dem Directionsrathe die Ausstellung eines Dupplicates des Einlags- 
buches zu verlangen. 

§. 32. Rückzahlungen von Einlagen können bis zum Betrage 
von fünfzig Gulden österr. Währ, sogleich gefordert werden. Für 
höhere Betrage ist jedoch, falls der Kassastand die sogleiche Be- 
zahlung nicht gestattet, eine vorausgegangene Kündigung erfor- 
derlich, und zwar muss dieselbe bis zum Betrage von 100 fl. 
14 Tage, bis zu 500 fl einen Monat, und bei Beträgen von 5000 fl. 
drei Monate und über 5000 fl. sechs Monate früher erfolgt sein. 

§ 33. Das Recht zur Rückforderung der Sparkassa-Einlagen 
und zur Behebung der Zinsen erlischt durch Verjährung binnen 
40 Jahren. 

Die Verjährung wird durch jede neue Einlage oder Behebung 
desselben Einlegers unterbrochen. 

B. Von der Verwendung der in die Sparkasse zufliessenden Einkünfte. 

§. 34. Die Sparkassa verwendet alle bei ihr eingehenden und 
verfügbaren Gelder auf eine die möglichst grösste Sicherheit bietende 
Weise. Sie gewährt insbesondere verzinsliche Darlehen gegen pu- 
pillarmässige Pfandbestellung auf Häuser und andere Realitäten bis 
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zum Belaufe der Hälfte des durch gerichtliche Schätzung erhobenen 
und noch unbelasteten Werthes der Hypothek. 

Es bleibt aber dem Institute Vorbehalten, bei Feststellung 
des Werthes die gerichtliche Schatzung nicht ausschliesslich zu 
Grunde zu legen, sondern jeden andern Anhaltspunkt, der zur Er- 
mittlung des wahren dauernden Werthes dienen kann, zu benützen. 

Die der Sparkassa verpfändeten Gebäude müssen in einer 
österreichischen oder ungarischen Feuerversicherungs-Anstalt ver- 
sichert sein. 

Ebenso gewährt sie Darlehen an landwirtschaftliche auf dem 
Grundsatz der Solidarhaftung aller seiner Mitglieder beruhende 
V orschuss -V ereine. 

In den der Sparkassa von den Darlehensnehmern auszustel- 
lenden und von zwei Zeugen mitzuunterfertigenden Schuldscheinen 
ist jedem Theile eine halbjährige Kapitalskündigung vorzubehalten, 
dann die Verzinsung im Vorhinein und das Recht der Sparkassa 
zu bedingen, das Kapital ohne weitere Aufkündigung einzufordem, 
wenn der Schuldner nicht längstens binnen 6 Wochen nach Eintritt 
des Zinsenzahlungstermines die Interessen entrichtet. 

§. 35. Die von der Sparkassa gegebenen Darlehen sind stets 
mit Ein Perzent (1%) höher zu verzinsen, als die daselbst ge- 
machten Einlagen. 

Bleibt der Schuldner mit der Zinsenzahlung über ein Jahr 
im Rückstände, so werden demselben 1° „ des Schuldkapitals als 
Verzugszinsen berechnet. 

Bei ganz- oder theilweisen Kapitalsrückzahlungen findet kein 
Rückersatz der bereits eingezahlten Zinsen statt. 

§. 36. Wenn weder durch Gewährung von Darlehen auf Re- 
alitäten, noch auf dem Wege des Ankaufes verzinslicher Credit- 
papiere (§. 10 Nr. 5), der disponible Sparkassafond erschöpft werden 
sollte, so steht es dem Directionsrathe frei, auch auf Gold, Silber 
und Pretiosen bis zu zwei Dritteln ihres durch das schriftliche 
Zeugniss zweier Sachverständigen sicher gestellten Werthes, dann auf 
Staats- und siebenb. Grundentlastungspapiere sowie Pfandbriefe 
der österreichisch-ungarischen Bodencreditanstalten, bis zu zwei 
Dritteln ihres am Tage des Erlages in Hermannstadt bekannten 
Wiener Börsencourses Darlehen, jedoch höchstens auf die Dauer 
eines halben Jahres zu gewähren. 
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§. 37. Von dem bei dem Rechnungsabschlüsse sich zeigenden 
Ueberschusse, welcher sich aus der nutzbringenden Verwendung der 
Einlagen und des Reservefondes nach Gutschreibung der den Ein- 
legern gebührenden sowie der auf das Gründungsvermögen ent- 
fallenden Zinsen und Zinseszinsen, dann nach Abschlag der Ver- 
waltungskosten und sonstigen Auslagen ergibt, werden 10 bis 
60% dem Reservefonde zugeführt, der Rest aber nach dem Be- 
schlüsse der Generalversammlung zu wohlthätigen und gemein- 
nützigen Zwecken für Hermannstadt verwendet. 

Etwa eingehende Geschenke werden ganz dem Reservefonde 
zugewiesen. 

C. Von der Form der Sparkam-Geechäftsführung. 

§. 38. Die Geschäfte der Sparkassa können nur in dem von 
der Generalversammlung zur Unterbringung derselben bestimmten 
Locale und während der festgesetzten Amtsstunden abgemacht 
werden. 

Die diessbezüglichen Verhandlungen werden mündlich ge- 
pflogen. 

Am ersten und letzten Tage des Monates findet wegen des 
Rechnungsabschlusses keine Rückzahlung statt. 

Der Directionsrath ist verpflichtet, die Baargelder, Urkunden 
und andere Werthpapiere, wie auch die Depositen durch pünkt- 
liche Hinterlegung in die feuersichere Kasse zu besorgen, und hat 
die Casse unter zweifacher Sperre gehalten zu werden. Der eine 
Schlüssel wird vom Institutsdirector und der zweite von dem Cassier 
oder dessen vom Directionsrathe bestellten Substituten verwahrt. 

§. 39. Das Sparkassa-Verwaltungsjahr fällt mit dem Sonnen- 
jahr zusammen. 

Der Directionsrath ist verpflichtet, für die regelmässige Buch- 
führung Sorge zu tragen. Er hat am Schlüsse jedes Verwaltungs- 
jahres über die Gebahrung der Sparkassa Rechnung zu legen und 
die Bilanz nach folgenden Bestimmungen zusammenzustellen: 

a) das Gesellschaftsvermögen ist in dem Werthe aufzunehmen, 
welcher dem Werthe der einzelnen Gegenstände am letzten 
Tage des Geschäftsjahres entspricht; 

b) die Werthpapiere mit Curs sind höchstens nach jenem Curse 
aufzunehmen, welchen sie am letzten Tage des Geschäfts- 
jahres haben; 
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c) das Stammkapital und der Reservefond hat unter die Passiva 
eingestellt zu werden; 

d) zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen 
Werthe anzusetzen, uneinbringliche Forderungen aber abzu- 
schreiben ; 

e) der nach Vergleichung des Activ- und Passivstandes sich er- 
gebende Gewinn oder Verlust soll am Schlüsse der Bilanz 
besonders angemerkt werden. 

Der Directionsrath hat endlich bezüglich der Verwendung 
des Reinerträgnisses Anträge zu stellen. 

Die Rechnung und die dazu gehörigen Anträge müssen stets 
bis längstens Ende Februar des nächstfolgenden Jahres dem Auf- 
sichtscomitee vorgelegt werden, welches nach vorausgegangener 
Prüfung darüber alljährlich den gesetzlich vorgeschriebenen und 
zu veröffentlichenden Bericht (§. 198 des Ungar. Handelsg.) zu er- 
statten hat. 

Ausserdem ist der Directionsrath verpflichtet, nicht nur die 
durch die Instruction vorgeschriebenen Rechnungsabschlüsse inner- 
halb des Jahres zu machen und dem Aufsichtscomitee vorzulegen, 
sondern demselben auch auf sein jedesmaliges Verlangen die erfor- 
derlichen Aufschlüsse über den Stand der Sparkassa in erschöpfender 
Weise zu geben. 

ij. 40. Beschwerden gegen die Gebahrung der Sparkassa und das 
persönliche Benehmen der dabei angestellten Beamten sind, wofern 
sie nicht zur Kompetenz der Civil- oder Strafgerichte gehören, 
bei dem Directionsrathe anzubringen, welcher darüber Abhülfe 
schafft. In besonders wichtigen Fallen hat derselbe an die nächste 
Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

Beschwerden gegen den Directionsrath können bei der Ge- 
neralversammlung vorgebracht werden. 

IV. Vom Reservefond. 

§. 41. Zur Deckung etwaiger, ohne Verschulden oder Fahrlässig- 
keit der Verwaltungsorgane entstandener Verluste ist in erster Reihe 
der Reservefond bestimmt, welcher fortdauernd neue Zuflüsse erhalt. 

§. 42. Die zum Reservefonde gehörigen Capitalien sind nach 
den in den §§. 34., 35., 36 und 37 enthaltenen Bestimmungen oder 
als Sparkassa-Einlagen nutzbringend zu machen. 
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IV. Vom Reservefond. 

§41. Zur Deckung etwaiger, ohne V erschulden oder Fahrlässig- 
keit der Verwaltungsorgane entstandener Verluste ist in erster Reihe 
der Reservefond bestimmt, welcher fortdauernd neue Zuflüsse erhalt. 

§ 42. Die zum Reservefonde gehörigen Kapitalien sind nach 
den in den §§ 34, 35, 36 und 37 enthaltenen Bestimmungen oder 
als Sparkassa-Einlagen nutzbringend zu machen. 

Der Generalversammlung steht jedoch das Recht zu, einen 
Theil desselben auch zum vortheilhaften Ankäufe von Realitäten 
zu verwenden. 

Auf diesem Wege erworbene Realitäten dürfen nur mit Ein- 
willigung der Generalversammlung wieder verkauft werden. 

Bauführungen, welche einen Aufwand von mehr als 10,000 
Gulden erfordern, bedürfen der Genehmigung der Generalver- 
sammlung. 

Das Reinertragniss des Reservefondcs wächst demselben zu, 
inwieweit die Generalversammlung nicht anderweitig darüber verfügt. 

V. Aenderung der Statuten und Auflösung 
des Vereines. 

§ 43. Die Generalversammlung ist berechtigt, diese Statuten 
unter Beobachtung der im 37. Ges.-Art. von 1875 (ung. Hand.-Ges.-B.) 
vorgeschriebenen Bestimmungen erforderlichen Falles abzuändern. 

§ 44. Sollte sich der Sparkassa -Verein auflösen oder einer der 
im §. 247 des ungar. Handl.-Ges.-B. vorgesehenen Fälle eintreten, 
so verfügt die letzte Generalversammlung mit Zweidrittel Majorität 
darüber, was nach erfolgter Befriedigung der Sparkassagläubiger 
und Gründungsantheile sammt Zinsen mit dem noch übrigen Spar- 
kassavermögen zu geschehen hat. — Dasselbe darf jedoch nur zu 
wohlthätigen oder gemeinnützigen Zwecken für Hermannstadt ver- 
wendet werden. 

Für den Fall einer Liquidation gelten die darüber im Handels- 
gesetzbuche vorgesorgten Vollzugsbestimmungen. 


(lieber Beschloss des Hermannstadter k. Gerichtshofes ddto 26. Oktober 1876, 
Zahl 6254/civ. wurde die Firma: »Hermannstfidter allgemeine Sparkasse* 
ins neue Firmen -Protokoll eingetragen.) 
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Statuten aus dem Jahre 1883. 

(Gütig von 1883 bis 1886). 


I. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Die Hermannstädter allgemeine Sparkassa hat den Zweck, 
der Kapitalsansammlung zu dienen und überhaupt Jedermann Ge- 
legenheit zur schnellen und sichern Anlegung und Verzinsung von 
Ersparnissen darzubieten, dadurch den Geist der Arbeitsamkeit 
und Sparsamkeit zu beleben, noch so geringfügige, einzeln Tür den 
öffentlichen Verkehr unfruchtbare kleine Geldsummen durch ihren 
Zusammenfluss in nutzbringenden Umlauf zu setzen, und nach Thun- 
lichkeit dem Realkredit forderlich zu sein. 

§. 2. Der auf unbestimmte Zeit gegründete Verein, dessen 
Eigenthum die Sparkassa ist, hat seinen Sitz in Hermannstadt, und 
bedient sich in seinen Zeichnungen der Firma: .Hermannstädter 
allgemeine Sparkassa *. Der Direktionsrath überträgt die Firma- 
führung an vier seiner Mitglieder und an zwei der Institutsbeamten. 
Zur Gültigkeit der Firmazeichnung Ist stets die Unterschrift von 
zwei mit der Firmaluhrung betrauten Direktionsrathsmitgliedcrn 
oder mindestens einem dieser Mitglieder und einem zur Firmirung 
berechtigten Institutsbeamten erforderlich. 

§. 3. Alle zufolge der bestehenden gesetzlichen Anordnungen 
dem Vereine obliegenden Verlautbarungen haben durch die beiden 
Localblätter: .Siebenb. -Deutsches Tageblatt* und ,Siebenb.-Bote* 
zu erfolgen. 

II. Von den Mitgliedern und Organen des Vereines. 

§. 4. Mitglieder des Vereines sind: 
a) alle nach den älteren Vereinsstatuten ordentlich aufgenom- 
menen Mitglieder, insoferne sie den nachfolgenden Bestim- 
mungen der gegenwärtigen Statuten entsprechen; 
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b) diejenigen, welche nach bei dem Direktionsrathe eingebrachter 
Bewerbung von der Generalversammlung mittelst geheimer 
Abstimmung aufgenommen werden, wenn sie binnen 3 Monaten 
nach davon erfolgter schriftlicher Verständigung durch eine 
Einlage von 50 fl. ö. W. dem Gründungsfonde beitreten. 

Doch kann jedes Mitglied des Vereines nur zu einem solchen 
Gründungsantheile zugelassen werden. 

Die Zahl der Vereinsmitglieder darf 100 nicht überschreiten. 

§. 5. Ein jedes Mitglied des Vereines hat die Befugniss: 

a) für seine Person an den Generalversammlungen und an allen 
den letzteren vorbehaltenen Berathungen und Entscheidungen 
stimmberechtigt theilzunehmen ; 

b) die statutenmässige Verzinsung seiner Einlage zu gemessen; 

c) es kann in den Direktionsrath oder in das AufsichtscomitiS 
berufen werden ; 

d) es darf jederzeit in sämmtliche Bücher und sonstige Akten des 
Vereines Einsicht nehmen und beim Aufsichtscomite seine 
Erinnerungen einbringen. 

Dahingegen haftet jedes Vereinsmitglied bis zum Betrage 
seiner vollen beim Gründungsfonde gemachten Einlage neben dem 
bereits vorhandenen Reservefonde der Sparkassa für die sämmt- 
lichen Verbindlichkeiten des Vereines. 

In allen Fällen hat indess in erster Reihe der Reservefond 
herangezogen zu werden. 

§. 6. Die Mitgliedschaft erlischt: 

a) durch Auflösung des Vereins; 

b) durch bei dem Direktionsrathe schriftlich angemeldeten Aus- 
tritt, welcher aber nur mit dem Schlüsse des Geschäftsjahres 
nach vorausgegangener mindestens vierwöchentlicher Kün- 
digung und nur in solcher Art statt hat, dass die Haftungs- 
pflicht erst mit Ablauf eines Jahres nach von der General- 
versammlung richtig gestellter Bilanz erlischt; 

c) durch den Tod; 

d) durch rechtskräftige gerichtliche Aburtheilung wegen eines 
Verbrechens oder einer andern aus Gewinnsucht begangenen 
strafbaren Handlung; 

e) durch Verhängung des Concurses; 
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f) durch Ausschliessung wegen eines auf die Schädigung des 

Vereins-Interesses gerichteten oder dem Institute feindseligen 

Benehmens. 

§. 7. Die Angelegenheiten des Vereins und des ihm ange- 
hörigen Sparkassainstitutes werden besorgt: 

X. durch die Generalversammlung als Gesammtheit aller Vereins- 
mitglieder ; 

2. durch den Direktionsrath und die bezahlten Beamten, und 

3. durch das Aufsichtscomite. 

X. Die Generalversammlung. 

§. 8. Die Generalversammlung besteht aus den zu ihrer Ab- 
haltung persönlich erschienenen Vereinsmitgliedern und ist die 
ordentliche Generalversammlung alljährlich wenigstens einmal auf 
einen mindestens 8 Tage früher mittelst der Instituts-Dienerschaft 
jedem Mitgliede und durch die im § 3 bezeichneten Blatter auch 
allgemein bekannt zu machenden Tag längstens bis Ende März 
in Hermannstadt von dem Direktionsrath unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung einzuberufen. 

Es steht jedoch sowohl dem Direktionsrathe als auch dem Auf- 
sichtscomite sowie dem Vereinsvorstande frei, bei besonderem An- 
lasse auch eine ausserordentliche Generalversammlung in eben- 
derselben Weise einzuberufen. 

Selbst den Vereinsmitgliedern steht es zu, die Einberufung 
der Generalversammlung jederzeit zu verlangen, wenn wenigstens 
zehn derselben durch ihre Unterschrift und mit Angabe des Zweckes 
dieses Verlangen stellen 

Gültige Beschlüsse können aber immer nur über die in der 
Tagesordnung zu voraus bekannt gegebenen Gegenstände gefasst 
werden, ausgenommen über solche Anträge, welche wegen Neu- 
einberufung der Versammlung gestellt werden. 

§. 9. Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit von min- 
destens einem Dritttheile der sämmtlichen Vereinsmitglieder be- 
schlussfähig. 

Bei Abgang dieser Zahl hat eine neue Generalversammlung 
einberufen zu werden, hinsichtlich deren indess eine auch nur 
3 Tage früher erfolgende öffentliche Kundmachung genügt. 
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Die zum zweitenmale einberufene Versammlung ist für die auf 
der ursprünglichen Tagesordnung enthaltenen Gegenstände ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

§. 10. Der Generalversammlung sind zur Beschlussfassung aus- 
schliesslich Vorbehalten : 

1. Die Wahl und Enthebung des Direktionsrathes, des Auf- 
sichtscomites, wie auch die Bestellung des Instituts-Direktors. 

2. Die Ueberprüfung und Genehmigung der Jahresrechnung 
und Bilanz. 

3. Die Verhandlung über den Jahresbericht des Aufsichts- 
comites und die Ertheilung des Absolutoriums. 

4. Die Bestimmung der Höhe der aus dem reinen Einkommen 
an den Reservefond abzugebenden Zuflüsse, welche jedoch nicht 
unter 10% und nicht über 50° 0 betragen sollen, so wie die end- 
giltige Verfügung über den noch erübrigenden Rest des jährlichen 
Reineinkommens zu wohlthätigen und gemeinnützigen Zwecken 
für Hermannstadt. 

5. Die Bestimmung der Höhe des Zinsfusses für Hypothekar- 
darlehen und der Maximalziffer, bis zu welcher der Ankauf von 
Kredit- und Werthpapieren gestattet wird. 

6. Die Systemisirung der Stellen und Feststellung der Ge- 
halte von Institutsbeamten, der Remunerationen und der Prasenz- 
marken. 

7. Die Schlussfassung über Abschreibung von uneinbringlichen, 
1000 fl überschreitenden Forderungen, sowie über die gegen 
Direktionsrath und Aufsichtscomite aus irgend welchem Grunde 
geltend zu machende V erantwortlichkeit und über alle, zu solchem 
Endzwecke einzuleitende Schritte. 

8. Die Entscheidung über Beschwerden gegen die Ge- 
bahrung in der Sparkassa und gegen das persönliche Benehmen 
der dabei angestellten Beamten, wie auch die Suspendirung und 
Entlassung selbst der lebenslang angestellten Beamten wegen 
grober Verletzung ihrer Dienstespflichten. 

9. Die Aufnahme neuer Vereinsmitglieder und die Aus- 
schliessung von durch ihr Betragen erwiesenermassen unwürdigen 
V ereinsmitgliedcrn. 

10. Die erforderlichen Abänderungen der Vereinsstatuten. 

11. Die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereines. 
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§. 11. Zur Gültigkeit eines Beschlusses oder einer Wahl ist 
absolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit hat der Vorsitzende eine entscheidende 
Stimme. 

Alle Wahlen erfolgen durch geheime Abstimmung. Im Falle 
bei einer Wahl die absolute Stimmenmehrheit nicht erreicht wird, 
hat zwischen den beiden Mitgliedern, welche die meisten Stimmen 
erhielten, eine engere Wahl stattzufinden. 

2. Der Direktionsrath. 

§. 12. Der Direktionsrath besteht aus dem Vereinsvorstande 
und zehn Direktionsrathen einschliesslich des Institutsdirektors, 
welche, mit Ausnahme des letztem lebenslänglich Bestellten, von 
der Generalversammlung auf 6 Jahre gewählt werden. 

Von den Direktionsrathsmitgliedern hat eines stets ein rechts- 
kundiges zu sein. 

Von der Wählbarkeit in den Direktionsrath oder das Auf- 
sichtscomiti sind ausgeschlossen jene Personen, welche miteinander 
oder mit einem Beamten der eigenen Anstalt bis zum zweiten 
Grade verwandt oder verschwägert, ebenso Personen, welche Beamte 
eines andern Hermannstädter Geldinstitutes sind. — Ein Drittel 
der Direktionsrathsmitglieder (mit Ausnahme des auf sechs Jahre 
gewählten Vereinsvorstandes und des lebenslänglich angestellten 
Institutsdirektors) wird im Jahre 1884, ein zweites Drittel im Jahre 
1886 ausgelost. Vom Jahre 1888 angefangen, scheiden in jedem 
zweiten Jahre diejenigen Direktionsrathsmitglieder aus, deren sechs- 
jährige Mandatsdauer abgelaufen ist. Die ausgeschiedenen Mit- 
glieder sind wieder wählbar. 

Ausser den Direktionsrathsmitgliedern werden zwei Ersatz- 
männer gewählt, welche nach Massgabe der auf sie gefallenen 
Stimmenanzahl in die erledigten Oirektionsrathsstellen mit der 
Mandatsdauer jenes Mitgliedes eintreten, an dessen Stelle sie 
einrücken. 

§. 13. Der Direktionsrath vertritt die .Hermannstädter all- 
gemeine Sparkassa' Behörden und dritten Personen gegenüber. 

Er fuhrt die ganze Verwaltung der Sparkassa, setzt die Ge- 
schäftsordnung, Dienstinstruktionen und Vollzugsvorschriften fest 
und ernennt die lebenslänglich angestellten Institutsbeamten (mit 
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(die Hypothekardarlehen inbegriffen) und die Maximalziffer, bis zu 
welcher der Direktion der Ankauf von Wertpapieren gestattet wird, 
und ernennt die lebenslänglich angestellten Institutsbeamten (mit Aus- 
nahme des Institutsdirektors), sowie das erforderliche Hilfspersonale. 

§ 14. Der Direktionsrat hat sich in Allem an die Statuten 
des Vereines und an die Beschlüsse der Generalversammlung 
zu halten. 

Die Direktionsräte sind für ihre Beschlüsse und Verfügungen 
verantwortlich und hat eine Entlastung des Einzelnen nur unter 
den Voraussetzungen des § 191 des ung. Hand.-G.-B. statt. 

Die dienstlichen Obliegenheiten der Sparkassa-Beamten und 
die Geschäftsordnung in der Sparkassa werden durch besondere, 
von dem Direktionsrate zu entwerfende Instruktionen geregelt und 
festgestellt. Diese Dienstesvorschriften sind bei sonstiger Disziplinar- 
behandlung genau einzuhalten. 

§ 15. Der Vereinsvorstand fuhrt den Vorsitz in den Sitzungen 
der Generalversammlung sowie des Direktionsrates. 

Im Falle seiner Verhinderung wird der Vereinsvorstand durch 
das von ihm hiezu bestellte, eventuell das an Lebensjahren älteste 
Mitglied des Direktionsrates vertreten. 

Zur Besorgung der Schreibgeschäfte und zur Protokollsflihrung 
ist ebenfalls aus der Mitte des Direktionsrates ein Schriftführer 
zu bestellen, welcher, ausser den Präsenzmarken, für seine Mühe- 
waltung eine von der Generalversammlung alljährlich zu bestim- 
mende Remuneration erhält. 

§ 16. Der Direktionsrat hat sich jeden Monat einmal zu 
versammeln, kann aber vom Vorsitzenden entweder aus eigenem 
Antriebe oder auf Verlangen des Institutsdirektors oder von 
wenigstens drei seiner anderen Mitglieder ausserordentlicherweise 
zusammenberufen werden. Zu seiner Beschlussfähigkeit ist er- 
forderlich, dass ausser dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter 
wenigstens fünf Mitglieder anwesend seien. 

Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmehrheit ge- 
fasst und die Stimme des Vorsitzenden ist hiebei stets mitzuzählen. 
Bei Stimmengleichheit wird der Antrag zum Beschluss erhoben, 
welchem der Vorsitzende zustimmt 

Die Sitzungsprotokolle sind von allen anwesenden Mitgliedern 
zu unterfertigen. 
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Die Mitglieder des Direktionsrates beziehen keine feste Be- 
soldung, sondern erhalten für ihre Mühewaltung Präsenzmarken. 

§ 17. Der Direktionsrat kann die Direktion, nämlich den In- 
stitutsdirektor gemeinschaftlich mit dem Kassier und Rechts- 
konsulenten ermächtigen, erstsätziiche Hypothekardarlehen {§ 34) 
bis zum Betrage von 500 fl., sowie kurzfristige Darlehen den im 
§ 35 lit. a) bezeichneten Schuldnern innerhalb des demselben vom 
Direktionsrate eingeräumten Kredites und Vorschüsse auf Gold- 
und Silbermünzen oder die vom Direktionsrate als belehnbar 
bezeichneten Wertpapiere (§ 35) zu gewahren. 

Wichtigere Angelegenheiten, wie die Feststellung oder Ab- 
änderung des Zinsfusses, der Geschäftsordnung und Dienstinstruk- 
tionen, sowie auf die Besetzung von Amts- und Dienststellen und 
die Abänderung der Statuten bezügliche Vorschläge sind, bevor 
sie im Schosse des Direktionsrates den Gegenstand einer ent- 
scheidenden Verhandlung bilden, vom Institutsdirektor gemein- 
schaftlich mit dem Kassier und Rechtskonsulenten zu erwägen. 
Den Verhandlungen des Direktionsrates über solche Angelegen- 
heiten, rücksichtlich welcher eine Einigung zwischen dem Instituts- 
direktor, Kassier und Rechtskonsulenten nicht erzielt werden 
konnte, sind auch der Kassier und Rechtskonsulent mit beratender 
Stimme beizuziehen. 

3. Die Institutsbeamten. 

§ 18. Die Generalversammlung wählt den Instituts-Direktor, 
der Direktionsrat die übrigen Institutsbeamten und sonstige Be- 
dienstete. 

Der Ernennung hat in der Regel die Ausschreibung eines 
Konkurses vorauszugehen. 

Selbst die zu bleibenden Anstellungen berufenen Beamten 
können während des ersten Jahres jederzeit, ohne dass sie einen 
Anspruch auf Abfertigung oder Entschädigung geltend machen 
können, entlassen werden. Nach Ablauf dieses ersten Jahres wird 
die Anstellung definitiv und auch das erste Jahr in die Dienstzeit 
eingerechnet. 

Beamte, welche erst nach zurückgelegtem fünfzigsten Lebens- 
jahre zur Bekleidung einer mit Pensionsberechtigung verbundenen 
Anstellung in der Sparkassa berufen worden sind, können keine 
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Pension fiir sich, ebensowenig ihre Hinterbliebenen eine Witwen- 
oder Waisenversorgung beanspruchen. 

An der Spitze der Sparkassabeamten steht der Direktor. 

Den Kassabeamten obliegt gleich bei Antritt ihres Amtes die 
Verpflichtung zur Leistung einer ihrem Jahresgehalte gleichkom- 
menden Kaution. 

Dem Institutsdirektor und den Beamten ist nicht gestattet, 
der Sparkassa gegenüber in das Verhältnis des Schuldners zum 
Gläubiger zu treten. 

§ 19. Bleibend angestellte, durch Alter oder Krankheit dienst- 
unfähig gewordene Institutsbeamte haben nach 5-jähriger Dienstzeit 
Anspruch auf einen Ruhegehalt aus dem Institutsvermögen. Die 
Pensionen sind so zu bemessen, dass ihnen nach dreissigjähriger 
Dienstzeit der volle Gehalt belassen wird ; bei kürzerer Dienstdauer 
aber die Ziffer des ihnen zur Zeit ihrer Pensionierung zukommenden 
Gehaltes durch die Zahl 30 geteilt, der hiernach sich ergebende 
Quotient mit der Anzahl der Dienstjahre multipliziert und das 
Produkt (Facit) ihnen sodann als Pension verabreicht würde. 

Wenn der Beamte vor Vollendung des fünften Dienstjahres 
dienstunfähig wird, kann die Generalversammlung demselben aus- 
nahmsweise, in Anbetracht ausserordentlicher Dienstleistungen des 
Beamten oder besonders berücksichtigungswürdiger Umstände, ein 
bis zwei Zehntel seines anrechenbaren Gehaltes als Pension be- 
willigen. 

Ebenso kann die Generalversammlung im Falle des Todes 
eines solchen Beamten der Witwe eine Versorgung, die nach 
1 — 2 Zehntel des Gehaltes des Gatten zu bemessen ist, und — 
sind Waisen vorhanden — für diese einen Erziehungsbeitrag be- 
willigen, der, ebenso wie die Witwenversorgung, nach den im § 20 
festgestellten Grundsätzen zu bemessen ist 

Ein Beamter kann vor Vollendung der 30-jährigen Dienstzeit 
auch gegen seinen Willen von der Generalversammlung pensioniert 
werden. 

Dienstunfähig gewordene Institutsamtsdiener sind pensions- 
fahig. Sie erhalten nach 10—20 Dienstjahren */». nach 20—30 
Jahren */,, nach 30 — 40 Jahren '/«. über 40 Jahre hinaus aber 
den vollen Betrag ihres baren Lohnes. 

§ 20. Auf eine ständige Versorgung haben bloss jene Frau, 
beziehungsweise die ehelichen Kinder Anspruch, deren Gatte, 
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beziehungsweise Vater in einer, die Pensionsberechtigung ge- 
währenden Anstellung mindestens 5 Jahre gedient hat. Die Witwe 
erhält bis zu dem Betrage von 600 fl. der einrechenbaren Bezahlung 
des Gatten 50“ „ derselben ; wenn aber die einrechenbaren Bezüge 
des Gatten 600 fl. übersteigen, nach den ersten 600 fl. 50%, nach 
dem, 600 fl. übersteigenden Teile aber 20“ , als Witwenversorgung. 
Die Versorgung der Witwe eines Institutsdieners besteht aus einem 
Drittel der letzten einrechenbaren Bezahlung des Gatten. 

Die Witwe, welche Anspruch auf ständige Versorgung hat, 
erhält für jedes ihrer Kinder, und zwar für Knaben bis zu deren 
vollendetem 20., für Mädchen bis zu deren vollendetem 18. Lebens- 
jahr, wenn dieselben von dem verstorbenen Gatten oder einem 
frühem, gleichfalls anspruchsberechtigten Gatten stammen, bis zur 
Erreichung des vorschriftsmässigen Alters einen Erziehungsbeitrag, 
welcher für das einzelne Kind ein Sechstel der der Mutter zu- 
kommenden Versorgung beträgt, für sämtliche Kinder jedoch 
den Betrag der Witwenversorgung nicht übersteigen darf. 

Elternlose, oder solche vaterlose Waisen, deren Mutter aus 
irgend einem Verwirkungsgrunde keine Versorgung bezieht, er- 
halten bis zur Erreichung des festgestellten Alters als Erziehungs- 
beitrag den anderthalbfachen Betrag des für vaterlose Waisen 
bestimmten Erziehungsbeitrages. 

Die Pensions- und Versorgungsbeträge sind aus den verfüg- 
baren Mitteln des Reservefondes zu bestreiten. 

4. Das Aufsichtskomit& 

§ 21. Zur Ausübung des Kontrollierungsrechtes wird von der 
Generalversammlung ein aus drei Mitgliedern bestehendes Auf- 
sichtskomitc auf die Dauer von drei Jahren gewählt 

Unbeschadet etwaiger Schadenersatzansprüche können die 
Mitglieder des Aufsichtskomites von der Generalversammlung 
jedoch zu jeder Zeit ihres Amtes enthoben werden. 

§ 22. Das Aufsichtskomite überwacht die ganze Geschäfts- 
führung des Institutes; es ist zu solchem Behufe berechtigt, sich 
von dem Gang der Geschäfte Kenntnis zu verschaffen und die 
Bücher und Papiere des Vereines jederzeit einzusehen, wie auch 
den Kassabestand zu untersuchen. 
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Es hat die Jahresrechnung, die Bilanz und die Vorschläge 
für die Reingewinnverteilung zu prüfen und darüber alljährlich 
an die Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

In Ermangelung des erwähnten Berichtes kann die General- 
versammlung über die Verwendung des Reingewinnes überhaupt 
rechtsgültig nicht beschliessen. 

§ 23. Sobald das Aufsichtskomit^ in seiner Amtswirksamkeit 
gesetz- oder statutenwidrige Handlungen oder die Interessen des 
Institutes schädigende Unterlassungen und Missbräuche wahrnimmt, 
ist es verbunden, die Generalversammlung sogleich einzuberufen. 

Die Mitglieder des Aufsichtskomitö's sind der Generalver- 
sammlung solidarisch zur Schadloshaltung verpflichtet, wenn sie 
die Erfüllung ihrer im § 22 ausgesprochenen Pflichten versäumen. 

§ 24. Die Mitglieder des Aufsichtskomites beziehen keine feste 
Besoldung, sondern erhalten für ihre Mühewaltung eine ent- 
sprechende Remuneration. 

III. Von der Gebahrung der Sparkassa. 

A. Von den Einlagen in die Sparkassa. 

§ 25. Einlagen in die Sparkassa können in beliebigem Betrage 
unter Angabe eines Namens oder einer sonstigen Bezeichnung 
gemacht werden. Jedoch wird dem Direktionsrate das Recht Vor- 
behalten, ausnahmsweise einen Maximalbetrag festzustellen, über 
welchen einzelne Einlagen nicht angenommen werden dürfen. 

In ein und dasselbe Einlagebuch können auch mehrere Ein- 
lagen eingetragen und darin bestätigt werden. 

Die von der Sparkassa ausgestellten Einlagbücher haben 
die fortlaufende Zahl des Hauptbuches, den vom Einleger ange- 
gebenen Namen oder die Bezeichnung, das Datum jeder einzelnen 
Einlage oder Rückzahlung, die Nummer, unter welcher jede einzelne 
Einlage verbucht ist, und den Betrag jeder Einlage oder Rück- 
zahlung nebst der Unterschrift von zwei Institutsbeamten zu enthalten. 

Denselben ist ein Auszug aus diesen Statuten beigeheftet. 

§ 2C. Die Sparkassa berechnet alle bei ihr gemachten Einlagen 
und von ihr entrichteten Zahlungen nach österreichischer Währung. 

§ 27. Der geringste, als Spareinlage annehmbare Betrag ist 
50 Kreuzer. 

U 
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Bei Einlagen unter einem Gulden findet eine Verzinsung 
nicht statt. 

§ 28. Alle gemachten Einlagen werden vom ersten des nächst- 
folgenden Monates verzinset und die auf einen behobenen Ein- 
lagebetrag entfallenden Zinsen werden nur bis zum Ende des der 
Behebung unmittelbar vorhergehenden Monates berechnet und 
bezahlt; beides, so lange die Generalversammlung nicht anders 
bestimmt. 

Mit Ende Dezember jeden Jahres werden die fälligen und 
von den betreffenden Einlegern nicht behobenen Zinsen von der 
Sparkassa zum Kapitale geschlagen und fortan verzinset, ohne 
dass diesfalls eine neuerliche Eintragung in den Einlagebücheln 
erforderlich ist 

§ 29. Rückzahlungen von Einlagen erfolgen nur gegen Vor- 
weisung des über die Einlagen von der Sparkassa ausgestellten Buches. 

Der Vorzeiger eines solchen Buches ist zum Empfange der 
Zahlungen durch dessen Besitz legitimiert, insofeme nicht eine etwa 
eingeleitete Amortisierung des betreffenden Sparkassabüchels oder 
ein gerichtliches Verbot diese Zahlung hemmt, oder der in die 
Bücher als Eigentümer der Einlage Eingetragene nicht darin unter 
Beifügung seiner Unterschrift den Vorbehalt ausgedrückt hat, dass 
die Einlage nur an ihn persönlich oder an seinen Cessionär oder 
schriftlich Bevollmächtigten geleistet werden soll. Dieser V orbehalt 
ist in dem betreffenden Einlagebuch ersichtlich zu machen. 

§ 30. Der Präsentant eines Einlagebüchels, welches den im 
vorigen § erwähnten Vorbehalt enthält, hat sich über seine Persön- 
lichkeit auszuweisen. 

Die Cession der mit diesem Vorbehalt gemachten Einlagen, 
sowie auch die Vollmacht zur Erhebung derselben, hat in dem 
betreffenden Einlagsbuch selbst mittelst der eigenhändigen, von 
zwei mitunterfertigten Zeugen bestätigten Unterschrift des ur- 
sprünglichen Einlegers und seines Rechtsnachfolgers oder Macht- 
habers zu geschehen. 

§ 31. Bezüglich der Amortisation eines in Verlust geratenen 
Sparkassabüchels gelten die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen. 

Nach erfolgter Amortisierung ist der Einleger berechtigt, von 
dem Direktionsrate die Ausstellung eines Dupplikates des Einlags- 
buches zu verlangen. 
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§ 32. Rückzahlungen von Einlagen können bis zum Betrage 
von fünfzig Gulden österr. Wahr, sogleich gefordert werden. Für 
höhere Beträge ist jedoch, falls der Kassastand die sogleiche Be- 
zahlung nicht gestattet, eine vorausgegangene Kündigung erfor- 
derlich, und zwar muss dieselbe bis zum Betrage von einhundert 
Gulden 14 Tage, bis zu fünfhundert Gulden einen Monat und bei 
Beträgen bis zu fünftausend Gulden drei Monate und über fünf- 
tausend Gulden sechs Monate früher erfolgt sein. 

Ebenso ist die Sparkassa berechtigt, die Einlagen zu kündigen. 
Die Kündigungsfrist beträgt — ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Einlage — drei Monate und ist vom letzten Tage des Monates 
an, in welchem sie erfolgt, zu rechnen. Die Kündigung ist der 
Person des Einlegers oder, falls dessen Aufenthalt nicht bekannt 
wäre, durch dreimalige Einschaltung in den für die Verlautbarungen 
der Sparkassa bestimmten öffentlichen Blättern bekannt zu geben. 
Gekündigte Einlagen werden vom Ablaufe der Kündigungsfrist ab 
nicht mehr verzinst. 

Vom 1. Januar 1887 an wird die weitere Verzinsung solcher 
Spareinlagen, die dreissig oder noch mehr Jahre hindurch verzinst 
und während dieser Zeit vom Spareinleger durch Behebung an 
Zinsen oder Kapital nicht verändert worden sind, seitens der Spar- 
kassa von Amtswegen eingestellt. 

Das Recht zur Rückforderung der Sparkassa-Einlagen er- 
lischt durch Verjährung binnen 40 Jahren. 

Die Verjährung wird durch Behebung der Zinsen oder eines 
Teiles derselben oder des Kapitales seitens des Einlegers unter- 
brochen. 

§ 33. Der Direktionsrat ist berechtigt, für andere Spareinlage- 
formen (Kontokorrent-, Chek-Einlagen u. s. w.), als die in diesem 
Abschnitte behandelten gewöhnlichen Spareinlagen, von den §§ 
25 bis 32 abweichende Bestimmungen zu erlassen. 

S. Von der Verwendung der in die Sparkassa zufliessenden Einkünfte. 

§ 34. 1. Die Sparkassa gewährt Hypothekardarlehen und 
übernimmt im Cessionswege Hypothekarforderungen bis höchstens 
zur Höhe jenes Betrages, welcher in der ersten Hälfte des unbe- 
lasteten, durch Schätzung oder unabhängig von derselben auf 
anderm Wege ausgemittelten Wertes der Hypothek gedeckt 
erscheint. 
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2. Sic leiht vornehmlich auf Hauser, welche aus der Ver- 
mietung, und auf Grundstücke, welche aus der Landwirtschaft 
einen sichern nachhaltigen Ertrag gewähren. 

Realitäten, die zu industriellen Zwecken verwendet werden, 
wie Mühlgebäude, Kabriksgebäude, sind für sich allein zur Beleihung 
nicht geeignet und können nur zur Verstärkung einer eben ge- 
nügenden Hypothek dienen. 

Auf Steinbrüche, Schauspielhäuser, dann Realitäten, welche 
kein Gegenstand der Exekution sind, werden keine Darlehen bewilligt. 

Auf Weingärten und andere Realitäten, deren Ertrag auf 
Anpflanzungen beruht, dürfen Hypothekardarlehen nur bis zu einem 
Drittel ihres Bodenwertes gegeben werden. 

Bei Belehnung von Waldungen wird lediglich der Boden- 
wert zu Grunde gelegt. Ziergärten können nur bis zum Drittel 
ihres Bodenwertes belehnt werden. 

3. Die Gebäude müssen bei einer in Österreich -Ungarn 
akkreditierten Feuer-Assekuranz-Gesellschaft versichert sein. Als 
Verstärkung einer Hypothek können auch unversicherte Wohn- oder 
Wirtschaftsgebäude angenommen werden. 

4. Als Massstab des Schätzungswertes kann bei Grund- 
stücken der zwanzigfache (bei Weingärten und anderen An- 
pflanzungen der fünfzehnfache) Betrag des Katastralreinertrages 
der Hypothek ; bei Gebäuden, welche der Hauszinssteuer unterliegen, 
jener Betrag, welcher sich ergiebt, wenn von dem nachgewiesenen 
oder voraussichtlichen Durchschnittserträgnisse ein Drittel abge- 
zogen und der Rest zu fünf Perzent kapitalisiert u'ird, angenommen 
werden. Der Wert derjenigen Gebäude, welche nicht der Haus- 
zinssteuer unterliegen, wird durch Schätzung bestimmt. 

5. Bei Darlehen an Pflegebefohlene hat der Vormund, be- 
ziehungsweise Kurator, die Nachweisung der obervormundschaft- 
lichen Genehmigung beizubringen. 

6. Bei Darlehen an (politische oder kirchliche) Gemeinden muss 
die Genehmigung der Aufnahme von Seite der Aufsichtsbehörde, 
insofeme sie nach den bestehenden Vorschriften erforderlich ist, 
nachgewiesen werden. 

7. Die zur Sicherstellung eines Darlehens angebotene Hypothek 
kann nur als ein Ganzes angenommen werden. Bei gemeinsamem 
Eigentum findet die Gewährung eines Darlehens nur dann statt, 
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wenn das zu verpfändende Besitztum als Ganzes zur Hypothek be- 
stellt und die Zustimmung aller Teileigentümer nachgewiesen wird. 

8. Die Gesuche der Darlehenswerber müssen folgende Angaben 
enthalten : 

a) Name, Stand und Wohnort der Partei; 

b) Betrag des angesprochenen Darlehens; 

c) Bezeichnung der Hypothek; 

d) Rangordnung, in welcher das Darlehen sichergestellt werden soll ; 

e) Wert der Hypothek. 

Ab Behelfe des Gesuches dienen: der Grundbuchsauszug; 
die Steuerbüchel oder Zertifikate der Steuerämter, aus welchen 
zu ersehen ist, welcher Betrag an Grund- oder Hausklassen- oder 
Haus-Zinssteuer, ohne Zuschläge, auf die Hypothek entfällt; bei 
Häusern (ausserhalb Hermannstadt) ein Zeugnis über den Bau- 
zustand und bei Zinshäusern noch die Nachweisung des Zinser- 
trägnisses wenn möglich für mehrere Jahre; bei allen Realitäten 
die amtlichen Bestätigungen (Steuerbüchel) über die Abstattung 
der im vorangegangenen Jahre schuldigen Steuerrate, sowie die 
Quittungen über die Zahlung der letztfälligen Zinsen von den dem 
Sparkassa-Darlehen etwa vorangehenden Satzposten. 

9. Zu den auszustellenden Schuldurkunden werden die For- 
mularien von der Anstalt abgegeben. 

Die Schuldurkunde muss sämtliche Verbindlichkeiten des 
Schuldners, darunter auch die Verpflichtung, alljährlich die auf 
der hypothezierten Realität haftenden Steuern, die Zinsen von den 
der Forderung der Sparkassa etwa vorangehenden Satzposten, 
sowie die Assekuranzprämie oder Umlage für die gegen Feuer- 
schaden versicherten Realitäten zu entrichten, enthalten und mit 
allen für die Intabulationsfahigkeit vorgeschriebenen Erfordernissen 
versehen sein. 

10. In der Schuldurkunde ist jedem Teile eine halbjährige 
Kapitalskündigung vorzubehalten, dann die Verzinsung in halb- 
jährigen Anticipativraten und das Recht der Sparkassa zu bedingen, 
das Kapital ohne weitere Aufkündigung einzufordern, wenn der 
Schuldner den im Schuldschein ausgedrückten Verpflichtungen 
nicht nachkommt oder wenn eine die Sicherheit der Forderung 
gefährdende Änderung in der Wertbeschaffenheit der Hypothek 
eintritt 
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11. Der Direktionsr.it hat die formalen Erfordernisse der 
Schuldurkunde festzusetzen, sowie die Massregeln zur Überprüfung 
der Hypothek und Überwachung der vom Schuldner einge- 
gangenen Verpflichtungen zu ergreifen. Er soll auch, um die den 
Schuldnern zur Last fallenden Kosten des Einschreitens um die 
Darlehensbewilligung, sowie der Ausfertigung und Intabulation 
des Schuldscheines nach Thunlichkeit zu massigen, mit einem oder 
im Erfordernisfall mit mehreren Advokaten feste Taxen für die 
Besorgung dieser Geschäfte vereinbaren und hiervon den Dar- 
lehenswerbem Mitteilung machen. 

12. Die von der Sparkassa gegebenen Hypothekardarlehen 
sind stets höher zu verzinsen, als die bei ihr gemachten Spar- 
einlagen. Der Zinsfuss der Hypothekardarlehen wird von dem 
Direktionsrat bestimmt. 

13. Von säumigen Schuldnern, die über ein halbes Jahr mit 
der Zinsenzahlung im Rückstände sind, sind vom Fälligkeitstermine 
an 8°/, von den Zinsen als Verzugszinsen zu erheben. 

14. Bei ganzer oder teilweiser Kapitalsrückzahlung findet kein 
Rückersatz der bereits eingezahlten Zinsen statt. 

Wird vom Schuldner ohne die vorausgegangene sechsmonat- 
liche Kündigung das Kapital ganz oder teilweise zurückgezahlt, 
so müssen dennoch die Zinsen bis zum vertragsmässigen Kündi- 
gungstermin entrichtet werden, insoferne diese nicht schon durch 
die zuletzt vorhinein geleistete Zahlung der laufenden Zinsen be- 
glichen sind. 

15. Auf Verlangen der Darlehenswerber können auch An- 
nuitätsdarlehen in durch 100 teilbaren Beträgen gewährt werden, 
nach einem von der Generalversammlung zu genehmigenden Til- 
gungsplane. 

§ 35. Wenn durch Gewährung von Hypothekardarlehen (§ 34) 
der disponible Fond nicht erschöpft werden sollte, so kann der 
Direktionsrat : 

a) kurzfristige Darlehen an kreditfähige Geldinstitute (Vorschuss- 
vereine, Sparkassen u. s. w.) sowie an andere ins Handels- 
register eingetragene Vereinigungen (Genossenschaften, Aktien - 
gesellschaften) unter solidarischer Mitverpflichtung von min- 
destens zwei zahlungsfähigen Bürgen geben ; bei Vereinigungen 
(Geldinstituten oder anderen Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
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nossenschaften), welche auf der unbeschränkten Solidarhaftung 
ihrer Mitglieder beruhen, kann der Direktionsrat auch von 
einer besondern solidarischen Mitverpflichtung eines oder 
mehrerer Wechselverpflichteten absehen; 

ferner kann der Direktionsrat Geschäftsleuten, insbesondere 
protokollierten Firmen gegen hypothekarische oder ander- 
weitige Sicherstellung einen offenen Kredit einräumen, der bei 
Verpfändung von Gold- und Silbermiinzen oder zur Belehnung 
zugelassenen Wertpapieren bis zum belehnbaren Betrage in 
laufender Rechnung, bei Hypotheken bis zur ersten Hälfte 
ihres Wertes in laufender Rechnung oder durch eigene oder 
girierte Wechsel der betreffenden Firma, in der zw'eiten Hälfte 
ihres Wertes jedoch nur durch Wechsel mit noch einer oder 
zwei guten Unterschriften ausgenützt werden kann, sowie in 
einer Anstellung oder einem Renten- oder Pensionsbezuge 
befindlichen Personen bis zur Höhe des exequierbaren Ge- 
halts-, Renten- oder Pensionsbezuges Vorschüsse erteilen, wenn 
dieselben durch Verpfändung des fixen Bezuges, sowie durch 
Übergabe einer Todesfalls-Versicherungs-Polizze und Bürg- 
schaft sichergestellt sind; 

b) Darlehen auch auf Gold- und Silbermünzen, dann auf Staats-, 
sowie andere von dem Direktionsrate zur Belehnung zuge- 
lassene, an der Wiener oder Budapester Börse notierte Wert- 
papiere, jedoch höchstens auf die Dauer eines halben Jahres 
gewähren. Nach Ablauf dieser Frist kann von dem Schuldner 
um die Prolongation seines Darlehens nachgesucht werden. 

Der Zinsfuss, sowie die anderen Modalitäten, unter denen 
die sub a) und b) bezeichneten Darlehen zu verabfolgen sind, 
werden jeweilig vom Direktionsrate festgestellt. 

Demselben steht es auch zu, die Provisionen für Bankge- 
schäfte auf fremde Rechnung oder Gefalligkeitsdienste (wie Inkasso- 
geschäfte, Übernahme von Depositen u. s. w.) zu bestimmen. 

§ 36. Ausserdem können disponible Fonds zum Ankäufe ver- 
zinslicher, an der Wiener oder Budapester Börse notierter Wert- 
papiere verwendet werden (§ 10, Punkt 5). 

§ 37. Von dem bei dem Rechnungsabschlüsse sich zeigenden 
Überschüsse, welcher sich aus der nutzbringenden Verwendung der 
Einlagen und des Reservefondes nach Gutschreibung der den Ein- 
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legern gebührenden, sowie der auf das Griindungsvcrmögen ent- 
fallenden Zinsen und Zinseszinsen, dann nach Abschlag der Ver- 
waltungskosten und sonstigen Auslagen ergiebt, werden 10 bis 
50°, o dem Reservefond zugeführt, der Rest aber nach dem Be- 
schlüsse der Generalversammlung zu wohlthätigen und gemein- 
nützigen Zwecken für Hermannstadt verwendet. 

Etwa eingehende Geschenke werden ganz dem Reservefonde 
zugewiesen. 

C. Von der Fora der Sparkasea-Geschäflsfuhning. 

§ 38. Der Direktionsrat ist verpflichtet, die Bargelder, Ur- 
kunden und andern Wertpapiere, wie auch die Depositen durch pünkt- 
liche Hinterlegung in die feuersichere Kassa zu besorgen, und hat 
die Kassa unter zweifacher Sperre gehalten zu werden. Der eine 
Schlüssel wird vom Institutsdirektor und der zweite von dem Kassier 
oder dessen vom Direktionsrate bestellten Substituten verwahrt. 

§ 39. Das Sparkassa-Verwaltungsjahr fallt mit dem Sonnen- 
jahr zusammen. 

Der Direktionsrat ist verpflichtet, für die regelmässige Buch- 
führung Sorge zu tragen. Er hat am Schlüsse jedes Verwaltungs- 
jahres über die Gebahrung der Sparkassa Rechnung zu legen und 
die Bilanz nach folgenden Bestimmungen zusammenzustellen : 

a) das Gesellschaftsvermögen ist in dem Werte aufzunehmen, 
welcher dem Werte der einzelnen Gegenstände am letzten 
Tage des Geschäftsjahres entspricht; 

b) die Wertpapiere mit Kurs sind höchstens nach jenem Kurse 
aufzunehmen, welchen sie am letzten Tag des Geschäfts- 
jahres haben; 

c) das Stammkapital und der Reservefond hat unter die Passiva 
eingestellt zu werden; 

d) zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen 
Werte anzusetzen, uneinbringliche Forderungen aber abzu- 
schreiben ; 

e) der nach Vergleichung des Aktiv- und Passivstandes sich er- 
gebende Gewinn oder Verlust soll am Schlüsse der Bilanz 
besonders angemerkt werden. 

Der Direktionsrat hat endlich bezüglich der Verwendung des 
Reinerträgnisses Anträge zu stellen. 
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Die Rechnung und die dazu gehörigen Anträge müssen stets 
bis längstens Ende Februar des nächstfolgenden Jahres dem Auf- 
sichtskomite vorgelegt werden, welches nach vorausgegangener 
Prüfung darüber alljährlich den gesetzlich vorgeschriebenen und 
zu veröffentlichenden Bericht (§ 198 des Ungar. Handelsg.) zu er- 
statten hat 

Ausserdem ist der Direktionsrat verpflichtet nicht nur die 
durch die Instruktion vorgeschriebenen Rechnungsabschlüsse inner- 
halb des Jahres zu machen und dem Aufsichtskomitö vorzulegen, 
sondern demselben auch auf sein jedesmaliges Verlangen die erfor- 
derlichen Aufschlüsse über den Stand der Sparkassa in erschöpfender 
Weise zu geben. 

§ 40. Beschwerden gegen die Gebahrung der Sparkassa und das 
persönliche Benehmen der dabei angestellten Beamten sind, wofern 
sie nicht zur Kompetenz der Zivil- oder Strafgerichte gehören, 
bei dem Direktionsrate anzubringen, welcher darüber Abhilfe 
schafft ln besonders wichtigen Fällen hat derselbe an die nächste 
Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

Beschwerden gegen den Direktionsrat können bei der Ge- 
neralversammlung vorgebracht werden. 

IV. Vom Reservefond. 

§ 41. Zur Deckung etwaiger, ohne Verschulden oder Fahrlässig- 
keit der Verwaltungsorgane entstandener Verluste ist in erster Reihe 
der Reservefond bestimmt welcher fortdauernd neue Zuflüsse erhält. 

§ 42. Die zum Reservefonde gehörigen Kapitalien sind nach 
den in den §§ 34, 35, 36 und 37 enthaltenen Bestimmungen oder 
als Sparkassa-Einlagen nutzbringend zu machen. 

Der Generalversammlung steht jedoch das Recht zu, einen 
Teil derselben auch zum vorteilhaften Ankäufe von Realitäten zu 
verwenden. 

Auf diesem Wege erworbene Realitäten dürfen nur mit Ein- 
willigung der Generalversammlung wieder verkauft werden. 

Baufuhrungen, welche einen Aufwand von mehr als 10,000 
Gulden erfordern, bedürfen der Genehmigung der Generalver- 
sammlung. 

Das Reinerträgnis des Reservefondes wächst demselben zu, 
inwieweit die Generalversammlung nicht anderweitig darüber verfügt. 

ia 
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V. Änderung der Statuten und Auflösung 
des Vereines. 

§ 43. Die Generalversammlung ist berechtigt, diese Statuten 
unter Beobachtung der im 37. Ges.-Art. von 1875 (ung. Hand.-Ges.-B.) 
vorgeschriebenen Bestimmungen erforderlichen Falles abzuändem. 

Änderungen der Statuten haben ebenso, wie Änderungen der 
Verzinsungsmodalitäten fiir Spareinlagen oder Darlehen — insofern 
die abändemde Bestimmung nicht selbst eine Ausnahme macht 
— auch rücksichtlich der bereits bestehenden Spareinlagen oder 
Darlehen verbindende Kraft. Dem Spareinleger oder Sparkassa- 
schuldner, der mit der Änderung nicht einverstanden ist, steht es 
frei, seine Einlage herauszuziehen oder seine Schuld zurückzuzahlen, 
widrigenfalls er sich der Änderung unterwerfen muss. 

§ 44. Sollte sich der Sparkassa -Verein auflösen oder einer der 
im § 247 des ungar. Handl.-Ges.-B. vorgesehenen Falle eintreten, 
so verfügt die letzte Generalversammlung mit Zweidrittel-Majoritat 
darüber, was nach erfolgter Befriedigung der Sparkassaglaubiger 
und Gründungsanteile samt Zinsen mit dem noch übrigen Spar- 
kassavermögen zu geschehen hat — Dasselbe darf jedoch nur zu 
wohlthätigen oder gemeinnützigen Zwecken für Hermannstadt ver- 
wendet werden. 

Für den Fall einer Liquidation gelten die darüber im Handels- 
gesetzbuche vorgesorgten Vollzugsbestimmungen. 


(Über Beschluss des Hermannstädter k. Gerichtshofes ddto 26. Oktober 1876, 
Zahl 6254/civ. wurde die Firma: .Hermannstädter allgemeine Sparkasse' 
ins neue Firmen -Protokoll eingetragen.) 
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Statuten aus dem Jahre 1887. 

(Gütig Mit 1887). 


I. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Die Hermannstädter allgemeine Sparkassa hat den Zweck, 
der Kapitalsansammlung zu dienen und überhaupt Jedermann Ge- 
legenheit zur schnellen und sichern Anlegung und Verzinsung von 
Ersparnissen darzubieten, dadurch den Geist der Arbeitsamkeit 
und Sparsamkeit zu beleben, noch so geringfügige, einzeln für den 
öffentlichen Verkehr unfruchtbare kleine Geldsummen durch ihren 
Zusammenfluss in nutzbringenden Umlauf zu setzen, und nach Thun- 
lichkeit dem Kealkredit förderlich zu sein. 

§ 2 Der auf unbestimmte Zeit gegründete Verein ist eine 
Aktiengesellschaft, hat seinen Sitz in Hermannstadt und bedient 
sich in seinen Zeichnungen der Firma: , Hermannstad ter allge- 
meine Sparkassa'. Der Direktionsrat übertragt die Firmaführung 
an vier seiner Mitglieder und an zwei der Institutsbeamten. Zur 
Gültigkeit der Firmazeichnung ist stets die Unterschrift von zwei 
mit der Firmazeichnung betrauten Direktionsratsmitgliedern oder 
mindestens einem dieser Mitglieder und einem zur Firmierung be- 
rechtigten Institutsbeamten erforderlich. 

§ 3. Alle zufolge der bestehenden gesetzlichen Anordnungen 
dem Vereine obliegenden Verlautbarungen haben durch das Amts- 
blatt der Staatsregierung ( , Budapcsti Közlöny'), die .Wiener 
Zeitung* und das .Siebenb -Deutsche Tageblatt' zu erfolgen. 

II. Von dem Stammkapital, den Mitgliedern und 
Organen des Vereines. 

(j 4. In Anbetracht der Grösse des Reservefonds (462,666 fl. 
43 kr. ö. W. laut Bilanz vom 31. Dezember 1886) genügt der bis- 
herige Gründungsfond. 
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Das Stammkapital oder der Gründungsfond besteht aus 
5000 fl., die in 100 unteilbare Aktien a 50 fl. zerlegt und voll 
eingezahlt sind. 

Der eingezahlte Betrag kann, so lange die Hermannstädter 
allgemeine Sparkassa besteht, von dem Aktionär nicht zuriickge- 
fordert werden. 

Mit der Aktie ist der Anspruch auf eine Verzinsung aus dem 
Reingewinne verknüpft, welche — mit Ausschluss jeder Super- 
dividende — den höchsten Sparcinlagenzinsfuss der Sparkassa 
nicht übersteigen darf. 

§ 5. Jede Aktie lautet auf einen bestimmten Namen und wird 
unter Angabe des Namens und Wohnortes ihres Besitzers in das 
Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen. 

Nur wer im Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen ist, 
wird der Gesellschaft gegenüber als Eigentümer der Aktie ange- 
sehen und ist daher Mitglied des Sparkassa -Vereines. 

Die nach den älteren Vereinsstatuten aufgenommenen Mit- 
glieder werden, da sie ihre Anteile voll eingezahlt haben, in das 
Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen. 

Die Aktie kann nur nach vorhergegangener Anzeige an den 
Direktionsrat und mit Einwilligung der Generalversammlung, welche 
hierüber mittelst geheimer Abstimmung entscheidet, auf eine andere 
Person übertragen werden. 

Die Erlaubnis, eine Aktie zu erwerben, kann auch im Voraus 
bei der Generalversammlung angesucht und erteilt werden. 

Ein Mitglied der Gesellschaft kann mit Zustimmung des 
Direktionsrats — vorbehaltlich des Rechtes der Generalversamm- 
lung, hierüber endgiltig zu entscheiden — auch zwei Aktien er- 
werben, führt jedoch auch in diesem Falle nur eine Stimme. 

Wenn das Eigentum der Aktie, nach erfolgter Zustimmung 
der Gesellschaft, auf einen andern übergeht, so ist dies im Aktien- 
buche zu bemerken. 

§ 6. Ein jedes Mitglied ist berechtigt, für seine Person an 
der Generalversammlung stimmberechtigt teilzunehmen, in den 
Direktionsrat oder in das Aufsichtskomite berufen zu werden, jeder- 
zeit in sämtliche Bücher, Akten und Korrespondenzen Einsicht zu 
nehmen und beim Aufsichtskomite seine Erinnerungen einzubringen. 

Dagegen ist jedes Mitglied zur gewissenhaften Befolgung 
aller in den Statuten enthaltenen Bestimmungen verpflichtet und 
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haftet mit seiner Aktie, neben dem bereits vorhandenen Reserve- 
fonde der Sparkassa, für die sämtlichen Verbindlichkeiten derselben. 

In allen Fällen hat indes in erster Reihe der Reservefond 
herangezogen zu werden. 

Streitigkeiten zwischen der Gesellschaft und dem einzelnen 
Aktienbesitzer entscheidet ein im Sinne des durch Gesetz-Artikel 
1881 : LIX. abgeänderten Gesetz-Artikel 1868 : LIV. Titel 9, Ka- 
pitel 3 gewähltes Schiedsgericht. 

§ 7. Die Angelegenheiten des Vereins werden besorgt: 

1. durch die Generalversammlung als Gesamtheit aller Vereins- 
mitglieder ; 

2. durch den Direktionsrat ; 

3. durch die aus dem Direktor, Kassier und Rechtskonsulenten 
bestehende Direktion und die übrigen Beamten; 

4. durch das Aufsichtskomitö. 

1. Die Generalversammlung. 

§ 8. Die Generalversammlung besteht aus den zu ihrer Ab- 
haltung persönlich erschienenen Vereinsmitgliedem und ist die 
ordentliche Generalversammlung alljährlich wenigstens einmal auf 
einen mindestens 8 Tage früher durch die im § 3 bezeichneten 
Blätter allgemein bekannt zu machenden Tag längstens bis Ende 
März in Hermannstadt von dem Direktionsrat unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung einzuberufen. 

Es steht jedoch sowohl dem Direktionsrate als auch dem Auf- 
sichtskomite sowie dem Vereinsvorstande frei, bei besonderem An- 
lasse auch eine ausserordentliche Generalversammlung in eben 
derselben Weise einzuberufen. 

Selbst den Vereinsmitgliedem steht es zu, die Einberufung 
der Generalversammlung jederzeit zu verlangen, wenn wenigstens 
zehn derselben durch ihre Unterschrift und mit Angabe des Zweckes 
dieses Verlangen stellen. 

Gültige Beschlüsse können aber immer nur über die in der 
Tagesordnung bekannt gegebenen Gegenstände gefasst werden, 
ausgenommen über solche Anträge, welche die Neueinberufung der 
Versammlung bezwecken. 

§ 9. Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit von min- 
destens einem Dritteile der sämtlichen Vereinsmitglieder be- 
schlussfähig. 
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Bei Abgang dieser Zahl hat eine neue Generalversammlung 
einberufen zu werden, hinsichtlich deren indes eine auch nur 
3 Tage früher erfolgende öffentliche Kundmachung genügt. 

Die zum zweitenmale einberufene Versammlung ist für die auf 
der ursprünglichen Tagesordnung enthaltenen Gegenstände ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

$ 10. Der Generalversammlung sind zur Beschlussfassung aus- 
schliesslich Vorbehalten : 

1. Die Wahl und Enthebung des Direktionsrates, des Auf- 
sichtskomitös, des Instituts-Direktors; 

2. die Überprüfung und Genehmigung der Jahresrechnung 
und Bilanz; 

3. die Verhandlung über den Jahresbericht des Aufsichts- 
komites und die Erteilung des Absolutoriums ; 

4. die Bestimmung der Höhe der aus dem reinen Einkommen 
abzüglich der Dividende (Verzinsung) der Aktien an den Reserve- 
fond abzugebenden Zuflüsse, welche jedoch nicht unter 10% und 
nicht über 50% betragen sollen, sowie die endgiltige Verfügung 
über den noch erübrigenden Rest des jährlichen Reineinkommens 
zu wohlthätigen und gemeinnützigen Zwecken für Hermannstadt; 

5. die Systemisierung der Stellen und Feststellung der Ge- 
halte von Institutsbeamten, insoferne diese Stellen auf Lebensdauer 
besetzt werden und mit dem Rechte des Pensionsbezuges ver- 
knüpft sind, die Bestimmung der Remuneration für die Aufsichts- 
räte und der Werthöhe der Präsenzmarken; 

6. die Schlussfassung über Abschreibung von uneinbringlichen, 
1000 fl. überschreitenden Forderungen, sowie über die gegen 
Direktionsrat und Aufsichtskomite aus irgend welchem Grunde 
geltend zu machende Verantwortlichkeit und über alle zu solchem 
Endzwecke einzulcitende Schritte; 

7. die Entscheidung über Beschwerden gegen den Direktions- 
rat und über Beschwerden der Beamten gegen die vom Direktions- 
rate verfugte Dienstesenthebung; 

8. die Bewilligung zur Übertragung der Aktie an eine andere 
Person (§ 5); 

9. die Abänderung der Statuten; 

10. die Beschlussfassung Uber die Auflösung des Vereines. 
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§ 11. Zur Gültigkeit eines Beschlusses oder einer Wahl ist 
absolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit hat der Vorsitzende eine entscheidende 
Stimme. 

Alle Waiden erfolgen durch geheime Abstimmung. Falls bei 
einer Wahl die absolute Stimmenmehrheit nicht erreicht wird, hat 
zwischen den beiden Personen, welche die meisten Stimmen er- 
hielten, eine engere Wahl stattzufinden. 

2. Der Direktionsrat und die Direktion. 

§ 12. Der Direktionsrat besteht aus dem Vereinsvorstande 
und zehn Direktionsraten einschliesslich des Institutsdirektors, 
welche, mit Ausnahme des letzteren lebenslänglich Bestellten, von 
der Generalversammlung auf 6 Jahre gewählt werden. 

Von den Direktionsratsmitgliedern hat eines stets ein rechts- 
kundiges zu sein. 

Von der Wählbarkeit in den Direktionsrat oder das Auf- 
sichtskomite sind ausgeschlossen jene Personen, welche miteinander 
oder mit einem Beamten der eigenen Anstalt bis zum zweiten 
Grade verwandt oder verschwägert, ebenso Personen, welche Beamte 
eines andern Hermannstädter Geldinstitutes sind Es scheiden in 
jedem zweiten Jahre diejenigen Direktionsratsmitglieder aus, deren 
sechsjährige Mandatsdauer abgelaufen ist. Die ausgeschiedenen 
Mitglieder sind wieder wählbar. 

Ausser den Direktionsratsmitgliedern werden zwei Ersatz- 
männer gewählt, welche nach Massgabe der auf sie gefallenen 
Stimmenanzahl in die erledigten Direktionsratsstellen mit der 
Mandatsdauer jenes Mitgliedes eintreten, an dessen Stelle sie 
einrucken. 

§ 13. Der Direktionsrat vertritt die .Hermannstädter all- 
gemeine Sparkassa ‘ Behörden und dritten Personen gegenüber. 

Er fuhrt die ganze Verwaltung der Sparkassa, setzt die Ge- 
schäftsordnung, Dienstinstruktionen und Vollzugsvorschriften fest, 
bestimmt die Höhe des Zinsfusses und die Verzinsungsmodalitäten 
für Spareinlagen und Darlehen (die Hypothekardarlehen inbegriffen), 
beschüesst die Emission von Pfandbriefen und bestimmt deren 
Zinsfuss, sowie die Maximalziffer, bis zu welcher der Direktion der 
Ankauf von Wertpapieren gestattet wird, ernennt, suspendiert und 
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entlässt erforderlichenfalls die lebenslänglich angestellten Instituts- 
beamten (mit Ausnahme des Institutsdirektors), sowie das erforder- 
liche Hilfspersonale. Ihm steht bei Gefahr im Verzüge auch die 
Suspendierung des Direktors zu. 

Änderungen der Verzinsungsmodalitäten für Spareinlagen 
oder Darlehen haben — insofeme die abändernde Bestimmung 
nicht selbst eine Ausnahme macht — auch rücksichtlich der be- 
reits bestehenden Spareinlagen oder Darlehen verbindende Kraft. 
Dem Spareinleger oder Sparkassaschuldner, der mit der Änderung 
nicht einverstanden ist, steht es frei, seine Einlage herauszuziehen 
oder seine Schuld zurückzuzahlen, widrigenfalls er sich der Än- 
derung unterwerfen muss. 

§ 14 Der Direktionsrat hat sich in allem an die Statuten 
des Vereines und an die Beschlüsse der Generalversammlung 
zu halten. 

Die Direktionsräte sind für ihre Beschlüsse und Verfügungen 
verantwortlich und hat eine Entlastung des Einzelnen nur unter 
den Voraussetzungen des § 191 des ung. Hand.-G.-B. statt. 

Die dienstlichen Obliegenheiten der Sparkassa-Beamten und 
die Geschäftsordnung in der Sparkassa werden durch besondere, 
von dem Direktionsrate zu entwerfende Instruktionen geregelt und 
festgestellt. Diese Dienstesvorschriften sind bei sonstiger Disziplinar- 
behandlung genau einzuhalten. 

§ 15. Der Vereinsvorstand fuhrt den Vorsitz in den Sitzungen 
der Generalversammlung sowie des Direktionsrates. 

Im Falle seiner Verhinderung wird der Vereinsvorstand durch 
das von ihm hiezu bestellte, eventuell das an Lebensjahren älteste 
Mitglied des Direktionsrates vertreten. 

Zur Protokollsführung ist aus der Mitte des Direktionsrates 
ein Schriftführer zu bestellen, welcher, ausser den Präsenzmarken, 
für seine Mühewaltung eine von dem Direktionsrate zu bestimmende 
Remuneration erhalt. 

§ 16. Der Direktionsrat hat sich jeden Monat einmal zu 
versammeln, kann aber vom Vorsitzenden entweder aus eigenem 
Antriebe oder auf Verlangen des Institutsdirektors oder von 
wenigstens drei seiner anderen Mitglieder ausserordentlicherweise 
zusammenberufen werden. Zu seiner Beschlussfähigkeit ist er- 
forderlich, dass ausser dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter 
wenigstens fünf Mitglieder anwesend seien. 
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Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmehrheit ge- 
fasst und die Stimme des Vorsitzenden ist hiebei stets mitzuzählen. 
Bei Stimmengleichheit wird der Antrag zum Beschluss erhoben, 
welchem der Vorsitzende zustimmt. 

Die Sitzungsprotokolle sind von allen anwesenden Mitgliedern 
zu unterfertigen. 

Die Mitglieder des Direktionsrates beziehen keine feste Be- 
soldung, sondern erhalten für ihre Mühewaltung Präsenzmarken. 

§ 17. Der Direktionsrat kann die Direktion, nämlich den In- 
stitutsdirektor gemeinschaftlich mit dem Kassier und Rechts- 
konsulenten ermächtigen, erstsätzliche Hypothekardarlehen (§ 52) 
bis zum Betrage von 500 fl., sowie kurzfristige Darlehen den im 
§ 53 lit. a) bezeichneten Schuldnern innerhalb des denselben vom 
Direktionsrate eingeräumten Kredites und Vorschüsse auf Gold- 
und Silbermünzen oder die vom Direktionsrate als belelmbar 
bezeichneten Wertpapiere (§ 53) zu gewähren. 

Wichtigere Angelegenheiten, wie die Feststellung oder Ab- 
änderung des Zinsfusses, der Geschäftsordnung und Dienstinstruk- 
tionen, sowie auf die Besetzung von Amts- und Dienststellen und 
die Abänderung der Statuten bezügliche Vorschläge sind, bevor 
sie im Schosse des Direktionsrates den Gegenstand einer ent- 
scheidenden Verhandlung bilden, vom Institutsdirektor gemein- 
schaftlich mit dem Kassier und Rechtskonsulenten zu erwägen. 
Den Verhandlungen des Direktionsrates über solche Angelegen- 
heiten, rücksichtlich welcher eine Einigung zwischen dem Instituts- 
direktor, Kassier und Rechtskonsulenten nicht erzielt werden 
konnte, sind auch der Kassier und Rechtskonsulent mit beratender 
Stimme beizuziehen. 

3. Die Institutsbeamten. 

§ 18. Die Generalversammlung wählt den Instituts-Direktor, 
der Direktionsrat die übrigen Institutsbeamten und sonstige Be- 
dienstete. 

Der Ernennung hat in der Regel die Ausschreibung eines 
Konkurses vorauszugehen. 

Selbst die zu bleibenden Anstellungen berufenen Beamten 
können während des ersten Jahres jederzeit, ohne dass sie einen 
Anspruch auf Abfertigung oder Entschädigung geltend machen 
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können, entlassen werden. Nach Ablauf dieses ersten Jahres wird 
die Anstellung definitiv und auch das erste Jahr in die Dienstzeit 
eingerechnet 

Beamte, welche erst nach zurückgelegtem fünfzigsten Lebens- 
jahre zur Bekleidung einer mit Pensionsberechtigung verbundenen 
Anstellung in der Sparkassa berufen worden sind, können keine 
Pension für sich, ebensowenig ihre Hinterbliebenen eine Witwen- 
oder Waisenversorgung beanspruchen. 

An der Spitze der Sparkassabeamten steht der Direktor. 

Den Kassabeamten obliegt gleich bei Antritt ihres Amtes die 
Verpflichtung zur Leistung einer ihrem Jahresgehalte gleichkom- 
menden Kaution. 

Dem Institutsdirektor und den Beamten ist nicht gestattet, 
der Sparkassa gegenüber in das Verhältnis des Schuldners zum 
Gläubiger zu treten. 

§ 19. Bleibend angestellte, durch Alter oder Krankheit dienst- 
unfähig gewordene Institutsbeamte haben nach 5-jahriger Dienstzeit 
Anspruch auf einen Ruhegehalt aus dem Institutsvermögen. Die 
Pensionen sind so zu bemessen, dass ihnen nach dreissigjähriger 
Dienstzeit der volle Gehalt belassen wird ; bei kürzerer Dienstdauer 
aber die Ziffer des ihnen zur Zeit ihrer Pensionierung zukommenden 
Gehaltes durch die Zahl 30 geteilt, der hiernach sich ergebende 
Quotient mit der Anzahl der Dienstjahre multipliziert und das 
Produkt ihnen sodann als Pension verabreicht wird. 

Wenn der Beamte vor Vollendung des fünften Dienstjahres 
dienstunfähig wird, kann die Generalversammlung demselben aus- 
nahmsweise, in Anbetracht ausserordentlicher Dienstleistungen des 
Beamten oder besonders berücksichtigungswürdiger Umstände, ein 
bis zwei Zehntel seines anrechenbaren Gehaltes als Pension be- 
willigen. 

Ebenso kann die Generalversammlung im Falle des Todes 
eines solchen Beamten der Witwe eine Versorgung, die nach 
1 — 2 Zehntel des Gehaltes des Gatten zu bemessen ist, und — 
sind Waisen vorhanden — für diese einen Erziehungsbeitrag be- 
willigen, der, ebenso wie die Witwenversorgung, nach den im § 20 
festgestellten Grundsätzen zu bemessen ist. 

Ein Beamter kann vor Vollendung der 30-jährigen Dienstzeit 
auch gegen seinen Willen von der Generalversammlung pensioniert 
werden. 
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Dienstunfähig gewordene Institutsamtsdiener sind pensions- 
fahig. Sie erhalten nach 10 — 20 Dienstjahren 1 „ nach 20 — 30 
Jahren ‘/i, nach 30—40 Jahren */»• über 40 Jahre hinaus aber 
den vollen Betrag ihres baren Lohnes. 

§ 20. Auf eine ständige Versorgung haben bloss jene Krau, 
beziehungsweise die ehelichen Kinder Anspruch, deren Gatte, 
beziehungsweise Vater in einer, die Pensionsberechtigung ge- 
währenden Anstellung mindestens 5 Jahre gedient hat. Die Witwe 
erhalt bis zu dem Betrage von 600 fl. der einrechenbaren Bezahlung 
des Gatten 50° „ derselben; wenn aber die einrechenbaren Bezüge 
des Gatten 600 fl. übersteigen, nach den ersten 600 fl. 50° o, nach 
dem, 600 fl. übersteigenden Teile aber 20° „ als Witwenversorgung. 
Die Versorgung der Witwe eines Institutsdieners besteht aus einem 
Drittel der letzten einrechenbaren Bezahlung des Gatten. 

Die Witwe, welche Anspruch auf ständige Versorgung hat, 
erhalt für jedes ihrer Kinder, und zwar für Knaben bis zu deren 
vollendetem 20 , für Mädchen bis zu deren vollendetem 18. Lebens- 
jahr, wenn dieselben von dem letztverstorbenen Gatten oder einem 
frühem, gleichfalls anspruchsberechtigten Gatten stammen, bis zur 
Erreichung des vorschriftsmässigen Alters einen Erziehungsbeitrag, 
welcher für das einzelne Kind ein Sechstel der der Mutter zu- 
kommenden Versorgung beträgt, für sämtliche Kinder jedoch 
den Betrag der Witwenversorgung nicht übersteigen darf. 

Elternlose, oder solche vaterlose Waisen, deren Mutter aus 
irgend einem Verwirkungsgrunde keine Versorgung bezieht, er- 
halten bis zur Erreichung des festgestellten Alters als Erziehungs- 
beitrag den anderthalbfachen Betrag des für vaterlose Waisen 
bestimmten Erziehungsbeitrages. 

Die Pensions- und Versorgungsbeträge sind aus den verfüg- 
baren Mitteln des Reservefondes zu bestreiten. 

4. Das Aufsichtskomit6. 

§ 21. Zur Ausübung der Kontrolle wird von der Generalver- 
sammlung ein aus drei Mitgliedern bestehendes Aufsichtskomitö 
auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Die Mitglieder des Aufsichtskomites können von der General- 
versammlung jedoch zu jeder Zeit ihres Amtes enthoben werden. 

§ 22. Das Aufsichtskomitc überwacht die ganze Geschäfts- 
führung des Institutes; es ist zu solchem Behufe berechtigt, sich 
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von dem Gang der Geschäfte Kenntnis zu verschaffen und die 
Bücher und Papiere des Vereines jederzeit einzusehen, wie auch 
den Kassastand zu untersuchen. 

Es hat die Jahresrechnung, die Bilanz und die Vorschläge 
für die Reingewinnverteilung zu prüfen und darüber alljährlich 
an die Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

In Ermangelung des erwähnten Berichtes kann die General- 
versammlung über die Verwendung des Reingewinnes überhaupt 
rechtsgültig nicht beschliessen. 

§ 23. Sobald das Aufsich tskomite in seiner Amtswirksamkeit 
gesetz- oder statutenwidrige Handlungen oder die Interessen 
des Institutes schädigende Unterlassungen und Missbrauche wahr- 
nimmt, ist es verbunden, die Generalversammlung sogleich ein- 
zuberufen. 

Die Mitglieder des Aufsichtskomite’s sind der Generalver- 
sammlung solidarisch zur Schadloshaltung verpflichtet, wenn sie 
die Erfüllung ihrer Pflichten versäumen. 

§ 24. Die Mitglieder des Aufsichtskomitc' s beziehen keine feste 
Besoldung, sondern erhalten für ihre Mühewaltung eine ent- 
sprechende Remuneration. 

III. Von der Gebahrung der Sparkassa. 

I. Spareinlagen. 

§ 25. Einlagen in die Sparkassa können in beliebigem Betrage 
unter Angabe eines Namens oder einer sonstigen Bezeichnung 
gemacht werden Jedoch wird dem Direktionsrate das Recht Vor- 
behalten, ausnahmsweise einen Maximalbetrag festzustellen, über 
welchen einzelne Einlagen nicht angenommen werden dürfen. 

In ein und dasselbe Einlagebüchel können auch mehrere Ein- 
lagen eingetragen und darin bestätigt werden. 

Die von der Sparkassa ausgestellten Einlagebüchel haben 
die fortlaufende Zahl des Hauptbuches, den vom Einleger ange- 
gebenen Namen oder die Bezeichnung, das Datum jeder einzelnen 
Einlage oder Rückzahlung, die Nummer, unter welcher jede einzelne 
Einlage verbucht ist, und den Betrag jeder Einlage oder Rück- 
zahlung nebst der Unterschrift von zwei Institutsbeamten zu enthalten. 

Die Einlagebüchel enthalten einen Auszug aus den Statuten. 
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§ 26. Die Sparkassa berechnet alle Einlagen und Zahlungen 
nach österreichischer Wahrung. 

§ 27. Der geringste, als Spareinlage annehmbare Betrag ist 
50 Kreuzer. Bruchteile eines Guldens werden nicht verzinst. 

§ 28. Mit Ende Dezember jeden Jahres w erden die fälligen und 
von den betreffenden Einlegern nicht behobenen Zinsen von der 
Sparkassa zum Kapital geschlagen und fortan verzinset, ohne 
dass diesfalls eine neuerliche Eintragung in den Einlagebüchein 
erforderlich ist. 

§ 29. Rückzahlungen von Einlagen erfolgen nur gegen Vor- 
weisung des über die Einlagen von der Sparkassa ausgestellten 
Büchels. 

Der Vorzeiger eines solchen Einlagcbüchels ist zum Em- 
pfange der Zahlungen durch dessen Besitz legitimiert, insofeme nicht 
ein gerichtliches Verbot diese Zahlung hemmt, oder der in die 
Bücher als Eigentümer der Einlage Eingetragene nicht darin unter 
Beifügung seiner Unterschrift den Vorbehalt ausgedrückt hat, dass 
die Einlage nur an ihn persönlich oder an seinen Cessionär oder 
schriftlich Bevollmächtigten geleistet werden soll. Dieser Vorbehalt 
ist in dem betreffenden Einlagebüchel ersichtlich zu machen. 

§ 30. Der Präsentant eines Einlagebüchels, welches den im 
vorigen § erwähnten Vorbehalt enthält, hat sich über seine Persön- 
lichkeit auszuweisen. 

Die Cession der mit diesem Vorbehalt gemachten Einlagen, 
sowie auch die Vollmacht zur Erhebung derselben, hat in dem 
betreffenden Einlagebüchel selbst mittelst der eigenhändigen, von 
zwei mitunterfertigten Zeugen bestätigten Unterschrift des ur- 
sprünglichen Einlegers oder seines Rechtsnachfolgers oder Macht- 
habers zu geschehen. 

§ 31. Bezüglich der Amortisation eines in Verlust geratenen 
Sparkassabüchels gelten die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen. 

Nach erfolgter Amortisation ist der Einleger berechtigt, die 
Ausstellung eines Duplikates des Einlagebüchels zu verlangen. 

§ 32. Rückzahlungen von Einlagen können bis zum Betrage 
von fünfzig Gulden österr. Wahr, sogleich gefordert werden. Für 
höhere Beträge ist jedoch, falls der Kassastand die sogleiche Be- 
zahlung nicht gestattet, eine vorausgegangene Kündigung erfor- 
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derlich, und zwar muss dieselbe bis zum Betrage von einhundert 
Gulden 14 Tage, bis zu fünfhundert Gulden einen Monat und bei 
Beträgen bis zu fünftausend Gulden drei Monate und über fünf- 
tausend Gulden sechs Monate früher erfolgt sein. 

Ebenso ist die Sparkassa berechtigt, die Einlagen zu kündigen. 
Die Kündigungsfrist betragt — ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Einlage — drei Monate und ist vom letzten Tage des Monats 
an, in welchem sie erfolgt, zu rechnen. Die Kündigung ist der 
Person des Einlegers oder, falls dessen Aufenthalt nicht bekannt 
wäre, durch dreimalige Einschaltung in den für die Verlautbarungen 
der Sparkassa bestimmten öffentlichen Blättern bekannt zu geben. 
Gekündigte Einlagen werden vom Ablaufe der Kündigungsfrist ab 
nicht mehr verzinst. 

Die weitere Verzinsung solcher Spareinlagen, die dreissig 
oder noch mehr Jahre hindurch verzinst und während dieser Zeit 
vom Spareinleger durch Behebung an Zinsen oder Kapital nicht 
verändert w orden sind, wird seitens der Sparkassa von Amtswegen 
eingestellt. 

Das Recht zur Rückforderung der Sparkassa-Einlagen er- 
lischt durch Verjährung binnen 40 Jahren. 

Die Verjährung wird durch Behebung der Zinsen oder eines 
Teiles derselben oder des Kapitales seitens des Einlegers unter- 
brochen. 

§ 33. Der Direktionsrat ist berechtigt, für andere Spareinlage- 
formen (Kontokorrent-, Chek-Einlagen u. s. w.), als die in diesem 
Abschnitte behandelten gewöhnlichen Spareinlagen, von den §§ 
25 bis 32 abweichende Bestimmungen zu erlassen. 

B. Pfandbriefe. 

§ 34. Um den Realkredit zu fordern, emittiert die .Hermann- 
städter Allgemeine Sparkassa' Pfandbriefe unter genauer Ein- 
haltung sämtlicher Bestimmungen des XXXVI. Gesetzartikels vom 
Jahre 1876. 

§ 35. Bezüglich der Gew'ährung von Pfandbriefdarlehen gelten 
die Bestimmungen des § 52 mit der Ausnahme, dass die Darlehen 
in Pfandbriefen von Seite der Sparkassa auch unaufkündbar sein 
können; sie können jedoch auch in diesem Falle ohne weiters 
zurückgefordert werden : 
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1. wenn der Schuldner den in der Schuldurkunde übernommenen 
Verpflichtungen nicht ordnungsmässig nachkommt; 

2. wenn eine Besitzveränderung bezüglich der Hypothek oder 
die Teilung der Schuld ohne ausdrückliche Bewilligung der 
Sparkassa oder eine Veränderung im Lastenstande der Hypo- 
thek ohne Verständigung der Sparkassa stattgefunden hätte ; 

3. wenn der Wert der Hypothek sich nach Ansicht der Spar- 
kassa in einer die statutenmässige Sicherheit des Darlehens 
bedrohenden Weise vermindert hat und der Schuldner den 
Abgang nicht sofort ergänzt. 

§ 36. Die Zuzählung der Darlehen erfolgt — je nach Über- 
einkunft mit dem Schuldner — in Barem oder in Pfandbriefen. 

§ 37. Die Pfandbriefe der Hermannstädter Allgemeinen Spar- 
kassa sind Schuldverschreibungen, welche dieselbe auf Grund der 
von ihr statutengemäss gewährten Hypothekardarlehen oder ein- 
gelösten Hypothekarforderungen ausstellt und in welchen sie dem 
Eigentümer derselben die Verzinsung und Rückzahlung des Ka- 
pitals im Wege der Verlosung nach den im Pfandbriefe selbst 
angegebenen Bestimmungen zusichert. 

§ 38. Für die pünktliche Verzinsung und Einlösung der 
Pfandbriefe haftet die Sparkassa mit der Gesamtheit der für die 
ausgegebenen Pfandbriefe zu Gunsten der Sparkassa grundbücher- 
lich sichergestellten Hypothekarforderungen; ausserdem mit dem 
Garatiefonde (§ 39) und ihrem sonstigen Vermögen. 

Es können nicht mehr Pfandbriefe ausgegeben werden, als 
die Summe der zu ihrer Deckung dienenden Hypothekardarlehen 
beträgt 

§ 39. Zur besondern Sicherstellung der von der Sparkassa 
ausgegebenen Pfandbriefe wird ein eigener abgesondert verwalteter 
Garantiefond von 200.000 fl. gebildet, welcher der Gesamtheit der 
Pfandbrief-Inhaber als Kaution dient. 

Die Hermannstadter Allgemeine Sparkassa widmet als Pfand- 
brief-Garantiefond aus ihrem Reservefonde einen Betrag von 
200.000 fl. ö. W. und behält sich das Recht vor, diesen Betrag 
nach Bedarf noch weiter zu erhöhen. 

Der Pfandbrief-Garantiefond wird abgesondert von dem übrigen 
Vermögen der Hermannstädter Allgemeinen Sparkassa gehalten 
und abgesondert verwaltet. 
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§ 40. Zur Anlage und fruchtbringenden Verwendung des 
Pfandbrief-Garantiefondes dienen in Gemässheit des XXXVI. Ge- 
setzartikels vom Jahre 1876: 

a) der Ankauf an der Börse notierter, bestimmte Zinsen tragen- 
der Wertpapiere (Pfandbriefe, Staatspapiere, Prioritätsobliga- 
tionen) ; 

b) Darlehen auf die im Absätze a) erwähnten Wertpapiere bis 
zu drei Viertel ihres börsenmässigen Kurswertes, welche sich 
auf längere Zeit, als drei Monate, nicht erstrecken dürfen, nach 
Ablauf dieser Zeit aber erneuert werden können; 

c) die Eskomptierung von fälligen oder längstens innerhalb eines 
halben Jahres fällig werdenden Wertpapieren und Koupons; 

d) die Eskomptierung von Wechseln, welche längstens in drei 
Monaten fällig und mindestens mit drei Unterschriften ver- 
sehen sind; 

e) der Ankauf von mit Pfandbriefforderungen der Sparkassa be- 
lasteten Immobilien bis zu jenem Betrage, welcher zur vollen 
Deckung der eigenen Forderung nötig ist. 

Bei der Einverleibung des Eigentumsrechtes der Sparkassa 
auf solche Immobilien ist im Grundbuche gleichzeitig zu bemerken, 
dass dieselben einen Bestandteil des Pfandbricfgarantiefondes der 
Sparkassa bilden. 

Insoferne die Eskomptierung von fälligen Wertpapieren, Kou- 
pons und Wechseln eine Einschränkung durch die Bestimmungen 
der Statuten erfährt, sind die Letzteren massgebend. 

§ 41. Derjenige Teil des Pfandbrief-Garantiefondes, welcher 
in beweglichem Vermögen angelegt ist, wird von dem übrigen 
Vermögen abgesondert gehalten und abgesondert verwaltet. 

§ 42. Die Summe der umlaufenden Pfandbriefe der Sparkassa 
darf den zwanzigfachen Betrag des Pfandbrief-Garantiefondes nicht 
übersteigen. 

§ 43. Die Pfandbriefe lauten auf den Überbringer und sind 
mit Zinsenkoupons versehen. 

Jeder Pfandbrief enthält: 

1. den Betrag des Kapitals, über welchen er ausgestellt wurde ; 

2. die Währung, den Zinsfuss und die Zinsenzahlungstermine; 
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3. die Haftung der Sparkassa für Kapital und Zinsen und die 
besonderen auf die Sicherstellung bezüglichen Bestimmungen ; 

4. die Bestimmung, dass die Zahlung von Kapital und Zinsen 
an den Überbringer erfolgt; 

5. die Zusicherung der vollen Rückzahlung des Kapitals in 
Barem mittelst Verlosung binnen eines bestimmten Zeitraumes ; 

C. die Unterschrift von zwei zur Firmazeichnung berechtigten 
Mitgliedern des Direktionsrats, sowie Jahr und Tag der Aus- 
stellung ; 

7. die von zwei Mitgliedern des Aufsichtskomite's gezeichnete 
Bestätigung, dass der Pfandbrief auf Grund eines Statuten- 
gemäss verliehenen Hypothekardarlehens der Sparkassa aus- 
gestellt sei. 

§ 44. Die Sparkassa erkennt den Inhaber eines auf den Über- 
bringer lautenden Pfandbriefes und den Inhaber eines Koupons als 
dessen Eigentümer an. 

Will ein Pfandbriefbesitzer sich die Behebung der Zinsen 
von ihm gehörigen Pfandbriefen sichern, oder soll ein Pfandbrief 
und dessen Erträgnis einem bestimmten Zwecke gewidmet werden, 
so ist um die Vornahme der Vinkulierung bei der Sparkassa unter 
Vorlegung des betreffenden Pfandbriefes samt Kouponsbogen 
schriftlich anzusuchen. Hiebei ist die auf den Pfandbrief zu setzende 
Vinkulierungsklausel genau zu bezeichnen und jene Person nam- 
haft zu machen, welche zum Empfange der Zinsen und des auf 
den vinkulierten Pfandbrief entfallenden Kapitals ermächtigt ist. 
Eine Vinkulierung zu Gunsten mehrerer Eigentümer oder eine 
Erfolgung des Kapitales oder der Zinsen in Teilbeträgen findet 
nicht statt. 

Die Zinsen der vinkulierten Pfandbriefe werden gegen Quittung 
erfolgt, wenn diese alle wesentlichen Merkmale des Pfandbriefes 
(die Nummer, den Kapitalsbetrag, den Zinsfuss und das Datum), 
dann die richtige Verfallszeit und den richtigen Zinsenbetrag an- 
giebt und mit dem Namen des zur Empfangnahme Berechtigten 
versehen ist 

Eine Prüfung der Echtheit der Unterschrift findet nicht statt, 
und eine Haftung für deren Echtheit wird von der Sparkassa 
nicht übernommen. Es steht jedoch dem Eigentümer des Pfand- 
briefes frei, zu verlangen, dass die Zahlung des Pfandbriefkapitales 

U 


Digitized by Google 



CYI 


Anhang. 


und der Zinsen, sowie eine Devinkulierung des Pfandbriefes nur 
gegen Beibringung seiner gerichtlich oder notariell legalisierten 
Unterschrift stattfinden dürfe 

Zur Devinkulierung von Pfandbriefen, welche auf den Namen 
von Gemeinden oder anderen unter dem Schutze der Behörden 
stehenden Korporationen oder Anstalten vinkuliert sind, muss 
noch die Bewilligung der Aufsichtsbehörde beigebracht werden. 

Sollen vinkulierte Pfandbriefe auf Verlangen eines andern, 
als des in dem Vinkulum genannten Eigentümers devinkuliert 
werden, so ist durch öffentliche oder gerichtlich oder notariell 
legalisierte Urkunden nachzuweisen, dass das Eigentum an dem 
Pfandbriefe von demjenigen erworben wurde, welcher um die 
Devinkulierung ansucht. 

§ 45. Die Zahlung der Zinsen der Pfandbriefe erfolgt halb- 
jährig verfallen in Barem bei der Sparkassa oder den von ihr zu 
bezeichnenden Einlösungsstellen gegen Einziehung der Koupons. 

Auch können fällige, nicht verjährte Koupons bei der Spar- 
kassa zu Zahlungen jeder Art verwendet werden. 

§ 46. Der Direktionsrat bestimmt den Zinsfuss, die Zinsen- 
zahlungstermine und den Kapitalsbetrag der auszugebenden Pfand- 
briefe, die Höhe der Emission, den Emissionskurs und den Ver- 
losungsplan, sowie eventuell mit der Verlosung verbundene Prämien. 

§ 47. Die Einlösung der Pfandbriefe erfolgt durch Verlosung. 

In jedem Jahre gelangen so viele Pfandbriefe zur Verlosung, 
als erforderlich ist, damit die Summe der im Umlaufe befindlichen 
Pfandbriefe den Betrag der zu ihrer Deckung dienenden Hypothekar- 
forderungen der Sparkassa nicht überschreite, 

§ 48. Die Verlosung der zur Rückzahlung bestimmten Pfand- 
briefe erfolgt öffentlich in Gegenwart eines Mitgliedes des Direktions- 
rats, des Direktors oder dessen Stellvertreters, eines Mitgliedes des 
Aufsichtskomites und eines königl. öffentlichen Notars, welch' 
letzterer den vorgenommenen Akt beglaubigt 

Die Nummern der gezogenen Pfandbriefe werden bei der 
Sparkassa affigiert und im Amtsblattc, sowie in den anderen 
Blättern der Hermannstädter Allgemeinen Sparkassa (§ 3) ver- 
öffentlicht. 

Zugleich mit den Ziehungslisten sind die Nummern der 
früher verlosten und nicht eingelösten Pfandbriefe kundzumachen. 
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Die erste Verlosung findet spätestens drei Jahre nach der 
Pfandbrief-Ausgabe statt 

Die weiteren Verlosungen erfolgen dann jährlich wenigstens 
einmal. 

§ 49. Die verlosten Pfandbriefe werden nach sechs Monaten, 
vom Verlosungstage an gerechnet, im vollen Nennwert beziehungs- 
weise Prämien-Pfandbriefe mit Zuschlag der Prämie eingelöst und 
können auch vor ihrer Fälligkeit, ebenso Koupons sechs Monate 
vor ihrer Fälligkeit eskomptiert werden. 

Nach Ablauf dieser Frist hört deren Verzinsung auf. 

Bei der Rückzahlung sind mit dem Pfandbriefe die nicht ab- 
gelaufenen Zinsenkoupons einzuliefem, widrigenfalls der Betrag 
derselben bei der Zahlung in Abzug gebracht wird. 

Die infolge der Verlosung eingelösten Pfandbriefe werden 
durchgeschlagen und in Gegenwart eines Mitgliedes des Direktions- 
rats, sowie des Direktors oder dessen Stellvertreters und eines 
Mitgliedes des Aufsichtskomitö’s vernichtet. Uber die Vernichtung 
wird ein Protokoll aufgenommen. 

§ 50 Zinsenkoupons, welche nicht binnen drei Jahren, und 
ausgeloste Pfandbriefe, welche nicht binnen dreissig Jahren nach 
ihrer Verfallzeit zur Zahlung präsentiert werden, sind verjährt und 
können somit nicht mehr gefordert werden. 

§ 51. Rücksichtlich der Amortisiemng in Verlust geratener 
Pfandbriefe und ihrer Koupons gelten die bestehenden gesetz- 
lichen Vorschriften. 

C. Hypothekar- und andere Anlagegeschäfte. 

§ 52. 1. Die Sparkassa gewährt Hypothekardarlehen (auch 
Annuitäts- und Ratendarlehen) und übernimmt im Cessionswege 
Hypothekarforderungen bis höchstens zur Höhe jenes Betrages, 
welcher in der ersten Hälfte des unbelasteten, durch Schätzung 
oder unabhängig von derselben auf anderem Wege ausgcmittelten 
Wertes der Hypothek gedeckt erscheint. 

2. Sie leiht vornehmlich auf Häuser, welche aus der Ver- 
mietung, und auf Grundstücke, welche aus der Landwirtschaft 
einen sichern nachhaltigen Ertrag gewähren. 

Bergwerke, dann Realitäten, die zu industriellen Zwecken 
verwendet werden, wie Muhlgebaude, Fabriksgebäude, sind für sich 
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allein zur Belehnung nicht geeignet und können nur zur Verstärkung 
einer eben genügenden Hypothek dienen. 

Auf Steinbrüche, Schauspielhäuser, dann Realitäten, welche 
kein Gegenstand der Exekution sind, werden keine Darlehen bewilligt. 

Auf Weingärten und andere Realitäten, deren Ertrag auf 
Anpflanzungen beruht, dürfen Hypothekardarlehen nur bis zu einem 
Drittel ihres Bodenwertes gegeben werden. 

Waldungen und Ziergärten können nur bis zum Drittel ihres 
Bodenwertes belehnt werden. 

3. Die Gebäude müssen bei einer in Österreich • Ungarn 
akkreditierten Keuer-Assekuranz-Gesellschaft versichert sein. Als 
Verstärkung einer Hypothek können auch unversicherte Wohn- oder 
Wirtschaftsgebäude angenommen werden. 

4. Als Massstab des Schätzungswertes kann bei Grund- 
stücken der zwanzigfache {bei Waldungen, Weingärten und anderen 
Anpflanzungen der funfzehnfache) Betrag des Katastralreinertrages 
der Hypothek; bei Gebäuden, welche der Hauszinssteucr unterliegen, 
jener Betrag, welcher sich ergiebt, wenn von dem nachgewiesenen 
oder voraussichtlichen Durchschnittsertragnis.se ein Drittel abge- 
zogen und der Rest zu fünf Perzent kapitalisiert wird, angenommen 
werden. Der Wert derjenigen Gebäude, welche nicht der Haus- 
zinssteuer unterliegen, wird durch Schätzung bestimmt, 

5. Bei Darlehen an Pflegebefohlene hat der Vormund, be- 
ziehungsweise Kurator, die Nachweisung der obervormundschaft- 
lichen Genehmigung beizubringen. 

6. Bei Darlehen an (politische oder kirchliche) Gemeinden muss 
die Genehmigung der Aufnahme von Seite der Aufsichtsbehörde, 
insofeme sie nach den bestehenden Vorschriften erforderlich ist, 
nachgewiesen werden. 

7. Die zur Sicherstellung eines Darlehens angebotene Hypothek 
kann nur als ein Ganzes angenommen werden. Bei gemeinsamem 
Eigentum findet die Gewährung eines Darlehens nur dann statt, 
wenn das zu verpfändende Besitztum als Ganzes zur Hypothek be- 
stellt und die Zustimmung aller Teileigentümer nachgewiesen wird. 

8. Die Gesuche der Darlehenswerber müssen folgende Angaben 
enthalten : 

a) Name, Stand und Wohnort der Partei; 

b) Betrag des angesprochenen Darlehens; 
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c) Bezeichnung der Hypothek; 

d) Rangordnung, in welcher das Darlehen sichergestellt werden soll; 

e) Wert der Hypothek. 

Als Behelfe des Gesuches dienen: der Grundbuchsauszug; 
die Steuerbüchel oder Zertifikate der Steuerämter, aus welchen 
zu ersehen ist, welcher Betrag an Grund- oder Hausklassen- oder 
Haus-Zinssteuer, ohne Zuschläge, auf die Hypothek entfällt; bei 
Häusern (ausserhalb Hermannstadt) ein Zeugnis über den Bau- 
zustand und bei Zinshäusern noch die Nachweisung des Zinser- 
trägnisses wenn möglich für mehrere Jahre; bei allen Realitäten 
die ämtlichen Bestätigungen (Steuerbüchel) über die Abstattung 
der im vorangegangenen Jahre schuldigen Steuerrate, sowie die 
Quittungen über die Zahlung der letztfälligen Zinsen von den dem 
Sparkassa-Darlehen etwa vorangehenden Satzposten. 

9. Zu den auszustellenden Schuldurkunden werden die For- 
mularien von der Anstalt abgegeben. 

Die Schuldurkunde muss sämtliche Verbindlichkeiten des 
Schuldners, darunter auch die Verpflichtung, alljährlich die auf 
der hypothezierten Realität haftenden Steuern, die Zinsen von den 
der Forderung der Sparkassa etwa vorangehenden Satzposten, 
sowie die Assekuranzprämie oder Umlage für die gegen Feuer- 
schaden versicherten Realitäten zu entrichten, enthalten und mit 
allen für die Intabulationsfahigkeit vorgeschriebenen Erfordernissen 
versehen sein. 

10. ln der Schuldurkunde ist jedem Teile eine halbjährige 
Kapitalskündigung vorzubehalten, dann die Verzinsung in halb- 
jährigen Anticipativraten und das Recht der Sparkassa zu bedingen, 
das Kapital ohne weitere Aufkündigung einzufordern, wenn der 
Schuldner den im Schuldschein ausgedrückten Verpflichtungen 
nicht nachkommt oder wenn eine die Sicherheit der Forderung 
gefährdende Änderung in der Wertbeschaffenheit der Hypothek 
eintritt. 

11. Der Direktionsrat hat die formalen Erfordernisse der 
Schuldurkunde festzusetzen, sowie die Massregeln zur Überprüfung 
der Hypothek und Überwachung der vom Schuldner cinge- 
gangenen Verpflichtungen zu ergreifen. Er soll auch, um die den 
Schuldnern zur Last fallenden Kosten des Einschreitens um die 
Darlehensbewilligung, sowie der Ausfertigung und Intabulation 
des Schuldscheines nach Thunlichkeit zu massigen, mit einem oder 
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im Erfordcmisfall mit mehreren Advokaten feste Taxen für die 
Besorgung dieser Geschäfte vereinbaren und hiervon den Dar- 
lehenswerbem Mitteilung machen. 

12. Die von der Sparkassa gegebenen Hypothekardarlehen 
sind stets hoher zu verzinsen, als die bei ihr gemachten Spar- 
einlagen. Der Zinsfuss der Hypothekardarlehen wird von dem 
Direktionsrat bestimmt. 

13. Von säumigen Schuldnern, die über ein halbes Jahr mit 
der Zinsenzahlung im Rückstände sind, sind vom Fälligkeitstermine 
an 8“ „ von den Zinsen als Verzugszinsen zu erheben. 

14. Bei ganzer oder teil weiser Kapitalsrückzahlung findet kein 
Rückersatz der bereits eingezahlten Zinsen statt. 

§ 53. Wenn durch Gewährung von Hypothekardarlehen (§ 52) 
der disponible Fond nicht erschöpft werden sollte, so kann der 
Direktionsrat : 

a) kurzfristige Darlehen an kreditfähige Geldinstitute (Vorschuss- 
vereine, Sparkassen u. s. w.) sowie an andere ins Handels- 
register eingetragene Vereinigungen (Genossenschaften, Aktien- 
gesellschaften) unter solidarischer Mitverpflichtung von min- 
destens zwei zahlungsfähigen Bürgen geben ; bei Vereinigungen 
(Geldinstituten oder anderen Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaften), welche auf der unbeschränkten Solidarhaftung 
ihrer Mitglieder beruhen, kann der Direktionsrat auch von 
einer besondern solidarischen Mitverpflichtung eines oder 
mehrerer Wechselverpflichteten absehen; 

ferner kann der Direktionsrat Geschäftsleuten, insbesondere 
protokollierten Firmen gegen hypothekarische oder ander- 
weitige Sicherstellung einen offenen Kredit einräumen, der bei 
Verpfandung von Gold- und Silbermünzen oder zur Belehnung 
zugelassenen Wertpapieren bis zum belehnbaren Betrage in 
laufender Rechnung, bei Hypotheken bis zur ersten Hälfte 
ihres Wertes in laufender Rechnung oder durch eigene oder 
girierte Wechsel der betreffenden Firma, in der zweiten Hälfte 
ihres Wertes jedoch nur durch Wechsel mit noch einer oder 
zwei guten Unterschriften ausgenützt werden kann, sowie in 
einer Anstellung oder einem Renten- oder Pensionsbezuge 
befindlichen Personen bis zur Höhe des exequierbaren Ge- 
halts-, Renten- oder Pensionsbezuges Vorschüsse erteilen, wenn 
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dieselben durch Verpfandung des fixen Bezuges, sowie durch 
Übergabe einer Todesfalls-Versicherungs-Polizze und Bürg- 
schaft sichergestellt sind; 

b) Darlehen auch auf Gold- und Silbermünzen, dann auf Staats-, 
sowie andere von dem Direktionsrate zur Belehnung zuge- 
lassene, an der Wiener, Budapester oder Berliner Börse notierte 
Wertpapiere, jedoch höchstens auf die Dauer eines halben 
Jahres gewähren. Nach Ablauf dieser Frist kann von dem 
Schuldner um die Prolongation seines Darlehens nachgesucht 
werden. 

Der Zinsfuss, sowie die anderen Modalitäten, unter denen 
die sub a) und b) bezeichneten Darlehen zu verabfolgen sind, 
werden jeweilig vom Direktionsrate festgestellt. 

Demselben steht es auch zu, die Provisionen für Bankge- 
schäfte auf fremde Rechnung oder Gefalligkeitsdienste (wie Inkasso- 
geschäfte, Übernahme von Depositen u. s. w.) zu bestimmen. 

§ 54. Ausserdem können disponible Fonds zum Ankäufe ver- 
zinslicher, an der Wiener, Budapester oder Berliner Börse notierter 
Wertpapiere verwendet werden. 

D. Von der Form der Sparkassa GeschäfufuKrong. 

§ 55. Der Direktionsrat ist verpflichtet, die Bargelder, und 
Wertpapiere, wie auch die Depositen durch pünktliche Hinterlegung 
in feuersichere Kassen zu besorgen, und hat die Kassa mindestens 
unter zweifacher Sperre gehalten zu werden. Die Schuldurkunden 
sind ebenfalls feuersicher unterzubringen. 

§ 56. Das Sparkassa -Verwaltungsjahr fallt mit dem Sonnen- 
jahr zusammen. 

Der Direktionsrat ist verpflichtet, für die regelmässige Buch- 
führung Sorge zu tragen. Er hat am Schlüsse jeden Verwaltungs- 
jahres über die Gebahrung der Sparkassa Rechnung zu legen und 
die Bilanz nach folgenden Bestimmungen zusammenzustellen: 

a) das Gesellschaftsvermögen ist in dem Werte aufzunehmen, 
welcher dem Werte der einzelnen Gegenstände am letzten 
Tage des Geschäftsjahres entspricht ; 

b) die Wertpapiere mit Kurs sind höchstens nach jenem Kurse 
aufzunehmen, welchen sie am letzten Tag des Geschäfts- 
jahres haben; 
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c) das Stammkapital und der Reservefond hat unter die Passiva 
eingestellt zu werden; 

d) zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen 
Werte anzusetzen, uneinbringliche Forderungen aber abzu- 
schreiben ; 

e) der nach Vergleichung des Aktiv- und Passivstandes sich er- 
gebende Gewinn oder Verlust soll am Schlüsse der Bilanz 
besonders angemerkt werden. 

Der Direktionsrat hat endlich bezüglich der Verwendung des 
Reinerträgnisses Anträge zu stellen. 

Die Rechnung und die dazu gehörigen Anträge müssen stets 
bis längstens Ende Februar des nächstfolgenden Jahres dem Auf- 
sichtskomite vorgelegt werden, welches nach vorausgegangener 
Prüfung darüber alljährlich den gesetzlich vorgeschriebenen und 
zu veröffentlichenden Bericht (§ 198 des Ungar. Handelsg.) zu er- 
statten hat. 

Ausserdem ist der Direktionsrat verpflichtet, nicht nur die 
durch die Instruktion vorgeschriebenen Rechnungsabschlüsse inner- 
halb des Jahres zu machen und dem Aufsichtskomite vorzulegen, 
sondern demselben auch auf sein jedesmaliges Verlangen die erfor- 
derlichen Aufschlüsse über den Stand der Sparkassa in erschöpfender 
Weise zu geben. 

§ 57. Beschwerden gegen die Geschaftsgebahrung oder das 
persönliche Benehmen der Sparkassabeamten sind, wofern sie nicht 
zur Kompetenz der Gerichte gehören, bei dem Direktionsrate an- 
zubringen. In besonders wichtigen F'allen hat derselbe an die nächste 
Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

Beschwerden gegen den Direktionsrat können bei der Ge- 
neralversammlung vorgebracht werden. 


IV. Verwendung des Reingewinnes. 

§ 58. Von dem bei dem Rechnungsabschlüsse sich zeigenden 
Reingewinne werden 10 bis 50" „ dem Reservefond zugeführt, der 
hiernach, sowie nach Abzug der auf die Aktien entfallenden Di- 
vidende (Zinsen) verbleibende Rest aber nach dem Beschlüsse der 
Generalversammlung zu wohlthätigen und gemeinnützigen Zwecken 
für Hermannstadt verwendet. 
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V. Vom Reservefond. 

§ 59. Zur Deckung etwaiger, ohne Verschulden oder Fahrlässig- 
keit der Verwaltungsorgane entstandener Verluste ist in erster Reihe 
der Reservefond bestimmt, welcher fortdauernd neue Zuflüsse erhält. 

§ 60. Die zum Reservefonde gehörigen Kapitalien sind nach 
den in den §§ 52, 53 und 54 enthaltenen Bestimmungen oder als 
Sparkassa-Einlagen nutzbringend zu machen. 

Der Generalversammlung steht jedoch das Recht zu, einen 
Teil derselben auch zum vorteilhaften Ankäufe von Realitäten zu 
verwenden. 

Auf diesem Wege erworbene Realitäten dürfen nur mit Ein- 
willigung der Generalversammlung wieder verkauft werden. 

Bauführungen, welche einen Aufwand von mehr als 10,000 
Gulden erfordern, bedürfen der Genehmigung der Generalver- 
sammlung. 

Das Reinerträgnis des Reservefondes wächst demselben zu, 
inwieweit die Generalversammlung nicht anderweitig darüber verfugt. 


VI. Änderung der Statuten und Auflösung 
des Vereines. 

§ 61. Die Generalversammlung ist berechtigt, diese Statuten 
unter Beobachtung der im 37. Ges.-Art. von 1875 (ung. Hand.-Ges.-B.) 
vorgeschriebenen Bestimmungen erforderlichen Falles abzuändern. 

Jedoch darf die Bestimmung des § 58, wonach der Reinge- 
winn, abzüglich der Dividende und der dem Reservefond zuzu- 
führenden Quote, zu wohlthätigen und gemeinnützigen Zwecken 
für Hermannstadt zu verwenden ist, nur mit Zustimmung von drei 
Viertel sämtlicher Mitglieder abgeändert werden. 

Änderungen der Statuten haben, insoferne die abändemde 
Bestimmung nicht selbst eine Ausnahme macht, auch rücksichtlich 
der bereits bestehenden Spareinlagen oder Darlehen verbindende 
Kraft. Dem Spareinleger oder Sparkassaschuldner, der mit der 
Änderung nicht einverstanden ist, steht es frei, seine Einlage her- 
auszuziehen oder seine Schuld zurückzuzahlen, widrigenfalls er sich 
der Änderung unterwerfen muss, 

§ 62. Sollte sich der Sparkassa -Verein auflösen, wird nach Be- 
friedigung der Sparkassagläubiger zunächst den Aktionären der 
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Nominalwert ihrer Aktien samt Zinsen ausgezahlt; darüber, was 
mit dem noch übrigen Sparkassavermögen zu geschehen habe, 
beschliesst die Generalversammlung mit Zweidrittel-Majorität. Das- 
selbe darf jedoch nach dem Willen der Gründer des mit allerh. 
Entschliessung vom 5 Juni 1841, Hof.-Z 2599. 1841, genehmigten 
und zur Förderung gemeinnütziger und wohlthatiger Zwecke be- 
stimmten Sparkassa -Vereins nur zu wohlthatigen und gemein- 
nützigen Zwecken für Hermannstadt verwendet werden, und kann 
diese Bestimmung durch die Generalversammlung überhaupt nicht 
abgeändert werden. 


Auf Grund des Bescheides des k. Gerichtshofes in Hermsnnstedt vom 
Z 8168/1887 

24. November 1887 " — — -s~ im Firmenprotokoll registriert- 
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Motivenbericht und Anträge auf Abänderung der 
Statuten im Jahre 1883. 

(Verhandelt in der Generalversammlung am 1. Juli 1883). 


Löbliche Generalversammlung! 

Die löbliche Generalversammlung der .Hermannstädter All- 
gemeinen Sparkassa* leitete in ihrer Sitzung vom 30- Oktober 1881 
eine ihr hinsichtlich der Änderung der Statuten unterbreitete Vor- 
lage an den Direktionsrat zurück mit der Weisung, die Vorlage 
nach Massgabe des durch neue Gesetze gebotenen Hedürfnisses zu 
ergänzen und der Generalversammlung seinerzeit mit einem schrift- 
lichen Motivenbericht wieder vorzulegen, wobei es als wünschens- 
wert bezeichnet w-urde, wenn auch ausserhalb des Direktionsrates 
und Aufsichts-Komitds etwa auftauchende Wünsche dem Ersteren 
formuliert übergeben und der Generalversammlung sodann mitunter- 
breitet würden. 

Diesem Aufträge kommt der Direktionsrat hiemit nach, 
indem er eine Reihe von Abänderungsanträgen unterbreitet und 
dieselben mit einem Motivenbericht begleitet. 

Der Direktionsrat liess sich bei der Revision der Statuten 
von dem Gesichtspunkte leiten, der löblichen Generalversammlung 
nur die von einem dringenden, unaufschiebbaren Bedürfnisse ge- 
forderten Änderungen zur Annahme zu empfehlen. Wenn auch 
der Direktionsrat sich dessen wohl bewusst ist, der löblichen Gene- 
ralversammlung in seinen Anträgen nur ein Stückwerk zu bieten, 
so glaubte er doch dem Interesse der .Sparkassa* dadurch am 
besten zu entsprechen, dass er von einer w'eitschichtigen Um- 
arbeitung der Statuten Umgang nahm, um die Befriedigung drin- 
gender Bedürfnisse durch die Ausdehnung der Revisionsarbeit auch 
auf minder wichtigere Bestimmungen nicht zu gefährden, beziehungs- 
weise zu verschleppen. 
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Von dem Satze ausgehend, dass jedes Rechtsverhältnis ein 
durch eine Rechtsregel geordnetes Lebens Verhältnis sei und der 
Schaffung der Rechtsregel eine Klarstellung des Lebensverhältnisses 
vorangehen müsse, suchte der Direktionsrat sich zunächst Rechen- 
schaft abzulegen über die Lebensverhaltnisse der ,Sparkassa*. Zu 
diesem Zwecke erschien es unvermeidlich, nicht nur die bei der .Spar- 
kassa* gemachten Erfahrungen allein zu Rate zu ziehen, sondern 
auch Umschau über die Bedürfnisse des Hermannstädter Geld- 
marktes, des eigentlichen Arbeitsfeldes der .Sparkassa', zu halten. 
Da diese Bedürfnisse nicht bei der .Sparkassa' allein, sondern auch 
bei den anderen hiesigen Geldinstituten ihre Befriedigung suchen, 
ist es unumgänglich notwendig, den vergleichenden Blick auch 
auf andere Geldinstitute und namentlich auf diejenigen Lebens- und 
Geschaftsbeziehungen derselben zu richten, welche Berührungs- 
punkte mit dem geschäftlichen Leben der Sparkassa darbieten. 

Die .Hermannstädter Allgemeine Sparkassa', das älteste 
Geldinstitut in I lermannstadt, hat seit ihrem Gründungsjahr 1841 
Jahrzehnte lang den hiesigen Platz allein beherrscht Die Erfüllung 
zweier gemeinnütziger Aufgaben war während dieser Zeit lediglich 
an sie gewiesen. 

§ 1 ihrer Statuten bestimmt: 

.Die Hermannstädter Allgemeine Sparkassa hat den Zweck, 
der Kapitalsansammlung zu dienen und überhaupt Jedermann Ge- 
legenheit zur schnellen und sichern Anlegung und Verzinsung von 
Ersparnissen darzubieten, dadurch den Geist der Arbeitsamkeit und 
Sparsamkeit zu beleben, noch so geringfügige, einzeln für den 
öffentlichen Verkehr unfruchtbare kleine Geldsummen durch ihren 
Zusammenfluss in nutzbringenden Umlauf zu setzen und nach Thun- 
Iichkeit dem Realkredit förderlich zu sein.' 

§ 37 der Statuten bestimmt, dass vom Reingewinn 10—50°;, 
dem Reservefond zugeführt, .der Rest aber nach dem Beschlüsse 
der Generalversammlung zu wohlthätigen und gemein- 
nützigen Zwecken für Hermannstadt verwendet ‘ werden. 

Die gründenden Mitglieder haben keinen Anteil an dem 
Reingewinn, daher nicht den geringsten privaten Vorteil. Die 
Sparkassa dient somit ganz und gar allgemeinen gemeinnützigen 
Interessen. 

Heute ist die Sparkassa nicht mehr das einzige Geldinstitut 
in Hermannstadt. 


Dlgitized by Googl 


Wichtigere Vorlagen. 


CX1X 


Neben ihr bestehen, ausser dem Filiale der österreichisch-unga- 
rischen Bank, der .Hermannstädter Vorschussverein* 
seit 1864, die .Bodenkreditanstalt in Hermannstadt* 
seit 1870, die Spar- und Kreditanstalt .Albina* seit 1872, alle 
durch die dem wachsenden Kapitalsbildungsprozesse und dem ge- 
steigerten Verkehrsleben entspringenden Bedürfnisse, welche in 
der Jahrzehnte lang allein vorhandenen .Sparkassa* ihre Befriedi- 
gung nicht mehr finden konnten, ins Leben gerufen. 

Der .Vorschussverein*, die .Bodenkreditanstalt* und die 
.Albina* dienen, gleich der .Sparkassa*, der Kapitalsansammlung, 
bieten Jedermann Gelegenheit zur Anlegung und Verzinsung von 
Ersparnissen, .beleben dadurch den Geist der Arbeitsamkeit und 
Sparsamkeit,* setzen .einzeln für den öffentlichen Verkehr unfrucht- 
bare kleine Geldsummen durch ihren Zusammenfluss in nutzbrin- 
genden Umlauf* und sind auch .dem Realkredit förderlich.* 

Alle nehmen und verzinsen Spareinlagen, die bei jedem 
der drei Geldinstitute: Vorschussverein, Bodenkreditanstalt und 
Albina von Jahr zu Jahr ununterbrochen zunehmen. Im letzten 
Geschäftsjahre betrug der 

Stand der Spareinlagen bei: 

Vortchiumrain Bodenkreditanstalt Albina Sparkana 

fl. 995,215-38 fl. 574,75149 fl. 1.176,660-65 fl. 3.679,894-22'/.. 

Die Gesamtsumme der Spareinlagen betrug Ende 
1882 in allen vier Geldinstituten 6.426,521 fl. 74 1 , kr., davon ent- 
fallen auf die Sparkassa etwas weniger als drei Fünftel. 

Vorschussverein, Bodenkreditanstalt und Albina dienen auch, 
wie die Sparkassa, dem Realkredit; bei allen nehmen von Jahr 
zu Jahr die Hypothekardarlehen zu. Im Jahre 1882 betrug der 

Stand der Hypothekardarlehen bei: 

Vorteil utsrerein Bodenkreditanstalt Albina Sparkana 

fl. 155,247 12 fl. 1.578,851-85 fl. 753,83213 fl. 3.241, 497167,. 

Die Gesamtsumme der Hypothekardarlehen be- 
trug Ende 1882 in allen vier Geldinstituten 5.729,428 fl. 15'/, kr.; 
davon entfallen auf die Sparkassa etwas weniger als drei Fünftel. 

Wenngleich der grössere Teil der Spareinlagen und Hypo- 
thekardarlehen sich noch immer bei der Sparkassa befindet, so 
ist doch, wenn die Sparkassa nicht mehr wäre, kein Zweifel, dass 
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die übrigen Geldinstitute die Spareinlagen und Hypothekardarlehen 
der Sparkassa an sich ziehen und den gegenwärtigen Anteil der 
Sparkassa an der Kapitalbildung und Förderung des Realkredites 
übernehmen könnten. 

Die Kapitalsansammlung und Förderung des Realkredites 
könnte also heute nicht mehr, wie zur Zeit des Alleinbestandes 
der Sparkassa, ihren Anspruch auf Existenzberechtigung vollständig? 
legitimieren. 

Dagegen findet die Sparkassa, vom Standpunkt des öffent- 
lichen Interesses, in der Verwendung ihres Reingewinnes für ge- 
meinnützige und humanitäre Zwecke noch heute ihre Existenz- 
berechtigung in einer Weise, wie kein anderes hiesiges Geldinstitut. 
Es soll kein Vorwurf für diese Geldinstitute mit der Konstatierung 
der Thatsache ausgesprochen werden, dass diese Geldinstitute 
ihren Reingewinn nur zu einem kleinen Teil öffentlichen Zwecken, 
dagegen vorwiegend oder doch in beträchtlicherem Masse als 
Dividende oder Tantieme ihren Aktionären oder Mitgliedern, be- 
ziehungsweise Funktionären zuwenden. Denn das Risiko, welches 
die Mitglieder oder Aktionäre durch die Haftung mit ihrem ganzen 
Vermögen oder doch einem Teile desselben bringen, verdient 
den Unternehmergewinn in der Dividende, ebenso wie die aus- 
gezeichnete Mühewaltung der Funktionäre die Tantieme. 

Es soll nur betont werden, dass wichtige allgemeine Interessen 
mit der Hermannstadter Allgemeinen Sparkassa, die ihren Reinge- 
winn zum Wohle des Ganzen verwendet, verknüpft sind. Diese allge- 
meinen Interessen würden eine schwere Schädigung erleiden, wenn 
die Sparkassa nicht bestünde, ja zum Teil gar nicht gepflegt 
werden können, da die anderweitigen Quellen, aus denen sie sonst 
befriedigt werden oder ihrer Natur nach befriedigt werden sollten, 
unter dem gesteigerten Drucke der öffentlichen Lasten immer mehr 
versiegen. Die Sparkassa hat bereits bisher Namhaftes für die 
Förderung der öffentlichen Rildungsinteressen geleistet; an dem 
Bestand der hiesigen Oberrealschule, der hohem ev. Mädchen- 
schule, an der Ablösung des Schulgeldes für die Bürgerschule, 
an der Verschönerung Hermannstadts, an der Errichtung öffent- 
licher Anstalten (Brunnen, Senkgruben u. s. w.) und an der Förderung 
gemeinnütziger Vereine hat sie einen hervorragenden Anteil. 
F'erner war sie bisher durch ihren niedrigen Zinsfuss ein Regulator 
des Zinsfusses auch für andere Geldinstitute. Wie viel Nützliches 
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könnte sie, wenn ihr Reingewinn reichere Mittel darböte, noch 
leisten ? Beispielsweise möge hier nur das weite und fruchtbare 
Gebiet der wirtschaftlichen Verwaltung, zu dessen Befruchtung 
die Quellen leider so spärlich flicssen, berührt werden. Welchen 
Segen könnte die Sparkassa über diese Stadt und die ihren wirt- 
schaftlichen Organismus ergänzende Umgegend verbreiten, wenn 
sie durch eine Erhöhung ihres Reingewinnes im Stande wäre, 
durch die für die innere Reformierung und Hebung unserer Ge- 
werbe notwendige Errichtung von gewerblichen Lehrwerkstätten 
und Fachgewerbeschulen (Webereischule, Holzschnitzereischule, 
Lehrwerkstätte (ur Kunsttischlerei u. s. w.) die zum Teil wankenden 
Grundlagen unsers gewerbetreibenden Bürgerstandes neu zu festigen 
und durch Einbürgerung und Veredlung der Hausindustrie auf 
dem Lande, Anstellung eines landwirtschaftlichen Wanderlehrers, 
Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschule u. dgl. m. in 
Hermannstadt die Kaufkraft der Landbevölkerung zu stärken? 
Die Sparkassa hat bereits durch ihre bisherige gemeinnützige 
Thätigkeit das Vertrauen des Publikums, dem sie ihr aus den 
Spareinlagen zusammengesetztes Betriebskapital zu verdanken hat, 
sich vollauf verdient. Durch eine Erweiterung ihrer gemeinnützigen 
Thätigkeit würde sich die Überzeugung des Publikums nur noch 
mehr befestigen und in weitere Kreise dringen, dass die Sache 
der Sparkassa eigentlich die Sache jedes Einzelnen in Hermann- 
stadt und der Umgebung sei, so dass selbst für den zahlungs- 
unwilligsten Schuldner der Sparkassa ein versöhnendes Moment 
in dem Gedanken liegen müsste, dass der Nutzen, welchen die 
Sparkassa aus der Vermittlung zwischen ihm und dem Sparein- 
leger, aus der Differenz zwischen dem Zinsfuss des Darlehens und 
dem der Spareinlage, zieht, nicht zur Bereicherung eines Einzelnen, 
sondern zur Bereicherung des Ganzen dient und daher unmittelbar 
auch wieder ihm zu Gute kommt. Je mehr die Sparkassa in die 
Lage kommt, den Kreis ihrer gemeinnützigen Thätigkeit auszu- 
dehnen, um so populärer würde sie werden, um so lebendiger 
würde das Gefühl der Gegenseitigkeit zwischen ihr und den Ein- 
zelnen werden und um so fester die Überzeugung von der Iden- 
tität der beiderseitigen Interessen wurzeln, vermöge deren jeder 
Einzelne weiss oder wissen muss, dass die Leistung, die er 
an die Sparkassa macht, in den Leistungen der Sparkassa für 
öffentliche Zwecke (Bildungsanstalten oder wirtschaftliche Ver- 
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besserungen) wieder zu ihm zurückkehrt und zu einem Element 
für seine eigene Kapitalbildung wird. Durch die Befestigung und 
Verbreitung des Vertrauens zu der Sparkassa würde wieder diese 
Letztere in die Lage gesetzt sein, mit Hilfe der ihr in reich- 
licherem Masse sich zuwendenden Spareinlagen ihr Betriebskapital 
zu erweitern und durch eine solide, nutzbringende Verwertung 
desselben ihren Reingewinn zu vermehren und für das öffentliche 
Wohl noch leistungsfähiger zu werden. In dem Umstande, dass 
die Organisation der Sparkassa nicht auf Aktionären beruht, die, 
durch ihr privates Interesse angespomt, auf eine Erhöhung des 
Reingewinnes hindrängen, kann gewiss nicht ein Verzicht auf die 
edle Ambition gefunden werden, auf solider Basis den Reingewinn 
zu steigern, vielmehr ist gerade in der gemeinnützigen Aufgabe 
der Sparkassa ein kräftigerer Ansporn gegeben, den Geschäfts- 
kreis und dadurch die Leistungsfähigkeit der Sparkassa zu ver- 
mehren. Die öffentlichen Interessen, die ihre Befriedigung von der 
Sparkassa erwarten, sind ernstere und strengere Gewissensmahner, 
sich an dem bisher Erreichten nicht genügen zu lassen, als etwa die 
an sich gewiss nicht unberechtigten Privatinteressen von Aktionären. 

Wir gönnen den übrigen Geldinstituten gewiss ihre zum Teil 
höheren Reingewinne, aber im Interesse der gemeinnützigen Zwecke, 
deren Erfüllung an die Sparkassa gewiesen ist, ist es jedenfalls nicht 
zu wünschen, dass der Reingewinn der Sparkassa relativ hinter 
den von den anderen Instituten erzielten Reingewinnen zurück- 
bleibe. Es wäre dies, vom Standpunkt des öffentlichen Wohles 
betrachtet, ein Überhandnehmen der von den anderen Geldinsti- 
tuten gewiss berechtigtermassen zum grossem oder geringem Teil 
gepflegten Privatinteressen Einzelner über die allgemeinen Interessen, 
in deren ausschliesslichem Dienste die Sparkassa steht. 

Die Haupteinnahmen der Sparkassa sind, abgesehen von den 
dem Reservefond gehörigen Realitäten und Werteffekten, Zinsen 
von Salinenscheinen und Hypothekarforderungen. 

Das Hauptgeschäft der Sparkassa bilden die Hypothekar- 
darlehen. 

Indem wir festhalten, dass die Sparkassa im Vergleiche zu 
den übrigen Geldinstituten noch immer die meisten Hypothekar- 
darlehen besitzt, wollen wir doch die Bewegung im Hypothekar- 
kreditgeschäft in den letzten fünf Jahren bei den drei Geldinstituten 
(Bodenkreditanstalt, Albina, Sparkassa) vergleichen. 
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Hypothekardarlehen (in Tausenden) wurden erteilt bei: 



Bodenkreditanstalt 

Albina 

Sparkassa 

1878 

. 103,000 fl. 

59,000 fl. 

178,000 fl. 

1879 

. 41,000 , 

72,000 , 

197,000 , 

1880 

. 541,000 , 

206,000 , 

491,000 » 

1881 

. 469,000 , 

249,000 , 

320,000 , 

1882 

. 565,000 , 

353,000 , 

300,000 . 


In den Jahren 1878 und 1879 nahm die Sparkassa hinsichtlich 
der Höhe der dozierten Hypothekardarlehen die erste, im Jahre 
1882 die dritte Stelle ein. 

Da das Hypothekardarlehensgeschäft das Hauptgeschäft der 
Sparkassa ist, so ist bei der Revision der Statuten auf eine genaue 
statutarische Regelung des Hypothekardarlehensgeschäftes das 
Hauptaugenmerk zu richten. 

L 

Zu den §§ 34 und 35. 

Die gegenwärtigen Statuten (§§ 34 und 35) regeln in dürftiger 
und ungenügender Weise das Hypothekardarlehensgeschäft. Sie 
bestimmen im Wesentlichen: 

dass die Hypothekardarlehen gegen pupillarmassige Pfand- 
bestellung auf Hauser und andere Realitäten bis zum Belaufe des 
durch gerichtliche Schatzung erhobenen und noch unbelasteten 
Wertes der Hypothek gewährt werden ; 

dass die verpfändeten Gebäude gegen Brandschaden ver- 
sichert sein müssen; 

dass jedem Teile eine halbjährige Kapitalskündigung Vorbe- 
halten ist, die Verzinsung im Vorhinein stattfindet und die Spar- 
kassa von Schuldnern, die mit der Zinsenzahlung länger als sechs 
Wochen säumig sind, das Kapital ohne weitere Aufkündigung 
einfordern kann ; 

dass der Zinsfuss für Darlehen stets um 1 •/» höher sein muss, 
als der Zinsfuss der Spareinlagen; 

dass von säumigen Schuldnern, die mit der Zinsenzahlung 
über ein Jahr im Rückstände sind, 1° „ des Schuldkapitals als Ver- 
zugszinsen einzuheben ist; 

dass bei ganzer oder teilweiser Kapitalsrückzahlung kein 
Rückersatz der bereits eingezahlten Zinsen stattfindet. 
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Es empfiehlt sich, an Stelle der §§ 34 und 35 folgende, durch 
die Erfahrung erprobte und bei allen soliden Hypothekarkredit- 
instituten eingeführte Bestimmungen aufzunehmen: 

§ 34. 

1. Die Sparkassa gewahrt Hypothekardarlehen und übernimmt 
im Cessionswege Hypothekarforderungen bis zur Höhe jenes 
Betrages, welcher in der ersten Hälfte des unbelasteten, durch 
Schätzung oder unabhängig von derselben auf anderm Wege 
ausgemittelten Wertes der Hypothek gedeckt erscheint. 

2. Sie leiht vornehmlich auf Häuser, welche aus der Vermietung, 
und auf Grundstücke, welche aus der Landwirtschaft einen 
sichern nachhaltigen Ertrag gewähren. 

Realitäten, die zu industriellen Zwecken verwendet werden, 
wie Mühlgebäude, Kabriksgebäude, sind für sich allein zur 
Beleihung nicht geeignet und können nur zur Verstärkung 
einer sonst geeigneten Hypothek dienen. 

Auf Steinbrüche, Schauspielhäuser, dann Realitäten, welche 
kein Gegenstand der Exekution sind, u erden keine Darlehen 
bewilligt. 

Auf Weingärten und andere Realitäten, deren Ertrag auf 
Anpflanzungen beruht, dürfen Hypothekardarlehen nur bis 
zu einem Drittel ihres Wertes gegeben werden. 

Bei Belehnung von Waldungen wird lediglich der Boden- 
wert zu Grunde gelegt. Ziergärten können nur bis zum 
Drittel ihres Bodenwertes belehnt werden. 

3. Die Gebäude müssen bei einer in Österreich-Ungarn akkre- 
ditierten Feuer-Assekuranz-Gesellschaft versichert sein. Als 
Verstärkung einer sonst geeigneten Hypothek können auch 
unversicherte Wohn- oder Wirtschaftsgebäude angenommen 
werden. 

4. Als Massstab des Schätzungswertes kann bei Grundstücken 
der zwanzigfache (bei Weingärten und anderen Anpflanzungen 
der fünfzehnfache) Betrag des Katastralreinertragcs der Hypo- 
thek; bei Gebäuden, welche der Hauszinssteuer unterliegen, 
jener Betrag, welcher sich ergibt wenn von dem nachge- 
wiesenen oder voraussichtlichen Durchschnittserträgnisse ein 
Drittel abgezogen und der Rest zu fünf Perzent kapitalisiert 
wird, angenommen werden. Der Wert derjenigen Gebäude, 
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welche nicht der Hauszinssteuer unterliegen, wird durch 
Schätzung bestimmt. 

5. Bei Darlehen an Pflegebefohlene hat der Vormund, beziehungs- 
weise Kurator, die Nachweisung der obervormundschaftlichen 
Genehmigung beizubringen. 

6. Bei Darlehen an (politische oder kirchliche) Gemeinden muss 
die Genehmigung der Aufnahme von Seite der Aufsichts- 
behörde, insoferne sie nach den bestehenden Vorschriften 
erforderlich ist, nachgewiesen werdea 

7. Die zur Sicherstellung eines Darlehens angebotene Hypothek 
kann nur als ein Ganzes angenommen werden. Bei gemein- 
samem Eigentum findet die Gewährung eines Darlehens 
nur dann statt, wenn das zu verpfändende Besitztum als 
Ganzes zur Hypothek bestellt und die Zustimmung aller 
Teileigentümer nachgewiesen wird. 

8. Die Gesuche der Darlehenswerber müssen folgende Angaben 
enthalten : 

a) Name, Stand und Wohnort der Partei; 

b) Betrag des angesprochenen Darlehens; 

c) Bezeichnung der Hypothek; 

d) Rangordnung, in welcher das Darlehen sichergestellt 
werden soll; 

e) Wert der Hypothek. 

Als Behelfe des Gesuches dienen : der Grundbuchsauszug ; 
die Steuerbüchel oder Certifikate der Steuerämter, aus 
welchen zu ersehen ist, welcher Betrag an Grund- oder Haus- 
klassen- oder -Zinssteuer, ohne Zuschläge, auf die Hypothek 
entfallt; bei Häusern ein Zeugnis iiber den guten Bauzustand 
und bei Zinshäusern noch die Nachweisung des Zinserträg- 
nisscs wenn möglich für mehrere Jahre; bei allen Realitäten 
die amtlichen Bestätigungen über die Abstattung der im 
vorangegangenen Jahre schuldigen Steuerrate, sowie die 
Quittungen über die Zahlung der letztfalligen Zinsen von 
den dem Sparkassa-Darlehen etwa vorangehenden Satzposten. 

9. Zu den auszustellenden Schuldurkunden werden die Formu- 
larien von der Anstalt abgegeben. 

Die Schuldurkunde muss sämtliche Verbindlichkeiten des 
Schuldners, darunter auch die Verpflichtung, alljährlich die 
auf der hypothezierten Realität haftenden Steuern, die Zinsen 
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von den der Forderung der Sparkassa etwa vorangehenden 
Satzposten, sowie die Assekuranzprämie oder Umlage für 
die gegen Feuerschaden versicherten Realitäten zu entrichten, 
enthalten und mit allen für die Intabulationsfähigkeit vorge- 
schriebenen Erfordernissen versehen sein. 

10. In der Schuldurkunde ist jedem Teile eine halbjährige Kapitals- 
kiindigung vorzubehalten, dann die Verzinsung in halbjährigen 
Antizipativraten und das Recht der Sparkassa zu bedingen, 
das Kapital ohne weitere Aufkündigung einzufordern, wenn 
der Schuldner den im Schuldschein ausgedrückten Ver- 
pflichtungen nicht nachkommt oder wenn eine die Sicher- 
heit der Forderung gefährdende Änderung in der Wertbe- 
schaffenheit der Hypothek eintritt. 

11. Der Direktionsrat hat die formalen Erfordernisse der Schuld- 
urkunde und die für die Ausfertigung etwa erforderlichen 
Taxen festzusetzen, sowie die Massregeln zur Überprüfung 
der Hypothek und Überwachung der vom Schuldner einge- 
gangenen Verpflichtungen zu ergreifen. 

12. Die von der Sparkassa gegebenen Hypothekardarlehen sind 
stets höher zu verzinsen, als die bei ihr gemachten Spar- 
einlagen. Der Zinsfuss der Hypothekardarlehen wird von der 
Generalversammlung bestimmt. 

13. Von säumigen Schuldnern, die über ein Jahr mit der Zinsen- 
zahlung im Rückstände sind, ist ein Perzent vom Schuldkapital 
als Verzugszinsen zu erheben. 

14. Bei ganzer oder teilweiser Kapitalsrückzahlung findet kein 
Rückersatz der bereits eingezahlten Zinsen statt. 

Wird vom Schuldner ohne die vorausgegangene sechs- 
monatliche Kündigung das Kapital ganz oder teilweise 
zurückgezahlt, so müssen dennoch die Zinsen bis zum ver- 
tragsmässigen Kündigungstermin entrichtet werden, insoferne 
diese nicht schon durch die zuletzt vorhinein geleistete Zahlung 
der laufenden Zinsen beglichen sind. 

15. Auf Verlangen der Darlehenswerber können auch Annuitäts- 
darlehen im Betrage von mindestens 1000 fl. gewährt werden, 
nach einem von der Generalversammlung zu genehmigenden 
Tilgungsplane. 
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Unter den hier empfohlenen Bestimmungen bedürfen wohl 
nur Punkt 12 und Punkt 15 einer eingehenden Begründung. 

ad Pkt. 12. Der erste Absatz des § 35 der gegenwärtig in 
Kraft bestehenden Statuten bestimmt, dass die von der Sparkassa 
gewährten Darlehen stets um Ein Perzent höher zu verzinsen 
seien, als die Spareinlagen. Diese Bestimmung hat sich nach dem 
Inslebentreten des Gesetzes über die zehnperzentige Sparkassen- 
zinsensteuer (G.-A. VII von 1883) als undurchführbar erwiesen und 
musste auch durch den Beschluss der Generalversammlung vom 
1. April 1883, welcher die Hohe des Zinsfusses der Darlehen auf 
6.6 4 /o festsetzte, wahrend die Spareinlagen mit 5% verzinst werden, 
durchbrochen werden. 

Eine Fixierung des Verhältnisses zwischen den Zinsfüssen 
der Darlehen und Spareinlagen ist, im Hinblick auf das erwähnte 
Steuergesetz und die eventuellen, im Voraus unbestimmbaren Än- 
derungen der Gesetzgebung, unmöglich geworden. 

Es empfiehlt sich daher, den allgemeinen Grundsatz auszu- 
sprechen, dass die Hypothekardarlehen höher, als die Spareinlagen, 
zu verzinsen seien. Eine richtige Fixierung des Zinsfusses für 
Hypothekardarlehen ist, nachdem die Geldverhältnisse durch neue 
Steuerverfügungen eine Störung erlitten haben, mit grossen Schwierig- 
keiten verbunden, die im Nachstehenden angedeutet werden sollen. 

Das Gesetz über die Sparkassenzinsensteuer hat alle Geld- 
institute, die mit Spareinlagen arbeiten, in eine ernste Lage ver- 
setzt; die Wirkungen dieses Gesetzes lassen sich mit Sicherheit 
jetzt noch nicht beurteilen. Aber ein einziger Fehlgriff eines 
Geldinstitutes kann demselben ernste Verlegenheiten bereiten und 
für andere Konkurrenzinstitute eine Konjunktur schaffen, die zum 
Schaden des fehlgreifenden Institutes ausgebeutet wird. 

Die Sparkassenzinsensteuer kann übergewälzt werden: 

a) auf den Reingewinn des Geldinstitutes; oder 

b) auf die Spareinleger; oder 

c) auf die Darlehensschuldner; oder 

d) kombiniert auf Reingewinn, Spareinleger und Darlehensschuldner 
oder nur auf Reingewinn und Spareinleger oder Reingewinn und 
Darlehensschuldner oder endlich auf Spareinleger und Dar- 
lehensschuldner. 

ad a). Im Falle der gänzlichen Überwalzung der zehnperzen- 
tigen Zinsensteuer auf den Reingewinn tritt bei einem verhaltnis- 
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massig kleinen Reingewinn die Gefahr ein, dass der Reingewinn 
ganz oder zum überwiegenden Teile von der Steuer aufgezehrt 
wird und dass infolgedessen unter dem Eindrücke der Über- 
zeugung, dass das Geldinstitut eigentlich nur als Steuerbehörde 
arbeitet und den Ertrag seiner Vermittlung zwischen Einleger und 
Darlehensschuldner an die Steuerkasse abliefert, das Interesse an 
der Erhaltung des Institutes erlischt. 

ad b). Eine Überwalzung der Zinsensteuer auf die Sparein- 
leger tritt in einer entsprechenden Herabsetzung des Zinsfusses 
der Spareinlagen zu Tage Diese könnte zur Folge haben, dass 
die Einleger massenhaft ihre Einlagen aufkündigen, zurückfordern 
und in einem andern Geldinstitute, das ihnen eine günstigere Ver- 
zinsung gewahrt, plazieren. 

Eine Geldanstalt, wie unsere Sparkassa, die, abgesehen von 
ihren kaum in Betracht kommenden Gründcreinlagen, ihr Betriebs- 
kapital ausschliesslich den Spareinlagen entnimmt, würde dadurch 
ernster Gefahr preisgegeben werden. 

Man berücksichtige noch, dass das Hauptgeschäft der Spar- 
kassa, ja nahezu ihr einziges Geschäft gegenwärtig das Hypothe- 
kardarlehensgeschäft ist, dass die Hypothekardarlehen ihrer Natur 
nach nur langsam eingetrieben werden können, dass ferner, nach dem 
letzten Jahresausweise der Sparkassa, den Spareinlagen samt 
den bis 31. Dezember 1882 kapitalisierten Zinsen im Betrage von 
3.679,894 fl. 22'/« kr. angelegte Kapitalien auf Realhy- 
pothek im 

Betrage von 3.241,497 fl. 15'/, kr. 

und Zinsenrückstände mit . . . 78,681 , 03 , 

zusammen 3 320,178 fl. 18' „ kr. 

gegenüberstehen. 

Die Sparkassa würde mit ihren (nach dem Stande vom 
31. Dezember 1882) in der Hauptkasse befindlichen 
Hypothekar- Anweisungen (Salinen- 
scheinen) 290,000 fl. — kr. 

1 500 Stück Napoleondor ä fl. 9.49* 14,235 , — , 

Kassarest 63,305 , 34 , 

zusammen 367,540 fl. 34 kr. 

dazu gerechnet noch 

ihre Hypothekarforderungen und 

Zinsenrückstande mit .... 3.320,178 fl. 18 * /, kr. 

zusammen 3.687,718 fl. 52' iS kr. 
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allein — ohne Zuhilfenahme ihres bedeutenden Reservefondes — 
imstande sein, die Forderungen der Spareinleger per 3.679,894 fl. 
22 1 s kr. vollständig zu befriedigen. 

Dazu kommt noch der vorzugsweise in Realitäten und Wert- 
papieren bestehende Reservefond der Sparkassa im Betrage von 
395,699 fl. 40 kr. — ein Reservefond, der bedeutend grösser ist, als 
der eines andern hiesigen Geldinstitutes (Reservefond des Vor- 
schussvereines 37,537 fl. 90 kr., der Bodenkreditanstalt 66,848 fl. 
86 kr., der Albina 33,323 fl. 50 kr.), ja grösser, als die Reservefonde 
aller drei hier genannten Geldinstitute zusammengenommen. 

Diese anderen Geldinstitute beschaffen sich allerdings ihr Be- 
triebskapital nicht, wie die Sparkassa, ausschliesslich durch Spar- 
einlagen, sondern auch durch andere Hilfsmittel, (wie Aktien, 
Pfandbriefe), und legen ihr Geld auch in anderen leichter und 
schneller, als Hypothekardarlehen, realisierbaren Geschäften (Wech- 
seleskompte, Lombard) an. 

Eine vollständige Überwälzung der Zinsensteuer auf die Spar- 
einlagen konnte sich für die Sparkassa um so weniger empfehlen, 
als sie noch immer die meisten Spareinlagen in Hermannstadt, 
mehr, als alle anderen Geldinstitute zusammengenommen, besitzt 
Auch noch ein anderer Umstand sprach gegen eine solche 
Überwälzung. Im Jahr 1882 wurden nämlich 61,994 fl. 66 kr. weniger, 
als im Jahr 1881, in die Sparkassa eingelegt und ferner um 75,589 fl. 
27 1 j kr. mehr behoben, als eingelegt (dagegen im Vorschussverein 
um 86,672 fl. 43 kr. mehr eingelegt als behoben, ebenso in der 
Bodenkreditanstalt um 41,32G fl. 52' , kr. und in der Albina um 
165,906 fl. 44 kr. mehr eingelegt, als behoben). 

ad c). Wird die neue Sparkassenzinsensteuer ganz auf die 
Darlchensschuldner übergewälzt so kann die Folge davon die 
massenhafte Kündigung der Hypothekarforderungen seitens der 
Darlehensschuldner sein, falls sie ihre Schulden bei einem anderen 
Institut zu günstigeren Bedingungen, namentlich bei einem billigem 
Zinsfuss konvertieren können. Tritt dieser Fall der Aufkündigung 
grösserer Darlehenskapitalien ein, so häuft sich bei dem Geld- 
institute, dem sie aufgekündigt und zurückgezahlt werden, der 
disponible Barfond, der entweder gar nicht oder nicht der Ver- 
zinsung der Spareinlagen und der darnach bemessenen zehn- 
perzentigen Zinsensteuer entsprechend (etwa in Wertpapieren) an- 
gelegt werden kann. Aber inzwischen müssen die Spareinlagen 
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fort verzinst und davon die zehn Perzent Zinsensteuer gezahlt 
werden. Nun trägt aber der infolge der fortschreitenden Darlehens- 
Kündigungen und Zurückzahlungen immer mehr sich ansammelnde 
disponible Fond gar keine oder geringere Zinsen, als die Zinsen 
der Spareinlagen und die davon zu entrichtende Zinsensteuer zu- 
sammen erfordern Die unvermeidliche Folge ist dann die Nötigung 
des Geldinstitutes, den Zinsfuss für die Spareinlagen herabzusetzen. 
Es können dann die unter b) bezeichneten Folgen der Reduktion 
des Spareinlagen-Zinsfusses: Andrang der ihre Einlagen zurück- 
nehmenden Einleger und in weiterer Folge die Aufkündigung der 
nicht gekündigten Hypothekarforderungen nunmehr seitens des 
Geldinstitutes eintreten. 

Jedenfalls wird die vollständige Überwälzung der Steuer auf 
die Darlehensschuldner, also die Erhöhung des Zinsfusses für die 
Darlehen, die Nachfrage nach Darlehen herabmindem. 

ad d). Bei einer Kombination der Überwälzung der Steuer 
auf Reingewinn, Spareinlagen und Darlehen oder auf zwei von 
diesen Dreien können die unter (a — c) dargestellten Wirkungen 
nur in verhältnismässig verringertem Masse eintreten. Bei einer 
richtigen Kombination können sie sogar ganz vermieden werden. 
Das Geldinstitut, welches die richtige Kombination trifft, schafft 
für sich eine günstige Konjunktur, die es gegen andere minder 
glückliche Institute ausbeuten kann. 

ad Pkt. 15. Die fakultative Einführung von Annuitäts- 
darlehen, die hier empfohlen wird, bezweckt nicht, die nach dem 
bisherigen System verliehenen, voll rückzahlbaren Hypothekar- 
darlehen zu verdrängen oder zu beschränken ; die Letzteren mögen 
nach wie vor fortbestehen und auch weiterhin vergeben werden. 
Durch die fakultative Zulässigkeit von Annuitätsdarlehen soll die 
Sparkassa bloss in die Lage versetzt werden, Annuitätenliebhaber, 
die sich als Darlehenswerber an die Sparkassa wenden, nicht ab- 
weisen zu müssen. Durch die Heranziehung von Annuitätenlieb- 
haber soll die Nachfrage nach Hypothekardarlehen, wenn möglich, 
erweitert, zum Mindesten das Sinken dieser Nachfrage bei der 
Sparkassa, das infolge der Erhöhung des Zinsfusses eintreten kann, 
verhindert werden. Ausserdem bieten die Annuitätsdarlehen den 
Vorteil, dass der Wert der Hypothek und damit die Sicherheit 
für die Sparkassa mit jeder Abzahlung einer Annuität steigt. Ferner 
wird der in der Form von Annuitätsdarlehen verwertete Realkredit 
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mobiler — ein Vorteil, der gerade in schwierigen Zeiten von Be- 
deutung ist. 

Auch um bis zu dem Zeitpunkte, in welchem die durch die 
Sparkassazinsensteuer gestörten Geldverhältnisse wieder eine sta- 
bilere Gestalt annehmen, eine etwa erforderliche Korrektur offen 
zu halten, erscheint die fakultative Einführung von Annuitätsdar- 
lehen als rätlich. 

Da aber die vorbereitenden Schritte zur fakultativen Ein- 
führung von Annuitätsdarlehen längere Zeit beanspruchen, kann 
die Aktivierung der Annuitätsdarlehen nicht sofort ins Werk gesetzt 
werden. Sie wird daher von der Feststellung eines Tilgungsplanes 
abhängig gemacht, welcher seinerzeit der Generalversammlung zur 
Genehmigung zu unterbreiten ist. 

II. 

Zu § 36. 

Die Regelung des Hypothekardarlehensgeschäftes konnte, 
schon nach dem Stande der gegenwärtig bestehenden Statuten, 
nicht den ausschliesslichen Gegenstand der Erwägungen bilden, 
die den Direktionsrat beschäftigten. Denn das Hypothekardarlchens- 
geschäft ist wohl das Hauptgeschäft, aber nicht das statuten- 
gemäss einzig zulässige Geschäft der Sparkassa. 

Nach § 36 ist der Ankauf verzinslicher Kreditpapiere statt- 
haft; nach § 10 Pkt. 5 bestimmt die Generalversammlung die 
, Normalziffer, bis zu welcher im äussersten Falle der Ankauf von 
Kredit- und Wertpapieren gestattet wird.* 

Aus der Bestimmung des § 36: .wenn weder durch Ge- 
währung von Darlehen auf Realitäten noch auf dem Wege des 
Ankaufes verzinslicher Kreditpapiere der disponible Spar- 
kassafond erschöpft werden sollte', geht hervor, dass von der 
Anschaffung von Kreditpapieren nicht für den Reservefond, sondern 
auf Rechnung der Hauptkasse, des eigentlichen Betriebskapitals, 
also von dem Ankauf von Wertpapieren zum Zwecke des vor- 
teilhaftem Wiederverkaufes, mit einem Wort von einem Spekula- 
tionsgeschäfte die Rede ist. 

Heute kann bei den hohen Börsennotierungen der Ankauf 
von Wertpapieren zum Zwecke des vorteilhaften Wiederverkaufes, 
wenigstens in grösserer Menge, kaum in Erwägung gezogen werden. 
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Ferner bestimmt der vierte Absatz des § 34: .Ebenso ge- 
währt sie (die Sparkassa) Darlehen an landwirtschaftliche, 
auf dem Grundsatz der Solidarhaftung aller seiner Mitglieder 
beruhende Vorschussvereine*. 

Die Textierung ist zunächst sprachlich höchst mangelhaft. 
Was sind landwirtschaftliche Vorschussvereine ? Giebt es 
etwa Vorschussvereine, die Landwirtschaft treiben? Es sind wohl 
ländliche Vorschussvereine gemeint, die auf dem Grundsätze 
der Solidarhaftung ihrer (nicht seiner) Mitglieder beruhen. 

Diese Bestimmung, bei der auch nicht klar ist, warum die 
Sparkassa den Kredit den oft viel sicherer, als die ländlichen, 
fundierten und solider geleiteten städtischen Vorschussvereinen 
und Sparkassen verweigern soll, ist bisher ein toter Buchstabe 
und auf dem Papiere geblieben. 

Es gilt daher, der statutarischen Bestimmung die Möglichkeit 
der Durchführung zu sichern und die bisherigen Hindernisse der 
Ausführung zu beseitigen. 

Das Haupthindernis lag bisher darin, dass der Zinsfuss für 
die Darlehen, ohne Unterscheidung derselben, gleichmassig 
normiert und für Darlehen an Vorschussvereine und Vorschüsse 
auf Effekten ebenso hoch und dauernd, wie für Hypothekardar- 
lehen, bestimmt wurde 

Bei der Beleihung von Vorschussvereinen wird gewiss Niemand 
an den Realkredit, sondern Jeder nur an die hier einzig mögliche 
Form des Kredites: den Wechselkredit denken. Der Zinsfuss 
für den Wechseleskompt kann nun nicht derselbe sein, wie der 
Zinsfuss bei dem Realkredit. Der Zinsfuss des kurzfristigen 
Wechseldarlehens wechselt, der Zinsfuss für das langfristige 
Hypothekardarlehen ist stabil. 

Die an Vorschussvereine und Sparkassen gewährten kurz- 
fristigen Darlehen bieten den Vorteil, dass die Sparkassa Kassa- 
bestande, die sie in Realhypotheken nicht unterbringen kann, 
nutzbar verwertet und überdies durch die Möglichkeit, die Wechsel 
der belasteten Vorschuss vereine bei der Bank zu reeskomptieren, 
ein Geldbeschaffungsmittel für den Fall des Bedarfes erhält. 

Ein weiteres Mittel der fruchtbarem Verwertung disponibler 
Kassabestände ist die Ausnützung des Lombardkredites: die 
Gewährung von Vorschüssen auf Wertpapiere. 
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Der § 36 der bestehenden Statuten hat wohl diese Art von 
Geschäften aufgenommen, indem er dem Direktionsrate freistellt, 
Lombardgeschäfte zu machen. Aber diese Bestimmung ist bisher 
ebenfalls tot auf dem Papier geblieben — aus demselben Grunde, 
wie die über die Belehnung von Vorschussvereinen, weil der Zins- 
fuss für das kurzfristige Lombardgeschäft ein anderer sein muss, 
als der Zinsfuss Tür Hypothekardarlehen. Die Möglichkeit der Durch- 
führung der Statuten auch in dieser Beziehung zu schaffen, ist 
durch das Interesse der Sparkassa an der Erhaltung ihres guten 
Rufes geboten. 

Leitender Grundsatz muss dabei sein, den Lombardkredit 
unter Bedingungen zu gewahren, die für den Schuldner im Ver- 
gleiche zu den hiesigen mit dem Lombardgeschäfte sich befassen- 
den Geldinstituten, namentlich dem Bankfiliale, nicht ungünstigere 
sind. Das bedeutende Lombardgeschäft, welches vom Bankfiliale 
in Hermannstadt gemacht wird, geht aus folgenden Ziffern hervor: 
Ende Dezember 1881 betrug der Stand der Darlehen gegen 
Handpfand bei dem Bankfiliale in Hermannstadt fl. 237,000. 

Im Laufe des Jahres 1882 wurden Darieh, gewährt fl. 1.812,400 

und zurückgezahlt fl. 1.719,800 

es blieben daher Ende Dezember 1882 fl. 329,600 
somit gegen 1881 mehr fl. 92,600 
Mit Berücksichtigung des Umstandes, dass die Sparkassa 
nach ihren Statuten zur Belehnung von solchen lokalen Papieren, 
wie die Pfandbriefe der Hermannstädter Bodenkreditanstalt und 
der Albina, welche von der Bank nicht lombardiert werden, be- 
berechtigt ist, lässt sich hoffen, dass ein beträchtlicher Teil des 
Lombardgeschäftes, das jetzt andere Platzinstitute machen, sich 
der Sparkassa zuwenden werde. 

Es wird daher folgende neue Textierung vorgeschlagen: 

§ 35. 

Wenn durch Gewährung von Hypothekardarlehen (§ 34) 
der disponible Fond nicht erschöpft werden sollte, so kann 
der Direktionsrat: 

a) kurzfristige Darlehen an kreditfähige Vorschussvereine oder 
Sparkassen gegen Zahlungsbürgschaft geben. 

b) Darlehen auch auf Goldmünzen bis zum Nennwerte, auf Silber- 
münzen bis zu */', ihres Nennwertes, dann auf Staats-, sowie 
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andere an der Wiener oder Budapester Börse notierte Wert- 
papiere bis zu zwei Dritteilen ihres Börsenkurses, jedoch 
höchstens auf die Dauer eines halben Jahres, gewahren. 

Der Zinsfuss in den unter a) und b) bezeichneten Fallen 
wird vom Direktionsrate festgesetzt. 

§ 36. 

Ausserdem können disponible Fonds zum Ankäufe ver- 
zinslicher, an der Wiener oder Budapester Börse notierter 
Wertpapiere verwendet werden (jj 10, Punkt 5). 


Durch die Ermöglichung dieser beiden, bereits in der Intention 
der bestehenden Statuten gelegenen Arten von Geschäften würde 
sich der Sparkassa ein namhafter Vorteil bieten, beziehungsweise 
ein Nachteil, der sie jetzt trifft und ohne Verletzung der gegen- 
wärtig in Kraft bestehenden Statuten nicht zu vermeiden war, 
von ihr abgewendet werden 

Sowohl in den Wechseln der Vorschuss vereine und Spar- 
kassen, als auch in den auf kurze Frist belehnten Wertpapieren 
würde die Sparkassa einen mobilen Fond sich schaffen, der, 
ausser seinem mobilen Charakter, noch den Vorzug hatte, frucht- 
bringender zu sein, als die Anhäufung von totem Bargeld in 
Noten und Goldmünzen und von 3* „perzentigen Partial-Hypothekar- 
Anweisungen (Salinenscheinen). 

Der disponible Mobilfond der Sparkassa betrug, nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1882, rund 367,000 fl., darunter 77,000 fl 
in Gold und Papiergeld und 290,000 fl. in Salinenscheinen. Das 
Bargeld in Gold und Papier liegt zinslos, die Salinenscheine 
tragen 3* , Perzent. Der Stand der Salinenscheine hat bei der 
Sparkassa zuweilen auch die Höhe von 360,000, ja 380,000 fl. 
erreicht. 

Werden die Salinenscheine durch Wechsel und Lombard- 
papiere ersetzt und der gewöhnliche Zinsfuss für Wechseleskompte 
und Lombardgeschäft mit 5 Perzent und 5 1 /* Perzent angenommen, 
so sinkt der mit einem mobilen Fond gewöhnlich verbundene Nach- 
teil einer geringem Verzinsung auf ein Minimum herab, ja kann 
ganz vermieden werden. 

Die Salinenscheine haben gegenüber dem Wechseleskompte 
und Lombardgeschäft nicht nur den Nachteil der geringem Ver- 
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zinsung, sondern nicht einmal den Vorteil der grossem Beweglichkeit 
voraus, da sie eine sechsmonatliche Umlaufszcit oder Fälligkeits- 
dauer haben. 

Durch die Fesseln der bisherigen statutarischen Bestimmungen, 
namentlich durch die gleiche Behandlung des Lombard- und 
Wechselzinsfusses mit dem Hypothekarzinsfusse, beengt, war die 
Verwaltung der Sparkassa bisher nicht in der Lage, ihren mobilen 
Fond in anderen Werten als in Salinenscheinen anzulegen. 

Der 3 — 400,000 fl. betragende mobile Fond der Sparkassa 
war — wobei wir von ihrem bedeutenden Reservefond und den 
darin befindlichen Wertpapieren im Betrage von 563,493 fl. 10 kr. 
(nach dem Kursstand vom 31. Dezember 1862), die im Bedarfs- 
fälle ein leicht realisierbares Geldbeschaffungsmittel darbieten, ganz 
absehen — bedeutend grösser, als der eines andern hiesigen 
Geldinstitutes. 

Der durchschnittliche Kassabestand des Vorschussvereines 
betrug im Jahre 1882 9200 fl.; der Kassastand der Bodenkredit- 
anstalt (31. Dezember 1882) 26,422 fl. 09 1 , kr., der Albina 
74,567 fl. 78 kr. 

ra. 

Zu § 10 Punkt 5. 

Aus den hier vorgeschlagenen Statutenänderungen folgt der 
weitere Antrag, den Punkt 5 des § 10 in folgender Weise zu textieren : 
,5. Die Bestimmung der Höhe des Zinsfusscs für Hypo- 
thekardarlehen, sowie die Bestimmung der Normalziffer, bis 

zu welcher im äussersten Falle der Ankauf von Kredit- und 

Wertpapieren gestattet wird*. 

Die weiter vorgeschlagenen Statutenänderungen bedürfen nicht 
einer so eingehenden Motivierung, wie sie im Vorausgeschickten 
versucht wurde. 

IV. 

Zu § 2. 

Die Bestimmung des § 2 der Statuten, dass bei Benutzung 
der Firma stets die Unterschriften von zwei mit der Firmaführung 
betrauten Direktionsrats-Mitgliedern oder deren Prokuristen hinzu- 
treten habe, ist unklar, da man nicht weiss, wer deren Prokuristen 
seien und sein können. Diesfallls wäre zur Klarstellung, andrerseits 
zur schnellem Beschaffung der Unterschriften in dringenden Fällen 
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genau zu bestimmen, dass auch ein Institutsbeamter statt des 
zweiten Direktionsrats-Mitgliedes zur Firmierung berechtigt sei, 
und damit gleich unzweifelhaft festzustellen, dass nur die Direktions- 
rats- Mitglieder und Institutsbeamte zur Firmierung berechtigt seien. 
Daher wäre der § 2 dahin abzuändern: 

.Der auf unbestimmte Zeit gegründete Verein, dessen Eigen- 
tum die Sparkassa ist, hat seinen Sitz in Hermannstadt, bedient 
sich in seinen Zeichnungen der Firma: .Hermannstädter allge- 
meine Sparkassa* und es treten bei der Benutzung der Firma 
stets die Unterschriften von zwei mit der Firmaführung be- 
trauten Direktionsrats- Mitgliedern oder mindestens einem 
dieser Mitglieder und einem der vom Direktionsrate zur Fir- 
mierung berechtigten Institutsbeamten hinzu*. 

V. 

Zu § 4. 

Schon öfters wurde in der Mitte des Vereines die Frage auf- 
geworfen und der Wunsch rege, die Zahl der Mitglieder auf ein 
bestimmtes Mass zu beschränken, weil hierin ein Mittel gesehen 
wurde, den Verein seiner ursprünglichen Bestimmung für Wohl- 
thatigkeitszwecke zu erhalten. Um dem massenhaften Zudrange, 
der möglicher Weise nur auf Abänderung des Vereinszweckes 
gerichtet sein könnte, vorzubeugen, erscheint die Feststellung einer 
MaximalzifTer hinsichtlich der Anzahl der Vereinsmitglieder geboten. 
Die Zahl 100 entspricht so ziemlich der gegenwärtigen Anzahl 
der Vereinsmitglieder. 

Ferner hat im § 4 lit a} der Zusatz: 

.insbesondere sind jene alteren Gründungsanteile, welche 
nicht die Höhe von 50 Gulden erreichen, auf diese Summe zu 
ergänzen*, heute keine praktische Bedeutung mehr und kann 
daher entfallen. 

Unter Weglassung dieses Satzes wird demnach zu § 4 als neuer 
Zusatz beantragt: 

.Die Zahl der Vereinsmitglieder darf 100 nicht über- 
schreiten*. 

VI. 

Zu § 10 Punkt 7. 

Bei Beschlüssen über Abschreibung von Forderungen wegen 
Uneinbringlichkeit liegt in der Regel die Frage nahe, ob nicht 
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ein Verschulden seitens der Verwaltung und Exekutive die Ur- 
sache der Uneinbringlichkeit sei. Da nun die Beschlussfassung 
über die gegen Direktionsrat und Aufsichtskomitö geltend zu 
machende Verantwortlichkeit zu den Agenden der Generalver- 
sammlung gehört, so erscheint es gerechtfertigt, bedeutendere 
Falle von Abschreibungen uneinbringlicher Forderungen der Be- 
schlussfassung der Generalversammlung vorzubehalten, welcher 
Umstand auch für den Kredit der Sparkassa erspriesslich ist ; dies- 
bezüglich hält man es für zweckmässig, dass sämtliche Fälle, in 
welchen mehr als 1000 fl. zur Abschreibung gelangen sollen, der 
öffentlichen Kontrolle der Generalversammlung Vorbehalten werden. 

Daher wird beantragt zu § 10 P. 7. 

.Die Schlussfassung über Abschreibung von uneinbring- 
lichen, 1000 fl. überschreitenden Forderungen sowie über die 
gegen Direktionsrat und Aufsichtskomite aus irgend welchem 
Grunde geltend zu machende Verantwortlichkeit und über alle, 
zu solchem Endzwecke einzuleitende Schritte*. 

VII. 

Zu § 12. 

Um der Möglichkeit, dass Einflüsse des Kotteriewesens und 
anderer Geldinstitute sich im Direktionsrate, beziehungsweise Auf- 
sichtskomite, geltend machen, vorzubeugen, sowie um der General- 
versammlung eine grössere Ingcrenz auf den Direktionsrat einzu- 
räumen, andererseits um der Geschäftsführung des Direktionsrates 
eine grössere Kontinuität dadurch zu sichern, dass die Erneuerung 
des Direktionsrates alljährlich, aber nur teilweise eintritt, empfiehlt 
sich die Aufnahme folgender Zusätze als Absatz 3 zum § 12: 

.Personen, die mit einander bis zum zweiten Grade verwandt 
oder verschwägert sind, können nicht gleichzeitig Mitglieder 
des Direktionsrates oder Aufsichtskomite s sein, ebensowenig 
Personen, welche Beamte eines andern Hermannstädter Geld- 
institutes sind. — Ein Drittel der Direktionsratsmitglieder (mit 
Ausnahme des auf drei Jahre gewählten Vereinsvorstandes 
und des lebenslänglich angestellten Institutsdirektors) wird 
im Jahre 1884, ein zweites Drittel im Jahre 1885 ausgelost. 
Vom Jahre 188G angefangen, scheiden in jedem Jahre die- 
jenigen Direktionsratsmitglieder aus, deren dreijährige Mandats- 

18 



CXXXVIJI 


Anhang. 


dauer abgelaufen ist. Die ausgeschiedenen Mitglieder sind 
wieder wählbar. 

Ausser den Direktionsratsmitgliedern werden zwei Ersatz- 
männer gewählt, welche nach Massgabe der auf sie gefallenen 
Stimmenanzahl in die vor dem Zusammentritt einer General- 
versammlung erledigten Direktionsratsstellen eintreten*. 

VIIL 
Zu § 13. 

Im § 13 muss zunächst Absatz 3 mit Rücksicht auf § 2 
entfallen. 

Ferner gehört Absatz 4 zum ersten Absatz des § 15. 
Hinsichtlich der übrigen Bestimmungen des § 13 wird folgende 
neue Textierung empfohlen: 

,§13. Der Direktionsrat vertritt die .Hermannstädter All- 
gemeine Sparkassa* Behörden und dritten Personen gegenüber. 

Er fuhrt die ganze Verwaltung der Sparkassa, setzt die Ge- 
schäftsordnung, Dienstinstruktionen und Vollzugsvorschriften 
fest und ernennt die lebenslänglich angestellten Instituts- 
beamten (mit Ausnahme des Institutsdirektors), sowie das 
von der Generalversammlung bewilligte Hilfspersonale. 

Er kann eine aus dem Institutsdirektor, Kassier und Rechts- 
konsulenten bestehende Direktion ermächtigen, erstsätzliche 
Hypothekardarlehen (§ 34) bis zum Betrage von 500 fl., sowie 
Darlehen an Vorschussvereine, beziehungsweise Sparkassen, 
innerhalb des denselben vom Direktionsrate eingeräumten 
Kredites und Vorschüsse auf Gold- und Silbermünzen oder 
die vom Direktionsrate als belehnbar bezeichneten Wert- 
papiere (§ 35) zu gewähren*. 

Absatz 1 und 2 der neuen Textierung bezwecken nur eine 
genauere Präzisierung des gegenwärtigen Textes und bedürfen 
keiner weitern Motivierung. 

Die Aufnahme des dritten Absatzes ist durch leicht ersichtliche 
Rücksichten der Gebahrung geboten, da die Verleihung von kleineren 
Darlehen, sowie von Darlehen an Vorschussvereine oder gegen 
Wertpapiere einer raschen Effektuierung bedarf und nicht erst von 
dem Zusammentritte des Direktionsrates abhängig gemacht werden 
kann. Überdies ist der Sparkassa die Einrichtung einer Instituts- 
direktion nicht fremd, da eine solche (bestehend aus dem Direktor, 
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Kassier, Rechnungs-Revisor) nach § 10 der alten Statuten vom 
Jahre 1864 bis zur Abänderung derselben im Jahre 1876 fungierte. 

IX. 

Zu § 14. 

Für t) 14 wird folgende neue, sachlich nichts abändernde 
Fassung vorgeschlagen : 

,§ 14 Der Direktionsrat hat sich in Allem an die Statuten 
des Vereines und an die Beschlüsse der Generalversammlung, 
insoferne diese nicht den Statuten oder Gesetzen wieder- 
sprechen, zu halten. 

Die Direktionsräte sind für ihre Beschlüsse und Verfügungen 
verantwortlich und hat eine Entlastung des Einzelnen nur 
unter den Voraussetzungen des § 191 des ung. Hand.-G.-B. statt. 

Die dienstlichen Obliegenheiten der Sparkassa-Beamten 
und die Geschäftsordnung in der Sparkassa werden durch 
besondere, von dem Direktionsrate zu entwerfende Instruktionen 
geregelt und festgestellt. Diese Dienstesvorschriften sind bei 
sonstiger Disziplinarbehandlung genau einzuhalten*. 

X 

Zu § 15. 

Der § 1 5 wird in folgender Fassung empfohlen : 

,§ 15. Der Vereinsvorstand führt den Vorsitz in den 
Sitzungen der Generalversammlung und des Direktionsrates 
und sorgt für die Ausfertigung der Beschlüsse. 

Im Falle seiner Verhinderung wird der Vereinsvorstand 
durch das von ihm hiezu bestellte Mitglied des Direktions- 
rates vertreten 

Zur Besorgung der Schreibgeschafte und zur Protokolls- 
führung ist ebenfalls aus der Mitte des Direktionsrates ein 
Schriftführer zu bestellen, welcher, ausser den Prasenzmarken, 
für seine Mühewaltung eine von der Generalversammlung 
alljährlich zu bestimmende Remuneration erhält*. 

XI. 

Zu § 16. 

Zu Absatz 2 des §16 wird folgender Zusatz beantragt: 

.Bei Stimmengleichheit wird der Antrag zum Beschluss 
erhoben, welchem der Vorsitzende zustimmt.* 
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und zu Absatz 3 der Zusatz: 

.oder von zwei Mitgliedern zu verifizieren*. 

XII. 

Zu § 18. 

Als Überschrift über diesen Paragraphen, sowie die folgenden 
§§19 und 20 wäre zu setzen: 

.Die Institutsbeamten*. 

Im § 18 selbst wird die Streichung des ersten Absatzes, weil 
derselbe nur eine Wiederholung des § 10 Pkt. 6 enthalt, beantragt. 
An Stelle dieses wegzufallenden Satzes wird als erster Absatz 
vorgeschlagen : 

,An der Spitze der Sparkassabeamten steht der Direktor*. 

XIII. 

Zu § 19. 

Zur genauem Präzisierung der Pensionsberechtigung der 
Beamten erscheint es nicht überflüssig, dem Eingänge des § 19 : 
.Durch Alter oder Krankheit dienstunfähig gewordene Instituts- 
beamte* u. s. w. die Worte vorauszuschicken: 

.Bleibend angestellte*. 

XIV. 

Zu § 25. 

In dem § 25 wird der Grundsatz ausgesprochen, dass in der 
Regel jede Einlage angenommen werden soll, jedoch dem Direk- 
tionsrate das Recht Vorbehalten, die Annahme einer Einlage aus- 
nahmsweise zu verweigern. Es erscheint somit notwendig, dass 
zur Rückweisung jeder Einlage ein spezieller Beschluss des Direk- 
tionsrates erforderlich ist. Diese Bestimmung zu verallgemeinern 
dürfte sich besonders empfehlen, bei grossem Andrange von Ein- 
lagen und der schwereren Verwertung derselben. 

Daher wird beantragt, die Abänderung der alinea 1 des § 25 : 
.Es ist Jedermann gestattet, Einlagen in die Sparkassa in 
beliebigem Betrage unter Angabe eines Namens oder einer 
sonstigen Bezeichnung zu machen. Jedoch wird dem Direk- 
tionsrate das Recht Vorbehalten, ausnahmsweise einen Maxi- 
malbetrag festzustellen, über welchen einzelne Einlagen nicht 
angenommen werden dürfen*. 
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In alinea 3 dieses § wird bestimmt, dass jede Einlage durch 
die Unterschrift eines Mitgliedes des Direktionsrates und eines 
Institutskassabeamten bestätigt werden solle. Da nun gegenwärtig 
die Institutskassabeamten auf Grund des g 6 der Geschäftsin- 
struktion fiir die Institutsbeamten die Einlagen verbuchen und das 
Geld manipulieren, ist es nur mit bedeutender Verzögerung der 
Parteien möglich und nimmt andererseits auch die Arbeitszeit des 
allein in den Kanzleilokalitäten immer anwesenden Direktionsrats- 
mitgliedes, des Institutsdirektors, zu sehr in Anspruch, wenn er 
zu jeder Einlage seine Unterschrift setzen soll; es stellt sich also 
als nötig heraus zu bestimmen, dass die Einlagen nur durch 
die Unterschrift der zwei manipulierenden Kassabeamten bestätigt 
werden; darnach würde § 25 alinea 3 lauten: 

.Die von der Sparkassa ausgestellten Einlagsbücher haben 
die fortlaufende Zahl des Hauptbuches, den vom Einleger 
angegebenen Namen oder Bezeichnung, das Datum jeder 
einzelnen Einlage oder Rückzahlung, die Nummer, unter 
welcher jede einzelne Einlage bei der Sparkassa verbucht 
ist und den Betrag jeder Einlage oder Rückzahlung nebst 
der Unterschrift von zwei Institutsbeamten zu enthalten.* 

XV. 

Zu § 42. 

Als notwendige Folge dessen, dass nach g 42 der General- 
versammlung das Recht zusteht, auch Realitäten für den Reserve- 
fond anzukaufen, wäre zu grösserer Klarheit aufzunehmen, dass 
auch zum Verkaufe solcher Realitäten nur die Generalversammlung 
berufen ist; deshalb wird beantragt, zu § 42 hinter dem Worte 
.verwenden* zu setzen: 

.Auf diesem Wege erworbene Realitäten dürfen nur mit 
Einwilligung der Generalversammlung wieder verkauft werden. 

Bauflihrungen, welche einen Aufwand von mehr als 10,000 
Gulden erfordern, bedürfen der Genehmigung der General- 
versammlung.* 

Hermannstadt, 22. Juni 1883. 


Der Direktionsrat. 



B. 


Geschäftsordnung des Direktionsrates, Instruktion 
über die Amtsgebahrung etc. 

Geschäftsordnung des Direktionsrates. 

(Beraten und festge&tellt in der Sitzung vom 8. Anguzt 1883)- 


§ 1. Der Direktionsrat wird vom Vereinsvorstand, beziehungs- 
weise bei dessen Verhinderung vom Vorstand-Stellvertreter (§15 
der Vereinsstatuten! entweder aus eigenem Antriebe oder auf Ver- 
langen von wenigstens drei seiner Mitglieder einberufen. 

Er tritt jeden Monat mindestens einmal zu einer Sitzung 
zusammen 

§ 2. Jedes Mitglied des Direktionsrittes kann Anfragen richten, 
Anträge stellen und in der Reihenfolge der Anmeldung beim Vor- 
sitzenden das Wort zum Gegenstand der Beratung ergreifen. 

Der Direktionsrat ist beschlussfähig, wenn ausser dem Vor- 
sitzenden oder dessen Stellvertreter wenigstens fünf Mitglieder 
anwesend sind. 

Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmehrheit ge- 
fasst und die Stimme des Vorsitzenden ist hiebei stets mitzuzahlen, 
Bei Stimmengleichheit wird der Antrag zum Beschlüsse erhoben, 
welchem der Vorsitzende zustimmt. 

Jedes Mitglied des Direktionsrates ist für die gefassten Be- 
schlüsse verantwortlich, insoferne es nicht seine abweichende 
Meinung dem Protokolle einverleiben lässt. 

Die Sitzungsprotokolle sind von allen anwesenden Mitgliedern 
zu unterfertigen. 

§ 3. Die Tagesordnung und die Reihenfolge der zu verhan- 
delnden Gegenstände wird vom Vorsitzenden bestimmt, doch kann 
jedes Mitglied die Abänderung der Tagesordnung oder der Reihen- 
folge der zu verhandelnden Gegenstände beantragen. 
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Derartige Anträge sind, unter Vermeidung einer Debatte, 
sofort der Abstimmung zu unterziehen. 

§ 4. Den Sitzungen des Direktionsrates können nach Erfor- 
dernis auch Mitglieder des Aufsichtskomite s oder Beamte der Spar- 
kassa (ausser dem als Direktionsratsmitglied sitz- und stimmbe- 
rechtigten Direktor), sowie andere Sachverständige, die Letztem 
jedoch nur nach vorhergegangener Zustimmung des Direktions- 
rates, zugezogen werden. 

Bei der Abstimmung werden jedoch stets nur die Stimmen 
der Mitglieder des Direktionsrates gezählt. 

§ 5. Die Vorbereitung der im Direktionsrate zur Verhandlung 
gelangenden Geschäftsstücke ist Pflicht des Instituts- Direktors, 
welchem auch die Ausfertigung, Expedition und Durchfuhrug der 
Beschlüsse mit Hilfe der seinen Anordnungen unterstehenden Be- 
amten und sonstigen Bediensteten obliegt. Zu diesem Zwecke über- 
nimmt er alle, an die Sparkassa gerichteten Erlässe, Zuschriften, 
Berichte und Eingaben und fuhrt dieselben der geschaftsordnungs- 
mässigen Behandlung und Erledigung zu, tragt selbst oder durch 
die von ihm hiezu bestellten Referenten die Geschäftsstücke in 
den Sitzungen vor, beaufsichtigt die Manipulations- und Schreib- 
geschärte, sorgt für die Ausfertigung und Expedition der Ge- 
schäftsstücke, ist berechtigt und verpflichtet, gegen jeden von den 
Beamten und Bediensteten der Sparkassa sobald er Unordnungen 
im Dienste entdeckt oder sonstwie grundhältigen Anlass findet, 
die Einleitung des Disziplinarverfahrens (§ 17) zu veranlassen; im 
Falle des Vorkommens von strafbaren Handlungen dem Gerichte 
die Strafanzeige zu erstatten und unter gleichzeitiger Anzeige an 
den Direktionsrat als Disziplinarbehörde im Amte die durch die 
Umstände gebotenen augenblicklichen Massnahmen zu treffen. 

Beim Vollzüge ist der Direktor lediglich an die Gesetze, 
Statuten, Dienstvorschriften und Beschlüsse des Direktionsrats 
gebunden. Die Meinungen Einzelner sind für ihn nicht massgebend. 

§ 6. Der Schriftführer hat die Sitzungsprotokolle zu führen 
und jene schriftlichen Ausfertigungen zu verfassen, welche vom 
Vereinsvorstande oder dessen Stellvertreter, beziehungsweise Direk- 
tionsrat nicht ausdrücklich einem andern Direktionsmitgliede zu- 
gewiesen worden. 

Das Sitzungsprotokoll ist in der nächstfolgenden Sitzung zur 
Verifizierung vorzulegen, und es ist Sache des Schriftführers, für 
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die Unterfertigung des Protokolls durch die anwesenden Mitglieder 
des Direktionsrates Sorge zu tragen. 

Die Präsenzmarken werden nur denjenigen Mitgliedern des 
Direktionsrates ausgefolgt, deren Anwesenheit in den Sitzungen 
durch ihre eigenhändige Unterschrift konstatiert ist. 

§ 7. Der Direktionsrat bestimmt alljährlich, gewöhnlich in 
der ersten Sitzung im Jahre, die zur Firmierung berechtigten Mit- 
glieder und Institutsbcamten. 

§ 8. Der Direktionsrat trägt für die pünktliche Hinterlegung 
der Bargelder, sämtlicher Institutsbucher, Urkunden und anderen 
Wertpapiere, wie auch der Depositen in feuersichern Kassen Sorge. 

Die Gelder und Wertpapiere der Hauptkassa sind in einer 
feuerfesten Kassa unter dreifacher Gegensperre des Direktors, 
Kassiers und Kontrollors aufzubewahren. 

Die Gelder und Wertpapiere des Reservefondes sind in einer 
feuerfesten Kasse unter Mitsperre des Direktors und Kassiers auf- 
zubewahren. 

Die Kautionen der Beamten, sowie wichtige Urkunden des 
Reservefondes werden in einem Tresor aufbewahrt, zu welchem 
der Vereinsvorstand einen Schlüssel führt. 

§ 9. Die Skontrierung der Hauptkassa und der Kassa des Re- 
servefondes soll mindestens einmal vorgenommen werden. 

Zur Skontrierung bestellt der Vercinsvorstand die Kommission 
aus der Reihe der Mitglieder des Direktionsrates. 

Ausser der Skontrierung der Kassa des Reservefondes hat 
der Direktionsrat alljährlich mindestens einmal eine genaue Besich- 
tigung der zum Reservefond gehörigen Realitäten zu veranlassen. 

§ 10. Zur Verwaltung der Realitäten wird nach Thunlichkeit 
ein Mitglied des Direktionsrates bestellt. 

Der Realitätenverwalter ist der ständige Referent über alle 
auf die Realitäten bezüglichen Angelegenheiten. 

Er hat für die Instandhaltung der Realitäten zu sorgen, 
schliesst die Miet- und Pachtverträge, vorbehaltlich der Geneh- 
migung des Direktionsrates, ab, verhandelt mit den Mietparteien 
und erstattet dem Direktionsrat von Fall zu Fall Bericht. 

Er legt ferner dem Direktionsrate am Ende eines jeden Jahres 
einen Ausweis über die Miet- und Pachtrückstände, und einen 
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für das nächstfolgende Jahr bestimmten Voranschlag der voraus- 
sichtlichen Einnahmen und Ausgaben zur Genehmigung vor. Über- 
schreitungen des Realitäten-Budgets bedürfen ebenfalls der Ge- 
nehmigung des Direktionsrates. 

Alle Zahlungen haben in die Reservefondskassa einzufliessen 
und Auszahlungen erfolgen durch den Kassier über Anweisung 
des Direktors. 

Der Direktionsrat bestimmt für den Verwalter eine seiner 
Mühewaltung entsprechende Remuneration aus den Erträgnissen 
des Reservefondes. 

§ 11. Der Institutsdirektor ist der ständige Referent über die 
auf die Kassagebahrung bezüglichen Angelegenheiten. 

Er trägt die der Genehmigung seitens des Direktionsrates 
vorbehaltenen Hypothekardarlehensgesuche, in welchen Darlehen 
über 500 fl. angesprochen werden, nach dem gedruckten Formulare 
A. vor. Er wird ermächtigt, gemeinschaftlich mit dem Kassier 
und Rechtskonsulenten erstsätzliche Hypothekardarlehen (jj 34 der 
Statuten) bis zum Betrage von 500 fl., jedoch niemals unter 100 fl., 
sowie Darlehen an kreditfähige Geldinstitute innerhalb des den- 
selben vom Direktionsrate eingeräumten Kredites und Vorschüsse 
auf Gold- und Silbermünzen oder die vom Direktionsrate als be- 
lehnbar bezeichneten Wertpapiere (§ 35 der Statuten) aus dem 
disponibeln Fonde und unter den vom Direktionsrate festgesetzten 
Bedingungen zu gewahren. 

Er unterbreitet dem Direktionsrate monatlich einen vom 
Direktor, Kassier und Rechtskonsulenten Unterzeichneten Ausweis 
über die im vorhergegangenen Monate gewährten Hypothekar- 
darlehen unter 500 fl., über die an Geldinstitute erteilten Wechsel- 
darlehen, sowie über die Vorschüsse gegen Handpfand unter Angabe 
der Darlehensschuldner, Darlehensbeträge, Darlehensdauer u. s. w. 

Angelegenheiten, rücksichtlich welcher zwischen dem Instituts- 
direktor, Kassier und Rechtskonsulenten keine Einigung erzielt 
worden, sind von dem Direktionsrate zu entscheiden. 

Ebenso legt der Direktor monatlich einen Ausweis über den 
Kassastand, ferner über die Einlagen und Rückzahlungen, Dar- 
lehcnskündigungen und Rückzahlungen, Abfuhr von Steuern, über- 
haupt über die ganze Kassabewegung vor. 

Ausser dem summarischen, nach den Kontis zusammenge- 
stellten Monatsauszug über die Resultate der Geldgebahrung und 
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über die vorhandene Kassabarschaft, sind dem Direktionsrate die 
in den Dienstinstruktionen vorgesehenen Ausweise, namentlich die 
nach Ablauf jeden Jahres zusammenzustellende ordentliche Jahres- 
rechnung und Bilanz, ferner das Verzeichnis der Zinsenruckstande, 
insbesondere das Namensverzeichnis der mit den Zinsen über ein 
Jahr rückständigen Schuldner, vorzulegen. 

§ 12. Für den Fall der Verhinderung des Direktors wird dessen 
Stellvertreter von Fall zu Fall durch den Direktionsrat bestimmt. 

Beurlaubungen des Direktors und der andern Institutsbeamten 
— der Letzteren, falls der angesprochene Urlaub die Dauer von 
sechs Wochen überschreitet — werden vom Dircktionsrate bewilligt. 

§ 13. Die mit der Vertretung der Sparkassa in Rechtsge- 
schäften (Eintreibung von Forderungen u. dgl. m.) betrauten Rechts- 
anwälte, auswärtige Agenten und Vertrauensmänner werden vom 
Direktionsrate bestellt. 

Die Rechtsanwälte haben dem Direktionsrate jährlich ihren 
Gestionsbericht vorzulegen. 

Das Verhältnis der Rechtsanwälte und Vertrauensmänner 
zur Sparkassa wird durch besondere Instruktionen geregelt. 

§ 14. Da jedes Mitglied des Direktionsrates für die ganze 
Verwaltung der Sparkassa verantwortlich ist (§ 13 der Statuten), 
so kann dasselbe jederzeit w ahrend der Amtsstunden in alle Bücher, 
Akten und überhaupt in die ganze Gebahrung Einsicht nehmen 
und Aufklärungen verlangen. Die Beamten sind verpflichtet, jedem 
Mitgliede des Direktionsrates dabei hilfreich an die Hand zu gehen. 

§ 15. Um ausser den Mitgliedern des Direktionsrates, auch 
den übrigen Vereinsmitgliedem, ferner den Beamten und über- 
haupt den in der Anstalt verkehrenden Parteien Gelegenheit zu 
bieten, Wünsche und Beschwerden hinsichtlich der Verwaltung 
und Einrichtung der Sparkassa anzubringen, ist an einer leicht 
zugänglichen und für das verkehrende Publikum ersichtlich zu 
machenden Stelle im Sparkassalokal ein Briefkasten für Wünsche 
und Beschwerden anzubringen. 

Die Wünsche und Beschxv erden werden in jeder Sitzung des 
Direktionsrates vorgelegt. 

§ 16. Der Direktionsrat verschafft sich jährlich mindestens 
einmal durch Entsendung von Kommissionen aus seiner eigenen 
Mitte die Überzeugung, ob die vorgeschriebenen Bücher im Sinne 
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der für die Beamten festgestellten, Dienstinstruktionen geführt und 
aufbewahrt, die angelegten Kapitalien gehörig verbucht und sicher- 
gestellt sind und die Schuldscheine mit den Eintragungen im 
Kapitalienbuche übereinstimmen und die Feuerversicherungspolizzen 
stets in Evidenz gehalten werden. 

Bei Kapitalien, welche nicht als Annuitätsdarlehen angelegt 
sind und über 15 Jahre aushaften, wird eine neue Schätzung auf 
Kosten des Schuldners veranlasst, eventuell werden diese Kapitalien 
gekündigt. 

tj 17. Beschwerden gegen die Gebahrung in der Sparkassa und 
das Benehmen der angestellten Beamten sind bei dem Direktions- 
rate anzubringen. 

Insoferne die den Beamten zur Last gelegten Handlungen 
oder Unterlassungen nicht in die Kompetenz der Zivil- oder Straf- 
gerichte gehören, entscheidet der Direktionsrat als Disziplinar- 
behörde über Verletzungen der Statuten, Dienstinstruktionen, Be- 
schlüsse des Direktionsrates und verhängt Disziplinarstrafen. 

Die vom Direktionsrate verhängten Disziplinarstrafen sind: 

a) Verweis, 

b) Geldstrafen von 5 fl. bis 100 fl., 

c) zeitweilige Suspendierung vom Amte. 

Die Geldstrafen werden, insoferne sie nicht zur Deckung 
eines verursachten Schadens herangezogen werden müssen, zur 
Gründung eines Pension sfondes der Beamten bestimmt. 

Die zeitweilige Suspendierung vom Amte darf die Dauer 
von vier Wochen nicht überschreiten und muss sofort vor die 
Generalversammlung gebracht werden, wetcher die endgiltige Ent- 
scheidung über die Suspendierung, eventuell Entlassung zusteht. 

Beschwerden gegen die Disziplinarentscheidungen des Direk- 
tionsrates werden bei der Generalversammlung vorgebracht. 

Doch wird der Vollzug der vom Direktionsrate innerhalb 
seines Wirkungskreises verhängten Disziplinarstrafen durch die 
dagegen ergriffene Beschwerde nicht gehemmt. 

Die Entlassung lebenslänglich angestellter Beamten oder eine 
über den Zusammentritt der Generalversammlung hinaus reichende 
Suspendierung vom Amte kann nur durch die Generalversammlung 
verfugt werden. 

t? 18. Jedem Mitgliede des Direktionsrates wird je ein Exemplar 
dieser Geschäftsordnung, sowie der Dienstinstruktionen zugestellt. 
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Instruktion über die Amtsgebahrung und Amtspflichten 
der Institutsbeamten. 

{Festgestellt auf Grund des Beschlusses des Direktionsrates vom 18. Sept. 1885). 


§ 1. Die Amtsgeschäfte der Sparkassa besorgen derzeit: 

a) der Instituts-Direktor, 

b) der Kassier, 

c) der Kontrollor, 

d) der Offizial, 

e) der Rechnungsrevisor (Buchhalter), 

f) der Rechtskonsulent. 

Dem Instituts-Direktor liegt als Amtschef die Leitung der 
Amtsgeschafte innerhalb der durch die Statuten und die Weisungen 
des Direktionsrates vorgezeichneten Grenzen ob, und haben die 
übrigen Beamten seinen Anordnungen unbedingt Folge zu leisten. 

Der Direktor ist (ur die Einhaltung der Statuten und Weisun- 
gen des Direktionsrates verantwortlich. 

Findet ein Instituts-Beamter den ihm erteilten Auftrag des 
Direktors als im Widerspruche mit den Statuten oder den Weisungen 
des Direktionsrates stehend, so hat er nach vergeblicher Vorstel- 
lung beim Direktor die Anzeige beim Direktionsrate zu erstatten, 
den Auftrag des Direktors jedoch zu vollziehen, widrigenfalls ihn 
die Verantwortung für die Nichterfüllung des Auftrages trifft. 

§ 2. Die Kassabeamten sind täglich zu einer siebenstündigen 
Arbeitszeit verpflichtet. Die Amtsstunden für den Parteienverkehr 
sind täglich mit Ausnahme der Sonn- und Feiertage von 8 bis 1 
Uhr Vormittags, wahrend welcher Stunden die Kassabeamten: 
Kassier, Kontrollor und Offizial gegenwärtig sein müssen. 

Der Rechtskonsulent muss ausser den Nachmittagsstunden 
noch ein bis zwei Stunden Vormittags im Amtslokale anwe- 
send sein. 

Der Revisor ist nur zum Nachmittagsdienstc verpflichtet. 

Alle Beamten sind übrigens verpflichtet, so oft und so lange, 
namentlich auch Nachmittags, im Amtslokale zu erscheinen, als 
es der Dienst und die vollständige zeitgerechte Losung ihrer Auf- 
gabe erfordert. 
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§ 3. Die Bücher und Rechnungen der Hauptkassa sind ab- 
gesondert von den übrigen Büchern und Rechnungen des Reserve- 
fondes zu führen. Ebenso sind die Gelder und Wertpapiere des 
Reservefondes, ausser der dem Kassier als Verlag gegebenen 
Handkassa, abgesondert von den Geldern und Wertpapieren der 
Hauptkassa in einer feuerfesten Kassa zu verwahren. 

Fremde Gelder dürfen mit den Geldern der Sparkassa nicht 
in einer Kassa verwahrt werden. Eine Ausnahme hievon bilden 
bloss die gerichtlichen Depositen. 

Von der Gebahrung mit der Hauptkassa. 

A. Von den Einlagen. 

§ 4. Die von den Parteien zur fruchtbringenden Anlage über- 
gebenen Gelder werden sofort in das sogenannte Einlagenbuch 
eingetragen. 

Das Einlagenbuch wird vom Kontrollor geführt. 

Ausser dem Einlagenbuch führt der Revisor ein mit dem Ein- 
lagenbuch übereinstimmendes Kontrollsbuch. 

Über die gemachte Einlage wird dem Einleger ein Einlags- 
büchel ausgefolgt. Ohne gleichzeitige Ausfolgung des Kinlags- 
büchels darf kein Betrag in die Kassa übernommen werden. 

§ 5. Die Einlagsbüchcl sind von zwei manipulierenden Kassa- 
beamten zu unterfertigen. 

8 6. Zu den mit 30. Juni und 31. Dezember jeden Jahres empor- 
stehenden Einlagen sind die Zinsen durch die drei Kassabeamten 
(Kassier, Kontrollor, Offizial) zuzurechnen und ist die nach Hinzu- 
rechnung dieser Zinsen sich ergebende Gesamtsumme in die für das 
nächste Halbjahr bestimmte Rubrik des Einlagsbuches einzutragen. 

§ 7. Bei Rückzahlung der Einlagen ist die rückgezahlte 
Kapitalssumme samt den nicht kapitalisierten Zinsen unter genauer 
Bezeichnung der Zahl, der Monate, für welche Zinsen berechnet 
und bezahlt wurden, sowie das Datum der Rückzahlung im Ein- 
lagenbuche in den betreffenden Rubriken ersichtlich zu machen. 

Gerichtliche Verbote betreffs Ausfolgung von Spareinlagen, 
cingeleitete Amortisationen etc. sind ebenfalls im Einlagenbuche 
anzumerken. 

§ 8. Zur sofortigen Rückzahlung ohne Aufkündigung ist der 
Kassier berechtigt, falls die rückzuzahlende Post 500 fl. nicht 
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übersteigt 500 Gulden übersteigende Einlagsposten können nur mit 
Einwilligung des Direktors ohne Aufkündigung rückgezahlt werden. 

§ 9. Rückzahlungen von Einlagen und Einlagszinsen dürfen 
nur gegen Vorweisung des Einlagsbüchels erfolgen. 

Eine Ausnahme hievon kann nur bei durch Waisenamter 
deponierten Pupillargeldern oder bei durch Stiftungsbehörden an- 
gelegten Stiftungsgeldern gemacht werden; doch muss die An- 
weisung zur Erfolgung bei derartigen Einlagen auf einem von der 
Sparkassa an die Betreffenden hinauszugebenden Behebungszerti- 
fikate erfolgen 

Jede Rückzahlung darf nur gegen gehörig gefertigte Be- 
stätigung des Empfängers in der Abrechnung und im Einlagsbüchel 
ausgefolgt w erden und ist in dem Einlagsbüchel in den betreffenden 
Rubriken vorzumerken. 

Die in der Abrechnung des Kontrollors durchgefiihrten Ein- 
lagskapitalien samt Zinsen w erden vom Revisor in einem zu diesem 
Zweck angelegten Hilfsbuche postenweise gebucht und die Tages- 
summe der Rückzahlungen in demselben ersichtlich gemacht Dieses 
Hilfsbuch wird vom Revisor monatlich abgeschlossen. 

§ 10. Einlagen dürfen nur unter den in den Statuten ent- 
haltenen Bedingungen angenommen werden. Gold- und Silber- 
münzen, die der Agiotage unterliegen, können als solche, und gegen 
die Verpflichtung, dieselben Münzsorten wieder zurückzuzahlen, 
nicht Gegenstand einer Sparkassa-Einlage sein. 

§11. Zu dem Einlagenbuche ist ein Namens-Index nach al- 
phabetarischer Ordnung zu fuhren und sind jedem Namen die 
Nummern der unter diesem Namen gemachten Einlagen beizusetzen. 

§ 12. Nach Ablauf jeden Jahres ist ein Summarium der mit 
31. Dezember des verflossenen Jahres emporgebliebenen Einlagen 
samt kapitalisierten Zinsen zu verfassen. 

Mit Ende eines jeden Halbjahres wird ein Ausweis über die 
kapitalisierten Zinsen und mit Ende eines jeden Vierteljahres ein 
Ausweis über die im Laufe desselben ausgezahlten Einlagszinsen 
von den drei Kassabeamten (Kassier, Kontrollor, Offizial) verfasst. 

8. Von den Kassajoumalen. 

§ 13. Alle Geldempfange und Ausgaben der Sparkassa, auch 
die Geldempfange und Geldversendungen per Post, sind vom Kassier 
zu übernehmen, beziehungsweise zu expedieren. 
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Zur Bestreitung der hiebei erw achsenden Porto - Auslagen 
erhält der Kassier einen Verlag von 20 fl. aus der Hauptkassa und 
ist verpflichtet, ein Spesenbuch zu fuhren, in welchem jede einzelne 
Ausgabe verzeichnet werden muss. Am letzten Tage jeden Monates 
wird das Spesenbuch abgeschlossen und der um die Ausgaben 
des Rechnungsmonates herabgeminderte Verlag wieder auf 20 fl. 
aus der Hauptkassa ergänzt. 

§ 14. Der Kassier trägt in sein Journal (Strazza) sämtliche 
die Hauptkassa betreffenden Geldempfange, auch die Spareinlagen, 
im Momente des Empfanges, ebenso alle Ausgaben (auch die Ein- 
lagsrückzahlungen) ein. 

Eingehende Geldsendungen, welche einer sofortigen Kassa- 
manipulation nicht unterzogen werden können, sind als .Depositen* 
in der Hauptkassa aufzubewahren, und hat der Kassier hierüber 
ein Depositenjoumal zu führen. 

§ 1 5. Jede Einnahme und Ausgabe, welche einer kassamässigen 
Behandlung unterliegt, muss dokumentarisch belegt werden. Jede 
Anweisung an die Kassa, sowohl vom Direktor, als auch von den 
übrigen Beamten ist auf einem Blanquette anzufertigen. 

§16. Das Journal des Kassiers (Strazza) ist jeden Tag bei 
Schiass der Amtszeit (1 Uhr Nachmittags) abzuschliessen und 
zwar in der Art, dass der Kontrollor und Offizial, jeder für sich, 
der erstere nach dem von ihm geführten Kassajoumal, der letztere 
nach dem Journale des Kassiers die Abrechnung macht, der 
Kassier hierauf den Kassarest vorweist und in die Kassa gegen 
Mitsperrc des Kontrollors hinterlegt. 

§ 17. Der Kontrollor fuhrt das nach Einnahmen und Ausgaben 
getrennte Kassajoumal, in welchem jede Art der Einnahmen und 
Ausgaben nach den einzelnen Geschäftszweigen der Sparkassa (Spar- 
einlagen, gewöhnliche Hypothekardarlehen, Annuitätendarlehen, 
Lombard-, Wcchseldarlehen, Vorschüsse gegen Rückersatz u. s. w.) 
durch besondere Rubriken ersichtlich gemacht wird. 

In das Kassajoumal werden alle Geldempfänge und Ausgaben 
sofort unter genauer Bezeichnung des Gegenstandes durch Ein- 
tragung in die betreffenden Rubriken aufgenommen, aus welchen 
dann die Kontierung in die für die einzelnen Geschäftszweige be- 
stehenden Kontobücher erfolgt. 

Eine Ausnahme besteht bloss bezüglich der Spareinlagen, 
indem dieselben zuerst in das Einlagenbuch unter fortlaufenden 
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Nummern und dann erst bei Kassaschluss täglich und summarisch 
in das Kassajoumal eingetragen werden. Ebenso werden die rück- 
gezahltcn Spareinlagen erst bei Kassaschluss summarisch in das 
Kassajournal eingetragen. 

§ 18. Das Kassajoumal w'ird Ende jeden Monates nach den 
einzelnen Rubriken abgeschlossen, worauf die Monatsabschlüsse von 
dem Revisor in das Hauptjoumal und von hier in die betreffenden 
Kontis des Hauptbuches eingetragen werden. 

§ 19. Die Gelder der Sparkassa und Wertpapiere, sowie die 
Wechsel der Hauptkassa sind in einer feuerfesten Kassa unter 
dreifacher Sperre des Direktors, Kassiers und Kontrollors aufzube- 
wahren. 

Aus dieser Kassa wird bis auf Weiteres dem Kassier ein 
Verlag bis (iOOO fl. als Handkassa, die unter Mitsperre des Kon- 
trollors steht, zur Bestreitung der kurrenten Auslagen vom Direktor 
übergeben, beziehungsweise im Bedarfsfälle auf obigen Betrag 
ergänzt. 

Sobald sich eine grössere, diesen Betrag übersteigende Summe 
in der Handkassa ansammelt, wird dieselbe dem Direktor in die 
Hauptkassa übergeben. 

Unter der Sperre des Direktors und Kassiers stehen die Wert- 
papiere des Reservefondes, unter der Sperre des Kassiers und 
Kontrollors die im Lombardgeschafte belehnten Wertpapiere, da- 
gegen unter der Sperre des Direktors und Vereinsvorstehers die Kau- 
tionen der Beamten und andere wichtigere Urkunden des Vereins. 

Die Schuldurkunden der Hypothekarschuldner werden eben- 
falls in feuersichern Schränken aufbewahrt. 

C. Von den Kontobüchern und Hilfsjournalen. 

§ 20. Die Einnahms- und Ausgabsposten sind aus dem Kassa- 
journal in die für die einzelnen Geschäftszweige eingerichteten 
Kontobücher zu buchen und zwar in: 

a) das Kapitalienbuch für gewöhnliche Hypothekarschulden, 

b) das Kapitalienbuch für Annuitäten-Schuldner, 

c) das Lombard-Kontobuch, 

d) das Wechsel-Kontobuch, 

e) das Saldo-Kontobuch, 

f) das Effektenbuch. 
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Hypothekardarlehen. 

a) CJewShnliche Hypothekardarlehen. 

§ 21. Zu den bestehenden Rubriken im Kapitalienbuche für 
gewöhnliche Hypothekardarlehen sollen noch nachstehende neu 
angelegt werden: 

1. für Vorschüsse, 

2. für Anmerkung. 

Für die Hypothekarschuldner sind zwei Indices anzulegen 
und zwar ein Namens- und ein Ortsindex. 

Die Führung der Kapitalienbüchcr und der hiezu gehörigen 
Indices obliegt dem Kontrollor. 

Die Zinsenzahlungstermine sollen zur Erleichterung der Jahres- 
rechnung bei sämtlichen Hypothekarschuldnern auf die Termine: 
1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eingerichtet »erden. 

Ein Verzeichnis sämtlicher Zinsenrückständler ist jährlich 
einmal anzulegen und sind die Mahnschreiben an die Schuldner 
innerhalb längstens 14 Tagen und zwar nach Gemeinden geordnet 
zu expedieren. 

Die gemahnten Schuldner, welche bis zu dem ihnen gegebenen 
Termine nicht gezahlt haben, sind dem Advokaten zu übergeben. 

Das Verzeichnis, womit solche Schuldner dem Advokaten 
übergeben werden, ist, bevor es expediert wird, in ein Buch, das 
für den betreffenden Advokaten angelegt werden muss, einzu- 
schreiben. 

Im Kapitalienbuch ist die Übergabe an den Advokaten und 
das Datum, wann dieselbe geschehen ist, einzutragen. 

Rückständige Zinsenschuldner, welche dem Advokaten über- 
geben wurden, sind von Seite der Sparkassa nicht mehr zu 
mahnen. 

über die gekündigten Kapitalien ist ein Vormerk zu führen 
und die Kündigung ernst durchzufuhren. Es sollen demnach Zinsen 
über den Kündigungstermin hinaus nicht angenommen werden, und 
Schuldner, welche ihrer Verpflichtung nicht nachgekommen sind, 
dem Advokaten übergeben werden. 

Der Direktor im Einvernehmen mit dem Rechtskonsulenten 
ist berechtigt, in besondern Fallen die Kündigung durch Erteilung 
eines Moratoriums hinauszuschieben. 

Die Erteilung des Moratoriums muss in dem Vormerk über 
Kündigungen eingetragen werden. 
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Kündigung und eventuelle Moratorien sind jedenfalls auch 
in dem Kapitalienbuche vorzumerken. 

Bei Darlehenskapitalien unter 100 fl., welche alle gekündigt 
wurden, sind die Zinsen nur unter gleichzeitiger Abstattung einer 
Kapitalsrate von mindestens 10 fl. anzunehmen. 

Teilweise oder gänzliche Löschungen von Darlehenskapitalien 
bis zur Höhe von 500 Gulden können unter Verantwortung des 
Direktors hinausgegeben werden, die Kopie der ausgestellten 
Löschungserklärung ist jedesmal dem Schuldakte beizuschliessen 
und im Kapitalienbuche der diesbezügliche Vormerk einzutragen. 

ln den beiden Indices über gewöhnliche Hypothekardarlehen 
sind die etwaigen Besitzveranderungen cinzutragen und im Kapitalien- 
buche vorzumerken. 

Über die im Notkauf erworbenen Realitäten ist ein Ver- 
zeichnis mit Angabe der topografischen Zahlen anzulegen. 

Vom 1. Januar 1886 an ist ein Verzeichnis über Besitzver- 
änderungen anzufertigen, welches die Namen, den Ort und die 
Grundbuchs-Protokollsnummer der neuen Besitzer zu enthalten hat. 

Alle gerichtlichen Bescheide sind vom 1. Januar 1886 den 
betreffenden Schulddokumcnten beizuschliessen. 

b) Annuitäten-Darlehen. 

§ 22. Die Annuitätcn-Hypothekardarlehen werden in besondere 
Kontobücher gebucht 

Zu den Annuitäten-Kontobüchern soll ein Index geführt werden, 
in welchem der Name, das schuldige Kapital, der Zahlungstermin 
und die Kategorie (15-jährig etc.) angegeben werden soll. Die 
Annuitätenschuldner sind auch in dem für gewöhnliche Hypothekar- 
darlehensschuldner bestehenden Ortsindex zu indizieren. 

o) Lombard-Darlehen. 

§ 23. Die Lombard-Darlehen sind in ein besonderes Konto- 
buch zu verbuchen. 

Zu diesem Kontobuch soll ein Index, enthaltend Fol.-Nr., 
Namen und Wohnort des Schuldners, geführt werden. 

Ebenso ist ein Vormerkbuch über Koursschwankungen, ent- 
haltend FoL-Nr., Gattung des verpfändeten Effektes und Kours- 
wert zur Zeit der Belehnung zu führen. 

Desgleichen ein Verfallszeitbuch. 
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d) Wechsel-Darlehen. 

§ 24. Die Wechseldarlehen sind in ein besonderes Kontobuch 
zu buchen. 

Zum Kontobuch ist ein Index, enthaltend Name des kredit- 
habenden Vereins und Fol.-Nr., sowie ein Verfallszeitbuch zu führen. 

e) Saldo-Konto-Buch. 

§ 25. In das Saldo-Konto-Buch sind alle Geschäfte mit Per- 
sonen oder Firmen, mit welchen die Sparkassa in einem Ver- 
rechnungsverhältnisse steht, daher auch sämtliche Vorschüsse gegen 
Rückersatz und deren Abstattung zu verbuchen 

Der am 31. Dezember 1885 aushaftende Vorschuss gegen 
Ersatz ist als eine Buchungspost im Saldo-Konto anzufuhren und 
hat die Abschreibung der rückersetzten Vorschüsse älterer Kategorie 
insolange zu geschehen, bis dieses Konto sich abschliesst. 

Jeder vom l. Januar 1886 gegebene Vorschuss ist auf ein 
persönliches Konto zu bringen und demgemäss die weitere Buchung 
zu bewerkstelligen. 

f) Effektenbuch. 

§ 26. Die VVerteffekten der Hauptkassa sind in einem be- 
sondern Effektenbuche zu buchen. 

D. Hauptjournal und Hauptbuch. 

4j 27. Aus dem Kassajournal ist monatlich das Ergebnis der 
einzelnen Geschäftszweige im Hauptjournale kontomassig dem 
Kassakonto gegenüber zu stellen. 

§ 28. Für jeden Geschäftszweig wird ein Folio im Hauptbuch 
eröffnet und das Monatsergebnis jeden Geschäftszweiges in das 
betreffende Folio eingetragen. 

Das Hauptbuch wird jährlich abgeschlossen. 

Im Hauptbuche haben als erste Buchungsposten die in der 
Bilanz vom 31. Dezember 1884 ausgewiesenen Summen zu er- 
scheinen, und es hat die weitere Verbuchung auf Grund des 
Hauptjournals, welches also vom 31. Januar 1885 zu beginnen 
hat zu erfolgen. 

£. Von den periodischen Rechnung« Aunreiien. 

§ 29 Über die Resultate der Geldgebahrung und über die 
vorhandene Kassabarschaft wird zu Ende jeden Monats ein sum- 
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marischer nach den Kontis gruppierter Auszug verfasst und in 
einer hiesigen Zeitung veröffentlicht. 

§ 30. Über die Resultate der Geldgebahrung ist binnen 2 
Monaten nach Ablauf jeden Jahres die Jahresrechnung und Bilanz 
zusammenzustellen und dem Direktions- und Aufsichtsrate vorzulegen. 
Die Jahresrechnung hat zu enthalten: 

1. die Rechnungsübersicht über die Kassagebahrung ; 

2. das Bilanz-Konto; 

3. den Nachweis über die Fondsgebahrung, d. i. die Erläuterung 
der in der Bilanz vorkommenden Posten (Stand des einzelnen 
Geschäftszweiges am Schluss des vorhergegangenen Rechnungs- 
jahres und die im laufenden Rechnungsjahr zugewachsenen 
und abgewickelten Geschäfte); 

4. das Gewinn- und Verlust-Konto. 

Bei der Zusammenstellung der Jahresrechnung, die unter 
Leitung des Revisors erfolgt, haben die Kassabeamten, d. i. gegen- 
wärtig der Kassier, Kontrollor und Offizial in der Weise mitzu- 
wirken, dass sie den Aktiv- und Passiv. stand feststellen. 

F. Von der Verwaltung des Reservefonds. 

§ 31. über die Einnahmen und Ausgaben des Reservefonds 
ist ein Journal zu führen, in welches alle Empfänge und Ausgaben 
einzeln und sofort einzutragen sind 

S 32. Das Journal ist mit Ende jeden Monates abzuschliessen 
und ist der sich ergebende Kassarest als erste Empfangs]>ost des 
nächsten Monates einzutragen. 

§ 33. Alle Einnahms- und Ausgabsposten sind mit den be- 
züglichen Dokumenten gehörig zu belegen. 

§ 34- Jede Einnahms- und Ausgabspost ist auf ein für jeden 
Gegenstand oder jede Person eröffnetes Konto in ein Kontobuch 
zu verbuchen. 

§ 35. In diesem Kontobuch ist für jede Realität, sowie für die 
Wertpapiere ein eigenes Konto zu eröffnen. 

Ausserdem ist die Evidenz über die Wertpapiere des Reserve- 
fondes abgesondert in einem Effektenbuch zu führen. 

§ 36. Über die Resultate der Gebahrung mit dem Reserve- 
fonde ist alljährig Rechnung zu legen und nach Prüfung durch den 
Direktions- und Aufsichtsrat der Generalversammlung vorzulegen. 
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§ 37. Die Verwaltung des Reservefondes geht, vom 1. Januar 
1886, in so ferne sie sich auf die jährlichen Hinnahmen und Aus- 
gaben und die Führung der hiemit im Zusammenhang stehenden 
Bücher bezieht, vom Direktor in die Besorgung des Kassiers über 

Zufolge dieses Übergangs hat der Kassier sämtliche jetzt 
im Gebrauch stehenden Biicher des Reservefondes zu führen und 
die Jahresrechnung und Bilanz aufzustellen. 

Ebenso hat derselbe die fälligen Koupons der unter seiner 
und des Direktors Sperre befindlichen Wertpapiere des Reserve- 
fondes abzuschneiden und zu realisieren. 

Übersteigt der Reservefonds-Barvorrat die Summe von 1000 fl., 
so ist das Plus in die Reservefondskassa, welche unter Mitsperre 
des Direktors steht, abzuführen. 

Das Reservefonds-Journal ist monatlich mindestens einmal 
abzuschliessen ; jedoch muss jeden Tag die Ermittlung des Kassa- 
restes auf einem Schlusszettel erfolgen. 

Die Kontrolle über Verlosungen von Wertpapieren wird 
durch den Direktor und Kassier geübt. 

§ 38. Die Verwaltung der dem Reservefond gehörigen Reali- 
täten wird durch den vom Direktionsrate bestellten Realitäten- 
Verwalter besorgt Seine Obliegenheiten sind durch § 10 der 
Geschäftsordnung des Direktionsrates bestimmt. Darnach hat der- 
selbe insbesondere für die Instandhaltung der Realitäten zu sorgen, 
schliesst die Miet- und Pachtverträge vorbehaltlich der Genehmigung 
des Direktionsrates ab, verhandelt mit den Mietparteien und er- 
stattet dem Direktionsrate von Fall zu Fall Bericht Er legt ferner 
dem Direktionsrate am Ende eines jeden Jahres einen Ausweis 
über die Miet- und Pachtrückstände und einen für das nächst- 
folgende Jahr bestimmten Voranschlag der voraussichtlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben zur Genehmigung vor. Überschreitungen 
des Realitätenbudgets bedürfen ebenfalls der Genehmigung des 
Direktionsrates. Alle Zahlungen haben an die Reservefondskassa 
einzufliessen und Auszahlungen erfolgen durch den Kassier über 
Anweisung des Direktors. 

§ 3!). Über alle schriftlich einlaufenden Ansuchen, Zuschriften 
und Anordnungen, sowie über die von Amtswegen zu verfassenden 
eigenen schriftlichen Eingaben ist ein Einrcichungsprotokoll, zu 
demselben ein Index zu führen. 
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Die Konzepte und rückbleibenden Eingaben samt Beilagen 
sind in einem in üblicher Weise anzulegenden Archive zu hinterlegen. 

§ 40. Alle Schriftstücke sind Namens der Instituts-Direktion 
auszufertigen, sofern sie nicht zum Wirkungskreise der General- 
versammlung oder des Direktionsrates gehören. 

G. GeschäfUagenden der Beamten. 

§41. Dem Direktor obliegt: 

1. Die Leitung und Überwachung der gesamten Geschäfts- 
gebahrung der Sparkassa. 

2. Die Übernahme der Post und die damit zusammenhängenden 
Verfügungen und Erledigungen. 

3. Die Bescheidung und Flüssigmachung der bewilligten Dar- 
lehen (Hypothekar-, Lombard-, Wechsel-Darlehen). 

4. Die Revision der erledigten Geschäftsstücke und Anord- 
nung hinsichtlich ihrer Expedition. 

5. Die Fürsorge für den erforderlichen Geldvorrat der Kassa. 

6. Die Führung des Verzeichnisses der in Notkauf erstandenen 
Realitäten und 

7. des Verzeichnisses der mit den Zinsen rückständigen Dar- 
lehensschuldner. 

8. Das Referat über die der Bewilligung des Direktionsrates 
unterstehenden Darlehensgesuche und im Einvernehmen mit dem 
Rechtskonsulenten und Kassier die Bewilligung von Hypothekar- 
darlehen bis 500 fl. und von Lombard- und Wechseldarlehen. 

9. Die Anordnung betreffs der Substituierung von Beamten. 

10. Die Beurlaubung der Beamten jedoch nicht über die 
Dauer von 6 Wochen. 

11. Die Anordnung bezüglich der Arbeitsaufteilung, wobei 
der Direktor auch von den Bestimmungen der nachfolgenden 
§§ 42 — 46 absehen kann. 

§42. Dem Rechtskonsulenten obliegt: 

1. Die Führung des Einreichungs-Protokolls und des dazu 
gehörigen Index. 

2. Durchsicht und Instruierung der einzelnen Exhibite mit 
Rücksicht auf die Kontobücher und die vorausgegangenen Ver- 
handlungsakte. 
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3. Mitwirkung bei Bewilligung von Darlehensgesuchen (bis 
500 fl. etc.). 

4. Erledigung der von der Direktion zugewiesenen Geschäfts- 
stücke und zwar: 

a) Korrespondenzen mit den Vertrauensmännern, Vertretern und 
Parteien ; 

b) Vorprüfung der Hypothekar-Darlehensgesuche; 

c) Überprüfung der Intabulationsbescheide, Grundbuchs-Auszüge 
und Intabulationsklauseln ; 

d) Gutachten bei Umtausch oder teilweiser Entlastung von 
Hypotheken; 

e) Ausstellung der Löschungsbewilligungen, Löschungserklärun- 
gen für die Schuldner, Spezialvollmachten für die Vertreter; 

f) Verfassung der Intabulationsgesuche für Kauf- resp. Verkaufs- 
verträge von Sparkassagrundstücken; 

g) Delegierung der Vertreter zu den gerichtlichen Feilbietungen ; 

h) Durchsicht und Prüfung der Gestionsberichte der Rechts- 
Vertreter und Entwerfung der notwendigen Erledigungen und 
Verfügungen ; 

i) Überprüfung der von der Finanzverwaltung einlangenden 
Zahlungsaufträge, Verfassung von Rekursen, Ausstellung 
der zur Einzahlung erforderlichen Gegenscheine, Mitwirkung 
bei der Evidenzhaltung des Gebührenäquivalentes der Spar- 
kassa; 

k) Besorgung des Archivs; 

1) Führung des Vormerks der gekündigten Kapitalien und 

m) des Verzeichnisses der den Advokaten zu übergebenden 
Schuldner; 

n) Evidenzhaltung der Besitzveränderungen bei Hypotheken. 

(j 43. Dem Revisor obliegt: 

1. Die tägliche Revision des Kassabuches, und zwar: 
a) bezüglich der Einlagen : 

Eintragung der eingegangenen Einlagen in das Kontrollsbuch, 
Austragung der rückgezahlten Einlagen unter gleichzeitiger Be- 
rechnung der erfolgten Einlagszinsen, Verbuchung der Abrech- 
nungen nach Kapital und Zinsen getrennt, in das Kassabuch und 
das diesbezügliche Hilfsjoumal, und Vormerkung der nicht reell 
verausgabten, sondern nur durchgeführten Einlagen; 
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b) bezüglich der Darlehen und Hypothekaranweisungen: 

Revision der Kontierung der neuerfolgten und ruckgezahlten 
Kapitalien in die Kapitalicnbücher unter gleichzeitiger Vergleichung 
der Schuldscheine, Berechnung der eingegangenen Zinsen, Ver- 
zugszinsen und Stempelgebühren; 

c) bezüglich der übrigen Einnahmen und Ausgaben : 

Ziffermassige und titelweise Überprüfung, sowie Revision der 
Kontierung derselben in den diesbezüglichen Büchern. 

2. Zusammenstellung der Tagesschlüsse und Eintragung der- 
selben in das diesbezügliche Journal. 

3. Monatlicher Abschluss des Kassabuches und des sub 2. 
erwähnten Journals; Zusammenstellung der Monatsschlüsse und 
der zu publizierenden Monatsübersicht. 

4. Mitkontrolle der Berechnung der halbjährig zu kapitali- 
sierenden Einlagszinsen. 

5. Mithilfe bei Zusammenstellung der Jahresrechnung. 

6. Führung des Hauptjournals und 

7. Führung des Hauptbuches (samt Index hiezu). 

§44. Dem Kassier obliegt: 

1. Beeinnahmung und Verausgabung sämtlicher die Haupt- 
kassa betreffenden Betrage und deren Eintragung in das Journal. 

2. Mithilfe bei der Zusammenstellung der Jahresrechnung und 
bei der halbjährigen Kapitalisierung der Einiagszinsen, (Zusammen- 
stellung des Verzeichnisses der kapitalisierten Zinsen behufs Ab- 
fuhr der 10° a -igen Steuer, Zusammenstellung des Passivstandes 
am Jahresschlüsse, Verfassung des Verzeichnisses der alle 7 Jahre 
zu übertragenden Einlagen). 

3. Mitwirkung bei Bewilligung der Darlehensgesuche (bis 
500 fl. etc.). 

4. Verwahrung der Pfandobjekte im Lombardgeschäfte in 
Gemeinschaft mit dem Kontrollor. 

5. Führung der Mitsperre der Haupt- und Reservefondskasse. 

6. Ablösung der Koupons der Wertpapiere des Reservefonds. 

7. Führung des Reservefondjoumals, Führung des Reserve- 
fond-Kontobuchs, Führung des Effektenbuchs des Reservefonds. 

8. Übernahme der Geldsendungen per Post und Expedition 
von Geldern durch dieselbe. 

9. Führung eines Depositenjoumals. 
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§45. Dem Kontrollor obliegt: 

1. Führung des Einlagenbuches. 

2. Führung des Spareinlagen-Namensindex. 

3. Mithilfe bei der Zusammenstellung der Jahresrechnung 
und bei der halbjährigen Kapitalisierung der Einlagszinsen. 

4. Führung und Laterieren des Kassajoumals. 

5. Kontierung der gewöhnlichen Hypothekardarlehen (Pfand- 
leihanstalt), der Rückzahlung, Zinsen, und der .Vorschüsse gegen 
Ersatz* und deren Rückersatz in die Kapitalienbücher. 

6. Eintragung der Intabulationsklauseln in die Kapitalienbücher. 

7. Namensindex und Ortsindex der Hypothekarschuldner. 

§ 46. Dem Offizial obliegt: 

1. Mitberechnung der Zinsenraten der Schuldner. 

2. Mithilfe bei der Durchführung von Einlagsrückzahlungen. 

3. Berechnung des Darlehenswertes der Wertpapiere im 
Lombardgeschäft; Ausstellung der Pfandscheine. 

4. Verfassung des Monatsausweises über die zu zahlenden 
Lombard-Stempelgebühren und des Quartalsausweises über die 
ausgezahlten Einlagszinsen für das Steueramt. 

5. Schreiben der Mahnbriefe an Wechsel- und Lombard- 
schuldner. 

6. Mitwirkung bei Zusammenstellung der Jahresrechnung. 

7. Führung der Annuitätsbücher samt Index. 

8. Führung des Vormerks über Kursschwankungen. 

9. Führung des Kontobuchs für Lombarddarlehen samt 
Index hiezu und Verfallszeitbuch. 

10. Führung des Kontobuchs für Wechseldarlehen samt 
Index hiezu und Verfallszeitbuch. 

11. Führung des Effektenbuches der Hauptkassa. 

12. Führung des Saldo-Kontobuches 

Durchführungs- und Übergangs-Bestimmungen. 

§ 47. Diese Instruktion wurde auf Grund des am 18. Sep- 
tember 1885 gefassten Beschlusses des Direktionsrates festgestellt 
und tritt, mit den im nachstehenden § festgesetzten Ausnahmen, 
sofort in Kraft. 

§ 48. Bezüglich der in dieser Instruktion erwähnten Bücher, 
Journale, Verzeichnisse, Vormerke u. s. w. sind die Formularien 
massgebend, welche mit dem Protokolle der .zur Einführung einer 
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neuen Buchführung* entsendeten Kommission ddto. Hermannstadt 

2. September 1885 Sp.-Z. 821/1885 dem Direktionsrate vorgelegt 
wurden, beziehungsweise die in der bisherigen Instruktion vorge- 
schriebenen Formularien, insoferne sie durch die in dem erwähnten 
Kommissionsprotokolle enthaltenen und vom Direktionsrat aus- 
nahmslos gutgeheissenen Beschlüsse nicht abgeändert worden sind. 

Hinsichtlich der Anlage der neuen Bücher, Verzeichnisse und 
Vormerke und der Geschäftsaufteilung wird Folgendes bestimmt: 

1. Das Hauptjournal und Hauptbuch sollen noch im 
Laufe des Jahres 1885 angelegt und durchgeführt werden, damit 
schon die Jahresrechnung pro 1885 gemäss den gefassten 
Beschlüssen aufgestellt werde. 

2. Ebenso sollen die Indices zum Spareinlagenbuch 
und zu den Kapitalienbüchern, ferner der V o r m e r k 
über Kursschwankungen und das Verzeichnis der im 
Notkäufe erstandenen Realitäten noch im Jahre 1885 
fertig gestellt werden. 

3. Alle beschlossenen Massregeln, die ohne Nachtragsarbeit 
durchgeführt werden können, sollen sofort also ebenfalls 1885 in 
Vollzug gesetzt werden. 

4. Die sub 1 und 2 nicht genannten neu anzulegenden Konto- 
bücher, Vormerke und Verzeichnisse, namentlich das Konto- 
buch für Lombarddarlehen (samt Index), das Kontobuch 
für Wechseldarlehen (samt Index), das Kontokorrent- 
buch und Effektenbuch, der Vormerk der gekün- 
digten Kapitalien, das Verzeichnis der Besitzver- 
änderungen bei Hypothekarschuldnern sind nach 
Möglichkeit schon im Laufe des Jahres 1885 vorzubereiten, jeden- 
falls aber vom 1. Januar 1886 an zu führen. 

5. Die infolge dieser Beschlüsse zu wachsenden neuen Agenden 
werden in folgender Weise aufgeteilt, beziehungsweise bisher ge- 
führte Agenden an andere Funktionäre der Anstalt übertragen: 

a) Der Direktor tritt die Verwaltung des Reserve- 
fond es und die Besorgung der Geldsendungen an 
den Kassier ab und übernimmt die Anlegung und Führung 
des Verzeichnisses der im Notkäufe erstandenen 
Realitäten, so wie des bisher vom Offizial verfassten Ver- 
zeichnisses der mit den Zinsen rückständigen 
Hypothekar-Darlehensschuldner. 
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b) Der Rechtskonsulent legt an und führt den Vormerk 
der gekündigten Darlehenskapitalien, das Ver- 
zeichnis der den Advokaten zu übergebenden 
Schuldner in Buchform, und das Verzeichnis der 
Besitzveränderungen bei Hypotheken. 

c) Der Revisor legt an und fuhrt das Hauptjournal und 
das Hauptbuch. 

d) Der Kassier übernimmt vom Direktor die Versendung 
von Geldern per Post und die mit der Post ein- 
langenden Gelder, ferner die Führung des Reservefond- 
journals, Reservefond-Kontobuchs und Effekte n- 
buchs des Reservefonds, sowie die Führung eines 
Depositenjournals. 

e) Der Kontrollor übernimmt die bisher vom Offizial besorgte 
Eintragung der Intabulationsklauseln bei neuen 
Hypothekarschuldnern in die Kapitalienbücher, 
ferner die Anlage und Führung der Indices zum Spar- 
einlagenbuch und zu den Kapitalienbüchern (Na- 
mens- und Ortsindex.) 

f) Der Offizial tritt die Eintragung der Intabulationsklauseln 
in die Kapitalienbücher (sub e) an den Kontrollor und die 
Führung des Verzeichnisses der rückständigen Zinsen (sub a) 
an den Direktor ab und übernimmt die Anlage und Führung 
des Vormerkes über Kursschwankungen der belehnten Wert- 
papiere, des Index zum Annuitätenbuch, des Kontobuches für 
Lombarddarlehen (samt Index), des Kontobuches für Wechsel 
(samt Index), des Kontokorrent-Buches und des Eflektenbuches 
für die Hauptkassa. 


Instruktion betreffend die Belehnung von Gold- und Silbermünzen, 
dann von Staats- und anderen Wertpapieren im Grunde des § 35 b) 
der Vereins-Statuten. 

§ 1. Der Direktionsrat der Hermannstadter allgemeinen Spar- 
kassa ermächtigt den Direktor gemeinschaftlich mit dem Kassier 
und Rechtskonsulenten gegen pfandweise Übernahme von Gold- 
und Silbermünzen bis zu ,0 ihres Nennwertes, dann von auf 
der Wiener und Budapester Börse notierte, vom Direktionsrat als 


Digitized by Google 



CLXIV Anhang. 

belehnbar bezeichnete Staats- und andere Wertpapiere Vorschüsse 
zu geben. 

Das Verzeichnis der belehnbaren Effekten wird vom Direktions- 
rate festgestellt. 

§ 2. Darlehen gegen Handpfand werden in der Regel auf 
3 Monate erteilt. Ansuchen um Darlehen können überhaupt ab- 
gelehnt oder dieselben nur in einem geringeren Betrage oder für 
eine kürzere Frist, als angesprochen wurde, gewährt werden. Die 
gleichen Bestimmungen haben auch für die Prolongation von 
Darlehen zu gelten. 

Der geringste Betrag eines Darlehens ist 20 fl. ö. W. und 
werden Darlehen überhaupt nur in durch 10 teilbaren Beträgen 
erfolgt 

Bei Ausfolgung von Darlehen unter 100 fl. wird eine Mani- 
pulationsgebühr von 30 kr. ö. W. entrichtet. 

§ 3. Es ist dem Darlehensschuldner jederzeit, auch vor Ab- 
lauf der Darlehensfrist freigestellt, das Darlehen teilweise oder 
gänzlich zurückzuzahlen. 

§ 4. Die Darlehenszinsen werden nachhinein bei Fälligkeit, 
beziehungsweise Rückzahlung oder Prolongation des Darlehens 
entrichtet. 

Wird das Darlehen vor Ablauf von 5 Tagen zurückgezahlt, 
so sind mindestens für 5 Tage Zinsen zu vergüten. Falls die Spar- 
kassa den Zinsfuss für Darlehen verändert, so werden hiedurch 
die Bedingungen der im Laufe befindlichen Darlehen nicht geändert. 

Der neue Zinsfuss findet nur auf die neuzugewährenden Dar- 
lehen und bezüglich der früheren Darlehen im Falle der Prolongation 
nur auf die neue Darlehensfrist Anwendung. 

§ 5. Die Gewährung des Darlehens erfolgt über schriftliches 
Gesuch des Darlehensnehmers, in welchem Nominalwert, Stück- 
zahl und Gattung der zum Pfand bestellten Effekten, dann der 
daran haftende, nächstfällige Koupon genau verzeichnet sind. 
Werden Prämienlose verpfändet, so müssen auch deren Nummern 
und Serien im Gesuche aufgenommen werden. Bei der Verpfän- 
dung anderer verlosbarer Effekten wird die Anführung der Nummern 
und Serien im Gesuch dem Belieben des Darlehenswerbers überlassen. 

Das Gesuch ist vom Darlehensnehmer unter Beisetzung seines 
Domizils zu unterfertigen und verbleibt bei der Sparkassa bis zur 
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Rückzahlung des Darlehens. Die Gesuchblanquette werden von 
der Sparkassa unentgeltlich ausgefolgt 

§ 6. Die Sparkassa übergiebt dem Darlehensnehmer bei Zu- 
zählung des Darlehens einen Pfandschein, welcher das summarische 
Verzeichnis der verpfändeten Effekten, nach deren Nominalwert, 
Stückzahl, Gattung, nebst Angabe des nächstfolgenden Koupon, 
sowie den zur Belehnung zu Grunde gelegten Kurs, dann den 
Darlehensbetrag und den Verfallstag des Darlehens enthält. 

§ 7. Bei jedesmaligem Kurs-Rückgang um mehr als 5* 0 ist 
der Vorschussnehmer binnen 3 Tagen nach geschehener Mahnung 
verpflichtet, das Pfand durch weitere börsemässige Effekten zu 
ergänzen oder eine entsprechende Darlehensrückzahlung zu leisten, 
widrigenfalls die Sparkassa berechtigt ist die erforderliche Sicher- 
stellung anzusuchen oder sofort durch börsenmässigen Verkauf 
der Effekten ohne jedes gerichtliche Verfahren sich Befriedigung 
zu holen, eventuell beide Wege neben einander einzuschlagen. 

§ 8. Wird zur Verfallzeit das Darlehen nicht pünktlich rück- 
gezahlt, so kann die Sparkassa ohne jedes gerichtliche Verfahren 
die Effekten börsenmässig verkaufen und aus dem Erlöse ihre 
Forderung samt Zinsen, Gebühren und sonstige Kosten nebst einer 
*/«*/• Provision decken, der erübrigte Betrag wird an den Bezugs- 
berechtigten gegen Rückstellung des Pfandscheines ausgefolgt, 
resp. der abgängige Betrag im gerichtlichen Wege eingebracht. 

§ 9. Der Gerichtsstand ist nach Wahl der Sparkassa entweder 
das Hermannstädter k. u. Bezirksgericht oder der k. u. Gerichtshof 
daselbst, vor welch' Letzterem protokollarisch zu verhandeln ist. 

§ 10. Jeder Inhaber des über die Effekten ausgehandigten 
Pfandscheines ist zur Auslösung derselben und zu jeder den An- 
sprüchen der Sparkassa nicht zuwiderlaufenden Veränderung der 
Effekten berechtigt. Eine Prüfung der Legitimation des Inhabers 
obliegt der Sparkassa somit nicht. 

§ 11. Der Zinsfuss wird bis auf weiteres mit 5*,,% festgesetzt. 

§ 12. Die aus den in § 1 erwähnten Geschäften einfliessenden 
und zu verausgabenden Beträge werden im allgemeinen Kassabuche 
journalisiert. 

§ 13. Über die diesfalls gegebenen Darlehen wird ein Konto- 
buch geführt Die weitere Verrechnung geschieht im allgemeinen 
Hauptbuche der Sparkassa. 
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§ 14. Neben den erwähnten Büchern werden als Hülfsbücher 
ein Schuldner-Index, ein Verfallszeitbuch, dann ein Vormerk über 
den Stand dieses Geschäftes geführt. 

§ 15. Einlagebüchel der Sparkassa können bis zum vollen 
Betrag der Einlage belehnt w'erden. 

§ 16. Allmonatlich u. zw. in der ersten Sitzung erstattet der 
Institutsdirektor dem Direktionsrate Bericht über den Stand dieses 
Geschäftszweiges. 


Instruktion betreffs Eskomptierung von Wechseln der Kreditinstitute, 
Sparkassen, Vorschussvereine u. dgl. 

§ 1. Im Grunde der Bestimmung des § 35 der Statuten 
eskomptiert die Hermannstädter allgemeine Sparkassa Wechsel- 
accepte von Kreditinstituten (Sparkassen, Vorschussvereinen u. dgl.), 
wenn dieselben bankfähig, d. i. von zwei tauglichen Wechselver- 
pflichteten als Aussteller und Giranten mitgefertigt sind. 

§ 2. Auf Grund schriftlichen Ansuchens eines Kreditinsti- 
tutes um Bemessung des ihm einzuräumenden Wechselkredites, 
welches den Namen, Stand und Wohnort der in Aussicht ge- 
nommenen Wechselbürgen enthalten und dem auch die Statuten 
des Vereins, sowie die Rechnungsabschlüsse der 3 letzten Jahre 
beizulegen sind, setzt der Direktionsrat dieser Sparkassa den 
Kredit des ansuchenden Institutes, sowie die Belastungsfahigkeit 
der einzelnen Bürgen für das taufende Jahr fest und bevollmächtigt 
den Instituts-Direktor gemeinschaftlich mit dem Kassier und Rechts- 
konsulenten zur Wechseleskomptierung im Rahmen des festge- 
setzten Kredites. 

In dem folgenden Jahre wird der Kredit für jedes ansuchende 
Institut vom Direktionsrate neuerlich bestimmt. 

§ 3. Jedes Eskompte-Ansuchen muss mittelst einer nach dem 
Formular sub 1 ■ . ausgefertigten Eskompteliste eingebracht werden. 

§ 4. Die Wechsel haben in der Regel eine Laufzeit von 
3 Monaten. Die Laufzeit der eskomptierten darf 6 Monate nicht 
überschreiten. 

§ 5. Die Höhe der Eskomptzinsen wird vom Direktionsrat 
bestimmt. 
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§ 6. Die Zinsen werden bei der Eskomptierung des Wechsels 
eingehoben. Das belehnte Institut erhält bei der Zuzählung eine 
Abrechnung nach Formular 2 ausgefolgt. 

§ 7. Jeder Wechsel, welcher am Verfalltage nicht bar ein- 
gelöst oder durch rechtzeitig bewirkte Prolongation gedeckt wird, 
ist zu protestieren. 

Eine Prolongation findet nur über neuerliches Ansuchen und 
gegen rechtzeitige Vorlage eines neuen Wechsels statt. 

§ 8. Die gemäss der in § 1 erwähnten Geschäfte einflies- 
senden und auszugebenden Beträge werden im allgemeinen Kassa- 
Journal joumalisiert. 

§ 9. Über die eskomptierten Wechsel wird ein Kontobuch 
nach Formular 3 '/■ geführt. Behufs Evidenzhaltung des den 
Geldinstituten und ihren Bürgen fixierten Kredites, sowie zur Er- 
sichtlichmachung der Inanspruchnahme des Kredites fuhrt der 
Direktor eine Vormerkung. 

§ 10. Die weitere Verrechnung geschieht im allgemeinen 
Hauptbuche der Sparkassa. 

§ 11. Neben den genannten Büchern sind noch ein Skadenz- 
buch, dann Vormerke über den Stand des Wechselportefeuilles, 
sowie andere, im Laufe der Zeit sich als nötig erweisende Hilfs- 
bücher zu führen. 

§ 12. Allmonatlich u. zw. immer in der ersten Sitzung hat 
der Instituts-Direktor dem Direktionsrate über den Stand dieses 
Geschäftszweiges Bericht zu erstatten. 



c. 


Anträge auf Gehaltserhöhungen und Remunera- 
tionen, Erhöhung des Zinsfusses für Spareinlagen, 
Tilgung der Schuld des Reservefonds. 

(Verhandelt in der Generalversammlung am 23. November 1886). 


I. Antrag auf Gehaltserhöhungen und Remunerationen. 

Die löbliche Generalversammlung hat wiederholt, zuletzt 
am 27. April 1884, dem Direktionsrat den Auftrag erteilt, für 
eine Verbesserung der Buchführung und Rechnunglegung Sorge 
zu tragen. 

Die Vollziehung dieses schwierigen Auftrages, der eine bis 
in das kleinste Detail gehende Prüfung der gesamten Geschafts- 
gebahrung und eine sorgfältige Erwägung der zur Verbesserung 
dienlichen Massregeln notwendig machte, konnte — da der Di- 
rektionsrat im Vorjahre durch die Vorbereitung der Einführung 
der Annuitäten-Darlehen und andere organisatorische Arbeiten be- 
schäftigt war — erst im Mai d. J. in Angriff genommen werden. 
Zur Lösung dieser mühevollen Aufgabe, welche die eifrige Mit- 
wirkung der Institutsbeamten erforderte, wurde aus der Mitte des 
Direktionsrates eine engere, aus dem Vereinsvorstand, dem Insti- 
tutsdirektor und den Herren Wilhelm Krafft und Benjamin Stühler 
bestehende Kommission entsandt, welche vom 29. Mai bis 2. Sep- 
tember 1. J. in wöchentlich ein bis zwei Sitzungen mit sämtlichen 
Institutsbeamten Beratungen pflog. 

Der leitende Gesichtspunkt war: eine Umwälzung in der be- 
stehenden Buchführung zu vermeiden und nur die zu einer leichtern 
Kontrolle und Übersicht der Geschäftsgebahrung unumgänglich 
notwendigen Einrichtungen zu treffen. Die Kommission hielt es 
daher für geboten, zunächst die in Übung stehende Buchführung 
und Geschäftsgebahrung in allen ihren Teilen festzustellen und die 
Agenden der einzelnen Beamten klarzulegen, um dann auf der gc- 
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wonnenen Grundlage an die erforderlichen Verbesserungen und 
die zweckmassige Aufteilung der den Beamten zugewachsenen Ar- 
beiten zu schreiten. Zu diesem Zwecke wurden die Bestimmungen 
der bisher in Geltung gestandenen Dienstesinstruktion in Frage- 
punkte aufgelöst und die letzteren den Beamten zur schriftlichen 
Beantwortung übergeben. An der Hand des auf solche Weise ge- 
sammelten, umfangreichen Materiales wurde jeder einzelne Geschäfts- 
zweig eingehend geprüft, die Gebahrung mit den bezüglichen 
Einrichtungen anderer Sparkassen verglichen und nach sorgfältiger 
Erwägung der Umstände die als zweckmässig erkannte Massregel 
festgestellt Nach angestrengter viermonatlicher Arbeit gelang es 
— Dank der hingebungsvollen Mitwirkung sämtlicher Instituts- 
beamten, die hier rühmend hervorgehoben werden muss — das 
fertige Operat dem Direktionsrate vorzulegen, der dasselbe in seiner 
Sitzung vom 18. September 1. J. genehmigte. Im Zusammenhänge 
hiemit wurde die bisher für die Beamten bestandene Dienstes- 
instruktion revidiert, welche in vielen Punkten veraltet war 
und sich selbst als .provisorische* bezeichnete, wie es im § 46 
der alten Instruktion heisst: .Da die vorstehende Instruktion, einige 
wenige Abänderungen und Zusätze abgerechnet, nur die faktische 
Gebahrung der Sparkassa, wie sie bisher bestanden und gegenwärtig 
ausgeübt wird, systematisch darstellt und normiert, da aber andrer- 
seits eine genauere Prüfung dieser Gebahrung zur Überzeugung 
geführt hat, dass bei der immer grossem Ausbreitung, welche dieses 
Institut nimmt, die auf kleinere Verhältnisse berechnete dermalige 
Amtsgebahrung eine leichte Übersicht und schnelle Kontrolle der 
Amtsgebahrung unmöglich macht, dass vielmehr eine streng fach- 
männische Führung der Rechnungen und Bücher nach den neueren 
bei solchen Geldinstituten in Anwendung stehenden Systemen immer 
dringender geboten erscheint, so wird schon jetzt grundsätzlich aus- 
gesprochen, dass diese Instruktion einstweilen bloss als provisorische 
zu gelten hat und der Direktionsrat verpflichtet wird, dieser suc- 
cessive anzubahnenden Umänderung der jetzigen Manipulation der 
Sparkassa in eine übersichtlichere und entsprechendere seine volle 
Aufmerksamkeit zuzuwenden und bis zur nächsten Generalversamm- 
lung einen diesfälligen Instruktionsentwurf auszuarbeiten oder aber 
die etwa entgegenstehenden Hindernisse einzuberichten.* 

In die revidierte neue Dienstesinstruktion, welche der 
löblichen Generalversammlung zur geneigten Kenntnisnahme rnit- 
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geteilt wird, sind die behufs Verbesserung der Buchführung, Rech- 
nungslegung, wie überhaupt der ganzen Geschaftsgebahrung be- 
schlossenen Änderungen an den betreffenden Stellen aufgenommen 
worden. 

Hier mögen nur die wichtigeren, der Übersichtlichkeit wegen, 
Erwähnung finden. 

Neu eingeführt werden : 

1. Kontobücher und zwar: 

a) für das Lombard, 

b) für das Wechselgeschäft (mit Geldinstituten), 

c) für die Konto-Kurrentgeschäfte, 

d) für die Werteffekten der Hauptkassa ; 

2. ein kontomässig dem Kassakonto gegenüber zu stellendes 

Hauptjournal und Hauptbuch; 

3. Hilfsbücher und zwar : 

a) Indices zu dem Spareinlagenbuch und zu den Kapitalien- 
büchem (für Annuitäten- und gewöhnliche Hypothekar- 
darlehen), ferner zum Lombard- und Wechsel-Kontobuch; 

b) ein Verzeichnis der im Notkauf erstandenen Realitäten; 

c) ein Verzeichnis der Besitzveränderungen bei Hypotheken; 

d) ein Vormerk der gekündigten Darlehenskapitalien; 

e) ein Vormerk der Kursschwankungen der belehnten Wert- 
papiere ; 

f) ein Depositenjournal; 

4. in der Jahresrechnung ein Nachweis über die Fondsge- 

bahrung (Bewegung in den einzelnen Geschäftszweigen) und 

ein Gewinn- und Verlust-Konto. 

Ausser diesen neuen Büchern und Behelfen, sind auch einige 
Verbesserungen an den beibehaltenen Büchern und Journalen vor- 
genommen worden. 

Um einerseits die neu zuwachsenden Agenden auf das vor- 
handene Beamtenpersonale zu übertragen und andererseits den 
Direktor durch die Abnahme der bisher von ihm geführten Ver- 
waltung der Reservefondskassa zu entlasten, musste eine neue 
Aufteilung der Arbeit unter den Beamten vorgenommen werden. 

Im Vergleich mit ihren bisherigen Arbeitsleistungen werden 
mehr belastet: 
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1 Der K assier, welchem die Kassa Verwaltung des Reserve- 
fonds und die Führung der damit zusammenhängenden Bücher 
und Journale, Empfang und Versendung der Gelder per Post, 
das Depositenjournal — 

2. der Kontrollor, welchem die Anlage und Führung des 
Indices zu dem Spareinlagenbuch und den Kapitalienbüchem, 

3. der Offizial, welchem die Anlage und Führung der Konto- 
bücher für Lombard- und Wechseldarlehen (samt Indices), 
des Kontokurrentbuches und des Effektenbuches für die Haupt- 
kassa, des Vormerkes der Kursschwankungen und des Index 
zum Annuitätenbuch, 

4. der Revisor, welchem die Anlage und Führung des Haupt - 
joumals und Hauptbuches, 

5. der Rechtskonsulent, welchem die Führung des Vor- 
merkes der gekündigten Darlehenskapitalien, des Verzeich- 
nisses der Besitzveränderungen bei Hypotheken und des Ver- 
zeichnisses der den Advokaten zur Einklagung übergebenen 
Schuldner übertragen wurden. 

In Anbetracht der geforderten Mehrleistungen, 

ferner in Anbetracht der höheren Bezüge der Beamten 
anderer Geldinstitute in Hermannstadt (der Kassier der Boden- 
kreditanstalt und Pensionsanstalt erhält 2000 fl., der Kontrollor 
1400 fl. Jahresgehalt, ausserdem beide ein Quartiergeld von 
je 150 fl-, der erste Hilfsbeamte 1000 fl., der zweite 800 fl., 
der dritte 700 fl. Jahresgehalt, ausserdem jeder ein Quartier- 
geld von je 100 fl ; der Buchhalter der ,Albina‘ 1200 fl., 
der Kassier 1100 fl. Jahresgehalt — vom 1. Januar 1886 an 
werden die Bezüge des Buchhalters und Kassiers um 300 fl. 
aufgebessert — , der erste Manipulationsbeamte 1000 fl., der 
zweite 900 fl., der dritte, vierte und fünfte je 800 fl., der 
sechste 700 fl Jahresgehalt) 
wird der Antrag gestellt: 

Die löbliche Generalversammlung wolle beschliessen : 

es sei vom 1. Januar 1886 an der Jahresgehalt zu erhöhen 
dem Kassier von 1200 auf 1400 fl., 
dem Kontrollor von 1000 auf 1200 fl., 
dem Offizial von 800 auf 1000 fl-, 
dem Revisor von 600 auf 800 fl., 
dem Rechtskonsulenten von 600 auf 800 fl. 
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Im Anschlüsse an diesen Antrag erlaubt sich der Direktions- 
rat, der löblichen Generalversammlung noch zu empfehlen, für die 
Anlage der neuen Bücher und Verzeichnisse, beziehungsweise für 
die damit verbundenen Nachtragsarbeiten dem Kassier, Kontrollor, 
Offizial und Revisor eine einmalige Remuneration von je 50 fl. 
und ausserdem dem Offizial noch eine besondere Remuneration 
von 50 fl. für die Protokollsführung in den Sitzungen der zur Ver- 
besserung der Buchführung entsandten Kommission und für die 
Ausarbeitung der Formulare der neuen Bücher zu bewilligen. 

II. Antrag auf Erhöhung des Zinsfusses für Spareinlagen von 
sechsmonatlicher Einlagsdauer. 

Infolge der mit Beginn dieses Jahres ins Werk gesetzten 
Einführung von Annuitäte n-D a r 1 e h e n hat das Hypothekar- 
geschäft der Sparkassa einen bedeutenden Aufschwung ge- 
nommen. Allein in den zehn ersten Monaten dieses Jahres — 
Januar bis Oktober — ist um den doppelten Betrag mehr, 
als im ganzen Jahr 1884, im Hypothekargeschäft angelegt worden. 

Es wurden Hypothekardarlehen ausgefolgt: 


Januar 

im Jahr 1864 
7560 fl. 

im Jahr 1885 
. 13.110 fl. 

Februar 

15.540 , 

. 18.820 , 

März 

15.570 , 

. 30.250 , 

April 

22.650 , 

. 23.090 , 

Mai 

16.110 , 

. 45.158 , 

Juni 

13.220 , 

. 31.764 , 

Juli 

9850 , 

. 47.450 , 

August 

19.750 , 

. 82.950 , 

September 

9920 , 

. 41.150 , 

Oktober 

12 326 , 

. 79 460 , 

Von Januar bis Oktober 

142.496 fl. 

. 363.202 fl. 


In den ersten zehn Monaten dieses Jahres wurden demnach 
im Hypothekargeschäft um 220.706 fl. mehr, als in der gleichen 
Periode des Vorjahres plaziert 

Im ganzen Jahr 1884 (Januar bis Dezember) wurden 168.986 fl. 
im Hypothekargeschaft angelegt, also nicht einmal die Hälfte des Be- 
trages von 363.202 fl., der in den ersten zehn Monaten des laufenden 
Jahres 1885 in diesem Geschäftszweige Verwendung gefunden hat. 
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Auch in den subsidiären Anlagegeschäften der Sparkassa — 
im Lombard- und Wechselgeschäfte — ist heuer eine fortschreitende 
Zunahme im Vergleiche zum Vorjahre zu konstatieren 

Lombarddarlehen 

wurden begeben 

1884: in den Monaten Januar bis Oktober inkl. 161.010 fl. 

1885: , , , , , , , 205.620 , 

An Lombarddarlehen wurden demnach in den zehn ersten 
Monaten des laufenden Jahres um 44.610 fl. mehr, als in der 
entsprechenden Periode des Vorjahres, verabfolgt. Der Stand der 
Lombarddarlehen betrug am 31. Oktober 1. J. 189.820 fl. 

Noch grössere Summen hat das Wechselgeschäft mit 
Geldinstituten (Sparkassen, Vorschussvereinen) im Laufe der zehn 
ersten Monate dieses Jahres beansprucht. 

Weohseldarlehen 

wurden begeben 

1884: in den Monaten Januar bis Oktober inkl. 212.400 fl. 

1885: ... .... 440.600 , 

An Wechseldarlehen wurden in den zehn ersten Monaten 
des laufenden Jahres um 228.200 fl. mehr, als in der gleichen 
Periode des Vorjahres, ausgegeben. Das Wechselportefeuille der 
Sparkassa betrug Ende Oktober 1. J. 177.600 fl. 

Wenn auch die im Lombard- und Wechselgeschäft ausge- 
liehenen Beträge, der Natur dieser kurzfristigen Darlehen ent- 
sprechend, in die Kassa rascher wieder zurückfliessen und aufs 
Neue zur Verwendung gelangen können, wurde doch im Laufe 
dieses Jahres durchschnittlich stets ein höherer Betrag, als im 
Vorjahre, für diese beiden Geschäftszweige in Anspruch ge- 
nommen. 

Am meisten absorbierte jedoch das — wie oben nachge- 
wiesen wurde — in beträchtlichem Masse sich ausdehnende Hy- 
pothekargeschäft die Betriebsmittel der Sparkassa. Um die 
zur Anlage beanspruchten Mittel flüssig zu machen, wurden von 
den am Schlüsse des Jahres 1884 noch vorhandenen 270.000 fl. 
Hypothekaranweisungen (Salinenscheine) 200 000 fl. im Laufe des 
Jahres 1885 eingelöst. Der Direktionsrat glaubt, den Betrag von 
mindestens 50.000 fl. an Salinenscheinen als Mobilfond zur Stärkung 
der Kassabereitschaft noch beibehalten zu müssen. 
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Ferner wurden noch Wertpapiere des Reservefonds ausgelost 
oder veraussert, der Erlös an die Hauptkassa abgefiihrt und hier 
sofort im Anlagegeschäite verwendet. 

So ist denn die in früheren Jahren eingetretene Stauung voll- 
ständig gewichen; das Geld ist knapp und der Geldbedarf recht 
fühlbar geworden. 

Der Direktionsrat hat den Zinsfuss für das Lombard- und 
Wechselgeschäft — und zwar für das erstere vom I. November 
1. J., für das letztere vom 1. Januar 1886 an — um ein halbes 
Perzent erhöht, um diese beiden Nebengeschäfte einigermassen 
einzuschranken und die Betriebsmittel mehr für unser Hauptge- 
schäft, das Hypothekargeschäft, zu reservieren. 

Um der fortdauernden Nachfrage nach Hypothekardarlehen 
auch nur halbwegs entsprechen zu können, ja um das Anlage- 
geschäft überhaupt im Gange zu erhalten, erweist sich eine Ver- 
mehrung des Betriebskapitales als notwendig. 

Eine weitere Veräusserung von Wertpapieren ist im Augen- 
blicke bei den ungünstigen Borsekurscn ausgeschlossen und kann 
höchstens auf eine sehr bescheidene Auswahl von Papieren be- 
schränkt werden. 

Nach der heutigen Lage der Dinge können die erforderlichen 
Betriebsmittel nur durch einen vermehrten Zufluss von Spar- 
einlagen beschafft werden. Um denselben herbeizufUhren, müsste 
d i e Kategorie von Sparern, welche eine Kapitalsanlage auf längere 
Zeit zu machen wünschen, gegenwärtig aber ihre Kapitalien der 
höhern Verzinsung wegen in Wertpapieren oder bei anderen Geld- 
instituten anlegen, zur Sparkassa herangezogen werden 

Infolge des Beschlusses der löblichen Generalversammlung 
vom 23. Dezember 1884 wurde der Zinsfuss für neue Spareinlagen, 
welche vom 1. Januar 1K85 an gemacht worden, auf 4“ 0 herab- 
gesetzt Dieser Beschluss war notwendig, um dem übermässigen 
Andrang von Spareinlagen Schranken zu setzen und der Anstauung 
von unverwendeten Barmitteln einen ruhigen Abfluss zu sichern. 
Der damals erwartete Erfolg ist eingetroffen. Die diesbezügliche 
Vorlage des Direktionsrates (de dato 12. Dezember 1884) be- 
zeichnete es als wahrscheinlich, dass die Spareinlagen infolge der 
Herabsetzung des Zinsfusses im Jahre 1885 etwa um die Hälfte 
sich vermindern würden. Diese Wahrscheinlichkeitsrechnung hat 
sich als richtig erwiesen. 
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Spareinlagen 

wurden gemacht 

1884 1886 


Januar . 

. 60.501 fl. 

16 kr. 

. 28.947 fl. 30 kr. 

Februar . 

44.698 , 

02 

» 

. 20.710 , 71 , 

März . . 

39.091 . 

78 

> 

. 16.934 , 72 , 

April . . 

37.637 , 

58 

» 

. 20.182 , 51 , 

Mai . . 

63.019 , 

— 

» 

. 22.844 , 51 , 

Juni . . 

. 49.175 , 

72 

» 

. 24.113 , 66 , 

Juli . . 

46.352 , 

73 

> 

. 29.106 , 50 , 

August . 

45.163 , 

29 

> 

. 19.614 , 79 , 

September 

58.137 . 

71 

t 

. 21.418 , 66 , 

Oktober . 

48.773 , 

92 

» 

. 36.795 , 88 , 

Zusammen 

492.550 fl. 

91 kr. 

. 240.669 fl. 24 kr. 


Die im Jahr 1885 eingeflossenen Spareinlagen sind meistens 
auf kürzere Zeit gemacht. Die betreffenden Einlagen hatten 
auch bei anderen hiesigen Geldinstituten keine bessere Verzinsung 
erhalten, als bei der Sparkassa, da der Vorschussverein 
Einlagen bis zu drei Monaten mit 3%, bis zu sechs Monaten mit 
4°/o und die Uodenkreditanstalt Einlagen bis zu sechs Mo- 
naten ebenfalls mit 4° „ verzinst. Dagegen sind manche Kapi- 
talisten, welche eine Kapitalsanlage auf längere Zeit zu machen 
wünschen, der Sparkassa seit der vom 1, Januar I. J. eingefuhrten 
vierperzentigen Verzinsung ferne geblieben, da sie eine besser 
verzinsliche Kapitalsanlage entweder in Wertpapieren oder bei 
anderen hiesigen Geldinstituten — der Vorschussverein und 
die Bodenkreditanstalt verzinsen Spareinlagen mit einer Ein- 
lagsdauer von mehr als sechs Monaten mit 5% — finden. Ein 
Unterschied in der Hohe der Verzinsung erscheint bei Einlagen 
von kürzerer und bei solchen von längerer Einlagsdauer auch be- 
rechtigt. Die Einlagen von kürzerer Dauer auferlegen dem Geld- 
institute die Notwendigkeit, grössere Kassareserven in Bereitschaft 
zu halten, abgesehen davon, dass sie auch der Manipulation mehr 
zu schaffen geben. Daher ist ein niedrigerer Zinsfuss für Spar- 
einlagen von kürzerer und ein etwas höherer für solche von län- 
gerer Dauer begründet. 

Da bei der Sparkassa bereits zweierlei Zinsfusse für Spar- 
einlagen — nämlich 4“ 0 für die seit dem 1. Januar 1885 und 
5% für die vor diesem Zeitpunkte gemachten — bestehen und 
demgemäss auch zwei abgesonderte Einlagebücher für v i e r- und 
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für fünfperzentige Spareinlagen geführt werden, so unterliegt 
es keiner Schwierigkeit, Spareinlagen von längerer Dauer, die 
künftig gemacht werden, eine Verzinsung zu 5 */» zu gewähren, 
dagegen an dem vierperzentigen Zinsfuss für Spareinlagen von 
kürzerer Dauer festzuhalten. 

Daher wird der löblichen Generalversammlung der Antrag 
empfohlen : 

vom 1. Januar 1886 angefangen Spareinlagen 
bei mindestens halbjähriger Verzinsungsdauer, 
die der Einleger schon bei der Einlage wünscht, 
mit 5% zu verzinsen, dagegen für Einlagen, 
welche auf kürzere Zeit oder ohne die Erklärung 
des Einlegers, sie während der ersten halbjährigen 
Verzinsu ngsdauer nicht zu beheben, gemacht 
werden, den Zinsfuss von 4% beizubehalten. 

III. Antrag auf Tilgung der Schuld des Reservefonds. 
Nach den bereits im Laufe des Jahres 1884 bewerkstelligten 
Teilzahlungen betrug die Schuld des Reservefonds an die Haupt- 
kassa am 31. Dezember 1884 (letzte Jahresrechnung) noch 409 000 fl. 
Von dieser Schuld wurden noch 97 000 fl. im Laufe des Jahres 
1885 durch Verausserung (Verkauf und Ziehung von Wertpapieren) 
und Barzahlung an die Hauptkassa getilgt. 

Die Schuld des Reservefonds an die Hauptkassa beträgt 
gegenwärtig 312.000 fl. 

Es ist der löblichen Generalversammlung bekannt, dass die 
Schuld des Reservefonds zum Teil aus Bauherstellungen, zum 
grössten Teil jedoch aus der Übernahme von Wertpapieren stammt, 
welche in früheren Jahren mit den im Hypothekargeschäft nicht 
verwendeten Spareinlagen der Hauptkassa angekauft und dem 
Reservefond übertragen worden sind. 

Diese Schuld ist für den Reservefond überaus lästig, da sie 
einen grossen Teil seines eigenen Erträgnisses aufzehrt und den- 
selben dadurch mehr oder u'eniger zum Stillstände verurteilt 
Während nämlich die Schuld des Reservefonds an die Hauptkassa 
mit 6 6° 0 verzinst wird, tragen die Wertpapiere, aus deren Über- 
nahme die Schuld zum grössten Teile herstammt dem Reserve- 
fond nur 5 — 6 0 / 0 . 

Zur Stärkung des Reservefonds und seiner eigenen Ertrags- 
und Leistungsfähigkeit ist daher die Tilgung dieser Schuld notwendig. 
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In der letzten Zeit ist noch ein Umstand hinzugetreten, welcher die 
Tilgung dieser Schuld als dringend erscheinen lässt. Das Finanz- 
ärar hat nämlich auch den Besitz des Reservefonds an Wertpapieren 
der Äquivalentgebühr unterzogen, ohne dabei die gebotene 
Rücksicht auf die Schuld des Reservefonds zu nehmen. Gegen die 
Vorschreibung des Finanzärars ist wohl der Rekurs ergriffen worden, 
aber eine günstige Entscheidung erfahrungsgemäss zweifelhaft. 

Eine weitere Veräusserung von Wertpapieren zum Zwecke 
der Schuldtilgung ist aber unter den gegenwärtigen Zeitverhält- 
nissen — bei den ungünstigen Börsekursen — ausgeschlossen oder 
doch nur in geringerem Masse zulässig. Abgesehen von den der- 
zeit ungünstigen Börsenkursen, wäre übrigens die Veräusserung 
von Wertpapieren bis zum vollen Betrage der Schuld des Re- 
servefonds auch nicht rätlich, da ein grösserer Mobilfond, zu 
welchem auch die Wertpapiere gehören, gegenüber der Anlage 
des aus Spareinlagen bestehenden und kündbaren Betriebskapitals 
im Hypothekargeschäfte wünschenswert ist 

Die Tilgung der Schuld des Reservefonds ist daher gegen- 
wärtig nur in d e r Art durchführbar, dass Wertpapiere des Re- 
servefondes bis zum Schuldbeträge an die Hauptkassa an Zahlungs- 
statt gegeben werden. Als Zeitpunkt zur Durchführung dieser 
Operation empfiehlt sich der 31. Dezember 1. J. 

Um zu vermeiden, dass durch das Steigen oder Fallen der an 
die Hauptkassa zu übertragenden Wertpapiere die Jahresbilanz der 
Hauptkassa gestört werde, muss dem Reservefond der bei den Wert- 
papieren der Hauptkassa sich etwa ergebende Kursverlust zur Last, 
ebenso der etwaige Kursgewinn gut geschrieben werden — eine 
Modalität, die auch bei anderen Geldinstituten gepflogen wird. 

Es wird demnach folgender Antrag gestellt: 

Die Schuld des Reservefonds an die Haupt- 
kassa ist durch Übergabe von Wertpapieren an 
Zahlungsstatt und zwar zum Kurse vom 31. De- 
zember I. J. zu tilgen. 

Die an jed em J a h ressch 1 usse sich ergebenden 
Kursdifferenzen, sowie Gewinne und Verluste 
überhaupt bei den in der Hauptkassa befind- 
lichen Wertpapieren treffen den Reservefond. 


23 


Digitized by Google 



D. 


Motivenberioht und Anträge auf Abänderung der 
Statuten im Jahre 1887. 

(Verhandelt in der Generalversammlung am 14. November 1887). 


Löbliche Generalversammlung! 

Die erfreuliche Entwicklung des Geschäftsverkehrs der Her- 
mannstädter Allgemeinen Sparkassa erfordert unabweislich die 
Vermehrung der Betriebsmittel. Das Anlagegeschäft hat, nachdem 
es Jahre lang ins Stocken geraten war. namentlich durch die im 
Anfänge des Jahres 1885 begonnene Einführung der Annuitäten- 
darlehen eine solche Ausdehnung gewonnen, dass — trotz des gleich- 
zeitigen Anwachsens unsers Betriebskapitals durch zufliessende neue 
Spareinlagen — die Nachfrage von Hypothekardarlehenswerbern 
nicht mehr befriedigt werden konnte. 

Das Anwachsen des Hypothekardarlehensgeschäftes ergibt 
sich aus folgender Gegenüberstellung. 

Während — laut den betreffenden Jahresrechnungsabschlüssen 
— der Stand der in Hypothekardarlehen angelegten 
Kapitalien 

im Jahre 1883 um 47.176 fl. 73 kr. 

, , 1884 , 4.855 , 69 , 

stieg, erhöhte sich derselbe, nach Einführung der Annuitätsdarlehen, 
im Jahre 1885, in welches die hier ausser Betracht gelassene 
Rückzahlung der bis dahin unter den Hypothekardarlehen aufge- 
führten Schuld des Reservefondes per 409.000 fl. an die Haupt- 
kassa fallt, um 202 240 fl. 38 kr , im Jahre 1886 um 455.978 fl. 
23 kr. (Vom 1. Jänner bis 31. Oktober 1. J. hat sich der Stand der 
dozierten Hypothekardarlehen um weitere 344.659 fl. 17 kr erhöht). 

Die Vermehrung unsers, gegenwärtig ausschliesslich aus 
Spareinlagen bestehenden Betriebskapitals hat mit der Ver- 
grösserung unsers Anlagegeschäftes nicht gleichen Schritt zu 
halten vermocht. 
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So stieg der Spareinlagestand 


im Jahre 1883 um 142.921 fl. 21 kr. 

, , 1884 , 148.683 , 40 , 

, , 1886 , 304.978 , 38 , 


dagegen hatte er sich im Jahre 1885 (im Vergleiche zum Vorjahre 
1884) um 48.870 fl 85 kr. infolge der durch die Anhäufung von 
Barbeständen gebotenen zeitweiligen Herabsetzung des Zinsfusses 
vermindert. 

(Vom 1. Jänner bis 31. Oktober 1. J. sind 109.184 fl. 16 kr. 
neue Spareinlagen zugewachsen.) 

Vom Jahre 1883 bis 1886 inklusive war somit gewachsen 
die Anlage in Hypothekardarlehen um . fl. 710.25104 
dagegen der Spareinlagenstand bloss um . fl. 547.71 211 
so dass der Zufluss an neuem Betriebskapital um 162.538 fl. 93 kr. 
hinter dem Erfordernisse im Hypothekargeschäfte zurückblieb. 

Noch ungünstiger gestaltet sich das Verhältnis zwischen Be- 
triebskapital und Anlagegeschäft, wenn wir die Jahre 1883 und 
1884, in welchen das Hypothekargeschäft einem Stillstände ver- 
fallen war, ausser Betracht lassen und bloss die Jahre 1885 und 
1886 in Betracht ziehen. 

ln diesen beiden letztgenannten Jahren betrug die Vermehrung 


der Hypothekardarlehen fl. 658.21862 

der Spareinlagen , 256. 10750 


somit blieb der Zuwachs an Spareinlagen um 402.111 fl. 12 kr. 
hinter der Anlage im Hypothekargeschäft zurück. 

Nehmen wir auch die ersten zehn Monate (Januar bis Oktober 
inklusive) des Jahres 1887 hinzu, so sind um 235.475 fl. weniger 
Spareinlagen zugeflossen, als die Hypothekardarlehen sich in diesem 
Jahre vermehrt haben, und wird somit die Differenz zu Ungunsten 
der Spareinlagen um 235.475 fl. grösser und beziffert sich demnach 
das Zurückbleiben der Spareinlagen hinter der Vermehrung des 
Hypothekardarlehensstandes auf 637.586 fl. 11 kr. (vom 1. Januar 
1885 bis 31. Oktober 1887). 

Der Mehrbedarf im Hypothekargeschäfte konnte nur dadurch 
befriedigt werden, dass die teils in hohen totliegenden Kassavor- 
räten, teils in den wenig rentabeln Hypothekaranweisungen (Sa- 
linenscheinen) aufgespeicherten Bestände früherer Jahre zum grossen 
Teil aufgebraucht wurden, wie dies aus der nachstehenden Zu- 
sammenstellung hervorgeht. 
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Der Stand der in unserm Besitze befindlichen Hypothekar- 


anweisungen betrug am 

31. Dezember 

1883 

. . . 320.000 fl. — kr. 

1884 

. . . . 270 000 , — , 

1885 

. . . 70.000 , — , 

1886 

... 65.000 , — , 

Der Kassavorrat war am 31. Dezember 

1883 

... 64 558 fl. 05 kr. 

1884 

. . . 77.780 , 52 , 

1885 

... 15.697 , 98 , 

1886 

. . . 15.359 , 08 , 


Im Jahr 1886 kam noch die Einschränkung des Lombard- 
geschäftes um 54.740 fl. (es waren Ende 1886 Lombarddar- 
lehen 134.270 fl. gegen 189.010 fl. Ende 1885) und des Wechsel- 
geschäftes um 71.006 fl. (Ende 1886 waren im Wechselporte- 
feuille 95.994 fl. gegen 167.000 fl. Ende 1885) hinzu, und konnten 
die aus diesen Geschäftszweigen verfügbar gewordenen Summen 
im Hypothekargeschäfte plaziert werden; ebenso wurde im Jahr 
1886 durch eine strengere Eintreibung der aushaftenden Hypothe- 
kardarlehenszinsen der Zinsenruckstand, der Ende 1885 noch 
95.645 fl. 82 kr. betragen hatte, auf 79.066 fl. 25 kr. herabgemindert, 
was gleichfalls der vermehrten Anlage im Hypothekargeschäfte 
zu statten kam. 

Aus den obigen Nachweisen ergibt sich mit mathematischer 
Gewissheit, dass der Zeitpunkt eintrcten musste, in welchem die 
solide Nachfrage nach Hypothekardarlehen seitens der Sparkassa 
nicht mehr befriedigt werden kann, da die unser Betriebskapital 
liefernden Spareinlagen nicht in demselben Masse zunehmen, wie 
das Anlagegeschaft. Dieser Zeitpunkt ist eingetreten. 
So sehr auch die Spareinlagen im Vergleiche zu früheren Jahren 
gewachsen sind, so sind wir nunmehr gezwungen, ent- 
weder die erfreuliche Entwicklung unseres Ge- 
schäftsverkehrs gewaltsam zu unterbrechen oder 
— ausser den Spareinlagen — eine neue Betriebs- 
quelle zu eröffnen. 

In dem erstem Falle würde der Wiedererstarkungsprozess 
der Sparkassa rückgängig gemacht und unser Institut wieder in 
den Zustand der Stagnation und der Schwankungen zurückversetzt 
werden, dem es entrissen worden ist. Denn die Abweisung von 
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soliden Darlehensgesuchen hat zur Folge, dass nicht bloss die- 
jenigen Darlehenswerber, welchen das Schicksal der Abweisung 
zu Teil geworden, sondern auch weitere Kreise ausser ihnen sich 
von unserem Institute abwenden würden. Voraussichtlich würden 
dann nach geraumer Zeit bei dem konstanten Zuflusse von Spar- 
einlagen sich wieder die toten Barbestände häufen und die Ver- 
legenheiten für die Anlage entstehen; man würde, um nun dem, 
den reduzierten Umfang der Anlage-Thätigkeit übersteigenden 
Andrange der Spareinlagen zu steuern, sich in der Annahme von 
Spareinlagen schwierig zeigen, Spareinleger zurückweisen und diese, 
sowie auch andere Kreise der Sparkassa abwendig machen und 
anderen Konkurrenz-Instituten, wie dies früher geschehen, Zufuhren. 
Wer den bestand und die gedeihliche Fortentwicklung der Spar- 
kassa am Herzen trägt, kann diesen Zustand der Stagnation und 
der Schwankungen nicht wünschen. 

Wir müssen daher die andere Alternative wählen: nämlich 
unser Betriebskapital durch Erschliessung neuer Quellen zu ver- 
mehren versuchen. Wir greifen auf eine Anregung des frühem 
Institutsdirektors Herrn Fr. M. Herberth, welche von der General- 
versammlung des Hermannstadter Sparkassavereins einhellig 
gebilligt worden ist, zurück. 

In der am 6. Februar 1876 abgehaltenen Generalversammlung 
des Sparkassavereins führte der Institutsdirektor Herr Fr. M. Her- 
berth in seinem Rechenschaftsberichte über das Geschäftsjahr 1875 
u. A. aus: 

,. . . . desto weniger konnten wir unserer zweiten Aufgabe, 
.den geldbedürftigen Bürgern unserer Stadt und den Kleingrund- 
.besitzem so wie bisher mit billigen Darlehen zu helfen, Rech- 
.nung tragen, indem wir, um unsere Zahlungsfähigkeit nicht zu 
.schwachen, nur 58 Darlehensgesuchen entsprechen konnten, indem 
.uns durch die überall und insbesondere auch in Hermannstadt 
.entstandenen neuen Geldinstitute, welche höhere Zinsen, wie wir 
.gewähren, bedeutende bis jetzt uns anvertraute Summen ent- 
, zogen wurden.' 

.Diese Thatsache, der Wunsch, unsern Geschäftsverkehr zu 
.vergrössern und durch vermehrte Geldmittel die Möglichkeit 
.herbeizuführen, den häufigen Ansprüchen um Darlehen aus der 
.Sparkassa einigermassen entsprechen zu können, und dem Wucher 
.und schwer erfüllbaren Darlehensbedingungen an die Schuldner 
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.zu steuern, hat in uns den Gedanken erregt, um die Bewilligung, 
.verzinsliche und verlosbare Pfandbriefe ausgeben 
.zu dürfen, beim h. Ministerium einzuschreiten; den erforder- 
, liehen Garantiefond würde unser gut dotierter Reservefond geben. — 
.Bevor jedoch über diesen Vorschlag durch uns beraten werden 
.kann, dürfte es nötig sein, durch aus Ihrer Mitte zu ernennende 
, Herren den Vorschlag beraten zu lassen und erst nach Vorlage eines 
.kommissioneilen Gutachtens darüber einen Beschluss zu fassen.* 

In dem Protokolle der Generalversammlung des Sparkassa- 
vereins vom 6. Februar 1876 heisst es wörtlich: 

.Der Antrag des Ausschusses: die löbl. Generalversammlung 
.wolle eine Dreier- Kommission ernennen mit der Aufgabe, die 
.bezüglich der Ausgabe von Pfandbriefen erschienenen Gesetze 
.und Verordnungen eingehend zu studieren und sodann einer ad 
.hoc einzuberufenden Generalversammlung diesbezüglich motivierte 
.Anträge zu stellen — wird einhellig angenommen * 

Diese vor mehr als 1 1 Jahren gegebene Anregung ist leider 
nicht weiter verfolgt worden; es trat vielmehr jener oben erwähnte 
und mehrere Jahre hindurch andauernde Zustand der Stagnation 
und der Schwankungen ein. 

Die Ausgabe von Pfandbriefen ist nun heute nicht 
weniger, wie vor 1 1 Jahren, eine dringende Notwendigkeit und 
bietet folgende Vorteile dar: 

1. Die Regulierung von Angebot und Nachfrage liegt bei 
der Ausgabe von Pfandbriefen in der Hand der Sparkassa; d. h. 
in demselben Masse, in welchem Hypothekardarlehen gewährt 
werden, kann die Ausgabe von Pfandbriefen erfolgen, und in dem- 
selben Masse, in welchem das in Hypothekardarlehen angelegte 
Kapital durch Rückzahlungen seitens der Schuldner sich vermin- 
dert, werden die im Umlaufe befindlichen Pfandbriefe durch Ver- 
losung zurückgezogen. 

Bei den Spareinlagen sind wir dagegen nicht Herren der 
Situation, sondern wir sind geradezu dem unberechenbaren Spiele 
ausserhalb unsers Machtbereichs stehender Faktoren wehrlos preis- 
gegeben. 

2. Der Pfandbrief ist — infolge der Steuergesetzgebung — 
ein billigeres Betriebskapital, als die Spareinlage. Der VII. Ge- 
setzartikel von 1883 hat bekanntlich die Zinsen der Spareinlagen 
mit einer zehnperzentigen Steuer belegt. Die Sparkassa muss, da 
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sie sonst viele Spareinleger zur Zurückziehung ihrer Einlagen ver- 
anlassen und dadurch eine unberechenbare Verminderung ihres 
Betriebskapitals herbeifuhren würde, selbst die zehnperzentige 
Spareinlagenzinsensteuer tragen, so dass das Betriebskapital, das 
in seiner Hauptmasse aus fünfperzentigen Spareinlagen besteht 
(nach dem letzten Jahresrechnungsabschlusse waren am 31. De- 
zember 1886 lunfperzentige Spareinlagen 4,064.290 fl. 09 kr., da- 
gegen vierperzentige bloss 163.316 fl. 24 kr ), uns mit der zehn- 
perzentigen Steuer auf 5' s “ 0 zu stehen kommt. Welche bedeutende 
Betrage an Spareinlagenzinsensteuer wir an das Steuerärar abführen 
und dadurch unserm Reingewinne entziehen müssen, wird durch 
die nachstehenden Angaben illustriert. Für das Jahr 1885 lieferten 
wir an Spareinlagenzinsensteuer dem kein. ung. 

Steueramt 18 946 fl. 10 kr. 

für das Jahr 1886 19.587 fl. 10 kr. ab. 

Ausser der zehnperzentigen Spareinlagenzinsensteuer müssen 
wir noch die zehnperzentige Einkommensteuer samt Zuschlägen, 

die im Jahre 1885 3086 fl. 08 kr. 

im Jahre 1886 3316 fl. 90 kr. 

betrug, entrichten. 

Von der ersteren Steuer (der zehnperzentigen Zinsensteuer) 
ist der Pfandbrief befreit, so dass z. B. bei einer Emmission fiinf- 
perzentiger Pfandbriefe zum Parikurse das Betriebskapital um c i n 
halbes Perzent billiger ist, als bei fünfperzentigen Spareinlagen. 

Die Notwendigkeit und Nützlichkeit der Ausgabe von Pfand- 
briefen ist wohl unbestreitbar. 

Die Schwierigkeiten liegen für uns in der Erfüllung der ge- 
setzlichen Bestimmungen, die genau eingehalten werden müssen. 

Der XXXVI. Gesetzartikel vom Jahre 1876, welcher die 
Ausgabe von Pfandbriefen regelt, schreibt im § 1 vor: 

.Zur Ausgabe von Pfandbriefen sind berechtigt: 

1. Die Aktiengesellschaften, wenn das Hypothekar- 
geschaft ausschliesslich den in ihren Statuten festgesetzten Ge- 
schaftskreis bildet oder wenn sich ihr Geschäftskreis nach ihren 
Statuten auch auf das Hypothekargeschaft erstreckt; 

2. Genossenschaften der Eigentümer unbeweglicher 
Güter, welche sich zur Befriedigung ihres eigenen Kreditbedürf- 
nisses gebildet haben.* 
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Nun ist der Hermannstädter allgemeine Sparkassaverein wohl 
ursprünglich im Jahre 1876, als die Statuten infolge des 1875 ge- 
schaffenen Handelsgesetzes abgeändert wurden, von dem k. Ge- 
richtshöfe in Hermannstadt in das Firmenregister als Aktiengesell- 
schaft eingetragen worden, doch hat im Jahre 1877 eine Note des 
Handelsministers Z. 1293 vom 12. Februar 1877 die Eintragung 
bemängelt, da weder die Höhe des Stammkapitals und die Anzahl 
der Aktien, noch der Umstand erwähnt sei, ob die Aktien auf 
Namen oder auf den Vorzeiger ausgestellt seien. Die vollständige 
Anpassung der Sparkassastatuten an eine der vom Handelsgesetze 
anerkannten Gesellschaftsformen ist bisher nicht erfolgt, kann 
aber im Interesse unseres Institutes nicht mehr hinausgeschoben 
werden. 

Das Handelsgesetz (XXXVII. Gesetzartikel vom Jahre 1875) 
definiert im § 147 die Aktiengesellschaft folgendermassen : 

, Als Aktiengesellschaft ist jene Gesellschaft anzusehen, welche 
mit einem im Voraus festgesetzten aus einer bestimmten 
Anzahl gleichwertiger Aktien (ganze Aktien oder Aktienteile) be- 
stehenden Stammkapital errichtet wird und bei welcher die 
Eigentümer der Aktien nur bis zum Betrage ihrer 
Aktien haften.* 

Der Hermannstädter Allgemeine Sparkassa verein hat nun 
wohl mit der Aktiengesellschaft das Merkmal gemein, dass nach 
§ 5 der Vereinsstatuten .jedes Vereinsmitglied bis zum Betrage 
seiner vollen beim Gründungsfonde gemachten Einlage* (50 fl.) — 
aber nicht über diese hinaus — für die Verbindlichkeiten 
des Vereins haftet, gerade wie der Aktionär. Ebenso ist das 
Stammkapital des Hermannstädter Sparkassavereins in eine Anzahl 
gleichwertiger Anteile, nämlich in Gründungsanteile ä 50 fl. 
zerlegt, wie bei einer Aktiengesellschaft. Auch darin kann eine 
Ähnlichkeit des Sparkassa Vereins mit einer Aktiengesellschaft ge- 
funden werden, dass die Anzahl der Vereinsmitglieder und damit 
zugleich der gleichen Gründungsanteile per 50 fl. wenigstens im 
Maximum fixiert ist — sie darf nach § 4 der Vereinsstatuten 100 
nicht überschreiten und beträgt gewöhnlich auch so viel. Aber 
eine Aktiengesellschaft ist der Sparkassaverein deshalb nicht, weil 
das Stammkapital nicht im Voraus festgesetzt ist Der 
Sparkassaverein würde die Merkmale einer Aktiengesellschaft be- 
sitzen, wenn es in den Statuten etwa hiesse, dass das Stamm- 
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kapital des Sparkassavereins aus 5000 fl. bestelle, welche in 100 
Anteile ä 50 fl. zerlegt sind. 

Der Hermannstädter Sparkassaverein muss aber eine Aktien- 
gesellschaft oder eine nach dem Pfandbriefgesetz qualifizierte Ge- 
nossenschaft sein, wenn er zur Ausgabe von Pfandbriefen berechtigt 
sein soll. 

Es ist nun die Frage: welche Form — ob die der Aktien- 
gesellschaft oder der nach dem Pfandbriefgesetz qualifizierten Ge- 
nossenschaft — gewählt werden soll und unter welchen Modali- 
täten der bisherige Kern und der gemeinnützige Charakter des 
Sparkassa Vereins am besten gewahrt werden kann? 

Bei der Umwandlung in eine solche Genossenschaft, die — 
nach dem Pfandbriefgesetz — aus den zur Befriedigung ihres 
eigenen Kreditbedurfni-ses zusammentretenden Eigentümern unbe- 
weglicher Güter — also aus den Hypothekarschuldnern — 
bestehen muss, kann der Kern und Charakter der Sparkassa un- 
möglich gewahrt werden. So erschwerende Hindernisse auch den 
Hypothekarschuldnern für den Zutritt zu den Generalversamm- 
lungen des Sparkassavereins in den Weg gelegt werden möchten, 
so könnten sie doch unmöglich aus den Generalversammlungen 
ausgeschlossen werden. 

Dagegen ist die Anpassung des Sparkassavereins an die Ge- 
sellschaftsform der Aktiengesellschaft *) bei vollständiger Wahrung 
des Kerns und der gemeinnützigen Bestimmung der Spar- 
kassa möglich. Es müsste zu diesem Zwecke zunächst ausgesprochen 
werden, dass das Stammkapital des Sparkassavereins aus 5000 fl. 
besteht, welche in hundert gleiche Anteile ä 50 fl. zerlegt sind. 
Die Gründungsanteile der gegenwärtigen Vereinsmitglieder müssten 
als Aktien bezeichnet werden. Um den Sparkassaverein auch in 
Zukunft nur auf solche Elemente zu basieren, welche für die ge- 
meinnützige Bestimmung der Sparkassa eingenommen sind und 
auf die Selbstbereicherung durch Dividenden-Gewinn nicht aus- 

*} Die Verwendbarkeit der Aktiengesellschaft aur Förderung uneigennütziger 
und gemeinnütziger Interessen ist nicht ausgeschlossen. 

Im preussischen Staate bestanden bis Ende 1874 (vgl. Zeitschrift des prens- 
si&chen statistischen Bureaus 1875) 13 Aktiengesellschaften für Theater, zoologische 
Gärten und Aquarien, mit zusammen einem Akticnkapitale von 1,300.000 Thaler, 
ferner eine Aktiengesellschaft für katholische Interessen mit einem Kapital von 
16-000 Thaler, eine Aktiengesellschaft für Gründung einer Privatschule, and zwei 
Gesellschaften für gemeinnützige Interessen schlechthin. 
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gehen, müsste die Übertragbarkeit der Aktien beschränkt werden, 
was — unter Beobachtung der Bestimmungen des Handelsgesetzes 

— dadurch möglich ist, dass die Aktien auf Namen {und zwar 
auf die Namen der gegenwärtigen Vereinsmitglieder) lauten und 
nur mit Zustimmung der Generalversammlung, welche 

— wie dies auch nach den gegenwärtigen V'ereinsstatutcn der 
Fall ist — in geheimer Abstimmung hierüber entscheidet, auf einen 
andern Besitzer übertragen werden können.*) 

•) § 164 des ungarischen Handelsgesetzes (G.-A. 1885: XXXVII): »Die 
Aktien können auf Namen oder auf Inhaber, jedoch immer nur auf eine bestimmte 
Summe, lauten und sind hinsichtlich ihrer Besitzer unteilbar.* 

§ 173: »Die auf Namen lautenden Aktien müssen unter Angabe des 
Namens und Wohnortes ihres Besitzers in das Aktienbuch der Gesellschaft einge- 
tragen werden.* 

Dr. Stefan Apathy, der Verfasser des Entwurfes des ungarischen Handels- 
gesetze«, schreibt in seinem Buche : Handelsrecht auf der Grandlage des ungarischen 
Handelsgesetzes, pag. 384: »Bei den auf Namen lautenden Aktien dienen in erster 
Reihe die Statuten, in welchen die Gesellschaft die Art und die Bedingungen 
der Erwerbung frei bestimmen kann, hinsichtlich der Erwerbung der Eigenschaft 
als Aktionär als Richtschnur.* (Dr. Apäthy lstvän : Kcreskedelmi Jog. A magyar 
kere&kcdelmi törveny alapjän. Budapest 1876: A nlvre sxdld r&zvlnyeknll a rösz- 
vlnyesi xninös^g mcgRzerr.<?»tfre n&ve eis 6 torbnn u alapszabälyok szolgälnak 
irdnyaddul, melyckben a tärsas.ig a megszer/.t 4 * mödjät es fch&deit szabadon 
ällapithatja meg). 

Ferner pag. 385: »Welche Bedingungen ausser der Eintragung in das Aktien- 
buch zur Legitimierung der Eigenschaft als Besitzer eventuell noch erfüllt werden 
müssen, das hängt von den diesbezüglichen Bestimmungen der Statuten ab * (Hogy 
a r£szv<$nyköuy vbe törtdnt bevezetes melictt a birtokosi minöslg igazoläsära csetleg 
meg mily feltltelek teljesitese szükseges, az az alapszabälyok e r^szbeni intifzke- 
dlseildl függ). 

Das deutsche Handelsgesetz, welches dem ungarischen zu Grunde liegt, be- 
stimmt in Artikel 182 : »Die Aktien oder Aktienanteile sind unteilbar. 

Sie müssen mit genauer Bezeichnung des Inhabers nach Namen, Wohnort 
und Stand in das Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen werden. 

Sie können, soferne nicht der Gesellschaft svertrag ein Anderes 
bestimmt, ohne Einwilligung der übrigen Gesellschafter auf andere Personen 
übertragen werden.* 

Die älteste Aktiengesellschaft, die Bank von Genua, bestimmte: Jeder kann 
seine Aktien verkaufen. Damit aber der Kompagnie nicht eine ihr unanständige 
und etwa nicht im guten Kredit stehende Person aufgedrungen werde, ist der Ver- 
käufer gehalten, in der Versammlung der Interessenten den Käufer anzugeben, wo 
dann durch Zettel votiert und per majora entschieden wird. 

Die Statuten mancher Zuckersiederei-Aktiengesellschaften enthalten die Be- 
stimmung: Diese Aktie kann ohne Genehmigung nicht veräussert oder verpfändet 
werden, indem die Eigenschaft als Aktionär au die Bedingung des Grundbesitzes 
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Die Beurkundung über die Einzahlung der Aktie geschieht 
durch Eintragung in das Aktienbuch der Gesellschaft.*) 

Die Bestimmung, dass die Mitglieder des Sparkassavereins 
auf keine höhere Verzinsung ihres Gründungsanteils Anspruch 
haben, als die Spareinleger, müsste beibehalten werden, indem 
ausgesprochen würde, dass die Vereinsmitgliedcr (Aktionäre) aus 
dem Reingewinn des Geschäftsjahres — mit Ausschliessung jeder 
Superdividende — nur eine Verzinsung ihrer Aktie geniessen, die 
dem höchsten Spareinlagezinsfuss der Sparkassa entspricht.**) 

innerhalb eine» bestimmten Bezirkes, verbunden mit der Pflicht, alljährlich gegen 
einen bestimmten Preis Runkelrüben zu bauen, geknüpft ist. 

Vgl. auch Dr. W. Kndcmnnn : Handbuch de» deutschen Handels-, See- und 
Wechselrechts (Leipzig 1881) I. Band, pag 6S8: »Die Erteilung der Genehmigung 
zum Aus- und Eintritt neuer Mitglieder gehört als innere Gcsellschaftsangelegenheit 
zu den Attributen der Generalversammlung, »o dass der Vorstand und Aufsichtsrat 
hiezu nur befugt sind, wenn oder soweit sic durch das Statut oder durch die General- 
versammlung hiezu beauftragt sind. Die im Voraus erteilte Genehmigung kann nicht 
mehr zurückgezogen werden, während die für den konkreten Fall erforderliche Ge* 
nehmigung dem freien, jedoch an da» Statut gebundenen Ermessen des kompetenten 
Gesellschnftsorganes unterliegt.* 

Bezüglich der Übertragung der auf Namen lautenden Aktien: pag. 640: 
»Nach diesem System kann der Austritt und Eintritt von Mitgliedern nicht anders 
als durch Einschreibung in das Aktienbuch erfolgen, so dass jede in anderer Weise 
z. B durch eine schriftliche Urkunde erfolgte Übertragung der Aktienrechte nur 
Rechte zwischen den Kontrahenten, aber keine Veränderung der Mitgliedschaft her- 
vorbringt. Nur wer im Aktienbuch eingetragen, ist Mitglied, wer es nicht ist, steht 
ausserhalb des Kreises der Gesellschaft. . - . Die Vornahme der Umschreibung 
schliesst die Genehmigung des Aus- und Eintritts in sich, weil sie nur erfolgt, wenn 
die Gesellschaft gegen die Veränderung der Mitgliedschaft nichts einzuwenden hat. 
Die Inskription ist kein blosser Kormalakt, es ist die auf Anzeige erfotgende Re- 
zeption in den Gesellschaftsverband selbst.* 

*) Eine Ausstellung von Aktienbriefen (Aktienscheinen) ist nicht erforderlich 
und, um Missbrauchen durch Verkauf etc. vorzubeugen, auch nicht wünschenswert. 
Vgl. Endemann I. Band, pag. 649: »Ein Recht auf Aushändigung von Aktien- 
briefen steht dem Aktionär nur zu, wenn und soweit das Statut hierauf bezügliche 
Bestimmungen enthält. Es kommen Aktiengesellschaften vor, welche aus ver- 
schiedenen Gründen, sei es zur Erschwerung der Veräusserlichkeit der Mitglied- 
schaft oder zur Ersparung des landesgesetzlich auf Aktien gelegten Stempels sich 
«ler Ausfertigung solcher Dokumente enthalten.* 

•*) Bezüglich der Zulässigkeit, die Dividende perzentweise im Voraus fest- 
zusetzeu vgl. Dr. Apalhy : Kereskedelmi jog: A reszvdnytärsasäg ugyanis, iniklnt 
kiemeltuk, a tiszta nycrescg hovä forditäsa irint s/.abadoti reiulelkezik ; <fs vaiamini 
jogaban all alapszabiityaiban a nyereslg felosxinsänak mddozatait ältaliban meg- 
hatärozni, ugy jogaban dll, az egyes reszv^nyeseknek az alaptdkdre befizetett összeg 



cLxxxvm 


Anhang. 


Bei dieser Gelegenheit empfiehlt es sich auch, die Bestimmung 
des § 37 der gegenwärtigen Vereinsstatuten, dass der Reingewinn, 
nach Abzug der dem Reservefond zuzuführenden Quote von 10 
bis 50%, zu wohlthatigen und gemeinnützigen Zwecken für Her- 
mannstadt verwendet wird, präziser zu fassen und unter einen 
ausreichendem Schutz zu stellen, als es gegenwärtig der Fall ist, 
ebenso die Bestimmung (§ 41 der Vereinsstatuten), dass im Falle 
der Auflösung des Sparkassavereins das Vermögen desselben zu 
wohlthatigen und gemeinnützigen Zwecken für Hermannstadt ver- 
wendet werden soll. Heute kann eine einfache Majorität der 
Generalversammlung diese Bestimmungen abandem Hier kann 
nun eine grössere Sicherung der gemeinnützigen Bestimmung der 
Sparkassa, als cs bisher der Fall war, geschaffen werden, indem 
ausgesprochen wird, dass § 37 (Verwendung des Reingewinns zu 
gemeinnützigen Zwecken) nur mit Zustimmung von * , sämtlicher 
Mitglieder (Aktionäre) des Sparkassavereins abgeandert werden 
kann, während das im Falle der Auflösung nach der Liquidierung 
verbleibende Sparkassavermögen überhaupt nicht der Bestimmung, 
der es die Gründer des Sparkassavereins gewidmet, entzogen 
werden darf. 

Unter solchen Modalitäten wird durch die Aufnahme der 
gesetzlichen Merkmale der Aktiengesellschaft in die Statuten des 
Sparkassavereins Kern und Wesen der Sparkassa nicht berührt, 
ja durch die Aufnahme der letzterwähnten Bestimmungen noch 
mehr als bisher geschützt und der Sparkassa überdies das ihr 
nach der Entwicklung ihres Geschäftsverkehrs unentbehrlich ge- 
wordene Recht zur Ausgabe von Pfandbriefen erworben werden. 

Noch eine Bedingung, an welche das Pfandbriefgesetz die 
Ausgabe von Pfandbriefen knüpft, muss hier erwähnt werden. 

Der XXXVI, Gesetzartikel von 187(> schreibt im § 4 vor, 
dass vor der Emmission der Pfandbriefe ein zu deren besonderer 
Sicherstellung bestimmter Fond von mindestens 200000 fl ge- 

utdn e*6 nveresdg fejdben bizonyos szdzallkot ds pedig kamat elncvczlssel 
butositani (zu deutsch: .Die Aktiengesellschaft verfügt, wie wir hervorgehoben, 
frei über die Verwendung des Reingewinnes; und wie es in ihrem Rechte steht, 
in ihren Statuten die Modalitiiten der Aufteilung des Gewinnes überhaupt zu be- 
stimmen, so steht es auch in ihrem Rechte, den einzelnen Aktionären als Gewinn 
nach dem auf das Stammkapital eingezahlten betrag ein gewisses Perzent und zwar 
unter der Bezeichnung Zinsen zuzusichera*). 
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gründet und dessen Hohe in den Statuten angeführt werden muss; 
dieser Sicherstellungsfond ist ferner in an der Börse notierten 
bestimmt verzinslichen Wertpapieren, oder in Lombarddarlehen, 
oder im Eskompte von Wertpapieren, Koupons oder dreimonatlichen 
Wechseln oder in den vom Pfandbrief-Institut für seine Pfandbrief- 
forderungen erworbenen Hypotheken anzulegen. 

Wir können uns nun den Pfandbriefsicherstellungsfond im 
Betrage von 200000 fl. beschaffen, indem wir aus dem Reserve- 
fond Wertpapiere im Betrage von 200 000 fl. als Pfandbriefsicher- 
stellungsfond widmen. 

Und zwar empfiehlt es sich, um die Lombardierbarkeit unserer 
Pfandbriefe bei der österreichisch -ungarischen Bank und deren 
Filialen mit grösserer Aussicht auf Erfolg anzustreben, unseren 
Pfandbrief-Garantie-Fond nur aus solchen Wertpapieren zu bilden, 
welche von der ö.-u. Bank lombardiert werden. 

Die Zinsen der dem Pfandbriefgarantiefond gewidmeten Wert- 
papiere fliessen, insofernc die Generalversammlung sie nicht zur 
Erhöhung und Ergänzung des Pfandbricfgarantiefonds bestimmt, 
dem Reservefond zu. Kursverluste und Gewinne, welche durch 
Verlosung, Verkauf oder Umtausch der Wertpapiere des Pfand- 
briefgarantiefonds entstehen, treffen den Reservefond, der stets 
für die Ergänzung des Pfandbriefgarantiefonds bis zum Minimal- 
betrag von 200 000 fl. aufzukommen hat. 

Die auf das Pfandbriefgeschaft bezüglichen Bestimmungen 
sind dem Gesetze G.-A. 1876: XXXVI. angepasst und zum Teil 
auch den Statuten mustergiltiger Pfandbriefanstalten entnommen 
und bedürfen wohl keiner näheren Erläuterung. 

Ebenso wenig erscheint eine ausführliche Begründung jener 
Statutenänderungen notwendig, die nicht in strengem Zusammen- 
hänge mit den wesentlichen Änderungen bezüglich der Aktien- 
gesellschaft und Pfandbrief- Ausgabe stehen und neben diesen 
Letzteren an Bedeutung verschwinden, deren Zweckmässigkeit aber 
sich uns gelegentlich der Revision der Statuten aufdrängte. 

Die beantragten Statutenänderungen teilen sich demnach in 
drei Gruppen : 

1. in solche Bestimmungen, welche die Anpassung der Spar- 
kassa an die Gesellschaftsform der Aktiengesellschaft bezwecken ; 
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2. in solche, welche die Ausgabe von Pfandbriefen be- 
treffen ; 

3. in solche von minderer Bedeutung, welche teils eine rich- 
tigere Textierung, teils eine Vereinfachung der Geschäftsführung 
anstreben. 

Indem wir noch darauf hinweisen, dass die beantragten 
Statuten-Änderungen und Zusatze aus der Vorlage ersichtlich sind, 
empfehlen wir deren Annahme der löblichen Generalversammlung 
auf das Wärmste im Interesse unseres Institutes, das mit der 
Ausgabe von Pfandbriefen in die Phase der Entwicklung eintreten 
würde, welche die unserm Institut immer als Muster vorschwe- 
benden und ebenfalls gemeinnützigen Zwecken dienenden grösseren 
österreichischen Sparkassen, wie die Erste österreichische Sparkassa 
in Wien, die steiermärkische in Graz, die Bukovinaer in Czerno- 
witz, durch die Ausgabe von Pfandbriefen schon erreicht haben. 

Hermannstadt, am 2. November 1887. 

Der Direktionsrat 

der Hcrmumatädter Allgemeinen Sparkassa. 


Anträge auf Änderung der Statuten des Hermannstädter allge- 
meinen Sparkassa -Vereins. 

Überschrift des I. Abschnittes und $ 1 bleiben unverändert. 
Dieselben lauten: 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Die Hermannstädter allgemeine Sparkassa hat den 
Zweck, der Kapitalsansammlung zu dienen und überhaupt 
Jedermann Gelegenheit zur schnellen und sicheren An- 
legung und Verzinsung von Ersparnissen darzubicten, da- 
durch den Geist der Arbeitsamkeit und Sparsamkeit zu be- 
leben, noch so geringfügige, einzeln für den öffentlichen 
Verkehr unfruchtbare kleine Geldsummen durch ihren Zu- 
sammenfluss in nutzbringenden Umlauf zu setzen, und nach 
Thunlichkeit dem Realkredit förderlich zu sein 

§ 2. An Stelle des Satzes : .dessen Eigentum die Sparkassa ist,’ 
wird gesetzt: , ist eine Aktiengesellschaft.* Dieser § lautet nunmehr: 
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§ 2. Der auf unbestimmte Zeit gegründete Verein ist eine 
Aktiengesellschaft, hat seinen Sitz in Hermannstadt und be- 
dient sich in seinen Zeichnungen der Firma : , Hermannstädter 
allgemeine Sparkassa*. Der Direktionsrat übertragt die Fir- 
maführung an vier seiner Mitglieder und an zwei der ln- 
stitutsbeamten. Zur Gültigkeit der Firmazeichnung ist stets 
die Unterschrift von zwei mit der Firmafiihrung betrauten 
Direktionsratsmitgliedern oder mindestens einem dieser Mit- 
glieder und einem zur Firmierung berechtigten Institutsbe- 
amten erforderlich. 

§ 3 Die Worte: .die beiden Lokalblätter: .Siebenb.-Deutsches 
Tageblatt* und .Sieb. Bote*' sind zu ersetzen durch die folgenden: 
.das Amtsblatt der Staatsregierung (.Budapesti Közlöny*), die 
.Wiener Zeitung* und das .Siebenb.-Deutsche Tageblatt*. § 3 
lautet nunmehr: 

§ 3. Alle zufolge der bestehenden gesetzlichen Anord- 
nungen dem Vereine obliegenden Verlautbarungen haben 
durch das Amtsblatt der Staatsregierung (.Budapesti Köz- 
löny*), die .Wiener Zeitung* und das .Siebenb.-Deutsche 
Tageblatt* zu erfolgen. 

II. Abschnitt In der Überschrift sind die Worte .dem 
Stammkapital* einzuschalten. 

§§ 4, 5 und 6 erhalten folgende, ganz neue Fassung : 

II. Von dem Stammkapital, den Mitgliedern und 
Organen des Vereins. 

§ 4. In Anbetracht der Grösse des Reservefonds (462.666 fl. 
45 kr. ö. W. laut Bilanz vom 31. Dezember 1886) genügt der 
bisherige Gründungsfond. 

Das Stammkapital oder der Gründungsfond besteht aus 
5000 fl., die in 100 unteilbare Aktien ä 50 fl. zerlegt und 
voll eingezahlt sind. 

Der eingezahlte Betrag kann, so lange die Hermann- 
städter allgemeine Sparkassa besteht, von dem Aktionär 
nicht zurückgefordert werden. 

Mit der Aktie ist der Anspruch auf eine Verzinsung 
aus dem Reingewinne verknüpft, welche — mit Ausschluss 
jeder Superdividende — den höchsten Spareinlagenzinsfuss 
der Sparkassa nicht übersteigen darf. 
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§ 5. Jede Aktie lautet auf einen bestimmten Namen und 
wird unter Angabe des Namens und Wohnortes ihres Be- 
sitzers in das Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen. 

Nur wer im Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen ist, 
wird der Gesellschaft gegenüber als Eigentümer der Aktie 
angesehen und ist daher Mitglied des Sparkassa -Vereines. 

Die nach den älteren Vereinsstatuten aufgenommenen 
Mitglieder werden, da sie ihre Anteile voll eingezahlt haben, 
in das Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen. 

Die Aktie kann nur nach vorhergegangener Anzeige an 
den Direktionsrat und mit Einwilligung der Generalver- 
sammlung, welche hierüber mittelst geheimer Abstimmung 
entscheidet, auf eine andere Person übertragen werden. 

Die Erlaubnis, eine Aktie zu erwerben, kann auch im 
Voraus bei der Generalversammlung angesucht und erteilt 
werden. 

Ein Mitglied der Gesellschaft kann mit Zustimmung des 
Direktionsrats — vorbehaltlich des Rechtes der General- 
versammlung, hierüber endgiltig zu entscheiden — auch 
zwei Aktien erwerben, fuhrt jedoch auch in diesem Falle 
nur eine Stimme. 

Wenn das Eigentum der Aktie, nach erfolgter Zustim- 
mung der Gesellschaft, auf einen Andern übergeht, so ist 
dies im Aktienbuchc zu bemerken. 

§ 6. Ein jedes Mitglied ist berechtigt, für seine Person 
an der Generalversammlung stimmberechtigt teilzunehmen, 
in den Direktionsrat oder in das Aufsichtskomittf berufen zu 
werden, jederzeit in sämtliche Bücher, Akten und Korre- 
spondenzen Einsicht zu nehmen und beim Aufsichtskomit£ 
seine Erinnerung einzubringen. 

Dagegen ist jedes Mitglied zur gewissenhaften Befolgung 
aller in den Statuten enthaltenen Bestimmungen ver- 
pflichtet und haftet mit seiner Aktie, neben dem bereits 
vorhandenen Keservefonde der Sparkassa, für die sämt- 
lichen Verbindlichkeiten derselben. 

In allen Fallen hat indes in erster Reihe der Reserve- 
fond herangezogen zu werden. 

Streitigkeiten zwischen der Gesellschaft und dem ein- 
zelnen Aktienbesitzer entscheidet ein im Sinne des durch 
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Gesetz-Art. 1881: LIX. abgeänderten Gesetz-Art. 1868: 
LIV. Titel 9, Kapitel 3 gewähltes Schiedsgericht. 

§ 7. Im 1. Absatz fallen die Worte: ,und des ihm angehörigen 
Sparkassainstitutes - weg. 

§ 7. Die Angelegenheiten des Vereins werden besorgt: 

1. durch die Generalversammlung als Gesamtheit aller 
Vereinsmitglieder ; 

2. durch den Direktionsrat ; 

3. durch die aus dem Direktor, Kassier und Rechtskonsu- 
lenten bestehende Direktion und die übrigen Beamten; 

4. durch das Aufsichtskomite. 

Im § 8 bleiben im ersten Absatz Zeile 4 die Worte .mittelst 
der Instituts-Dienerschaft jedem Mitgliede und - , ferner in Zeile 5 
.auch - , dann im letzten Absatz Zeile 2 die Worte ,zu voraus' weg 
und hat der letzte Relativsatz, .welche wegen Neueinberufung 
der Versammlung gestellt werden - , zu lauten: .welche die 
Neueinberufung der Versammlung bezwecken,* Der § 8 lautet 
demnach : 

1. D ie Genera 1 versa m mlung. 

§ 8. Die Generalversammlung besteht aus den zu ihrer 
Abhaltung persönlich erschienenen Vereinsmitgliedem und 
ist die ordentliche Generalversammlung alljährlich wenig- 
stens einmal auf einen mindestens 8 Tage früher durch 
die im § 3 bezeichneten Blätter allgemein bekannt zu 
machenden Tag längstens bis Ende Marz in Hermann- 
stadt von dem Direktionsrat unter Bekanntgabe der Tages- 
ordnung einzuberufen. 

Es steht jedoch sowohl dem Direktionsrate als auch 
dem Aufsichtskomite sowie dem Vereinsvorstande frei, bei 
besonderem Anlasse auch eine ausserordentliche General- 
versammlung in eben derselben Weise einzuberufen. 

Selbst den Vereinsmitgliedern steht es zu, die Einberufung 
der Generalversammlung jederzeit zu verlangen, wenn wenig- 
stens zehn derselben durch ihre Unterschrift und mit An- 
gabe des Zweckes dieses Verlangen stellen. 

Gültige Beschlüsse können aber immer nur über die in 
der Tagesordnung bekannt gegebenen Gegenstände ge- 
fasst werden, ausgenommen über solche Anträge, welche 
die Neueinberufung der Versammlung bezwecken. 
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§ 9 bleibt unverändert. 

§ 9. Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit von 
mindestens einem Dritteile der sämtlichen Vereinsmitglieder 
beschlussfähig. 

Bei Abgang dieser Zahl hat eine neue Generalversamm- 
lung einberufen zu werden, hinsichtlich deren indes eine 
auch nur 3 Tage früher erfolgende öffentliche Kundmachung 
genügt. 

Die zum zweitenmale einberufene Versammlung ist für 
die auf der ursprünglichen Tagesordnung enthaltenen Ge- 
genstände ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. 

§ 10. Im Punkt 1 Zeile 2 bleibt weg ,wie auch die Bestellung'. 
Im Punkt 4 wird in der ersten Zeile nach dem Worte .Einkommen' 
der Satz eingeschaltet: abzüglich der Dividende (Verzinsung) 
der Aktien.* 

Im Punkt 5 Zeile 3 und 4 entfallen die Worte: .oder die Ge- 
halte für die Bemessung der Pension massgebend' und ist anstatt .der 
Remunerationen und Präsenzmarken' zu setzen: .die Bestimmung 
der Remuneration für die Aufsichtsrate und der Werthohe der 
Präsenzmarken. * 

Im Punkt 7 ist hinter .die Entscheidung über Beschwerden 
gegen' zu setzen: .den Direktionsrat und über Beschwerden der 
Beamten gegen die vom Direktionsrate verfügte Dienstesenthebung* 
(anstatt .die Gebahrung' bis .Dienstespflichten'). 

Punkt 8 wird umgeändert, wie folgt: .Die Bewilligung zur 
.Übertragung der Aktie an eine andere Person* (§ 5). 

Punkt 9 erhält die kürzere Fassung: .Die Abänderung der 
Statuten.* Dieser Paragraph lautet: 

§ 10 Der Generalversammlung sind zur Beschlussfassung 
ausschliesslich Vorbehalten : 

1. Die Wahl und Enthebung des Direktionsrates, des 
Aufsichtskomites, des Instituts-Direktors; 

2. die Überprüfung und Genehmigung der Jahresrechnung 
und Bilanz; 

3. die Verhandlung über den Jahresbericht des Auf- 
sichtskomites und die Erteilung des Absolutoriums; 
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4. dir Bestimmung der Höhe der aus dem reinen Ein- 
kommen abzüglich der Dividende (Verzinsung) der Aktien 
an den Reservefond abzugebenden Zuflüsse, welche jedoch 
nicht unter 1 0“/« un d nicht über 50° L , betragen sollen, 
sowie die endgiltige Verfügung über den noch erübrigenden 
Rest des jährlichen Reineinkommens zu wohlthätigen und 
gemeinnützigen Zwecken für Hermannstadt; 

5 die Systemisierung der Stellen und Feststellung der 
Gehalte von Institutsbeamten, insofeme diese Stellen auf 
Lebensdauer besetzt w erden und mit dem Rechte des Pen- 
sionsbezuges verknüpft sind, die Bestimmung der Remu- 
neration für die Aufsichtsrate und der Werthöhe der Pra- 
senzmarken ; 

6. die Schlussfassung über Abschreibung von uneinbring- 
lichen, 1000 fl. überschreitenden Forderungen, sowie über 
die gegen Direktionsrat und Aufsichtskomite aus irgend 
welchem Grunde geltend zu machende Verantwortlichkeit 
und über alle zu solchem Endzwecke einzuleitende Schritte; 

7. die Entscheidung über Beschwerden gegen den Direk- 
tionsrat und über Beschwerden der Beamten gegen die vom 
Direktionsrate verfügte Dienstesenthebung; 

8. die Bewilligung zur Übertragung der Aktie an eine 
andere Person (§ 5); 

9 die Abänderung der Statuten ; 

10, die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereines. 

§11. ln der vierten Zeile ist statt ,1m Falle' .Falls* und in 
der vorletzten Zeile ist statt .Mitgliedern' zu setzen: .Personen.* 

§ II. Zur Gültigkeit eines Beschlusses oder einer Wahl 
ist absolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit hat der Vorsitzende eine ent- 
scheidende Stimme. 

Alle Wahlen erfolgen durch geheime Abstimmung. Falls 
bei einer Wahl die absolute Stimmenmehrheit nicht erreicht 
wird, hat zwischen den beiden Personen, welche die meisten 
Stimmen erhielten, eine engere Wahl stattzufinden. 

§ 12. Im dritten Absatz hat der ganze Satz: .Ein Drittel 
,der Direktionsrats-Mitglieder (mit Ausnahme des auf sechs Jahre 
.gewählten Vereinsvorstandes und des lebenslänglich angestellten 
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.Institutsdirektors] wird im Jahre 1884. ein zweites Drittel im 
Jahre 1886 ausgelost' und aus dem nächsten Satz: .Vom Jahr 
1888 angefangen' wegzufallen und es beginnt der neue Satz: .Es 
scheiden etc.* Es lautet nunmehr der Paragraph: 

2. Der Direktionsrat und die Direktion. 

§ 12. Der Direktionsrat besteht aus dem Vereinsvorstande 
und zehn Direktionsräten einschliesslich des Institutsdirek- 
tors. welche, mit Ausnahme des letztem lebenslänglich 
Bestellten, von der Generalversammlung auf 6 Jahre ge- 
wählt werden. 

Von den Direktionsratsmitgliedem hat eines stets ein 
rechtskundiges zu sein. 

Von der Wählbarkeit in den Direktionsrat oder das Auf- 
sichtskomite sind ausgeschlossen jene Personen, welche mit- 
einander oder mit einem Beamten der eigenen Anstalt bis 
zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert, ebenso 
Personen, welche Beamte eines andern Hermannstädter 
Geldinstitutes sind. Es scheiden in jedem zweiten Jahre 
diejenigen Direktionsratsmitglieder aus, deren sechsjährige 
Mandatsdauer abgelaufen ist Die ausgeschiedenen Mit- 
glieder sind wieder wahlbar. 

Ausser den Direktionsratsmitgliedern werden zwei Ersatz- 
männer gewählt, welche nach Massgabe der auf sie ge- 
fallenen Stimmenanzahl in die erledigten Direktionsrats- 
stellen mit der Mandatsdauer jenes Mitgliedes eintreten, 
an dessen Stelle sie einrücken 

§ 13. Im zweiten Absatz wird nach dem Worte .Zinsfusses' 
,und die Verzinsungsmodalitäten,* ferner nach dem Worte: .in- 
begriffen' bei Streichung des Wörtchens .und' eingeschaltet: ,be- 
schliesst die Emission von Pfandbriefen und bestimmt deren Zinsfuss, 
sowie;* in Zeile 3 des zweiten Absatzes entfällt das Wort .und' 
und kommt hinter .ernennt' eingeschaltet .suspendiert und entlässt 
erforderlichenfalls * Am Schlüsse des zweiten Absatzes wird hin- 
zugefügt: ,1hm steht bei Gefahr im Verzüge auch die Suspendierung 
des Direktors zu.* Ferner ist als dritter Absatz anzuschliessen: 
.Änderungen der Verzinsungsmodalitaten für Spareinlagen oder 
Darlehen haben — insofern die abändernde Bestimmung nicht 
selbst eine Ausnahme macht — auch rücksichtlich der bereits 
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bestehenden Spareinlagen oder Darlehen verbindende Kraft. Dem 
Spareinleger oder Sparkassaschuldner, der mit der Änderung nicht 
einverstanden ist, steht es frei, seine Einlage herauszuziehen oder 
seine Schuld zurückzuzahlen, widrigenfalls er sich der Änderung 
unterwerfen muss.* Dieser Paragraph lautet demnach: 

§ 13. Der Direktionsrat vertritt die , Hermannstädter allge- 
meine Sparkassa * Behörden und dritten Personen gegenüber. 

Er fuhrt die ganze Verwaltung der Sparkassa, setzt die 
Geschäftsordnung, Dienstinstruktionen und Vollzugsvor- 
schriften fest, bestimmt die Höhe des Zinsfusses und die 
Verzinsungsmodalitäten für Spareinlagen und Darlehen (die 
Hypothekardarlehen inbegriffen), beschliesst die Emission 
von Pfandbriefen und bestimmt deren Zinsfuss, sowie die 
Maximalziffer, bis zu welcher der Direktion der Ankauf 
von Wertpapieren gestattet wird, ernennt, suspendiert und 
entlässt erforderlichenfalls die lebenslänglich angestellten 
Institutsbeamten (mit Ausnahme des Institutsdirektors), 
sowie das erforderliche Hilfspersonale Ihm steht bei Gefahr 
im Verzüge auch die Suspendierung des Direktors zu. 

Änderungen der Verzinsungsmodalitaten für Sparein- 
lagen oder Darlehen haben — insofeme die abändernde 
Bestimmung nicht selbst eine Ausnahme macht — auch 
rücksichtlich der bereits bestehenden Spareinlagen oder 
Darlehen verbindende Kraft. Dem Spareinleger oder Spar- 
kassaschuldner, der mit der Änderung nicht einverstanden 
ist, steht es frei, seine Einlage herauszuziehen oder seine 
Schuld zurückzuzahlen, widrigenfalls er sich der Änderung 
unterwerfen muss. 

§ 14 bleibt unverändert. 

§ 14. Der Direktionsrat hat sich in allem an die Sta- 
tuten des Vereines und an die Beschlüsse der Generalver- 
sammlung zu halten. 

Die Direktionsräte sind für ihre Beschlüsse und Ver- 
fiigungen verantwortlich und hat eine Entlastung des Ein- 
zelnen nur unter den Voraussetzungen des § 191 des ung. 
Hand.-G.-B. statt. 

Die dienstlichen Obliegenheiten der Sparkassabeamten 
und die Geschäftsordnung in der Sparkassa werden durch 
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besondere, von dem Direktionsrate zu entwerfende Instruk- 
tionen geregelt und festgestellt. Diese Dienstesvorschriften 
sind bei sonstiger Disziplinarbehandlung genau einzuhalten. 

§ 15 bleibt unverändert bis auf den letzten (3.1 Absatz, welcher 
folgende neue Fassung erhalt: .Zur Protokollsfuhrung ist aus der 
Mitte des Direktionsrates ein Schriftführer zu bestellen, welcher, 
ausser den Prasenzmarken, für seine Mühewaltung eine von dem 
Direktionsrate zu bestimmenden Remuneration erhalt.* 

§ 15. Der Vereinsvorstand fuhrt den Vorsitz in den 
Sitzungen der Generalversammlung sowie des Direk- 
tionsrates. 

Im Falle seiner Verhinderung wird der Vereinsvorstand 
durch das von ihm hiezu bestellte, eventuell das an Lebens- 
jahren älteste Mitglied des Direktionsrates vertreten. 

Zur Protokollsfuhrung ist aus der Mitte des Direktions- 
rates ein Schriftführer zu bestellen, welcher, ausser den 
Prasenzmarken, für seine Mühewaltung eine von dem Direk- 
tionsratc zu bestimmende Remuneration erhält. 

§§16, 17 und 18 bleiben unverändert: 

§ 16. Der Direktionsrat hat sich jeden Monat einmal 
zu versammeln, kann aber vom Vorsitzenden entweder aus 
eigenem Antriebe oder auf Verlangen des Institutsdirektors 
oder von wenigstens drei seiner anderen Mitglieder ausser- 
ordentlicherweise zusammenberufen werden. Zu seiner 
Beschlussfähigkeit ist erforderlich, dass ausser dem Vor- 
sitzenden oder dessen Stellvertreter wenigstens fünf Mit- 
glieder anwesend seien. 

Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmehrheit 
gefasst und die Stimme des Vorsitzenden ist hiebei stets 
mitzuzählen. Bei Stimmengleichheit wird der Antrag zum 
Beschluss erhoben, welchem der Vorsitzende zustimmt. 

Die Sitzungsprotokolle sind von allen anwesenden Mit- 
gliedern zu unterfertigen. 

Die Mitglieder des Direktionsrates beziehen keine feste 
Besoldung, sondern erhalten für ihre Mühewaltung Prä- 
senzmarken. 

§ 1 7. Der Direktionsrat kann die Direktion, nämlich den 
Institutsdirektor gemeinschaftlich mit dem Kassier und 
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Rechtskonsulenten ermächtigen, erstsätzliche Hypothekar- 
darlehen (§ 52) bis zum Betrage von 500 fl., sowie kurz- 
fristige Darlehen den im § 53 lit. a) bezeichneten Schuldnern 
innerhalb des denselben vom Direktionsrate eingeraumten 
Kredites und Vorschüsse auf Gold- und Silbermünzen oder 
die vom Direktionsrate als belehnbar bezeichneten Wert- 
papiere (§ 53) zu gewähren. 

Wichtigere Angelegenheiten, wie die Feststellung oder 
Abänderung des Zinsfusses, der Geschäftsordnung und 
Dienstinstruktionen, sowie auf die Besetzung von Amts- und 
Dienststellen und die Abänderung der Statuten bezügliche 
Vorschläge sind, bevor sie im Schosse des Direktions- 
rates den Gegenstand einer entscheidenden Verhandlung 
bilden, vom Institutsdirektor gemeinschaftlich mit dem 
Kassier und Rechtskonsulenten zu erwägen. Den Ver- 
handlungen des Direktionsrates über solche Angelegen- 
heiten, rücksichtlich welcher eine Einigung zw ischen dem 
Institutsdirektor, Kassier und Rechtskonsulenten nicht er- 
zielt u'erden konnte, sind auch der Kassier und Rechts- 
konsulent mit beratender Stimme beizuziehen. 

3. Die Institutsbeamten. 

§ 18. Die Generalversammlung wählt den Instituts- 
Direktor, der Direktionsrat die übrigen Institutsbcamten 
und sonstige Bedienstete. 

Der Ernennung hat in der Regel die Ausschreibung 
eines Konkurses vorauszugehen. 

Selbst die zu bleibenden Anstellungen berufenen Beamten 
können während des ersten Jahres jederzeit, ohne dass 
sie einen Anspruch auf Abfertigung oder Entschädigung 
geltend machen können, entlassen werden. Nach Ablauf 
dieses ersten Jahres wird die Anstellung definitiv und auch 
das erste Jahr in die Dienstzeit eingerechnet, 

Beamte, welche erst nach zurückgelegtem fünfzigsten 
Lebensjahre zur Bekleidung einer mit Pensionsberechtigung 
verbundenen Anstellung in der Sparkassa berufen worden 
sind, können keine Pension für sich, ebensowenig ihre 
Hinterbliebenen eine Witw en- oder Waisenversorgung be- 
anspruchen. 
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An der Spitze der Sparkassabeamten steht der Direktor. 

Den Kassabeamten obliegt gleich bei Antritt ihres Amtes 
die Verpflichtung zur Leistung einer ihrem Jahresgehalte 
gleichkommenden Kaution. 

Dem Institutsdirektor und den Beamten ist nicht 
gestattet, der Sparkassa gegenüber in das Verhältnis des 
Schuldners zum Gläubiger zu treten. 

§ 19. In der letzten Zeile des ersten Absatzes wird das Wort 
(Facit) gestrichen und ist statt dem letzten Worte : .würde' zu 
setzen: ,wird.* § 19 lautet nunmehr: 

§ 19. Bleibend angestellte, durch Alter oder Krankheit 
dienstunfähig gewordene Institutsbeamtc haben nach 5-jäh- 
riger Dienstzeit Anspruch auf einen Ruhegehalt aus dem 
Institutsvermögen. Die Pensionen sind so zu bemessen, 
dass ihnen nach dreissigjähriger Dienstzeit der volle Gehalt 
belassen wird; bei kürzerer Dienstdaucr aber die Ziffer 
des ihnen zur Zeit ihrer Pensionierung zukommenden Ge- 
haltes durch die Zahl 30 geteilt, der hiernach sich er- 
gebende Quotient mit der Anzahl der Dienstjahre mul- 
tipliziert und das Produkt ihnen sodann als Pension ver- 
abreicht wird. 

Wenn der Beamte vor Vollendung des fünften Dienst- 
jahres dienstunfähig wird, kann die Generalversammlung 
demselben ausnahmsweise, in Anbetracht ausserordent- 
licher Dienstleistungen des Beamten oder besonders be- 
rücksichtigungswürdiger Umstande, ein bis zwei Zehntel 
seines anrechenbaren Gehaltes als Pension bewilligen. 

Ebenso kann die Generalversammlung im Falle des 
Todes eines solchen Beamten der Witwe eine Versorgung, 
die nach 1 — 2 Zehntel des Gehaltes des Gatten zu be- 
messen ist, und — sind Waisen vorhanden — für diese 
einen Erziehungsbeitrag bewilligen, der, ebenso wie die 
Witwenversorgung, nach den im § 20 festgestellten Grund- 
sätzen zu bemessen ist. 

Ein Beamter kann vor Vollendung der 30 -jährigen 
Dienstzeit auch gegen seinen Willen von der General- 
versammlung pensioniert werden. 

Dienstunfähig gewordene Institutsamtsdiener sind pen- 
sionsfahig. Sie erhalten nach 10 — 20 Dienstjahren */i. 
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nach 20—30 Jahren */,, nach 30 — 40 Jahren */i. Ober 
40 Jahre hinaus aber den vollen Betrag ihres baren Lohnes. 

§ 20 Absatz 2 Zeile 4 wird statt .verstorbenen' gesetzt , letzt- 
verstorbenen.* 

§ 20. Auf eine ständige Versorgung haben bloss jene 
Frau, beziehungsweise die ehelichen Kinder Anspruch, 
deren Gatte, beziehungsweise Vater in einer, die Pensions- 
berechtigung gewahrenden Anstellung mindestens 5 Jahre 
gedient hat Die Witwe erhält bis zu dem Betrage von 
600 fl. der einrechenbaren Bezahlung des Gatten 50“ „ der- 
selben ; wenn aber die einrechenbaren Bezüge des Gatten 
600 fl. übersteigen, nach den ersten 600 fl. 50° nach dem, 
600 fl. übersteigenden Teile aber 20“ 0 als Witwenversor- 
gung. Die Versorgung der Witwe eines Institutsdieners 
besteht aus einem Drittel der letzten einrechenbaren Be- 
zahlung des Gatten. 

Die Witwe, welche Anspruch auf ständige Versorgung 
hat, erhält für jedes ihrer Kinder, und zwar für Knaben 
bis zu deren vollendetem 20 , für Mädchen bis zu deren 
vollendetem 18. Lebensjahr, wenn dieselben von dem letzt- 
verstorbenen Gatten oder einem frühem, gleichfalls an- 
spruchsberechtigten Gatten stammen, bis zur Erreichung 
des vorschriftsmässigen Alters einen Erziehungsbeitrag, 
welcher für das einzelne Kind ein Sechstel der der Mutter 
zukommenden Versorgung betragt, für sämtliche Kinder 
jedoch den Betrag der Witwenversorgung nicht über- 
steigen darf. 

Elternlose oder solche vaterlose Waisen, deren Mutter 
aus irgend einem Verwirkungsgrunde keine Versorgung 
bezieht, erhalten bis zur Erreichung des festgestellten Alters 
als Erziehungsbeitrag den anderthalbfachen Betrag des für 
vaterlose Waisen bestimmten Erziehungsbeitrages. 

Die Pensions- und Versorgungsbeträge sind aus den ver- 
fügbaren Mitteln des Reservefondes zu bestreiten. 

§21. Im ersten Absatz Zeile I wird statt ,des Kontrollierungs- 
rechtes' gesetzt ,der Kontrolle*. Im zweiten Absätze fallen die 
Worte .Unbeschadet etwaiger Schadenersatzansprüche' weg. § 21 
lautet daher: 

26 
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4. Das Aufsichtskomite. 

§ 21. Zur Ausübung der Kontrolle wird von der Ge- 
neralversammlung ein aus drei Mitgliedern bestehendes 
Aufsichtskomite auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Die Mitglieder des Aufsichtskomite s können von der 
Generalversammlung jedoch zu jeder Zeit ihres Amtes 
enthoben werden. 

§ 22 bleibt unverändert : 

§ 22. Das Aufsichtskomite überwacht die ganze Ge- 
schäftsführung des Institutes; es ist zu solchem Behufe 
berechtigt, sich von dem Gang der Geschäfte Kenntnis 
zu verschaffen und die Bücher und Papiere des Vereines 
jederzeit einzusehen, wie auch den Kassabestand zu unter- 
suchen. 

Es hat die Jahresrechnung, die Bilanz und die Vorschläge 
für die Reingewinnverteilung zu prüfen und darüber all- 
jährlich an die Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

In Ermangelung des erwähnten Berichtes kann die Ge- 
neralversammlung über die Verwendung des Reingewinnes 
überhaupt rechtsgültig nicht beschliessen. 

§ 23. In der letzten Zeile entfallen die Worte: ,im § 22 aus- 
gesprochenen.“ 

§ 23. Sobald das Aufsichtskomite in seiner Amtswirk- 
samkeit gesetz- oder statutenwidrige Handlungen oder die 
Interessen des Institutes schädigende Unterlassungen und 
Missbräuche wahrnimmt, ist es verbunden, die General- 
versammlung sogleich einzuberufen 

Die Mitglieder des Aufsichtskomite's sind der General- 
versammlung solidarisch zur Schadloshaltung verpflichtet, 
wenn sie die Erfüllung ihrer Pflichten versäumen. 

§ 24 bleibt unverändert: 

§ 24. Die Mitglieder des Aufsichtskomite's beziehen keine 
feste Besoldung, sondern erhalten für ihre Mühewaltung 
eine entsprechende Remuneration. 

III. Abschnitt. Überschrift: ,Von derGebahrung der 
Sparkassa“ bleibt unverändert. Der Unterabteilungstitel ,A. Von 
den Einlagen in die Sparkassa“ hat zu lauten: ,A. Spareinlagen.* 
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§ 25. In diesem und den übrigen Paragraphen ist statt des 
Wortes .Einlagebuch' zu setzen: , Einlagebüchel. * 

Ferner ist statt der letzten Zeile: .Denselben ist ein Auszug 
.aus diesen Statuten beigeheftet' zu setzen: .Die Einlagebüchel 
.enthalten einen Auszug aus den Statuten*. Der Paragraph 
lautet also: 

III. Von der Gebahrung der Sparkassa. 

A. Spareinlagen. 

§ 25. Einlagen in die Sparkassa können in beliebigem 
Betrage unter Angabe eines Namens oder einer sonstigen 
Bezeichnung gemacht werden. Jedoch wird dem Direktions- 
rate das Recht Vorbehalten, ausnahmsweise einen Maximal- 
betrag festzustellen, über welchen einzelne Einlagen nicht 
angenommen werden dürfen. 

In ein und dasselbe Einlagebuchei können auch mehrere 
Einlagen eingetragen und darin bestätigt werden. 

Die von der Sparkassa ausgestellten Einlagebüchel haben 
die fortlaufende Zahl des I lauptbuches, den vom Einleger 
angegebenen Namen oder die Bezeichnung, das Datum 
jeder einzelnen Einlage oder Rückzahlung, die Nummer, 
unter welcher jede einzelne Einlage verbucht ist, und den 
Betrag jeder Einlage oder Rückzahlung nebst der Unter- 
schrift von zwei Institutsbeamten zu enthalten. 

Die Einlagebüchel enthalten einen Auszug aus den 
Statuten. 

Im § 2t» fallen weg .bei ihr gemachten' und .von ihr ent- 
richteten'. § 2l> lautet: 

§ 26. Die Sparkassa berechnet alle Einlagen und Zahlun- 
gen nach österreichischer Währung. 

27 Statt der letzten Zeile: ,Bei Einlagen unter Einem Gulden 
.findet eine Verzinsung nicht statt' ist zu setzen : .Bruchteile eines 
.Guldens werden nicht verzinst.* 

S 27. Der geringste als Spareinlage annehmbare Betrag 
ist 50 Kreuzer. Bruchteile eines Guldens werden nicht 
verzinst. 

§ 28. Der erste Absatz, welcher lautet: .Alle gemachten Ein- 
lagen werden vom ersten des nächstfolgenden Monates verzinset 
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und die auf einen behobenen Einlagebetrag entfallenden Zinsen 
werden nur bis zum Ende des der Behebung unmittelbar vorher- 
gehenden Monates berechnet und bezahlt; beides, so lange die 
Generalversammlung nicht anders bestimmt' wird gestrichen. Dieser 
Paragraph lautet nunmehr: 

§ 28. Mit Ende Dezember jeden Jahres werden die fälligen 
und von den betreffenden Einlegern nicht behobenen Zinsen 
von der Sparkassa zum Kapitale geschlagen und fortan 
verzinset, ohne dass diesfalls eine neuerliche Eintragung 
in den Einlagebücheln erforderlich ist. 

§ 29. Im zweiten Absätze Zeile 2 und 3 fallen weg .eine 
etwa eingeleitete Amortisation des betreffenden Sparkassabüchels 
oder'. § 29 lautet demnach : 

§ 29. Rückzahlungen von Einlagen erfolgen nur gegen 
Vorweisung des über die Einlagen von der Sparkassa aus- 
gestellten Büchels. 

Der Vorzeiger eines solchen Einlagebüchels ist zum 
Empfange der Zahlungen durch dessen Besitz legitimiert, 
insoferne nicht ein gerichtliches Verbot diese Zahlung 
hemmt, oder der in die Bücher als Eigentümer der Ein- 
lage Eingetragene nicht darin unter Beifügung seiner Unter- 
schrift den Vorbehalt ausgedrückt hat, dass die Einlage 
nur an ihn persönlich oder an seinen Cessionär oder 
schriftlich Bevollmächtigten geleistet werden soll. Dieser 
Vorbehalt ist in dem betreffenden Einlagebüchel ersichtlich 
zu machen. 

§ 30. Im zweiten Absatz Zeile 4 ist statt ,und‘ zu setzen 
.oder*. § 30 lautet: 

§ 30. Der Präsentant eines Einlagebüchels, welches den 
im vorigen § erwähnten Vorbehalt enthält, hat sich über 
seine Persönlichkeit auszuweisen. 

Die Cession der mit diesem Vorbehalt gemachten Ein- 
lagen, sowie auch die Vollmacht zur Erhebung derselben, 
hat in dem betreffenden Einlagebüchel selbst mittelst der 
eigenhändigen, von zwei mitunterfertigten Zeugen be- 
stätigten Unterschrift des ursprünglichen Einlegers oder 
seines Rechtsnachfolgers oder Machthabers zu geschehen. 
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§ 31. Im zweiten Satze entfallen die Worte: ,von dem Di- 
.rektionsrate.' Es lautet derselbe: 

§ 31. Bezüglich der Amortisation eines in Verlust ge- 
ratenen Sparkassabüchels gelten die allgemeinen gesetz- 
lichen Bestimmungen. 

Nach erfolgter Amortisierung ist der Einleger berechtigt, 
die Ausstellung eines Duplikates des Einlagebüchels zu 
verlangen. 

§ 32. Die Anfangsworte des dritten Absatzes: .Vom 1. Januar 
1887 an wird" werden gestrichen. Der Satz fangt mit einem grossen 
.Die* an und in der vorletzten Zeile wird vor dem Worte .seitens' 
das Wörtchen .wird* eingeschaltet. Paragraph 32 lautet: 

§ 32. Rückzahlungen von Einlagen können bis zum Be- 
trage von fünfzig Gulden österr. Währung sogleich ge- 
fordert werden. Für höhere Beträge ist jedoch, falls der 
Kassastand die sogleiche Bezahlung nicht gestattet, eine 
vorausgegangene Kündigung erforderlich, und zwar muss 
dieselbe bis zum Betrage von einhundert Gulden 14 Tage, 
bis zu fünfhundert Gulden einen Monat und bei Beträgen 
bis zu fünftausend Gulden drei Monate und über fünftausend 
Gulden sechs Monate früher erfolgt sein. 

Ebenso ist die Sparkassa berechtigt, die Einlagen zu 
kündigen. Die Kündigungsfrist beträgt — ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Einlage — drei Monate und ist vom 
letzten Tage des Monats an. in welchem sie erfolgt, zu 
rechnen. Die Kündigung ist der Person des Einlegers oder, 
falls dessen Aufenthalt nicht bekannt wäre, durch drei- 
malige Einschaltung in den für die Verlautbarungen der 
Sparkassa bestimmten öffentlichen Blättern bekannt zu 
geben. Gekündigte Einlagen werden vom Ablaufe der 
Kündigungsfrist ab nicht mehr verzinst. 

Die weitere Verzinsung solcher Spareinlagen, die dreissig 
oder noch mehr Jahre hindurch verzinst und während 
dieser Zeit vom Spareinleger durch Behebung an Zinsen 
oder Kapital nicht verändert worden sind, wird seitens 
der Sparkassa von Amtswegen eingestellt. 

Das Recht zur Rückforderung der Sparkassa-Einlagen 
erlischt durch Verjährung binnen 40 Jahren. 
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Die Verjährung wird durch Behebung der Zinsen oder 
eines Teiles derselben oder des Kapitales seitens des Ein- 
legers unterbrochen. 

§ 33 bleibt unverändert : 

§ 33. Der Direktionsrat ist berechtigt, für andere Spar- 
einlageformen (Kontokorrent-, Chek-Einlagen u. s. w.), als 
die in diesem Abschnitte behandelten gewöhnlichen Spar- 
einlagen, von den §§ 25 bis 32 abweichende Bestimmungen 
zu erlassen. 

Unterabteilung B. Als solche wird der Abschnitt über das 
Pfandbriefgeschäft hielier eingeschaltet. Die Überschrift lautet: 

ß. Pfandbriefe. 

Die §§ 34 bis einschliesslich § 51 sind neu und lauten: 

§ 34. Um den Realkredit zu fördern, emittiert die , Her- 
mannstädter Allgemeine Sparkassa * Pfandbriefe unter ge- 
nauer Einhaltung sämtlicher Bestimmungen des XXXVI 
Gesetzartikels vom Jahr 1876. 

§ 35. Bezüglich der Gewährung von Pfandbriefdarlehen 
gelten die Bestimmungen des § 52 mit der Ausnahme, 
dass die Darlehen in Pfandbriefen von Seite der Sparkassa 
auch unaufkündbar sein können; sie können jedoch auch 
in diesem Kalle ohne Weiters zurückgefordert werden : 

1. wenn der Schuldner den in der Schuldurkunde über- 
nommenen Verpflichtungen nicht ordnungsmässig 
nach kommt; 

2. wenn eine Besitzveranderung bezüglich der Hypothek 
oder die Teilung der Schuld ohne ausdrückliche Be- 
willigung der Sparkassa oder eine Veränderung im 
Lastenstande der Hypothek ohne Verständigung der 
Sparkassa stattgefunden hätte; 

3 wenn der Wert der Hypothek sich nach Ansicht der 
Sparkassa in einer die statutenmässige Sicherheit des 
Darlehens bedrohenden Weise vermindert hat und 
der Schuldner den Abgang nicht sofort ergänzt. 

§ 36. Die Zuzahlung der Darlehen erfolgt — je nach 
Übereinkunft mit dem Schuldner — in Barem oder in 
Pfandbriefen 
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§ 37. Die Pfandbriefe der Hermannstädter Allgemeinen 
Sparkassa sind Schuldverschreibungen, welche dieselbe auf 
Grund der von ihr statutengemäss gewährten Hypothekar- 
darlehen oder eingelösten Hypothekarforderungen ausstellt 
und in welchen sie dem Eigentümer derselben die Ver- 
zinsung und Rückzahlung des Kapitals im Wege der Ver- 
losung nach den im Pfandbriefe selbst angegebenen Be- 
stimmungen zusichert. 

§ 38. Für die pünktliche Verzinsung und Einlösung der 
Pfandbriefe haftet die Sparknssa mit der Gesamtheit der 
für die ausgegebenen Pfandbriefe zu Gunsten der Sparkassa 
grundbücherlich sichergestellten Hypothekarforderungen; 
ausserdem mit dem Garantiefonde (§ 39} und ihrem sonstigen 
Vermögen. 

Es können nicht mehr Pfandbriefe ausgegeben werden, 
als die Summe der zu ihrer Deckung dienenden Hypothekar- 
darlehen beträgt. 

§ 39. Zur besondern Sicherstellung der von der Sparkassa 
ausgegebenen Pfandbriefe wird ein eigener abgesondert 
verwalteter Garantiefond von 200.000 fl. gebildet, welcher 
der Gesamtheit der Pfandbrief-Inhaber als Kaution dient. 

Die Hermannstädter Allgemeine Sparkassa widmet als 
Pfandbrief-Garantiefond aus ihrem Reservefonde einen Be- 
trag von 200.000 fl. ö. W. und behält sich das Recht vor, 
diesen Betrag nach Bedarf noch weiter zu erhöhen. 

Der Pfandbrief-Garantiefond wird abgesondert von dem 
übrigen Vermögen der Hermannstadter Allgemeinen Spar- 
kassa gehalten und abgesondert verwaltet. 

§ 40. Zur Anlage und fruchtbringenden Verwendung 
des Pfandbrief-Garantie-Fondes dienen in Gemässheit des 
XXXVI Gesetzartikels vom Jahre 1876: 

a) der Ankauf an der Börse notierter, bestimmte Zinsen 
tragender Wertpapiere (Pfandbriefe, Staatspapicre , 
Prioritätsobligationen) ; 

b) Darlehen auf die im Absätze a) erwähnten Wert- 
papiere bis zu drei Viertel ihres börsenmässigen Kurs- 
wertes, welche sich auf längere Zeit, als drei Monate, 
nicht erstrecken dürfen, nach Ablauf dieser Zeit aber 
erneuert werden können; 
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c) die Eskomptierung von fälligen oder längstens inner- 
halb eines halben Jahres fällig werdenden Wertpapieren 
und Koupons; 

d) die Eskomptierung von Wechseln, welche längstens 
in drei Monaten fällig und mindestens mit drei Unter- 
schriften versehen sind; 

e) der Ankauf von mit Pfandbriefforderungen der Spar- 
kassa belasteten Immobilien bis zu jenem Betrage, wel- 
cher zur vollen Deckung der eigenen Forderung nötig ist. 

Bei der Einverleibung des Eigentumsrechts der Spar- 
kassa auf solche Immobilien ist im Grundbuche gleichzeitig 
zu bemerken, dass dieselben einen Bestandteil des Pfand- 
briefgarantiefondes der Sparkassa bilden. 

Insoferne die Eskomptierung von fälligen Wertpapieren, 
Koupons und Wechseln eine Einschränkung durch die 
Bestimmungen der Statuten erfahrt, sind die Letzteren 
massgebend. 

§ 41. Derjenige Teil des Pfandbriefgarantiefondes, wel- 
cher in beweglichem Vermögen angelegt ist, wird von dem 
übrigen Vermögen abgesondert gehalten und abgesondert 
verwaltet. 

§ 42. Die Summe der umlaufenden Pfandbriefe der Spar- 
kassa darf den zwanzigfachen Betrag des Pfandbriefgaran- 
tiefondes nicht übersteigen. 

§ 43. Die Pfandbriefe lauten auf den Überbringer und 
sind mit Zinsenkoupons versehen. 

Jeder Pfandbrief enthalt: 

1. den Betrag des Kapitals, über welchen er ausgestellt 
wurde; 

2. die Währung, den Zinsfuss und die Zinsenzahlungs- 
termine ; 

3. die Haftung der Sparkassa für Kapital und Zinsen und 
die besonderen auf die Sicherstellung bezüglichen Be- 
stimmungen ; 

4. die Bestimmung, dass die Zahlung von Kapital und 
Zinsen an den Überbringer erfolgt; 

5. die Zusicherung der vollen Rückzahlung des Kapitals 
in Barem mittelst Verlosung binnen eines bestimmten 
Zeitraumes ; 
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6. die Unterschrift von zwei zur Firmazeichnung berech- 
tigten Mitgliedern des Direktionsrats, sowie Jahr und 
Tag der Ausstellung; 

7. die von zwei Mitgliedern des Aufsichtskomitö's gezeich- 
nete Bestätigung, dass der Pfandbrief auf Grund eines 
statutengemäss verliehenen Hypothekardarlehens der 
Sparkassa ausgestellt sei. 

§ 44. Die Sparkassa erkennt den Inhaber eines auf den 
Überbringer lautenden Pfandbriefes und den Inhaber eines 
Koupons als dessen Eigentümer an. 

Will ein Pfandbriefbesitzer sich die Behebung der Zinsen 
von ihm gehörigen Pfandbriefen sichern, oder soll ein 
Pfandbrief und dessen Erträgnis einem bestimmten Zwecke 
gewidmet werden, so ist um die Vornahme der Vinku- 
lierung bei der Sparkassa unter Vorlegung des betreffenden 
Pfandbriefes samt Kouponsbogen schriftlich anzusuchen. 
Hiebei ist die auf den Pfandbriet zu setzende Vinkulier- 
ungsklausel genau zu bezeichnen und jene Person namhaft 
zu machen, welche zum Empfange der Zinsen und des auf 
den vinkulierten Pfandbrief entfallenden Kapitals ermächtigt 
ist. Eine Vinkulierung zu Gunsten mehrerer Eigentümer 
oder eine Erfolgung des Kapitales oder der Zinsen in 
Teilbeträgen findet nicht statt. 

Die Zinsen der vinkulierten Pfandbriefe werden gegen 
Quittung erfolgt, wenn diese alle wesentlichen Merkmale 
des Pfandbriefes (die Nummer, den Kapitalsbetrag, den 
Zinsfuss und das Datum), dann die richtige Verfallszeit und 
den richtigen Zinsenbetrag angibt und mit dem Namen 
des zur Empfangnahme Berechtigten versehen ist 

Eine Prüfung der Echtheit der Unterschrift findet nicht 
statt, und eine Haftung für deren Echtheit wird von der 
Sparkassa nicht übernommen. Es steht jedoch dem Eigen- 
tümer des Pfandbriefes frei, zu verlangen, dass die Zahlung 
des Pfandbriefkapitales und der Zinsen, sowie eine Devin- 
kulierung des Pfandbriefes nur gegen Beibringung seiner 
gerichtlich oder notariell legalisierten Unterschrift statt- 
finden dürfe. 

Zur Devinkulierung von Pfandbriefen, welche auf den 
Namen von Gemeinden oder anderen unter dem Schutze 

»7 
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der Behörden stehenden Korporationen oder Anstalten 
vinkuliert sind, muss noch die Bewilligung der Aufsichts- 
behörde beigebracht werden. 

Sollen vinkulierte Pfandbriefe auf Verlangen eines andern, 
als des in dem Vinkulum genannten Eigentümers devin- 
kuüert werden, so ist durch öffentliche oder gerichtlich 
oder notariell legalisierte Urkunden nachzuweisen, dass 
das Eigentum an dem Pfandbriefe von Demjenigen er- 
worben wurde, welcher um die Devinkulierung ansucht. 

§ 45. Die Zahlung der Zinsen der Pfandbriefe erfolgt 
halbjährig verfallen in Barem bei der Sparkassa oder den 
von ihr zu bezeichnenden Einlösungsstellen gegen Ein- 
ziehung der Koupons. 

Auch können fällige, nicht verjährte Koupons bei der 
Sparkassa zu Zahlungen jeder Art verwendet werden. 

§ 46. Der Direktionsrat bestimmt den Zinsfuss, die Zinsen- 
zahlungstermine und den Kapitalsbetrag der auszugebenden 
Pfandbriefe, die Höhe der Emission, den Emissionskurs und 
den Verlosungsplan, sowie eventuell mit der Verlosung ver- 
bundene Prämien. 

§ 47. Die Einlösung der Pfandbriefe erfolgt durch V erlosung. 

In jedem Jahre gelangen so viele Pfandbriefe zur Ver- 
losung, als erforderlich ist, damit die Summe der im Um- 
laufe befindlichen Pfandbriefe den Betrag der zu ihrer 
Deckung dienenden Hypothekarforderungen der Sparkassa 
nicht überschreite. 

§ 48. Die Verlosung der zur Rückzahlung bestimmten 
Pfandbriefe erfolgt öffentlich in Gegenwart eines Mitgliedes 
des Direktionsrats, des Direktors oder dessen Stellvertreters, 
eines Mitgliedes des Aufsichtskomitd's und eines königl. 
öffentlichen Notars, welch’ Letzterer den vorgenommenen 
Akt beglaubigt. 

Die Nummern der gezogenen Pfandbriefe werden bei 
der Sparkassa affigiert und im Amtsblatte, sowie in den 
anderen Blättern der Hermannstädter Allgemeinen Spar- 
kassa (§ 3) veröffentlicht 

Zugleich mit den Ziehungslisten sind die Nummern der 
früher verlosten und nicht eingelösten Pfandbriefe kund- 
zumachen. 
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Die erste Verlosung findet spätestens drei Jahre nach 
der Pfandbrief-Ausgabe statt. 

Die weiteren Verlosungen erfolgen dann jährlich wenig- 
stens einmal. 

§ 49. Die verlosten Pfandbriefe werden nach sechs Mo- 
naten, vom Verlosungstage an gerechnet, im vollen Nenn- 
wert, beziehungsweise Prämien -Pfandbriefe mit Zuschlag 
der Prämie eingelöst und können auch vor ihrer Fälligkeit, 
ebenso Koupons sechs Monate vor ihrer Fälligkeit es- 
komptiert werden. 

Nach Ablauf dieser Frist hört deren Verzinsung auf. 

Bei der Rückzahlung sind mit dem Pfandbriefe die nicht 
abgelaufenen Zinsenkoupons einzuliefem, widrigenfalls der 
Betrag derselben bei der Zahlung in Abzug gebracht wird. 

Die infolge der Verlosung eingelösten Pfandbriefe werden 
durchgeschlagen und in Gegenwart eines Mitgliedes des 
Direktionsrats, sowie des Direktors oder dessen Stellvertre- 
ters und eines Mitgliedes des Aufsichtskomitö’s vernichtet. 
Über die Vernichtung wird ein Protokoll aufgenommen. 

§ 50. Zinsenkoupons, welche nicht binnen drei Jahren, 
und ausgeloste Pfandbriefe, welche nicht binnen dreissig 
Jahren nach ihrer Verfallzeit zur Zahlung präsentiert werden, 
sind verjährt und können somit nicht mehr gefordert werden. 

§ 51. Rücksichtlich der Amortisierung in Verlust ge- 
ratener Pfandbriefe und ihrer Koupons gelten die beste- 
henden gesetzlichen Vorschriften. 

Die Unterabteilung C. wird an Stelle der bisherigen : ,B. Von 
der Verwendung der in die Sparkassa zufliessenden Einkünfte' 
gesetzt und lautet: 

C. Hypothekar und andere Unlagegwchäfte. 

§ 52 ist der bisherige § 34 mit folgenden Abänderungen: 

Punkt 1. Nach dem Worte .Hypothekardarlehen' ist einzu- 
schalten: auch (Annuitäts- und Ratendarlehen). 

Punkt 2. Absatz 2, hat zu beginnen: .Bergwerke, dann*; 

Im selben Punkte, fünfter Absatz werden die Worte: ,Bei 
Belehnung von', ferner .wird lediglich der Bodenwert zu Grunde 
gelegt' gestrichen und statt letzterem Satze das Wörtchen .und* 
eingeschaltet. 
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Punkt 4. Zweite Zeile vor dem Worte: .Weingärten' ist das 
Wort: .Waldungen* einzuschalten. 

Punkt 14. Zweiter Absatz fällt weg, welcher lautet: 

.Wird vom Schuldner ohne die vorausgegangene sechs- 
.monatliche Kündigung das Kapital ganz oder teilweise zurückge- 
, zahlt, so müssen dennoch die Zinsen bis zum vertragsmässigen 
.Kündigungstermin entrichtet werden, insoferne diese nicht schon 
.durch die zuletzt vorhinein geleistete Zahlung der laufenden Zinsen 
.beglichen sind.' 

Punkt 15 fällt weg. Derselbe lautet: 

.Auf Verlangen der Darlehenswerber können auch Annuitäts- 
darlehen in durch 100 teilbaren Beträgen gewährt werden, nach 
einem von der Generalversammlung zu genehmigenden Tilgungs- 
plane.' 

Es lautet nunmehr § 52: 

§ 52. 1. Die Sparkassa gewährt Hypothekardarlehen 
(auch Annuitäts- und Ratendarlehen) und übernimmt im 
Cessionswege Hypothekarforderungen bis höchstens zur 
Höhe jenes Betrages, welcher in der ersten Hälfte des un- 
belasteten, durch Schätzung oder unabhängig von derselben 
auf anderm Wege ausgemittelten Wertes der Hypothek 
gedeckt erscheint. 

2. Sie leiht vornehmlich auf Häuser, welche aus der 
Vermietung, und auf Grundstücke, welche aus der Land- 
wirtschaft einen sichern nachhaltigen Ertrag gewähren. 

Bergwerke, dann Realitäten, die zu industriellen Zwecken 
verwendet werden, wie Mühlgebäude, Fabriksgebäude, sind 
für sich allein zur Belehnung nicht geeignet und können nur 
zur Verstärkung einer eben genügenden Hypothek dienen. 

Auf Steinbruche, Schauspielhäuser, dann Realitäten, 
welche kein Gegenstand der Exekution sind, werden keine 
Darlehen bewilligt. 

Auf Weingärten und andere Realitäten, deren Ertrag 
auf Anpflanzungen beruht, dürfen Hypothekardarlehen nur 
bis zu einem Drittel ihres Bodenwertes gegeben werden. 

Waldungen und Ziergärten können nur bis zum Drittel 
ihres Bodenwertes belehnt werden. 

3. Die Gebäude müssen bei einer in Österreich-Ongarn ak- 
kreditierten Feuer-Assekuranz-Gesellschaft versichert sein. 
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Als Verstärkung einer Hypothek können auch unversicherte 
Wohn- oder Wirtschaftsgebäude angenommen werden. 

4. Als Massstab des Schätzungswertes kann bei Grund- 
stücken der zwanzigfache (bei Waldungen, Weingärten und 
anderen Anpflanzungen der fünfzehnfache) Betrag des 
Katastralreinertrages der Hypothek ; bei Gebäuden, welche 
der Hauszinssteuer unterliegen, jener Betrag, welcher sich 
ergibt, wenn von dem nachgewiesenen oder voraussicht- 
lichen Durchschnittserträgnisse ein Drittel abgezogen und 
der Rest zu fünf Perzent kapitalisiert wird, angenommen 
werden. Der Wert derjenigen Gebäude, welche nicht der 
Hauszinssteuer unterliegen, wird durch Schätzung bestimmt. 

5. Bei Darlehen an Pflegebefohlene hat der Vormund, 
beziehungsweise Kurator, die Nachweisung der obervor- 
mundschaftlichen Genehmigung beizubringen. 

6. Bei Darlehen an (politische oder kirchliche) Gemeinden 
muss die Genehmigung der Aufnahme von Seite der Auf- 
sichtsbehörde, insofeme sie nach den bestehenden Vor- 
schriften erforderlich ist, nachgewiesen werden. 

7. Die zur Sicherstellung eines Darlehens angebotene 
Hypothek kann nur als ein Ganzes angenommen werden. 
Bei gemeinsamem Eigentum findet die Gewährung eines 
Darlehens nur dann statt, wenn das zu verpfändende Be- 
sitztum als Ganzes zur Hypothek bestellt und die Zu- 
stimmung aller Teileigentümer nachgewiesen wird. 

8. Die Gesuche der Darlehenswcrber müssen folgende 
Angaben enthalten: 

a) Name, Stand und Wohnort der Partei; 

b) Betrag des angesprochenen Darlehens; 

c) Bezeichnung der Hypothek; 

d) Rangordnung, in welcher das Darlehen sichergestellt 
werden soll; 

e) Wert der Hypothek. 

Als Behelfe des Gesuches dienen : der Grundbuchsaus- 
zug; die Steuerbüchel oder Zertifikate der Steuerämter, 
aus welchen zu ersehen ist, welcher Betrag an Grund- oder 
Hausklassen- oder Haus-Zinssteuer, ohne Zuschläge, auf 
die Hypothek entfällt; bei Häusern (ausserhalb Hermann- 
stadt) ein Zeugnis über den Bauzustand und bei Zins- 
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häusem noch die Nachweisung des Zinserträgnisses wenn 
möglich für mehrere Jahre; bei allen Realitäten die ämt- 
lichen Bestätigungen (Steuerbüchel) über die Abstattung 
der im vorangegangenen Jahre schuldigen Steuerrate, so- 
wie die Quittungen über die Zahlung der letztfälligen 
Zinsen von den dem Sparkassa-Darlehen etwa voran- 
gehenden Satzposten. 

9. Zu den auszustellcnden Schuldurkunden werden die 
Formularien von der Anstalt abgegeben. 

Die Schuldurkunde muss sämtliche Verbindlichkeiten 
des Schuldners, darunter auch die Verpflichtung, alljähr- 
lich die auf der hypothecierten Realität haftenden Steuern, 
die Zinsen von den der Forderung der Sparkassa etwa 
vorangehenden Satzposten, sowie die Assekuranzprämie 
oder Umlage für die gegen Feuerschaden versicherten 
Realitäten zu entrichten, enthalten und mit allen für die 
Intabulationsfahigkeit vorgeschriebenen Erfordernissen ver- 
sehen sein. 

10. In der Schuldurkunde ist jedem Teile eine halb- 
jährige Kapitalskündigung vorzubehalten, dann die Ver- 
zinsung in halbjährigen Antizipativraten und das Recht 
der Sparkassa zu bedingen, das Kapital ohne weitere Auf- 
kündigung einzufordern, wenn der Schuldner den im Schuld- 
schein ausgedrückten Verpflichtungen nicht nachkommt 
oder wenn eine die Sicherheit der Forderung gefährdende 
Änderung in der Wertbeschaflenheit der Hypothek eintritt. 

11. Der Direktionsrat hat die formalen Erfordernisse 
der Schuldurkunde festzusetzen, sowie die Massregeln zur 
Überprüfung der Hypothek und Überwachung der vom 
Schuldner eingegangenen Verpflichtungen zu ergreifen. Er 
soll auch, um die den Schuldnern zur Last fallenden Kosten 
des Einschreitens um die Darlehensbewilligung, sowie der 
Ausfertigung und Intabulation des Schuldscheines nach 
Thunlichkeit zu miissigen, mit einem oder im Erfordemis- 
fall mit mehreren Advokaten feste Taxen für die Besor- 
gung dieser Geschäfte vereinbaren und hiervon den Dar- 
lehenswerbern Mitteilung machen. 

12. Die von der Sparkassa gegebenen Hypothekardar- 
lehen sind stets höher zu verzinsen, als die bei ihr gemachten 
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Spareinlagen. Der Zinsfuss der Hypothekardarlehen wird 
von dem Direktionsrat bestimmt 

13. Von säumigen Schuldnern, die über ein halbes Jahr 
mit der Zinsenzahlung im Rückstände sind, sind vom 
Fälligkeitstermine an 8% von den Zinsen als Verzugs- 
zinsen zu erheben. 

14. Bei ganzer oder teil weiser Kapitalsrückzahlung findet 
kein Rückersatz der bereits eingezahlten Zinsen statt. 

§ 53 ist der bisherige § 35 mit folgenden Änderungen: 

In Absatz b) wird eingefugt : .oder Berliner*. Dieser Paragraph 
lautet nunmehr: 

§ 53. Wenn durch Gewährung von Hypothekardarlehen 
(§ 52) der disponible Fond nicht erschöpft werden sollte, 
so kann der Direktionsrat: 

a) kurzfristige Darlehen an kreditfähige Geldinstitute, 
(Vorschussvereine, Sparkassen u. s. w.) sowie an andere 
ins Handelsregister eingetragene Vereinigungen (Ge- 
nossenschaften, Aktiengesellschaften) unter solidarischer 
Mitverpflichtung von mindestens zwei zahlungsfähigen 
Bürgen geben; bei Vereinigungen (Geldinstituten oder 
anderen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften), 
welche auf der unbeschränkten Solidarhaftung ihrer 
Mitglieder beruhen, kann der Direktionsrat auch von 
einer besonderen solidarischen Mitverpflichtung eines 
oder mehrerer Wechselverpflichteten absehen; 

ferner kann der Direktionsrat Geschäftsleuten, insbe- 
sondere protokollierten Firmen gegen hypothekarische 
oder anderweitige Sicherstellung einen offenen Kredit 
einräumen, der bei Verpfandung von Gold- und Silber- 
münzen oder zur Belehnung zugelassenen Wertpapieren 
bis zum belehnbaren Betrage in laufender Rechnung, 
bei Hypotheken bis zur ersten Hälfte ihres Wertes in 
laufender Rechnung oder durch eigene oder girierte 
Wechsel der betreffenden Firma, in der zweiten Hälfte 
ihres Wertes jedoch nur durch Wechsel mit noch 
einer oder zwei guten Unterschriften ausgenützt werden 
kann, sowie in einer Anstellung oder einem Renten- 
oder Fensionsbezuge befindlichen Personen bis zur 


Digitized by Google 



CCXVI 


Anhang. 


Höhe des exequierbaren Gehalts-, Renten- oder Pen- 
sionsbezuges Vorschüsse erteilen, wenn dieselben durch 
Verpfandung des fixen Bezuges, sowie durch Über- 
gabe einer Todesfalls-Versicherungs-Polizze und Bürg- 
schaft sichergestellt sind; 

b) Darlehen auch auf Gold- und Silbermünzen, dann auf 
Staats-, sowie andere von dem Direktionsrate zur Be- 
lehnung zugelassene, an der Wiener, Budapester oder 
Berliner Börse notierte Wertpapiere, jedoch höchstens 
auf die Dauer eines halben Jahres gewähren. Nach 
Ablauf dieser Frist kann von dem Schuldner um die 
Prolongation seines Darlehens nachgesucht werden. 
Der Zinsfuss, sowie die anderen Modalitäten, unter denen 
die sub a) und b) bezeichneten Darlehen zu verabfolgen 
sind, werden jeweilig vom Direktionsrate festgestellt. 

Demselben steht es auch zu, die Provisionen für Bank- 
geschäfte auf fremde Rechnung oder Gefalligkeitsdienste 
(wie Inkassogeschäfte, Übernahme von Depositen u. s. w.) 
zu bestimmen. 

§ 54 ist der frühere § 36 mit der Einschaltung: .oder Ber- 
liner. 1 Der Wortlaut dieses Paragraphen ist: 

§ 54. Ausserdem können disponible Fonds zum Ankäufe 
verzinslicher, an der Wiener, Budapester oder Berliner 
Börse notierter Wertpapiere verwendet werden. 

Die Unterabteilung C. wird nunmehr mit D. bezeichnet und 
bleibt unverändert: 

D. Von der Form der Sparkassa Geschäftsfuhrung. 

§ 55 ist der frühere § 38. Es wird darin folgendes geändert : 
In der ersten Zeile werden die Worte: .Urkunden' .andern', in der 
zweiten Zeile das Wort: ,die‘ gestrichen. In der dritten ist statt 
.Kasse' zu setzen: .Kassen* und vor dem Worte .unter' einzu- 
schalten: .mindestens*. Der Satz: ,Der eine Schlüssel wird vom 
.Instituts-Direktor, und der zweite von dem Kassier oder dessen 
,vom Direktionsrate bestellten Substituten verwahrt' wird gestrichen. 
An dessen Stelle ist zu setzen : .Die Schuldurkunden sind ebenfalls 
.feuersicher aufzubewahren*. Der § lautet: 

§ 55. Der Direktionsrat ist verpflichtet, die Bargelder 
und Wertpapiere, wie auch die Depositen durch pünktliche 
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Hinterlegung in feuersichere Kassen zu besorgen, und hat die 
Kasse mindestens unter zweifacher Sperre gehalten zu werden. 
Die Schuldur künden sind ebenfalls feuersicher unterzubringen. 

§ 56 ist unverändert § 39: 

§ 56. Das Sparkassa- Verwaltungsjahr fällt mit dem 
Sonnenjahr zusammen. 

Der Direktionsrat ist verpflichtet, für die regelmässige 
Buchführung Sorge zu tragen. Er hat am Schlüsse jeden 
Verwaltungsjahres über die Gebahrung der Sparkassa 
Rechnung zu legen und die Bilanz nach folgenden Be- 
stimmungen zusammenzustellen: 

a) das Gesellschaftsvermögen ist in dem Werte aufzu- 
nehmen, welcher dem Werte der einzelnen Gegen- 
stände am letzten Tage des Geschäftsjahres entspricht; 

b) die Wertpapiere mit Kurs sind höchstens nach jenem 
Kurse aufzunehmen, welchen sie am letzten Tag des 
Geschäftsjahres haben; 

c) das Stammkapital und der Reservefond hat unter die 
Passiva eingestellt zu werden; 

d) zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrschein- 
lichen Werte anzusetzen, uneinbringliche Forderungen 
aber abzuschreiben; 

e) der nach Vergleichung des Aktiv- und Passivstandes 
sich ergebende Gewinn oder Verlust soll am Schlüsse 
der Bilanz besonders angemerkt werden. 

Der Direktionsrat hat endlich bezüglich der Verwendung 
des Reinerträgnisses Anträge zu stellen. 

Die Rechnung und die dazu gehörigen Anträge müssen 
stets bis längstens Ende Februar des nächstfolgenden Jahres 
dem Aufsichtskomitc vorgelegt werden, welches nach vor- 
ausgegangener Prüfung darüber alljährlich den gesetzlich 
vorgeschriebenen und zu veröffentlichenden Bericht (§ 198 
des ung. Handelsg.) zu erstatten hat. 

Ausserdem ist der Direktionsrat verpflichtet, nicht nur 
die durch die Instruktion vorgeschriebenen Rechnungs- 
abschlüsse innerhalb des Jahres zu machen und dem Auf- 
sichtskomitc vorzulegen, sondern demselben auch auf sein 
jedesmaliges Verlangen die erforderlichen Aufschlüsse über 
den Stand der Sparkassa in erschöpfender Weise zu geben. 

28 
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§ 57 ist der frühere §40 mit folgenden Änderungen: Statt: 
.Gebahrung der Sparkassa und' ist zu setzen: .Geschäftsgebahrung* ; 
anstatt: , dabei angestellten Beamten' ist zu setzen: , Sparkassa- 
Beamten * und der Satz: .welcher darüber Abhilfe schafft' wird 
gestrichen. § 57 lautet: 

§ 57. Beschwerden gegen die Geschäftsgebahrung oder 
das persönliche Benehmen der Sparkassa-Beamten sind, 
wofern sie nicht zur Kompetenz der Gerichte gehören, 
bei dem Direktionsrate anzubringen. In besonders wichtigen 
Fällen hat derselbe an die nächste Generalversammlung 
Bericht zu erstatten. 

Beschwerden gegen den Direktionsrat können bei der 
Generalversammlung vorgebracht werden. 

Hierauf folgt ein neuer Abschnitt, welcher aus dem alten 
Paragraphen 37 gebildet ist und die Überschrift führt: 

IV. Verwendung des Reingewinnes. 

§ 58, früher § 37, erfährt folgende Abänderungen : Statt : 
.Überschüsse 1 in der ersten Zeile wird gesetzt: .Reingewinne*. Die 
Worte der zweiten bis einschliesslich fünften Zeile, welche lauten : 
.welcher sich aus der nutzbringenden Verwendung der Einlagen 
und des Reservefondes nach Gutschreibung der den Einlegern 
gebührenden, sowie der auf das Gründungsvermögen entfallenden 
Zinsen und Zinseszinsen, dann nach Abschlag der Verwaltungs- 
kosten und sonstigen Auslagen ergibt,' werden gestrichen und 
vor dem Worte ,Rest‘ wird der Satz eingeschaltet: .hiernach, 
.sowie nach Abzug der auf die Aktien entfallenden Dividende 
.(Zinsen) verbleibende.* Die letzte Zeile .Etwa eingehende Ge- 
schenke werden ganz dem Reservefonde zugewiesen' fallt weg. 
Dieser Paragraph lautet: 

§ 58. Von dem bei dem Rechnungsabschlüsse sich zei- 
genden Reingewinne werden 10 bis 50% dem Reserve- 
fond zugefuhrt, der hiernach, sowie nach Abzug der auf 
die Aktien entfallenden Dividende (Zinsen) verbleibende 
Rest aber nach dem Beschlüsse der Generalversammlung 
zu wohlthätigen und gemeinnützigen Zwecken für Her- 
mannstadt verwendet. 

Der nächste Abschnitt erhält die Bezeichnung V statt IV 
und lautet: 
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V. Vom Reservefond. 

§ 59 ist unverändert der frühere § 41 und § 60 gleich § 42; 
beide Paragraphe lauten: 

§ 59. Zur Deckung etwaiger, ohne Verschulden oder 
Fahrlässigkeit der Verwaltungsorgane entstandener Ver- 
luste ist in erster Reihe der Reservefond bestimmt, welcher 
fortdauernd neue Zuflüsse erhält. 

§ 60. Die zum Reservefonde gehörigen Kapitalien sind nach 
den in den §§ 52, 53 und 54 enthaltenen Bestimmungen 
oder als Sparkassa-Einlagen nutzbringend zu machen. 

Der Generalversammlung steht jedoch das Recht zu, 
einen Teil derselben auch zum vorteilhaften Ankäufe von 
Realitäten zu verwenden. 

Auf diesem Wege erworbene Realitäten dürfen nur mit Ein- 
willigung der Generalversammlung wieder verkauft werden. 

Baufuhrungen, welche einen Aufwand von mehr als 
10.000 Gulden erfordern, bedürfen der Genehmigung der 
Generalversammlung. 

Das Reinerträgnis des Reservefondes wächst demselben 
zu, inwieweit die Generalversammlung nicht anderweitig 
darüber verfugt. 

Der nächste und letzte Abschnitt erhält die Bezeichnung ,V1. 
Änderung der Statuten und Auflösung des Vereins.* 

VI. Änderung der Statuten und Auflösung des Vereines. 

Der erste Absatz des § 61 ist gleich dem ersten Absatz des 
frühem Paragraph 43. Der zweite Absatz ist dagegen neu. Der dritte 
Absatz (im frühem § 43 der zweite Absatz) bleibt — mit Weglassung 
der Worte .ebenso, wie Änderungen der Verzinsungsmodalitäten 
für Spareinlagen oder Darlehen* unverändert. § 61 lautet daher: 

§61. Die Generalversammlung ist berechtigt, diese Statuten 
unter Beobachtung der im 37. G.-A. von 1875 (ung. Hand.- 
G.-B.) vorgeschriebenen Bestimmungen erforderlichen Falles 
abzuändern. 

Jedoch darf die Bestimmung des § 58, wonach der Rein- 
gewinn, abzüglich der Dividende und der dem Reservefond 
zuzuführenden Quote, zu wohlthätigen und gemeinnützigen 
Zwecken für Hermannstadt zu verwenden ist, nur mit Zu- 
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Stimmung von drei Viertel sämtlicher Mitglieder abge- 
ändert werden. 

Änderungen der Statuten haben, insofeme die abändemde 
Bestimmung nicht selbst eine Ausnahme macht, auch rück- 
sichtlich der bereits bestehenden Spareinlagen oder Dar- 
lehen verbindende Kraft. Dem Spareinleger oder Sparkassa- 
schuldner, der mit der Änderung nicht einverstanden ist, steht 
es frei, seine Einlage herauszuziehen oder seine Schuld zurück- 
zuzahlen, widrigenfalls er sich der Änderung unterwerfen muss. 

§ 62 besteht aus § 44 der bisherigen Statuten mit den Änd- 
erungen: Es entfällt der Satz: ,oder einer der im § 247 des ung. 
,Handels-Ges.-Buches vorgesehenen Fälle eintreten'; und statt ,so 
verfügt' bis ,zu geschehen hat' wird gesetzt: .wird nach Befriedi- 
gung der Sparkassagläubiger zunächst den Aktionären der Nominal- 
wert ihrer Aktien samt Zinsen ausgezahlt ; darüber, was mit dem 
noch übrigen Sparkassavermögen zu geschehen habe, beschliesst 
die Generalversammlung mit Zweidrittel-Majorität*. Ferner wird 
hinter den Worten: .dasselbe darf jedoch' eingeschaltet: .nach 
.dem Willen der Gründer des mit allerh. Entschliessung vom 
,5. Juni 1841, Hof.-Z. 2599. 1841, genehmigten und zur Förderung 
.gemeinnütziger und wohlthätiger Zwecke bestimmten Sparkassa- 
, Vereins nur zu wohlthätigen und gemeinnützigen Zwecken für Her- 
. mannstad t verwendet werden, und kann diese Bestimmung durch 
.die Generalversammlung überhaupt nicht abgeändert werden. 1 

Letzter Absatz ,Für den Fall einer' entfallt. Dieser Paragraph 
lautet: § 62, Sollte sich der Sparkassa -Verein auflösen, wird 

nach Befriedigung der Sparkassagläubiger zunächst den 
Aktionären der Nominalwert ihrer Aktien samt Zinsen 
ausgezahlt; darüber, was mit dem noch übrigen Spar- 
kassavermögen zu geschehen habe, beschliesst die General- 
versammlung mit Zweidrittel-Majorität. Dasselbe darf jedoch 
nach dem Willen der Gründer des mit allerh. Entschliessung 
vom 5. Juni 1841, Hof.-Z. 2599. 1841, genehmigten und 
zur Förderung gemeinnütziger und wohlthätiger Zwecke 
bestimmten Sparkassa -Vereins nur zu wohlthätigen und 
gemeinnützigen Zwecken für Hermannstadt verwendet 
werden, und kann diese Bestimmung durch die General- 
versammlung überhaupt nicht abgeändert werden. 
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Vorlage des Direktionsrats über die Systemisierung 
der Beamtenstellen und Bestimmungen über die 
Quinquennalzulagen und den Pensionsfond der Spar- 
kassabeamten. 

(Verhandelt in der General Versammlung am 26. Marz 1889). 


Löbliche Generalversammlung! 

Die im letzten Jahre in aussergewöhnlichem Masse fortge- 
schrittene Entwicklung der Sparkassageschäfte, von welchen auch 
der Geschäftsbericht der Direktion über das Jahr 1888 ein er- 
freuliches Zeugnis ablegt, nötigt den Direktionsrat, diesmal mit 
einer Vorlage vor die löbliche Generalversammlung zu treten, 
welche die Schaffung einer neuen, den jetzigen Anforderungen 
der Geschäfte entsprechenden Organisation des Beamtenkörpers 
und damit zugleich die Systemisierung der Bezüge, sowie die 
Schaffung eines Pensionsfondes für die Beamten beziehungsweise 
deren Hinterbliebene bezweckt. Wenn diese Vorlage nach all’ 
den bezeichneten Richtungen auf den ersten Anblick und im Ver- 
gleich mit den früheren organisatorischen Einrichtungen der An- 
stalt vielleicht als ein zu grosser, unvermittelter Sprung erscheinen 
könnte, so muss vor allem festgestellt werden, dass die jetzige 
Sparkassa in Bezug auf die Vielseitigkeit und Kompliziertheit der 
betriebenen Geschäftszweige eben etwas ganz anderes geworden 
ist, als die frühere Sparkassa war, dass es manche Versäumnisse 
einzuholen galt, um hinter der allseits emporwachsenden Kon- 
kurrenz nicht zurückzubleiben, und dass alle Kräfte eingesetzt 
werden müssen, um das Errungene festzuhalten und einer weiteren 
günstigen Entwicklung zuzuführen. 

Vor 1879 bestand der Beamtenkörper aus 4 Personen; es 
waren bedienstet: ein Direktor, ein Kassier, ein Revisor und ein 
Rechtskonsulent. 1879 kam der Kontrollor dazu, schon 1880 
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musste eine Hilfsbeamtenstelle (Offizial) systemisiert, 1883 der Re- 
alitäten -Verwalter bestellt werden, wozu 1885 noch die Aufnahme 
eines Kanzlisten kam. Abgesehen von mehrfachen, minder be- 
deutenden Gehaltsaufbesserungen in der Zwischenzeit und von 
der 1883 erfolgten Systemisierung von Quinquenalzulagen, nahm 
die Generalversammlung vom 23. November 1885 eine durch- 
greifendere Erhöhung der Gehalte für den Kassier, Kontrollor, 
Offizial, Rechtskonsulenten und Revisor, durch Erhöhung ihrer 
Bezüge um je 200 fl. vor. Doch musste schon Mitte des Jahres 
1886 eine II. Offizialsstelle neu systemisiert und besetzt werden. 
Nachdem zur Revision der Hypotheken schon 1887 eine geeignete 
Arbeitskraft in ausnahmsweise Verwendung genommen worden 
war, mussten schon im Februar und April 1888 abermals zwei 
neue Hilfs-Beamte in den Dienst gestellt werden, wenn einer em- 
pfindlichen Stockung im Geschäft vorgebeugt werden sollte. Wenn 
sonach im Laufe eines Jahrzehntes das Beamtenpersonal verdrei- 
facht werden musste, so lag der zwingende Grund hiefur eben in 
der rapiden, innerlichen und äusserlichen Entwicklung und Festi- 
gung der Sparkassa. Zum Verständnis dieser Entwicklung genügt 
es daraufhinzuweisen, dass seit der Einführung der neueren Formen 
der Darlehens-Geschäfte (Annuitäten-, Raten-, Lombard-, Wechsel- 
Darlehen, Konto-Korrent, u. s. w.) die Bewältigung der Arbeit 
mit den vorhandenen Kräften — trotz des Vor- und Nachmit- 
tagsdienstes — unmöglich war. Vor allem aber forderte das 
Pfandbriefgeschäft, welches in dem Zeiträume eines Jahres zwei 
Emissionen, die I. von nahezu 1 Million Gulden aufweist, die Ver- 
mehrung des Beamtenpersonales. Um nun aber die Vermehrung 
der Geschäftslast innerhalb der einzelnen Abteilungen der Anstalt 
anzudeuten, sei es gestattet, hier einige kurze Daten über die Ent- 
wicklung der bezüglichen Geschäftszweige anzufuhren. 

Bis zum Jahre 1882 wurde in der Sparkassa in der Art ma- 
nipuliert, dass das Institut Einlagen übernahm und diese auf Real- 
hypotheken anlegte. Nachdem die Sparkassa 5% für Einlagen 
zahlt, aber 6*/i» bis zum Jahre 1883 und dann 6* „ % von Dar- 
lehen nahm, wäre das Geschäft ein lukratives gewesen, wenn 
sich eben Abnehmer für alle Eingänge gefunden hätten. Zur Ver- 
gleichung dessen, wie sich die Kassenbestände häuften und das 
Geschäft stagnierte, werden die Hauptsummen — in runden Be- 
trägen — angeführt der Jahre: 
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Revirement: 

Einlagen : 

Darlehen : 

Effekten : 

Salinenscheine 

1872 

4,000.000— 

2,600.000 — 

2,125.000* 

- 306.000— 

90.000— 

1877 

3,350.000 — 

2,657.000— 

2,405.000* 

— _ 

109.000— 

1882 

6,200.000— 

3,680.000.— 

3,240.000 

- — 

290.000— 


Forderung an 






den Reeervefond : 

Kassa: 

Reeervefond : 

Reinertrfignis : 

1872 

80.000— 

29.000— 


211.000— 

7279— 

1877 

246.000- — 

/ 58. 130— 
\ 16.750— 

- und 
. Silber 

191.876— 

7.610— 

1882 

357.000' — 

f 63.300* — 
(14.236 — 

1 und 
Gold 

396.700— 

16.892— 


Bezüglich des Reservefondes muss bemerkt werden, dass 
dieser im Jahre 1876 die Wertpapiere der Hauptkassa zum Nenn- 
werte übernommen hatte und im Sinne des Handelsgesetzes zum 
Kurswerte inventierte. Hieraus erklärt sich der Rückgang dieses 
Fondes, welcher im Jahre 1875 die Höhe von 232.216 fl. erreicht 
hatte und 1876 auf fl. 150.584" — fiel. Diese Übernahme geschah 
aus dem Grunde, um die Hauptkassa vor Gewinn oder Verlust 
durch Kursschwankungen zu bewahren. Der Reservefond machte 
hiebei ein schlechtes Geschäft, denn er verzinste das Kapital mit 
6»/o an die Hauptkassa und bezog dafür 4, 4 1 /, und 5%. So war 
der Reservefond der grösste Schuldner der Hauptkassa; es er- 
scheint diese Forderung der Hauptkassa in den Ausweisen unter 
.Hypothekardarlehen* aufgeführt. Hätte die Sparkassa Bedarf für 
Hypothekardarlehen gehabt, so würde ein Teil der Effekten 
— der Wert dieser betrug 1881 beinahe fl. 600.000" — — verkauft 
und die Schuld an die Hauptkassa abgestossen worden sein. Das 
Steigen des Reservefondes vom Jahre 1877 bis 1882, also im Zeit- 
räume von 5 Jahren, um rund 200.000 fl. erklärt sich aus dem 
Höhergehen der Kurse. 

Im Jahre 1882 waren von den Eingängen verfügbar: 


Salinenscheine 290.000" — 

an Kassa 63.300" — 


1500 Stück Napoleondor . . 14.235. — 

Forderung an den Reservefond 395.700" — = fl. 763 235" — 

Um diese Bestände abzustossen, wurde das Geschäft auf 
Darlehen gegen Wechsel an Geldinstitute und Darlehen gegen 
Pfänder (Lombard) ausgedehnt. Im Jahre 1884 waren hierin auch 
etwa fl. 237.000" — doziert, aber die Salinenscheine betrugen doch 
noch fl. 270.000" — und die Forderung an den Reservefond war 
auf fl. 409.000 — gestiegen. Nun wurde, um den Zufluss an Spar- 
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einlagen zu hemmen, der Zinsfuss für neue Einlagen von 5 auf 
4% herabgesetzt, welche Massregel jedoch nur bis 1885 dauerte. 

Im Jahre 1885 wurde mit der Ausgabe von Annuitätsdar- 
lehen begonnen und wurden bis zum Schluss jenes Jahres solche 
im Betrage von fl. 250.000' — ausgegeben. Diese Darlehen ver- 
ursachen bei der Begebung durch die Prüfung der Hypotheken, 
Einholung von Auskünften über die Kreditwerber und durch die 
vielfach vorkommende Konvertierung früherer Belastungen ver- 
hältnismässig viele Mühe. Im Jahre 1885 tilgte auch der Reser- 
vefond seine Schuld, indem die Hauptkassa einen Teil der Wert- 
papiere zurücknahm. Dafür, dass die Jahresbilanz der Hauptkassa 
durch Kursschwankungen nicht alteriert werde, wurde in anderer 
Weise vorgesorgt. 

Aus dem Gesagten ist ersichtlich, welche Anstrengungen 
gemacht werden mussten, um die grossen Kassenbestände abzu- 
stossen und das Institut in neue Bahnen zu lenken. Während 
früher die Differenz des Zinsfusses zwischen Einlagen und Dar- 
lehen 1 «/„•/» betrug, wird gegenwärtig mit einem viel geringeren 
Nutzen — aber in zeitgen»sser Form — gearbeitet, (Annuitäts- 
darlehen 6’/ 0 , Lombard 5'/i°/o. Wechsel 5 und 5'/»%. fixer Kredit 
5 und 6°/*)- I m Ganzen zeigt sich doch eine Steigerung des Rein- 
gewinnes, der eben aus der vermehrten Arbeit resultiert 

Wie zweckmässig die Einführung der in ihrer Anlage viel 
gesunderen Annuitäts-Darlehen gewesen, zeigt das rege Wachsen 
derselben; sie betrugen: 

Ende 1886 .... fl. 776.706— kr. 

. 1887 ..... 1,300.000— , 

, 1888 ... . . 1,936.596-46 , 

Diese Darlehen haben die Ausgabe von Pfandbriefen er- 
möglicht; während also vor Kurzem noch Überfluss an Geld war, 
musste im Jahre 1887 schon, um der Nachfrage nach Annui- 
tätsdarlehen zu genügen, an Geldbeschaffung gedacht werden. 
Der Erfolg, den diese Operation aufzuweisen hat, hat alle Erwart- 
ungen übertroffen. Sind doch im ersten Jahre schon Pfandbriefe 
im Betrage von nahezu einer Million abgesetzt worden I Ist es 
doch gelungen, den Sparkassa-Pfandbriefen schon im ersten Jahre 
die Belehnbarkeit derselben bei der österreichisch-ungarischen Bank 
zu erwirken 1 Auch die für diese Pfandbriefe eingegangenen Gelder 
konnten sofort wieder sicher in neue Annuitätsdarlehen angelegt 
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werden. Die Pfandbriefe bieten unter anderem den Vorteil, dass 
das durch sie dem Institute zur Verfügung stehende Betriebskapital 
unkündbar ist, und dass dieses Kapital sich billiger stellt, als die 
Spareinlagen. 

Eine weitere Massregel zur Konsolidierung des Institutes 
wurde mit der Revision der Hypotheken begonnen und hiemit in 
Zusammenhang gebracht die Umwandlung dieser älteren Bauern- 
darlehen in Raten-Darlehen. Diese kleineren Hypothekardarlehen 
vererbten sich in vielen Fällen von Grossvater auf Enkel, sie 
wurden — gleich den Grundstücken auf unseren Gemeinden — 
parzelliert, also immer schwächer im Werte für das Institut Durch 
die Abzahlung dieser Darlehen in 20 Raten wird das Kapital 
endlich hereingebracht und inzwischen die Hypothek sicherer. 
Diese, nicht nur im Interesse des Institutes gelegene, sondern 
sicher auch für den Schuldner vorteilhafte Umwandlung hat viel 
Arbeit verursacht und wird — auch wenn die Umwandlung voll- 
ständig durchgefuhrt ist — die Arbeit den Manipulationsbeamten 
erschweren, da bei der fortwährenden Veränderung des Kapitales 
die Zinsen bei jeder Rate aufs Neue berechnet werden müssen, 
während früher Kapital und Zinsen sich meistens gleichblieben. 

In erfreulicher Weise haben die Zinsenrückstände abgenommen, 
diese betrugen: 


1885 von 

fl. 

3,411.000 Kapital fl. 

98000 — 

1886 , 

> 

3,783000 , 

» 

83000 — 

1887 , 

> 

4,333000 

» 

78.700 — 

1888 , 

» 

5,182.000 , 

» 

78.400 — 


Noch ist zu erwähnen, dass seit 1886 alle der Sparkassa 
verpfändeten Haus-Realitäten gegen Feuer versichert sein müssen. 
Der die Evidenz über diese Versicherungen führende Beamte hatte 
im Jahre 1888 4396 Polizzen in Evidenz zu halten. 

Die ausserordentliche Zunahme der Geschäfte im letzten Jahre 
nötigte die Direktion zu einer neuen provisorischen Geschäftsein- 
teilung, welche durch den Zwang der Verhältnisse unabweislich 
wurde. Es wurde nämlich der Liquidatur B), welche ausser den 
Pfandbriefen und den Annuitäts-Kontobüchern noch die Sparein- 
lagen manipuliert und welche instruktionsgemäss bloss Einnahmen 
zu besorgen hätte, auch die Manipulation gewisser Ausgaben 
(Rückzahlung von Spareinlagen und Einlösung von Pfandbrief- 
Koupons) übertragen. Die Rücksicht auf das Interesse der Parteien, 
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welche ohne diese Massregel oft Stunden lang aufgehalten worden 
wären, sowie die Rücksicht auf die Erleichterung der Manipulation 
nötigten zur probeweisen Einführung dieser zweiten Kassa, welche 
bei dem gegenwärtigen Geschaftsumfang wohl bleibend eingerichtet 
werden muss. 

Eine am 18. und 19. Oktober 1888 von einer Kommission 
des Direktionsrates vorgenommene Skontrierung hat diese provi- 
sorische Einrichtung ebenfalls als notwendig, deren Wirkung als 
nicht störend bezeichnet, neben der Hinweisung auf die durch 
einzelne Daten nachgewiesene grosse Geschäftsvermehrung auch 
die Notwendigkeit betont, im Interesse des Dienstes der provi- 
sorischen Verwendung zeitweilig aufgenommener Hilfsbeamten durch 
ordnungsgemässe Systemisierung definitiver Stellen seitens der Ge- 
neralversammlung ein Ende zu machen. 

Dieser Bericht der Skontrierungskommis^n wurde zur An- 
tragstellung dem Herrn Sparkassadirektor zugewiesen, welcher sich 
seiner Aufgabe in einem eingehenden, ausführlich begründeten Re- 
organisationsplan entledigte. Auf Grund der von einer Kommission 
durchberatenen Anträge der Direktion sah sich der Direktionsrat 
in seiner Sitzung vom 28. November 1888 veranlasst, zunächst 
gewisse unaufschiebbare Verfügungen zur Abhilfe zu treffen. Diese 
bestanden : 

1. in der Reorganisation der Buchhaltung. Darnach 
wurde die bisher bei der Sparkassa gebräuchliche Führung des 
Kassa-Journals in Rubrikenform mit Ende 1888 aufgelassen und 
mit Beginn des Jahres 1889 eine eigene Buchhaltung ein- 
gerichtet, welche das ihr von den Manipulationsbeamten übergebene 
Material aufarbeitet und nach dem System der doppelten Buch- 
haltung klar und übersichtlich verbucht. 

Die Führung des Kassa-Journals in Rubrikenform, wie sie 
bisher in der Sparkassa gebräuchlich war, eignet sich nämlich nur 
für kleinere Geschäfte, nicht aber für unsere Anstalt, die seit 2 
Jahren so sehr an Umfang zugenommen hat; sie vermehrte den 
mit den Parteien verkehrenden Beamten die Arbeit und machte 
in vielen Fällen wegen der ungenügenden Anzahl von Rubriken 
die genaue Eintragung unmöglich. Es musste sonach eine zweck- 
massigere Form der Buchhaltung eingeführt werden, welche zu- 
gleich mit einer Entlastung der Manipulationsbeamten verbunden 
ist und einer rascheren Beförderung der im Lokale erscheinenden 
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Parteien zu Gute kommt Die mit der neuen Buchhaltung ver- 
bundenen Arbeiten konnten von dem gegenwärtigen Personal und 
auch in den vorhandenen Lokalitäten — allerdings nur vorläufig 
— besorgt werden. Ein Antrag auf bleibende Systemisierung der 
erforderlichen Beamtenstellen folgt weiter unten. 

2. Als unaufschiebbar erwies sich weiter die unverzügliche 
Aufnahme eines Hilfsarbeiters (Kanzlisten), welcher das Einrei- 
chungs-Protokoll, das Archiv und Expedit samt den Indices und 
Schreibgeschäften besorgt. Hieliir wurde mit einer Remuneration 
von monatlich 40 fl. der pensionierte k. u. Postsekretär Herr Gustav 
Kerk vom 15. Dezember 1888 an von der Direktion in Verwen- 
dung genommen. 

Indem nun zur Stellung der Anträge auf Stabilisierung und 
Neuorganisation der Beamtenstellen geschritten wird, unterliegt es 
keinem Zweifel, dass die Geschäftsführung der Sparkassa durch 
die Stabilisierung der jetzt nur provisorisch besetzten Beamten- 
stellen gesichert werden muss. Die Stabilisierung ist notwendig, 
sobald sich erwiesen hat, dass die Arbeitsleistung, zu welcher die 
provisorisch angestellten Aushilfskräfte berufen worden sind, nicht 
bloss vorübergehend ist, sondern dauernd gefordert wird. Dieser 
Beweis ist durch die fortdauernde Geschäftsvermehrung der 
Sparkassa erbracht. Es wäre ein Fehler, das Provisorium länger 
andauem zu lassen, da die Gefahr damit verbunden wäre, dass 
die provisorisch angestellten Beamten, welche sich im Dienste der 
Sparkassa zu geschulten, tüchtigen Arbeitskräften herangebildet 
haben, darnach streben würden, die Sparkassa zu verlassen und 
andere, ihre Existenz mehr sichernde Bedienstungen aufzusuchen. 
Auch wird die Stabilisierung sich nicht bloss auf die in letzter 
Zeit angestellten Aushilfskräfte beschranken dürfen, sondern auch 
auf die früher geschaffenen Nebenstellen erstrecken müssen, bei 
deren Besetzung wie z. B. bei der Revisor- und Rechtskon- 
sulentenstelle, der Gesichtspunkt massgebend war, dass ein halber 
Arbeitstag — der Vor- oder Nachmittag — zur Besorgung der 
diesen Beamten zugewiesenen Agenden ausreiche, weshalb diese 
Stellen mit Vorliebe an Solche verliehen wurden, die bereits anderswo 
bedienstet waren und die Sparkassa-Stelle als eine Nebenbeschäf- 
tigung annahmen, daher auch mit einer geringeren Besoldung sich 
zufrieden gaben. Diese Auffassung ist nicht mehr haltbar, da auch 
diese Beamten den ganzen Tag zur Besorgung der Sparkassa- 
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Agenden verwenden müssen und schlechterdings keine andere Be- 
schäftigung daneben treiben dürfen. 

Dem gegenwärtigen Bedürfnisse würde folgende Orga- 
nisation des Beamten-Status entsprechen: 

I. Geschäftsleitung. 

1. Direktor. 

2. Erster Rechtskonsulent. 

3. Zweiter Rechtskonsulent, welcher vorzugsweise den Di- 
rektor durch die Mithülfe bei der Ausarbeitung der Darlehens- 
Referate, der Bescheide und bei der umfangreichen Korrespondenz 
zu entlasten und ausserdem die Einklagungen bei dem Gemeinde- 
gerichte zu besorgen hatte, eventuell auch zu Hypotheken-In- 
spektionen zeitweilig zu verwenden wäre. 

4. Realitäten- Verwalter. 

5. Ein Kanzlist, welcher das Einreichungsprotokoll, Archiv 
und Expedit samt den Indices (die Kopierbücher inbegriffen) und 
ausserdem die Schreibarbeit zu besorgen hat 

II. Manipulation 
Kassa, Liquidatur 1 und Liquidatur B 

und zwar: 

1. Kassier. 

2. I. Kontrollor, zugleich Vorstand der Liquidatur A. 

3. II. Kontrollor, Vorstand der Liquidatur B, zugleich Hilfs- 
kassier für Spareinlagen, Ein- und Rückzahlungen und Einlösung 
der Pfandbrief- Koupons und verlosten Pfandbriefe. 

4. I. Offizial, Liquidatursbeamter für die Liquidatur A. 

5. II. Offizial, Liquidatursbeamter für die Liquidatur B. 

G. Ein Assekuranzbeamter zur Besorgung des ganzen Asse- 
kuranz-Geschäftes für die Pfandbrief-, Annuitäts-, die gewöhnlichen 
Hypothekar- und Ratendarlehen und fixen Kredite. 

III. Buchhaltung. 

1. Oberbuchhalter, welcher die Revision der von der Kassa 
und den Liquidaturen beizustellenden Kassabelege, die Eintragungen 
aus dem Kassabuche in das Kassajoumal (Tagessumme der Konti’s), 
dann in das Sammeljoumal (Monatssummen) und in das schon 
bestehende Hauptjoumal und Hauptbuch zu besorgen hat. 
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2. Der Buchhalter, welcher das Kassabuch und die Prima-Nota 
zu fuhren hätte und ausserdem zur Revision neu entstehender länd- 
licher Vorschussvereine und Genossenschaften zu verwenden wäre. 

Von den gegenwärtigen Beamten sind mit Pensionsberech- 
tigung und Anspruch auf eine fünfmalige Quinquennalzulage von 
je 100 fl. angestellt: 


1. der Direktor mit einem Jahresgehalte von 2500 fl.. 


2. , Kassier , , 

3. , Kontrollor , , 

4. , 1. Offizial , , 

5. , II. Offizial , , 


, 1400 , 

, 1200 , 
, 1000 , 
, 800 , 


Dagegen sind ohne Pensionsberechtigung und Anspruch auf 
Quinquennalzulagen angestellt : 


1. 

der Rechtskonsulent mit einem Jahresgehait 

von 

800 

fl., 

2. 

, Revisor (Buchhalter) mit einem , 

» 

800 

» 

3. 

, Realitätenverwalter , , , 

» 

800 

> 


und einem Reisepauschale per 100 fl., 




4 . 

der Kanzlist (Assek.-Beamter) mit einem , 

» 

600 

> 

5. 

ein Praktikant , , , 

» 

600 

» 

6. 

, Praktikant , , , 

» 

600 

> 

7. 

, Hilfsarbeiter mit einer Jahresremuneration 

» 

480 

> 


8. der mit der Revision der älteren Hypothekardarlehen und 
den Einklagungen bei dem Gemeindegerichte betraute Herr 
Heinrich Mangesius, welcher keinen Jahresgehalt, sondern für 
die Revision der älteren Hypothekardarlehen eine vom Direk- 
tionsrate festzusetzende Jahresremuneration und für die Ein- 
klagungen beim Gemeindegericht eine Entlohnung von 20 bis 
40 kr. per Stück erhält. 

Zusammen sind somit gegenwärtig 13 Beamte, darunter 6 
in dauernder und 8 in provisorischer Bedienstung bei der Spar- 
kassa beschäftigt. 

Bezüglich der Systemisierung der bisher bloss provisorisch 
besetzten Stellen hat die Generalversammlung insoferne zu be- 
schliessen, als .diese Stellen auf Lebensdauer besetzt werden und 
mit dem Rechte des Pensionsbezuges verknüpft sind.“ (§ 10, 
Punkt 5 der Statuten). 

Die Entscheidung der Frage: welche Stellen auf Lebens- 
dauer besetzt und mit dem Rechte des Pensionsbezuges verknüpft 
werden sollen ? hängt von zwei Bedingungen ab : 
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1. die mit der Stelle verbundene Arbeitsleistung muss eine 
dauernde sein; 

2. die mit der Stelle verbundenen Agenden müssen den betref- 
fenden Beamten den ganzen Tag beschäftigen, so dass eine 
Nebenbeschäftigung ausgeschlossen erscheint. 

Diese beiden Bedingungen treffen bei den meisten, hier in 
Frage kommenden Beamten zu. Bloss der Realitätenverwalter ist 
regelmässig bloss zum V ormittagsdienste verpflichtet ; auch bezieht 
derselbe nicht aus der Hauptkassa, sondern aus dem Reservefond 
seinen Gehalt. 

Ferner ist bezüglich der gegenwärtigen Inhaber der Revisor- 
und Rechtskonsulenten-Stelle zu bemerken, dass dieselben auch 
in dem Falle, wenn diese Stellen mit dem Rechte des Pensions- 
bezuges ausgestattet werden sollten, weder für sich, noch für ihre 
Angehörigen einen Pensionsanspruch haben, da sie das 50. Lebens- 
jahr überschritten haben (gemäss § 18 der Statuten). 

Bei der Systemisierung der mit Pensionsberechtigung ver- 
knüpften Stellen hat die Generalversammlung auch die Gehalte 
festzustcllen, da der Gehalt für die seinerzeitige Bemessung der 
Pension massgebend ist. 

Die Feststellung der Gehaltsziffer hängt von dem Werte der 
mit der betreffenden Amtsstelle verbundenen Arbeitsleistung ab. 
Bei der Ermittelung dieses Wertes sind zunächst die Verhältnisse 
des eigenen Institutes zu Rate zu ziehen; doch dienen wohl auch 
die Gehaltsbezüge bei den andern hicrortigen Kreditinstituten 
als Behelfe. 

Eine Vergleichung zwischen den Gehaltsbezügen der Sparkassa- 
beamten und denen bei der Hermannstädter Bodenkreditanstalt 
und bei der ,Albina\ welche Institute mindestens ebenso grosse 
Beamtenkörper haben als die Sparkassa, fällt zu Ungunsten unserer 
Institutsbeamten aus, obwohl der Wert der Arbeitsleistung der Spar- 
kassabeamten nicht geringer sein dürfte, jedenfalls aber die Masse 
der von ihnen zu bewältigenden Arbeiten, insbesondere die An- 
zahl der Ilypothekarschuldncr, der Spareinleger, der Assekuranz- 
pflichtigen, der eingeklagten Schuldner und der in den Liquidaturen 
und bei der Kassa manipulierten Geschäftsfalle bedeutend grösser 
ist. Bemerkenswert ist insbesondere das Klassensystem bei dem 
Beamten-Status der , Albina* (fünf Klassen mit den Gehalten von 
je 600, 900, 1200, 2000 und 4000 fl.) und das Triennalzulagen- 
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System, wonach jeder Beamte bei dem Anspruch auf 10 Triennal- 
zulagen zu 10®/* nach Vollendung von 30 Dienstjahren den doppelten 
Betrag seines Anfangsgehaltes erhalten kann. 

Mit Rücksicht also auf den Wert der Arbeitsleistung, im Hin- 
blicke ferner auf die Gehaltsverhältnisse der andern hierortigen 
Kreditinstitute hält der Direktionsrat anlässlich der Reorganisation 
des Beamten-Status eine Aufbesserung der Bezüge der Beamten 
für wünschenswert, in der Überzeugung, dass er damit auch den 
diesbezüglichen, in einer schriftlichen Eingabe aus dem Beginn d. J. 
niedergelegten, Intentionen von zahlreichen geehrten Vereinsmit- 
gliedern entgegenkommt. 

Behufs definitiver Anstellung der beiden Praktikanten wären 
zwei Offizialstellen, beziehungsweise in dem Falle, wenn der 
Offizial Gustav Henrich den Buchhalterposten erhält, wodurch 
eine Offizialstelle frei werden würde, nur eine Offizialstelle mit 
einem Gehalte von je 800 fl., Pensionsberechtigung und Anspruch 
auf Quinquennalzulagen zu kreieren. 

Dagegen wäre die von Martin Lani bekleidete Offizialstelle 
mit dem Gehalte von 1000 fl. aufzulassen, da der von dem gegen- 
wärtigen ersten Offizial versehene, verantwortungsvolle und auch 
mit Kassa-Manipulationsgeschaften verbundene Posten eines Vor- 
standes der Liquidatur B eine bessere Dotierung erheischt. Der 
Vorstand der Liquidatur B hätte mit dem Titel .zweiter Kontrollor* 
einen höheren Gehalt zu beziehen. Im Zusammenhänge mit diesen 
Systemisierungen wäre der Gehalt des Kontrollors, der den Titel 
.erster Kontrollor* zu führen hätte, ebenso wie der Gehalt des 
Kassiers zu erhöhen, welch’ Letzterer gleichzeitig zu verpflichten 
wäre, in seiner arbeitsfreien Zeit den Direktor in den Direktions- 
geschäften nach Möglichkeit zu unterstützen. Dass bei der Regelung 
der Bezüge der Beamten die Stelle des Direktors, welcher der 
Hauptträger und die Seele des Institutes ist, und dessen uner- 
müdlicher Thätigkeit gegenwärtig der erfreuliche Aufschwung 
und die Entwickelung desselben zu danken ist, nicht ausser Acht 
bleiben dürfe, ist selbstverständlich und bedarf keiner weiteren 
Erörterung. Hierbei erschien sich jedoch neben einer mässigen 
Erhöhung des Gehaltes auch die Form einer Personalzulage, im 
Hinblicke auch auf einen Präcedenzfall, besonders zu empfehlen. 

Darnach würde, nach dem Antrag des Direktionsrates, der 
Beamtenkörper der Sparkassa aus den nachstehenden Beamten- 
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stellen mit folgenden systemisierten, beziehungsweise erhöhten 
Bezügen bestehen: 

Bisheriger Gehalt Neuer Gehalt 


Direktor * * * ■ 1500 fl 3000 fl. 600 fl. Persoaalzulage 

Rechtskonsulent I. . 800 , 1000 , 

Rechtskonsulent IL — 1000 , 

Kassier 1400 , 1600 , 

Kontrollor I. . . . 1200 , 1400 , 

Kontrollor II. . . . 1000 1200 , 

Offizial L 800 800 , 

Offizial II — 800 , 

Oberbuchhalter . . 800 , 1300 , 

Buchhalter .... — 1000 , 

Assekuranzbeamt. . 660 , 800 , 

Kanzlist ..... — 480 , als Remuneration. 

Diener L 360 , 400 , 

Diener II 300 340 , 

Realitätenverwalter 800 , Remuneration 800 , nebst 100 fl. Reisepausch. 


n. 100 , Reisepauschale beides aus d. Reservefonde. 

2 Praktik, ä 600 fl. = 1 200 t (deren Stellen eingehen würden). 

Das Gesamterfordemis der erhöhten Gehalte beträgt sonach 
jährlich 16.520 fl., wovon 15.620 fl. der Hauptkassa, 900 fl. dem 
Reservefonde zur Last fallen. Gegenüber dem früheren Erfordernis 
an Gehalten und Löhnen repräsentieren im Fall der Annahme die 
erhöhten Gehalte einen Mehraufwand von 4600 fl. 

In Wahrheit wird dieser Mehraufwand jedoch um beiläufig 
1400 fl., sonach auf 3200 fl. dadurch herabgemindert, dass bei 
Ernennung des Herrn Heinrich Mangesius zum II. Rechtskonsulenten 
die demselben bisher für die Revision der ältem Hypothekardar- 
lehen und die Einklagungen beim Gemeindegerichte zugeflossene 
und als Verwaltungsauslage gebuchte Remuneration im beiläufigen 
Betrage von jährlich 1400 fl. in Wegfall käme. Auch ist zu be- 
rücksichtigen, dass die Inkasso-Provision aus dem Assekuranzge- 
schäft im Jahre 1887 der Sparkassa eine Mehreinnahme von 1243 fl. 
14 kr. zuführte und für die folgenden Jahre wohl einen noch grösseren 
Ertrag abwerfen wird. 

Der Direktionsrat glaubte bei der Regelung der Gehalte auch 
eine Änderung des Quinquennalzulagen-Systems in Antrag bringen 
zu müssen. Nach den durch die Generalversammlung des Spar- 
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kassavereines vom 20. Mai 1883 beschlossenen Bestimmungen über 
die Systemisierung von Quinquennalzulagen für die bleibend an- 
gestellten Beamten ist die Höhe der Zulage für die betreffenden 
Beamten .ohne Unterschied seiner Dienstrangstellung* mit 100 fl. 
ö. W. festgestellt und ist diese .einen integrierenden Teil des 
Aktivitätsgehaltes* bildende Zulage .bei Ausmessung des Ruhe- 
gehaltes mitzurechnen ‘ . Diese beiden Kardinalbestimmungen er- 
schienen dem Direktionsrat einer Änderung bedürftig. 

Denn was zunächst das Ausmass der Zulage mit 100 fl. 
für jeden Beamten .ohne Unterschied seiner Dienstrangstellung* 
betrifft, so liegt hierin zweifelsohne eine gewisse Ungerechtigkeit 
insoweit, als dasselbe die Qualifikation, Leistung und Verantwort- 
lichkeit des niedersten wie des höchsten Institutsbeamten nicht 
berücksichtigt, ein Missverhältnis in der Gehaltszunahme der 
höheren Beamtenstellen gegenüber den niedereren Stellen in sich 
schliesst und den wichtigen Zweck, durch die Zusicherung eines 
progressiv steigenden Einkommens gerade die höher gestellten 
und für das Institut wichtigeren Beamten dauernd an dasselbe zu 
fesseln, nicht erreichen würde. Deshalb erschien die Annahme 
eines der dienstlichen Rangstellung Rechnung tragenden, progres- 
siven Zulagensystems in der Festsetzung eines Prozentsatzes der 
jeweiligen Gehaltsziffer den Interessen der Anstalt, wie der Beamten 
mehr entsprechend. Die Fixierung des Masses der Quinquennalzu- 
lagen mit 10®/, des jeweiligen Beamtengehaltes hält ungefähr die Mitte 
zwischen den bei andern hierortigen Kreditinstituten üblichen Massen. 

Allerdings fordert nun die neben der Geschäftserhöhung be- 
antragte Steigerung der Quinquennalzulagen eine gewisse Ein- 
schränkung nach einer anderen Richtung. Wenn diese Quinquen- 
nalzulagen als Diensteszulagen und als ein Teil des Aktivi- 
tät s gehaltes aufgefasst werden sollen, — dann sind sie eben nur 
für die Zeit der Aktivität zu gewähren und in die seinerzeitige 
Pension nicht einzurechnen. Hiefür spricht aber auch die gebotene 
Schonung der Mittel der Sparkassa bei der Vermehrung des 
Beamten-Status und des dadurch bedingten Zuwachses an Pensions- 
ansprüchen und die naheliegende Erwägung, dass der Genuss der 
Quinquennalzulagen im Dienst erprobte Kräfte in Aktivität dem 
Institut erhalten und nicht vorzeitig in den Ruhestand treiben soll. 

Das sind die wichtigsten Motive, welche zu dem in der Bei- 
lage unter A näher formulierten Antrag auf Schaffung neuer Be- 
st) 


Digitized by Google 



CCXXXIV 


Anhang. 


Stimmungen über die Quinquennalzulagen der Sparkassabeamten 
veranlasst haben. 

Im Fall der Annahme dieser neuen Bestimmungen würde 
sich das unter dem Titel der Quinquennalzulagen ergebende Ge- 
samterfordemis folgendermasscn heraussteilen. Von dem der Haupt- 
kassa zur Last fallenden Gehaltserfordernis von 15.620 fl. wäre 
vorerst als mit der Quinquennalzulage systemmässig nicht belastet 
in Abzug zu bringen 

die Personalzulage des Direktors . . . 500 fl. 

die Remuneration des Kanzlisten . . 480 , 

die Löhne der zwei Diener 740 , 

zusammen 1720 fl. 

Folglich blieben mit Quinquennalzulagen belastet 13.900 fl. 
und würde das Erfordernis von 5 zu 5 Jahren um 10° somit um 
1390 fl. sich erhöhen; die ganze Steigerung aber bei Fälligkeit aller 
fünf Quinquennalzulagen könnte den Betrag von 6950 fl erreichen. 

Als einen integrierenden Bestandteil der Vorlage über die 
Reorganisation des Beamtenstatus und die Regelung der Gehalte 
betrachtet der Direktionsrat endlich auch den Antrag auf Gründung 
eines .Pensionsfondes der Beamten der .Hermann- 
städter allgemeinen Sparkassa' und deren Hinter- 
bliebenen." 

Eine diesbezügliche Vorlage war schon einmal von Seite des 
Direktionsrates der löblichen Generalversammlung unterbreitet, von 
dieser aber in der Sitzung vom 30. Oktober 1881 abgelehnt worden 
aus dem Grunde, weil die Schaffung und Verwaltung eines be- 
sonderen Pensionsfondes im Hinblick auf die relativ geringe Zahl 
der Beamtenstellen überflüssig erscheine Thatsächlich wurden und 
werden denn die von der Sparkassa zu tragenden Pensionen gegen- 
wärtig im Gesamtbeträge mit 5413 fl. 33 kr. (Pension der 2 
Direktoren, ferner der Witwe nach Josef Pfaff und der Witwe nach 
Gustav Göllner) aus dem Reservefonde bestritten. 

Inzwischen hat nun die Zahl der Beamtenstellen eine erheb- 
liche Vermehrung erfahren und der hiedurch bedingte Zuwachs 
von Pensionsansprüchen macht die Vorsorge für Gründung eines 
eigenen Pensionsfondes rätlich, ja notwendig, da es in Zukunft 
kaum angehen dürfte, den Reservefond allein für die anwachsende 
Last aufkommen zu lassen. Als ein weiterer Beweggrund kommt 
hinzu die Erwägung, dass die erhebliche Aufbesserung der Bezüge 


Digitized by Google 



Wichtiger© Vorlagen. 


ccxxxv 


der Beamten, deren Verpflichtung zu einem verhältnismässigen 
Beitrage unter dem Titel ihrer künftigen Pension nur gerecht und 
billig erscheinen lässt. Der Direktionsrat hat denn den in der 
Beilage B enthaltenen Entwurf von Bestimmungen über den zu 
gründenden Pensionsfond festgesetzt. Eine weitwendigere Begrün- 
dung der Bestimmungen im Einzelnen dürfte an diesem Ort zu 
weit führen und kann eventuell auch der Sonderberatung Vorbe- 
halten werden. Nur so viel mag hier schon hervorgehoben werden, 
dass die in Aussicht genommenen Dotationen des Pensionsfondes 
aus der Hauptkassa und aus dem Reservefonde den Zweck haben, 
den zu schaffenden Pensionsfond möglichst bald kräftig und leist- 
ungsfähig zu machen, damit er seiner Aufgabe entsprechen könne. 
Ähnliche Bestimmungen finden sich übrigens auch in den bereits 
erprobten Satzungen mehrerer ausländischen Beamten-Pensions- 
Institute, deren Statuten mit Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse der Sparkassa als Muster gedient haben. 

Auf Grund des Vorausgeschickten beehrt sich der Direktions- 
rat zu beantragen: die löbliche Generalversammlung wolle 

I. die seit dem I. Januar 1888 ins Leben getretene Einrichtung 
einer zweiten Zahlstelle in der I.iquidatur B, ferner die seit dem 
I. Januar 1889 eingefuhrte neue Form der Buchaltung, sowie die 
erfolgte Inverwendungnahme eines Hilfsarbeiters (Kanzlisten) nach- 
träglich zur Kenntnis nehmen; 

II. die in der Exposition dieser Vorlage gestellten Anträge 
auf die neue Systemisierung der Beamtenstellen und Erhöhung 
der Beamtengehalte vom 1 Marz 1889 angefangen gemäss § 10, 
Punkt 5 der Statuten, zum Beschluss erheben und demgemäss die 
nachstehenden Beamtenstellen mit folgenden Bezügen systemisieren 
und zwar die Stelle 

1 . des Direktors mit einem Jahresgehalt von 3000 fl. 


2. des I. Rechtskonsulenten , , , , 1000 , 

3. des II. , , , 1000, 

4. des Kassiers , , , ,1600, 

5. des I. Kontrollors . . . , , , , 1400 , 

6. des II , ..... , , 1200, 

7. zwei Offizialsstellen mit je 800 fl. , , 1600 , 

8 des Oberbuchhalters . mit einem , , 1300 , 

9. des Buchhalters . . . , , , , 1000 , 

10. des Assekuranzbeamten , , , , 800, 
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weiter dem Sparkassadirektor Dr. Carl WollT zu seinem mit 3000 fl. 
systemisierten Jahresgehalt eine Personalzulage von jährlich 500 fl. 
zuerkennen. 

III. die in der Heilage A dieser Vorlage enthaltenen .Bestim- 
mungen betreffend die Quinquennalzulagen der Sparkassabeamten* 
zum Beschluss erheben, endlich 

IV. den in der Beilage B enthaltenen Entwurf von .Bestim- 
mungen über die Gründung eines Pensionsfondes für die Sparkassa- 
beamten und deren Hinterbliebene* nach vorausgegangener Be- 
ratung annehmen und feststellen. 

Hermannstadt, 7. März 1889. 


Der Direktionsrat 

der Hermannstädter Allgemeinen Sparkasse. 


Beilage A. 


Bestimmungen, betreffend die Quinquennalzulagen der 
Sparkassabeamten. 

§ 1. Alle bei der Hermannstadter allgemeinen Sparkassa 
bleibend und mit einem systemisierten Gehalt angestellten Beamten, 
zu welchen dermalen der Institutsdirektor, die beiden Rechtskon- 
sulenten, der Kassier, die beiden Kontrollore, die beiden Offiziale, 
der Assekuranzbeamte, der Oberbuchhalter und Buchhalter gehören, 
erhalten bei erwiesener treuer Pflichterfüllung ausser dem mit ihrer 
Dienstesstelle verbundenen Gehalte noch eine von der Zahl ihrer 
Dienstjahre abhängige Diensteszulage. 

§ 2. Diese Diensteszulagen sind Quinquennalzulagen, sodass 
nach Ablauf von je 5 Dienstjahren jeder der in § 1 benannten 
Beamten eine solche Zulage erhält. 

§ 3. Bei der Bemessung der Quinquennalzulagen werden nur 
die bei der Hermannstädter allgemeinen Sparkassa in einer syste- 
misierten Beamtenstelle zugebrachten Dienstjahre in Anrechnung 
gebracht. 
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§ 4. Alle diejenigen Beamten, welche schon gegenwärtig mit 
dem Rechte auf den Bezug von Quinquennalzulagen in Diensten 
der Sparkassa stehen, rechnen ihre Dienstjahre vom Tage ihrer 
ersten bleibenden Anstellung bei der Sparkassa. 

Diejenigen Beamten, welche gegenwärtig bei der Sparkassa 
in Verwendung stehen, aber auf Grund der mit diesen Bestim- 
mungen gleichzeitig erfolgenden neuerlichen Regulierung des Be- 
amten-Status eine bleibende, mit einem systemisierten Gehalt 
verbundene Anstellung erlangen, zählen die Dienstjahre vom 
1. März 1889. 

Alle später anzustellenden Beamten zählen ihre Dienstjahre 
vom Tage der ersten bleibenden Anstellung in einer systemisierten 
Bcamtenstelle der Sparkassa. 

§ 5. Ein Beamter kann nur auf fünf solcher Zulagen Anspruch 
erheben. 

§6. Die Höhe der Quinquennalzulage wird mit 10*/o des 
Gehaltes bemessen. 

§ 7. Bei Vorrückung aus einer Stelle mit einem niedereren 
Gehalte in eine mit einem höheren Gehalte verbundene Stelle 
werden vom Tage der Vorrückung sämtliche Quinquennalzulagen, die 
der Bezugsberechtigte bezieht, von dem hohem Gehalte bemessen. 

§ 8. Diese Zulagen sind bei der Bemessung des Ruhegehaltes 
nicht mitzurechnen. 

§ 9. Die Anweisung dieser Zulagen erfolgt von Amtswegen 
durch den Direktionsrat. 

§ 10. Diese Bestimmungen treten mit dem 1. März 1889 in 
Wirksamkeit. 

§ 11. Jenen fünf Beamten, welche das am 20. Mai 1883 ge- 
schaffene Quinquennal-Zulagen-Statut berührt, wird freie Wahl ein- 
geräumt zwischen dem Bezug der erhöhten Quinquennalzulage 
(§§ 6, 7, 8 des gegenwärtigen Statutes) ohne Einrechnung derselben 
im Falle der Pensionierung, und zwischen der alten Quinquennal- 
zulage (§§ 3, 5 des Statutes vom 20. Mai 1883) mit Einrechnung 
derselben im Falle der Pensionierung. 
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Bestimmungen über die Gründung eines Pensionsfondes für die 
Sparkassabeamten und deren Hinterbliebene. 

§ 1. Um die nach § 10 und '20 der Vereins-Statuten dem 
Vereinsvermögen obliegende, durch die neuerliche Organisation 
des Reamtenstatus wesentlich gesteigerte Verpflichtung zur Zahlung 
von Ruhegehalten an Institutsbeamte und Diener und deren Witwen 
und Waisen erfüllen zu können, den nach § 20 mit dieser Ver- 
pflichtung belasteten Reservefond einigermassen zu schonen und 
jene Pensionsansprüche noch weiter sicherzustelten, wird ein Spar- 
kassabeamtenpensionsfond gegründet. 

§ 2. Dieser Fond wird gebildet: 

a) durch Geschenke und Vermächtnisse; 

b) durch etwaige Dotationen aus dem Reingewinn; 

c) durch jährliche Beitrage der pensionsberechtigten Sparkassa- 
beamten und Diener in der Höhe von 2 % ihres ordentlichen 
Gehaltes ohne Kinrechnung der Quinquennal- und Personal- 
zulagen ; 

d) durch regelmässige und ausserordentliche Zahlungen der 
Ilauptkassa an den Pensionsfond; 

e) durch jährliche Zahlungen des Reservefondes an den Pensions- 
fond; 

f) durch die Erträgnisse dieser Einnahmen. 

§ 3. Die Hauptkassa hat an den Pensionsfond zu zahlen : 

1. an regelmässigen Beiträgen jährlich 4% der Gchaltsbezüge der 
mit Pensionsberechtigung Angestellten; 

2. an ausserordentlichen einmaligen Zahlungen 

a) 20 % von dem Gehalte eines jeden mit Pensionsberechtigung 
angestellten oder anzustellenden Beamten und Dieners; die 
Zahlung des auf das Jahr 1889 entfallenden Betrages kann 
auf drei Jahre verteilt werden; 

b) bei jeder künftigen Gehaltsvermehrung eines mit Pensions- 
berechtigung Angestellten, 50% des Gehalts-Zuwachses. 
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§ 4. Der Reservefond hat an die Pensionskassa einen Jahres- 
beitrag von 6000 fl. zu leisten. 

§ 5. Insolange als der Pensionsfond die durch § 6 bestimmte 
Höhe nicht erreicht, sind die Pensionen nur bis zur Höhe von 
6000 fl. aus der Pensionskassa zu zahlen ; und wenn die Pensionen 
den Betrag von 6000 fl. übersteigen, ist der Mehrbedarf aus den 
anderweitigen verfügbaren Mitteln des Reservefondes zu decken. 

§ 6. Wenn das gesamte Vermögen des Pensionsfondes eine 
solche Höhe erreicht hat, dass durch dasselbe versicherungstech- 
nisch berechnet die bereits zugesprochenen Pensionen und für jeden 
aktiven Beamten eine Invalidenpension von mindestens 1000 ft.; 
ferner die Pensionen der Witwen und für die Frauen der noch 
lebenden Beamten oder Pensionisten des Sparkassainstitutes eine 
Witwenpension von mindestens 500 fl sichergestellt ist, so sind 
die Pensionen aus der Pensionskassa zu zahlen und die Jahresein- 
zahlungen des Reservefondes in entsprechender Weise zu reduzieren. 

§ 7. Das Vermögen des Pensionsfondes ist abgesondert zu 
verbuchen und zu verwalten und hat der Direktionsrat der Spar- 
kassa alljährlich über den Stand des Vermögens der Generalver- 
sammlung abgesondert Rechnung zu legen. 

§ 8 Die Bestimmungen über Pensionierung der Beamten und 
Diener sowie deren Hinterbliebenen sind in § 19 und 20 der Statuten 
und in §§ 8 und 1 1 der Bestimmungen über die Quinquennalzulagen 
enthalten. 

§ 9. Beamte und Diener, welche aus dem Dienst der Spar- 
kassa austreten, verlieren für sich und ihre Angehörigen den An- 
spruch auf Ruhegehalt, ebenso haben sie keinen Anspruch auf 
Rückersatz der geleisteten Einzahlungen. 

§ 10. Im Falle der Auflösung des Vereines hat die General- 
versammlung nach Befriedigung der Ansprüche der Pensionsbe- 
rechtigten auch über das Vermögen des Pensionsfondes im Sinne 
von § 62 der Statuten zu beschliessen. 

§11. Die Bestimmungen dieses Statutes treten mit dem 
1. Marz 1889 in Kraft. 
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Verzeichnis 

der aus dem Reinerträgnis der Hauptkassa und des Reserve- 
fonds vom Jahre 1841 bis 1890 gemachten Widmungen zu wohl- 
thätigen und gemeinnützigen Zwecken. *) 

Realschule fl. 67660.— 

Mädchenschule 33600. 

Bürgerschule (Elementarschule) „ 10000. — 

Turnschule 9353.61 

Kindergärten 6500.— 

Seminar 1000.— 

Landeskirchenseminar 6000. — 

Für die Mädchenschule sowie für die Josefstädter 
Schule als Beitrag für die Kosten des magya- 
rischen Sprachunterrichtes 2500. — 

Zu Bauherstellungen am evang. Gymnasialgebäude „ 2000. — 

Zum Umbau der gr.-kath. Volksschule 300. — 

Gr.-orient. Schulbaufond 100. — 

Gewerbeschule „ 3583. — 

Sonntagsschule „ 2375.16 

Fachschule für Holzindustrie 2700. — 

Frauen- Arbeitsschule 2660.— 

Haushaltungsschule 1100. — 

Webereischule „ 1700. — 

Fachschule für den praktischen Unterricht in den 

Kontorlachern „ 900. — 

Zur Abhaltung einer Winterschulc für junge I-andwirte „ 100. — 

Schuhmacher Fachschule 100. — 

Zur Herstellung einer entsprechenden Kommunikation 

zwischen der Reispergasse und Salzgasse . . „ 9500. — 

*) Die in den einzelnen Jahren für ein und denselben Zweck gemachten 
Widmungen sind in obigen Summen zusammengefasst. 
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Zur Herstellung eines Trottoirs von Quadersteinen 
von der Hauptwache bis zum v. 1 lochmeister'schen 

Hause fl. 941.20 

Zum Durchbruch aus der Fleischergasse in die 

Josefstadt 8667. — 

Trinkwasserleitungsfond 5000. — 

Städtische Musikkapelle 3340. — 

Freiwillige Feuerwehr 3800. — 

Erweiterung des Bahnhofplatzes 1500. — 

Für die Regulierung der Schewisgasse 1300. — 

Als Beisteuer zur Errichtung einer eisernen Brücke 
von den Fleischbänken auf den evang. Kirch- 
hofplatz 1050. — 

Zum Ankauf und Abtragung des die Einfahrt zur 
evang. Kirche beengenden Hauses auf dem 

kleinen Ring 1008. — 

Zur Anschaffung einer guten Turmuhr 1000. — 

Zur Errichtung eines Pumpbrunnens auf der Pro- 
menade 532. — 

Für den in der Josefstadt zu errichtenden Brunnen „ 200. — 

Für das Benigni-Denkmal 105. — 

Für ein Brukenthal-Denkmal 100. — 

Gesellschaftshaus 8400. — 

Zum Studium einer städtischen Anlage zur Erzeugung 
von Elektrizität und Druckluft für Beleuchtung 

und gewerbliche Betriebe 1000. — 

Gewerbeverein 6160. — 

Verschönerungsverein 3900. — 

Musikverein 2772.31 

Siebenb. Verein für Naturwissenschaften 2700. — 

Fischzucht-Gesellschaft „ 2145.89 

Landeskundeverein 1400. — 

Landwirtschaftlicher Bczirksverein 400. — 

Verbandsleitung der ländlichen Spar- und Vorschuss- 
vereine 400. — 

Zur Förderung des gewerbl. Genossenschaftswesens „ 300. — 

Für landwirtschaftliches Genossenschaftswesen . . „ 300. — 

Arbeiter-Bildungsverein 300. — 

Sektion Hermannstadt des siebenb. Karpathenvereines „ 300. — 
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Siebenbürgischer Karpathenverein fl. 100. — 

Landwirtschaftsverein als Preis für das beste mit Be- 
rücksichtigung unserer Verhältnisse verfasste, 
landwirtschaftliche Lesebuch, zum Gebrauch 

unserer Landleute 200. — 

Hermannstädter Zweigverein vom roten Kreuz . . „ 100. — 

Romanischer Frauenverein 60. — 


Verein zur Unterstützung der am Hermannstädter 
Staatsgymnasium studierenden Jugend . . . 

Straflings-Unterstützungsverein 

Für den Sparkassabeamten-Pensionsfond .... 

Evang. Waisenhaus (Lutherhaus) 

Stiftung zu Gunsten der Armen in Hermannstadt . 

Krankenpflege-Anstalt 

Zur Anschaffung von Lehrmitteln für arme Schul- 
kinder ohne Unterschied der Konfession und 

Nationalität 

Allgemeines Krankenhaus (Franz-Josef-Bürgerspital) 

Dienstboten-Prämienstiftung 

Brennholz für Arme 

Für die Burgberger Abgebrannten 

Für die Szegediner Überschwemmten 

Für die Hinterbliebenen gefallener Soldaten in Bosnien 

Evang. Landeswaisenhaus in Budapest 

Stefani -Versorgungshaus in K^zdi - Väsärhely . . . 

Fond für fachgewerbliche Ausbildung von Hermann- 
städter Gewerbetreibenden 

Schülerwerkstätte 

Für die Musterwirtschaft 

Für das siebenb.-sächs. Bauernhaus auf der Wiener 

Weltausstellung 

Zur Förderung der Bildung von Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften 

Reisestipendien für 2 Lehrer zur Reise ins Ausland 
behufs Studium einiger neuer Erscheinungen des 

niedem städtischen Schulwesens 

Zur Errichtung eines Karpathenmuseums .... 
Zur Ausbildung eines Mannes im Kommassationsfache 
Zur Förderung der Kommassation durch Vorträge . 


„ 10 .— 
„ 1000 .— 
„ 11160.44 
„ 10000 .— 
„ 8200.— 


„ 4536.19 

„ 4200.— 

„ 2100 ,— 
„ 100 .— 
„ 100 .— 
„ 100 .— 
„ 100 .— 



„ 10500.— 
„ 4200.— 

„ 1000 .— 

„ 1000 — 

„ 1000 .— 


600.— 

600.— 

600.— 

300.— 
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Für die Beschickung der Szegediner Ausstellung . fl. 500. — 

Zur Förderung der Spielwaren-Industrie 500. — 

Landwirtschaftliche Lehrwirtschaft 400. — 

Zur Anschaffung von Broschüren betreffend den 
Schutz der der Land- und Forstwirtschaft nütz- 
lichen Tiere 250. — 

Für die Vorarbeiten zum Bau der Eisenbahn Her- 
mannstadt — Rotenturm „ 2000. — 

Budapester Landes-Ausstellung 1380. — 

Wiener Weltausstellung 1300. — 

Zum Bau einer Aussichtswarte auf dem Hammers- 

dorfer Berge 300. — 

Zur Untersuchung des Altflussbettes von Reps bis 

Talmatsch 210. — 

Zur Errichtung eines Kurhauses im Höhenklima . „ 200. — 

Der Neusatzer ev. Kirchengemeinde zum Kirchenbau „ 20. — 

zusammen . fl. 290749.80 
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A. 


Vereinsmitglieder im Jahre 1891.*) 


1. Alhrich Karl, Realschui - Direktor. 
1884. 

2. Albrich Karl jun., Professor. 1890. 

3. Arz Albert v. Straussenburg, Ad- 
vokat. 1883. 

4. Arz Albert v. Straussenburg Dr., 

Advokat. 1887. 

5. Bedeus Josef, Direktor der Hoden 
kredilanstnlt. 1857. 

6. Bcrglciter Gustav, Ober Buchhalter. 

1805. 

7. Bcrgleiter Hein., Pfarrer in Freck. 
1873. 

8. Bielz Albert, k. Schulinspektor L P. 
18GG. 

Bielz Julius Dr., Arzt. 1890. 

Billes Johann, Kaufmann. 1879. 
Binder Sam. Traugott, Sparkassa- 
Direktor L P. 1855. 

Bruckner Wilhelm Dr., Advokat. 
1872. 

Borger Karl Samuel, Advokat. 1879. 

Capcsius Gustav, Professor. 1880. 
Conrad Julius, Professor. 1882. 
Conrad Karl Dr., Advokat. 1877. 
Czekelius Karl Samuel, Stadtwirt- 
schafts -Verwalter. 1857. 

Czekelius Daniel Dr., Arzt. 1890. 
Czekelius Friedrich, Professor. 1885. 

Dorschlag Karl, Professor. 1878. 
Drotleff Josef, Magistratsrat. 18C5. 

Fabritius Gustav, Fabrikant. 1881. 
Fabrilius Wilhelm, Fabrikant. 1881. 


2JL Friedsmann Arnold, Advokat. 1883. 
25. Fritsch Karl, Sckretiir der evang. 

Landeskirche A. B. 1877. 

2£L Fritsch Samuet, Vorschussvereins- 

Kassier. 1883. 

2L Gcbbel Karl, k. Scktionsrat L P. 
1882. 

28. Gübbel Karl, Stad t kassa - Kassier. 
1871. 

29- Göbbel Johann, Fabrik« • Direktor. 

1879. 

30. Grohmann Heinrich Wilhelm, Rc- 
alitiitenverwaltcr. 1870. 

31. Gutt Robert, Sparkassa-Koiitrollor. 

1880. 

32. Hannenheim Karl v., k. Gerichtsrat 

L P. 1858. 

33. Hannenheim Stephan v. Dr., Pri- 
mararzt. 1882. 

34. Heldenbcrg Viktor v., Pianist. 1877. 

35. Henrich Gustav, Advokat. 1887. 
30. Herbert Heinrich, Professor. 

37. Herbert Otto, Koraitats- Kassier. 

1 1878. 

38. Herzberg Karl, k. u. k. Major L P. 

1882. 

39. Jikeli Friedrich Dr., Stadt-Physikus. 

1878. 

40. Jikeli Josef, Kaufmann. 1887. 

41. Jikeli Karl, Apotheker. 1879. 

42. Jickeli Karl Friedrich, Kaufmann. 

1867. 

43. Jickeli Karl Dr., Kaufmann. 1886. 
±L Jikeli Wilhelm, Tischler. 1881. 


*) Die den Namen beigefügten Zahlen bezeichnen das Jahr der Aufnahme 
zum Vereinsmitgliede. 
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45 Kabdebo Michael, Bankier. 1890. I 

46. Kaat Stephan, ev. Harrer. 1877. 

47. Kästner Heinrich, Senator L P. 1879- 
4Ä. Kessler Johann, Fleischhauer. 1883. j 
4M. Kirchgatter Ludwig Dr., Advokat. | 

1890. 

611 Klein Karl, ev. Pfarrer. 1877. 

51. Klein Ludwig, Advokat. 1871. 

52. Klein Wilhelm, Mogistratsrat L P. 
1841. 

53. Konnerth Josef, ev. Pfarrer. 1881. 
ÖL Krafft Wilhelm, Buchdrucker. 1876. 

55. Krafft Carl Wilhelm, Buchdrucker. 
1890. 

56. Lani Martin, Sparkassa-Kontrollor. 
1881. 

57. Meltzl Oskar v. Lomnitz Dr., 
Reichstags- Abgeordneter. 1882. 

58. Michaelis Franz, Buchhändler. 1877. 
üiL Michaelis Ludwig, Buchhändler. 

1882. 

60. Mike Georg v., Kanzlei- Direktor 
L P. 1845. 

GL Moeferdt Gustav, Lederer. 1881. 

62. Moeferdt Josef, Lederer. 1877. 

63. Moess Friedrich Dr., Komitatsbe- 
arotcr. 1866. 

GL MUller Karl Dr., Apotheker. 1882. I 

66. Müller Friedrich Dr., Stadtpfarrer. 
1875. 

66. MUller Friedrich, Versatzamts -Ver- 
walter. 1870. 

67. MUller Heinrich, Professor. 1883. ! 

68. Nendwich Wilhelm, Kaufmann. 
1887. 

69. Neugeboren Albert, slädt. Steuer- 
Kassier. 1871. 

70. Neugeboren Albert, Professor. 1890. 

71. Neugeboren Emil Dr., k. Professor. 

L P. 1876. 

72. Osterlamm Josef, Statthalterei- 
Sekretär L P. 1873. 

73. Phleps Friedrich, k. Gerichtsrat. 
1871. 


I JA. Reissenberger F. A., Kaufmann. 

1881. 

75- Reissenberger Franz, Kaufmann. 

1877. 

7ti. Reissenberger Ludwig, Professor 

L P. 1879. 

77. Reissenberger Wilhelm, Stadt- 
hauptmann L P- 1875. 

| 2£L Roth Johann Dr., ev. Pfarrer. 1882. 

2ÜL Schneider Karl, Universit. -Sekretär 

L P. 

80. Schüller Heinrich Dr., Bczirkaarzt. 
1887. 

81. Schüller Hermann, Professor. 1882. 

82. Schuster Josef, k. Finanzrat L P. 
1841. 

ßü Schuster Martin, Professor. 1877. 
84. f Schwabe Julius Dr., Advokat. 

1881. 

| Ü£L Sigerus Gustav, Universitäts-Kon- 
trollor. 1890. 

86. Simonis Emil, städt. Steuer-Kon- 
trollor. 1891. 

ML Stenzei Wilh., Sparkassa-Kassier. 
1877. 

j GM- Stühler Benjamin, Privatier. 1845. 
I Qü. SUssmann Hermann Dr., Komi- 
tats Oberarzt. 1884. 

! 20.- Teutsch Friedrich Dr., Seminar- 

Direktor. 1881. 

91. Thalmann Gustav, Kornes -Ober- 
gespan. 1882. 

ML Theis Gustav, städt. Waisenamts- 
Assessor. 1887. 

93. Wagner Josef, Kaufmann. 1887. 

94. Wächter Heinrich , k. Finanz- 
Direktor. 1876. 

95. Weindel Johann, Kaufmann. 1885. 

96. Weiss Wilhelm, Kanzlei-Direktor 

L P. 1845. 

97. Weiss Wilhelm, Professor. 1882. 

98. Wellmann Rudolf, k. Finanzrat 

L P. 1865. 

99. Wolff Karl Dr., Sparkassa- Direktor. 
1879. 

100. Zimmermann Franz, Archivar. 
1881. 
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B. 


Namensverzeichnis der Ausschuss - Mitglieder der 
Hermannstädter allgemeinen Sparkassa. 


Im Jahre 1811: 


Ausschuss : 

Josef Benigni von Mildenberg. 

Johann Car! Schüller. 

Johann Thalmayer. 


Friedrich Arzt. 
Ferdinand von Gutenau. 
Daniel Czekelius. 


Beamte : 


Friedrich Michael Herbert» Direktor. 
Josef Bergleiter, Kassier. 


Johann Pfaff, Kontrollor. 
D. A. Zay, Aktuar. 


Im Jahre 1891: 


Direktionsrat. 


Vorstand: Karl Albrich, Leiter der Realschule. 
Schriftführer : Josef Drotleff, Magistratsrat. 


Atz Albert v. Straussenburg, Advokat. 
Fabritius Gustav, Fabrikant. 

Fritsch K., Sekretär der ev. Landeskirche. 
Grohmann Wilh. Realitätenverwalter. 


Jikeli Karl, Apotheker. 

Krafft Wilhelm, Buchdrucker. 
StUhler Benjamin, Privatier. 
Zimmermann Franz, Archivar. 


Dr. Karl Wolff, Instituts-Direktor. 


Anfsichtsräte: 

Neugeboren Albert, städt. Steuerkassier. 
Billes Johann, Kaufmann. 

Michaelis Franz, Buchhändler. 
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C. 

Namensverzeiehnis der früheren Funktionäre der 
Hermannstädter allgemeinen Sparkassa. 

Herbert Friedrich Michael, ■(* Direktor von 1841 — 1879. 

Binder Samuel Traugott, Aktuar von 1855 — 1884, 

Kassier von 1885 — 1878, 

Direktor von 1879 — 1885. 

Pfaff Johannn, f Kontrollor von 1841 — 1847, 

Kassier von 1848 — 1850, 

Revisor von 1851- 1877. 

Bergleiter Josef, + Kassier von 1841 — 1817. 

Klein Wilhelm, Kontrollor von 1847 — 1850. 

Zay D. Adolf, f Aktuar von 1841—1847. 

Schneider Job. Friedrich, f Revisor von 1844 — 1851. 

Slissmann Johann, f Aktuar von 1847 — 1850, 

Buchholzer Johann, f Aktuar von 1850 — 1856. 

Kunken Martin, -f Revisor von 1877 — 1879. 

Koszlk von Kaylich Joh. Bapt., f Revisor von 1879 — 1882. 

Göllner Gustav, f Rechtskonsulent von 1871 — 1884. 


Namensverzeiehnis der Institutsbeamten und Diener. 


Im Jahre 189L 


Direktor: Dr. Carl WolfT. 
Kassier: Wilhelm Stcnzcl. 
Kontrollore: Robert Gutt. 

Martin Lani. 

Oberbuchhalter: Gustav Bergleiter. 
Buchhalter: Gustav Henrich. 
Rechtskonsulenten : Rudolf Wellmann. 

Kcinr. Mangesius. 
Realitäten Verwalter : Wilh. Grohmann. 


Hypotheken- und Genossenschaftsrevisor: 

Julius Teutsch. 

Offiziale: Karl Czekelius. 

Hans Bergleiter. 

Julius Möferdt. 
Hilfsbeamte: Moritz Gross. 

Friedrich Leonhard. 

Otto StUhler. 

Victor Diebold. 


Diener: Johann Binder und Carl Zay. 
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vom 11. Dezember 1841 bis 31. Dezember 1842. 
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Einnahmen: 

Gnlden 

C. M. 

Einlagen 

87.250 68 

Rückgezahlte Kapitalien 

3.281-40 

Interessen 

2.17010 

Rückerstattete Unkosten 

1944 

Erhaltene Vorschüsse 

1.855 — 

Summe der Einnahmen . . 

94.677-32 

Ausgaben: 


Rückgezahlte Einlagen 

21.13019 

Angelegte Kapitalien 

67.418 — 

Hinausgezahlte Interessen 

165 50 

Angeschaffte Requisiten 

124 58 

Unkosten 

17040 

Riickersetzte Vorschüsse 

1.85619 

Summe der Ausgaben . . 

90.86606 

Bilanz: 


Wenn von den Einnahmen per 

94.57732 

abgezogen werden die Ausgaben per 

90.86606 

so ergibt sich der am 31. Dezember 1842 vor- 


handen gewesene Kassarest von 

3.711 26 

Rechnet man hinzu 

a) die mit 31. Dezember 1842 noch angelegten 


Aktivkapitalien per 

64.136 20 

b) die vorrätigen Requisiten 

124 58 

so ergibt sich ein Aktivum von 

67.97244 

Wird hievon jedoch abgeschlagen der Passivstand 
der Sparkassa d. i. die noch unbehobenen 604 


Einlagen samt kapitalisirten Interessen per . . 

66.866 36 

so stellt sich ein Gewinn per 

1.10608 

heraus. 
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CCLV1II 


Anhang. 


Bilanz der Hermannstädter allgemeinen 


Aktiva. 

0 u 1 d e n 

Gulden | 



Barvorrat 


54.703 02 | 

Effekten 

a) des Pfandbriefgarantiefondes 

205.205 36 


b) Eigene 

729.995 45 

935.200 80 

Darlehen gegen hypothekarische Sicherstellung 
a) Hypothekardarlehen 

1,830 580 99 


b) Raten Darlehen 

460.589 81 


c) Annuitaten-Darlchcn 

665 122 22 


d) 6»/ 0 Pfandbrief Darlehen 

3,121 094 41 


e) 6»/// # Pfandbrief- Darlehen 

71823270 

6,795.62013 

Darlehen gegen Handpfand 


79.750 — 

Eskompticrte Wechsel 


136.174— 

Fixe Kredite 


182.349 97 | 

Personal - Kredite 


1.225 — 

Darlehen der Pfandleihanatalt 


24.000— 

Giro-Guthaben beim hiesigen Bankfiliale .... 


1.137 75 

Guthaben bei der k. ung. Post-Sparkassa . . . 


3.03944 

Zinsen 

Rückständige Zinsen : 

a) von Hypothekar- and Raten- Darlehen .... 

54.301 17 


b) k Annuitäten- Darlehen 

5.12837 


c) , Pfandbrief- Darlehen 

9.049 79 


d) , Darlehen gegen Hand pfand 

1.083 16 


e) , lixen Krediten 

1290 


f) , eigenen Effekten 

8.275-88 


g) , Konto-Korrente 

1.367 69 

79.218 95 

Mobilien (Inventar) 


8.14244 

Assekuranz-Prämien . . . 


1.737 19 

Aktiva des Reservefondes laut Spezial-Bilanx 


383.038-75 

Aktiva des Pensionsfondes laut Spezial-Bilanz . 


8.14601 



8,693.483 45 



I 
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Sparkassa per 31. Dezember 1890. 



dulden 

dulden 

Passiva. 



Gründungsfond 


| 6 . 000 - — 

Pfandbriefgarantiefond 


205.205 35 

Spareinlagen 



a ) ß e ß en 4 ‘/**/o Verzinsung 

4,111.952 56 


b) » 4®/ c Verzinsung 

124-272-67 

4,236-225 23 

Pfandbriefe im Umlauf 



a) I. Emission 

951.600 — 


b) II- , 

1,064.400-— 


c) III- . 

1,568-800 — 

3,574.800 — 

Verbindlichkeiten in laufender Rechnung . . . 


60.625 53 

Prämien -Reserven 



a) für Pfandbriefe I. Emission . 

164)40-83 


b) , . II 

15.234 09 

32.17492 

Reserve fond 


372.26952 

Pensionsfond 


8.096-01 

Vorausempfangene Assekuranz-Prämien .... 


157-49 

Zinsen 



Vorausempfangene Zinsen: 



a) von Hypothekar- u. Raten-Darlehcn fl. 9.53263 



b) , Annuitäten- Darlehen . . . . , 5.876'94 



c) , Pfandbrief- Darlehen . . . . , 39-239' — 



d) t eskomptierten Wechseln . . , 1.602 20 



e) , fixen Krediten , 1. 998-63 



f) t Personal-Krediten 4'94 



g) , Konto-Korrente , 1 462 85 

59.71719 


Unl>ehobene Gründungsfonds Zinsen ...... 

51658 


, Pfandbrief Zinsen 

5.16250 


In dos Abschlussjahr gehörige, noch nicht fällige 



Zinsen der Pfandbriefe . 

47.060— 

112.466 27 

V erwaltungskosten 



a) für unberechtigt gebliebene Remunerationen . . 

300 — 


b) „ , , Kanzleierfordernisse 

902 67 

1.202*67 

Steuern und Gebühren 



a) für unberichtigt gebliebene Zinsensteuer .... 

16.222-70 


b) , , , Handpfand-Darlehen- 



Stempel 

2225 


c) für unberichtigt gebliebene Pfandbrief Koupons- 



Stempel 

4085 

16.285 80 

Passiva des Reservefondes laut Spezial-Bilanz . 


10.769*23 

Passiva des Pensionsfondes laut Spezial-Bilanz . 


50— 

Reinerträgnis im Jahre 1890 


58 165 43 




8,693.48345 
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Anhang. 


Verlust- und Gewinn- 


Verlust. 

Golden 

Golden 1 



Zinsen für die Passiv- Kapitalien und zwar: 



für den Griindungsfond 

237' — 


, 6 % Einlagen 

12627-81 


, 4'/t°/o Einlagen 

191.002*84 


, 4% Einlagen 

5.303-43 


t Pfandbriefe 

142.952 30 


, Verbindlichkeiten in laufender Rechnung . . 

1.757 41 

353.880^79 

Verwaltung»- Auslagen 


25.551 74 

Steuern und Gebühren 


25 107 58 

Abschreibung von den Mobilien 30 % 


2.543 50 

Diverse (Beitrag in den Pensionsfond etc.) . . . 


1.457 94 

Gewinn per Saldo 


58.165 44 



466.706 99 



Bilanz des Reservefondes 



Gulden 

Aktiva. 


Wert der Realitäten 

307.997— 

Spareinlagen bei der Hauptkassa 

10.618 49 ! 

Guthaben in laufender Rechnung mit der Haaptkassa 

652-7» 

Kaufschillings- Forderungen und Vorschüsse 

9.633— I 

Wert der Effekten nach dem Kurs vom 31. Dezember 1890 . . 

47.662 63 

Miet- und Pachtzins-Rückstände 

1.19719 

Rückständige Aktivzinsen und pro 1891 verabfolgte Passivzinsen 

196 54 

Pro 1890 entfallende Zinsen von den eigenen Effekten .... 

1.08575 

Pro 1890 entfallende Zinsen von den Effekten des Pfandbrief- 


Garantiefondes 

4.09536 


383.038 76 

1 

1 
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CCLXI 


Konto pro 1890. 



Gulden 

Gulden 

Gewinn. 



Zinsen von den Aktiv-Kapitalien und zwar: 



von Hypothekar- und Raten-Darlehcn 

164-296 17 


t Annuitäten-Darlehcn 

42.400-50 


» Pfandbrief- Darlehen ... * 

172 183 06 


, Darlehen gegen Handpfand 

4.539 16 


» eskomptierten Wechseln 

7.599 06 


, Fixen Krediten 

9662 13 


, Personal' Krediten * , . 

10412 


, Darlehen an die Pfandleihanstalt 

1.534 35 


, eigenen Effekten 

47.987-10 


Verzugs- Zinsen 

7.476-72 

447.782-37 

Provisionen 


18.924-62 


!| 466.706 99 



per 31. Dezember 1890. 



Golden 

Passiva. 


Kanfschillingsrest vom Hause in llcrmannstadt grosser Ring Nr. 6 

10.000 — 

Pro 1891 empfangene Miet- und Pachtzinse 

49916 

Verschiedene Haus-Instandhaltungsrückstände pro 1890 .... 

3204 

Pro 1891 empfangene Aktivzinsen 

233 53 

Pro 1890 rückständige Verwaltungsauslagen 

460 

Vermögen am 31. Dezember 1890 

372.269-52 


383.038 75 
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Anhang. 


Verlust- und Gewinn-Konto des 



Bilanz des Pensionsfondes 


Aktiva. 

Guthaben an die Hauptkassa 

Golden | 

| 8.14601 ! 


8.14601 

| 


Verlust- und Gewinn-Konto des 


|| Golden j 

Verlust 

Gezahlte Pensionen 

Vermögens-Zuwachs 

3.593-26 | 
4.427 91 


8.021-16 | 
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Reservefondes per 31. Dezember 1890. 



Gulden 

Gewinn. 


Gewinn bei Realitäten - Verkäufen, Mehrwert bei Realitäten im 


Verhältnis zu den Erstehungspreisen 

6.90940 

Kurs- Differenz bei den eigenen Effekten 

1.169-62 

Erträgnis der Realitäten per Saldo 

10.768 58 

Erträgnis aus den eigenen Effekten und den Effekten des Pfand- 


brief-Gamntiefondes per Saldo 

11.257 65 

Diverse Zinsen per Saldo 

1953 

Zuwachs durch verjährte Spareinlagen und Anderes per Saldo . 

58416 

Dotation aus dem Reingewinn ex 1889 per fl. 16.000, — abzüglich 


des im Sinne des Pensionsstatutes Sp.-Z. 311/1889 an den 


Pensionsfond geleisteten Jahres- Beitrages per fl. 6000 .... 

10.000 — 


40.708-83 



per 31. Dezember 1890. 



| Quldan 

Passiva. 

! 

Pro 1890 noch nicht erfolgte Pensionen ........... 

60 — 

Vermögen des Pensionsfondes mit 31. Dezember 1890 

8.09601 


8.146 01 



Pensionsfondes per 31. Dezember 1890. 


Gewinn. 

Taxrücklässe der Beamten and Diener 

Zinsen für das Guthaben bei der Hauptkassa 

Beiträge durch die Hauptkassa und den Reservefond im Sinne 
de* Pensions- Statutes Sp.-Z. 311/1889 § 3, 1. aünea und § 4 . 

Gulden 

246 80 
458 10 

7.316-26 


8.021 IG 
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